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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 
Präsident Dietmar Wedenig: Ich e r ö f f n e 

die 551. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 550. Sitzung des 
Bundesrates vom 5. März 1992 ist aufgelegen, un­
beanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

K r a n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Erich Farthofer, Dr. Vincenz 
Liechtenstein und Erich Putz. 

E n t sc h u I d i g t haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Karl Drochter und Stefan Prä­
hauser. 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt ist ein Schreiben des Prä­
sidenten des Landtages von Niederösterreich be­
treffend Mandatsveränderungen im Bundesrat. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

"An den Präsidenten des Bundesrates, Parla­
ment, 1017 Wien 

Betrifft: Wahl eines Mitgliedes und eines 
Ersatzmannes des Bundesrates 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Herr Bundesrat Karl Schwab hat aufgrund sei­
ner Berufung in den Landtag von Niederöster­
reich sein Mandat als Mitglied des Bundesrates 
mit Wirkung vom 11. März 1992 zurückgelegt. 
Der zugeordnete Ersatzmann des Bundesrates, 
Herr Ing. Wilhelm Weinmeier, hat erklärt, nicht 
auf das freiwerdende Mandat nachfolgen, son­
dern weiterhin Ersatzmann bleiben zu wollen. 
Auf Vorschlag des niederösterreichischen Land­
tagsklubs der Freiheitlichen Partei Österreichs 
wurden daher in der Sitzung des NÖ Landtages 
am 12. März 1992 anstelle von Herrn Karl 
Schwab Herr Christian Hrubesch, geb. 
19. 6. 1951. Versicherungsmakler, wohnhaft 
3500 Krems/Donau, Donaulände 2, als Mitglied 
des Bundesrates und Herr Ing. Wilhelm Wein­
meier, Techniker, 3204 Kirchberg, Soisstraße 
42/9, als sein Ersatzmann gewählt. 

Die Kanzlei des Bundesrates wurde zu Handen 
des Herrn Direktors des Bundesrates, Parla­
mentsvizedirektor Dr. Konrad Atzwanger, ver­
ständigt. Ebenso wurde das Bundeskanzleramt, 
Sektion V/2, von der Wahl in Kenntnis gesetzt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Romeder" 

Angelobung 

Präsident: Herr Bundesrat Christian Hrubesch 
ist im Hause anwesend. Ich werde daher sogleich 
seine Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch die 
Frau Schriftführerin wird die Angelobung mit 
den Worten "Ich gelobe" zu leisten sein. 

(Schriftführerin Helga M a r k 0 H/ i t s c h l'er­
liest die GelÖbnisfonnel. - Bundesrat Christian 
H ru b e s c h leistet die Angelobung mit den Wor­
ten .. Ich geLobe".) 

Präsident: Ich begrüße das neue niederösterrei­
chische Mitglied des Bundesrates recht herzlich in 
unserer Mitte. (Allgemeiner Beifall.) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Ich begrüße dazu den im Hause erschienenen 
Herrn Bundesminister Ing. Harald Ett!. (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP.) 

Bevor wir mit der Fragestunde beginnen, ma­
che ich - vor allem im Hinblick auf die seit der 
letzten Fragestunde in den Bundesrat neu einge­
tretenen Mitglieder - darauf aufmerksam, daß 
jede Zusatzfrage in unmittelbarem Zusammen­
hang mit der Hauptfrage beziehungsweise der ge­
gebenen Antwort stehen muß. Die Zusatzfrage 
darf nur eine konkrete Frage enthalten und darf 
nicht in mehrere Unterfragen geteilt sein. 

Um die Beantwortung aller zum Aufruf vorge­
sehenen Anfragen zu ermöglichen, erstrecke ich 
die Fragestunde - soferne mit 60 Minuten das 
Auslangen nicht gefunden wird - im Einverneh­
men mit den beiden Vizepräsidenten erforderli­
chenfalls auf bis zu 120 Minuten. 

Ich beginne jetzt, um 9 Uhr 10 Minuten. mit 
dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz 

Präsident: Wir gelangen zur 1. Anfrage: Frau 
Bundesrätin Dr. Irmtraut KarLsson (SPO, Wien) 
an den Herrn Bundesminister für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz. 

Bundesrätin Dr. Irmtraut KarIsson: Herr Präsi­
dent! Herr Minister! Hoher Bundesrat! Meine 
Frage lautet: 

270/M-BR/92 
Wie steht es um die Verwirklichung der im gel­

tenden Regierungsübereinkommen vorgesehenen 
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Dr. Irmtraut Karlsson 

kostenlosen Abgabe von Verhütungsmitteln unter 
ärztlicher Beratung? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz Ing. Harald EUl: Herr Präsi­
dent! Frau Bundesrätin! Unter Bezugnahme auf 
das Regierungsübereinkommen, wonach der Zu­
gang zur kostenlosen Abgabe von Verhütungs­
mitteln nach ärztlicher Beratung zu eröffnen ist, 
wurde diese Frage von uns thematisiert. Für mich 
als Gesundheitsminister ist es ein wesentliches 
Anliegen, Verhütungsmittel für junge Menschen 
ohne Einkommen - ohne Einkommen!, darauf 
lege ich besonderen Wert - kostenlos zugänglich 
zu machen. Es besteht Übereinstimmung dar­
über, daß die kostenlose Abgabe der Pille nur 
nach ärztlicher Beratung und unter Aufsicht ei­
nes Arztes erfolgen soll. 

Ich kann nicht oft genug betonen - ich habe 
das immer wieder versucht, es ist hin und wieder 
fälschlicherweise in den Medien anders dargestellt 
worden -: Ohne ärztliche Beratung darf das 
nicht geschehen, und es ist das ohne eine solche 
auch nicht geplant. Geplant ist eine Verteilung 
über die 242 Familienberatungsstellen: so soll das 
organisiert werden. Ziel ist es - das war die Aus­
gangssituation -, vor allem die Zahl uner­
wünschter Schwangerschaften, insbesondere jene 
der Abtreibungen signifikant zu reduzieren. Wir 
haben das genau analysiert. Gerade in der Ziel­
gruppe der 15- bis 19jährigen Frauen gibt es sehr 
große Probleme, und dort wollen wir ansetzen. 
Mädchen, für die es problematisch ist, ihre Eltern 
um einen Krankenschein für die Pille zu bitten, 
soll konkrete Hilfe angeboten werden. Über die 
Abgabe von Verhütungsmitteln hinausgehend 
soll jenen jungen Menschen geholfen werden, die 
ansonsten nie eine Familienberatungsstelle aufsu­
chen würden. Informationsmöglichkeiten sind 
einfach näherzubringen. Die Finanzierung dieses 
Projektes soll - daran ist gedacht - aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds erfolgen. Gesprä­
che darüber werden zurzeit geführt. Im Laufe der 
Budgetverhandlungen wird alles weitere abzufas­
sen sein. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Dr. Irmtraut KarIsson: Wie hoch 
sind schätzungsweise die Kosten dieser Maßnah­
me? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Diese Maß­
nahme würde, da die Zielgruppe eine relativ stark 
eingegrenzte ist und diese Maßnahme auch eine 
verbesserte Beratung bei den Familienberatungs­
stellen, einen Ausbau der Beratung miteinschlie­
ßen, das heißt, uns eine Verbesserung der Infra-

struktur am Herzen liegt und darüber hinaus na­
türlich auch die Abgabe von Gratisverhütungs­
mitteln geplant ist, nach unseren Berechnungen 
maximal zwischen 30 und 40 Millionen Schilling 
kosten, und zwar für das gesamte Bundesgebiet. 

Ich erinnere daran, da der Familienlastenaus­
gleichsfonds angesprochen wurde, daß in diesem 
Budgetansatz 15 Milliarden Schilling veran­
schlagt worden sind, und man kann sich ausrech­
nen, was die Verbesserung der Infrakstruktur in 
den Familienberatungsstellen promillemäßig am 
Gesamtbudget ausmacht. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson: Herr Mini­
ster! Selbst von Personen, die das Arbeitsüberein­
kommen für diese Regierungsperiode - Sie ha­
ben es ja selbst angesprochen - lesen können 
müßten, wird immer wieder von "Gratisvertei­
lung", von "Gratispille" gesprochen, als ob Gum­
mibärchen verteilt werden sollten. Was werden 
Sie tun, um diesen gefährlichen ideologischen 
U nsinn abzustellen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister lng. Harald Ettl: Es ist wahr­
lich ein Unsinn, was über diese Frage geschrieben 
wird. Noch einmal: Es geht uns um eine Verbes­
serung der Beratung, und es geht uns darum, Ver­
hütungsmittel dort gratis zu geben, wo es sich um 
junge Frauen ohne Einkommen oder um solche 
in besonderer Situation handelt. Da soll im Sinne 
einer Vermeidung von Schwangerschaftsabbrü­
chen, im Sinne einer besseren Aufklärung gehol­
fen werden. Das heißt, es handelt sich hierbei um 
eine absolut eingegrenzte Personengruppe. Wir 
können nicht immer wieder in der Öffentlichkeit 
mehr Aufklärung verlangen und auf der anderen 
Seite bei der wichtigsten Zielgruppe, bei der Ziel­
gruppe, die uns am meisten am Herzen liegt, dies­
bezüglich nichts tun. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 2. An­
frage: Frau Bundesrätin Grete Pirchegger (ÖVP, 
Steiermark) an den Herrn Minister. 

Bundesrätin Grete Pirchegger: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine Frage lautet: 

264/M-BR/92 
Welches Ausbildungskonzept für die Pflege-. 

Hebammen- und Gesundheitsberufe werden Sie 
dem Parlament vorlegen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Frau Bundes­
rätin! Zur Verbesserung der Ausbildungssituation 
im Krankenpflege- und Gesundheitsbereich liegt 
ein umfassendes Konzept vor. Ich habe seinerzeit 
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Bundesminister Ing. Harald Ettl 

im Bundesrat deponiert, daß wir uns mit Er­
kenntnissen, die wir aus den zusammenfassenden 
Berichten nach dem Fall Lainz haben, daß wir 
uns mit der Thematik in bezug auf Gesundheits­
berufe auseinandergesetzt haben. Aufbauend auf 
diesen Erkenntnissen haben wir unsere Konzepte 
erstellt. 

Es schaut nun so aus, daß die Verbesserung der 
Ausbildungssituation einen wesentlichen Teil der 
Gesundheitspolitik der nächsten Jahre darstellen 
wird. Um diesen Anforderungen einigermaßen 
gerecht werden zu können, müssen diese Berufs­
bilder weiterentwickelt und an die sich stets än­
dernden Bedürfnisse angepaßt werden. 

In diesem Sinne soll in Hinkunft die Kranken­
pflegefachausbildung im Rahmen einer berufsbil­
denden höheren Schule erfolgen. Derzeit schei­
tert die Durchführung der Ausbildungsreform 
und der Schulversuche - mit Hinweis auf die Fi­
nanzierung - am Widerstand der Länder. Man 
muß von der Frage ausgehen, wer Schulerhalter 
ist. 

Im Hinblick auf EWR und EG ergeben sich 
jedoch, was die Krankenpflegeausbildung betrifft, 
keine besonderen Änderungs- beziehungsweise 
Anpassungsnotwendigkeiten. Die bestehende 
Ausbildung auf diesem Gebiete entspricht den 
EG-Richtlinien. Das österreichische Kranken­
pflegediplom wird ja auch mit Inkrafttrete.!1 des 
EWR-Vertrages oder bei voller Integration Oster­
reichs in die EG zur Arbeit in den EG-Staaten 
berechtigen. Ich sage das deshalb, weil fälschli­
cherweise in der Öffentlichkeit vor kurzem von 
einem Nationalratsabgeordneten behauptet wur­
de, daß es auch da einen Anpassungsbedarf gäbe. 
Ich wiederhole: Wir wollen im Krankenpflegebe­
reich in erster Linie weiterentwickeln. Das ist ei­
nes unserer Ziele, darüber sind Verhandlungen 
mit den Finanzreferenten zu führen. 

Hingegen gibt es sehr wohl einen Anpassungs­
bedarf in einer Berufsgruppe, die mir schon seit 
längerer Zeit besonders am Herzen liegt, das ist 
die Hebammenausbildung. Da ist Österreich im 
Vergleich zu EG-Ländern säumig. In der EG gibt 
es eine dreijährige Ausbildungszeit, bei uns eine 
zweijährige. Die Ausbildung auf diesem Sektor 
muß bei uns verbessert werden, und das führt 
dazu, daß im Rahmen meines Ressorts im Mai 
eine Novelle zum Hebammengesetz zur Begut­
achtung ausgesendet wird, mit welcher eine Ver­
besserung der Ausbildung erreicht werden soll. 
Darin ist eine dreijährige Ausbildungszeit vorge­
sehen, das ist auch im Konnex zum EWR zu se­
hen. Ziel ist dabei die volle Angleichung und Ver­
besserung. 

Besondere Gewichtung bei der Hebammenaus­
bildung wird bei uns im Bereich Geburtsvorberei­
tung liegen. Die Geburtsvorbereitung ist ein 

Bereich - bei allen guten Regelungen, die wir 
zum Beispiel im Rahmen des Mutter-Kind-Passes 
haben -, der, das muß man feststellen, noch im­
mer ein großes Manko in Österreich darstellt. Da 
anzusetzen ist mir ein besonderes Anliegen. 

Einen weiteren Bereich bei den Gesundheitsbe­
rufen stellt der medizinisch-technische Bereich 
dar, die medizinisch-technischen Dienste. Dazu 
liegt einem Unterausschuß des Gesundheitsaus­
schusses eine Vorlage vor. Die Beratungen, die 
zurzeit noch andauern, dienen sowohl der Klä­
rung inhaltlicher Fragen als auch der Frage. wie 
der Berufsumfang bei der Ausbildung ausschauen 
soll, aber sie betreffen in diesem Zusammenhang 
natürlich auch Finanzierungsfragen. 

Das ist deshalb der Fall, weil die Ausbildungs­
zeiten im medizinisch-technischen Bereich teil­
weise um sechs Monate angehoben werden sollen 
- wiederum im Hinblick auf den Integrations­
prozeß. Diesbezüglich gibt es also einen gewissen 
Handlungsbedarf. 

Darüber hinaus arbeiten wir an einer Verbesse­
rung der Ausbildung bei medizinisch-technischen 
Fachdiensten, die im wesentlichen Bereich, im 
Bereich der Spitäler, der Einrichtungen, sozusa­
gen das System absichern. Auch diesbezüglich 
werden die notwendigen Vorarbeiten zurzeit 
durchgeführt. Und das Bundesinstitut für Ge­
sundheitswesen hat den Auftrag von mir bekom­
men, sich dieser Frage besonders anzunehmen. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Grete Pirchegger: Herr Bundes­
minister! Inwieweit werden Sie die betreffenden 
Vorlagen dem Parlament übermitteln? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: Wie bereits 
erwähnt, stehen einige der Vorlagen zurzeit noch 
in Behandlung, einige wurden bereits ausge­
schickt zur Begutachtung. Wenn ich aber den ge­
samten Bereich der Gesundheitsberufe herneh­
me, so muß ich sagen, sind diese Fragen in meh­
r:~ren Materien zu regeln. Es wird Änderungen im 
Arztegesetz geben, es geht im April 1992 in Be­
gutachtung; mit J uni wollen wir das abgeschlos­
sen haben. Auch die Ärzteausbildungsordnung 
gehört dazu, aber das steht nicht in unmittelba­
rem Zusammenhang mit Ihrer Frage. Das ist auch 
für dieses Jahr vorgesehen, und zwar zwischen 
Oktober und Dezember. 

Ein Entwurf bezüglich Hebammengesetz wird, 
wie bereits erwähnt, im Mai zur Begutachtung 
versandt und soll im Juli für die Beschlußfassung 
vorbereitet sein. Für die Änderungen des Hebam­
mengesetzes sind alle finanziellen Vorkehrungen 
bereits getroffen beziehungsweise budgetäre Vor-
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kehrungen vorgesehen worden. Davon ist auch 
die Hebammen-Dienstordnung betroffen. Diese 
wird Ende dieses Jahres, zwischen Oktober und 
Dezember, über die Bühne gehen. Die Hebam­
men-Ausbildungsordnung wird ebenfalls zwi­
schen Oktober und Dezember dieses Jahres fertig 
~~in. Im Krankenpflegegesetz gibt es ebenfalls 
Anderungen. Die voraussichtliche Begutachtung 
dazu ist für April 1992 vorgesehen, und es soll 
das dann nach zwei Monaten beschlußfassungs­
reif sein. 

Darüber hinaus ist die Zahnärzteausbildung ein 
zusätzlicher Faktor in den Gesundheitsberufen. 
Ein Entwurf bezüglich Zahnärztegesetz soll mit 
September 1992 in Begutachtung gehen. - Somit 
erstreckt sich die gesamte Änderungspalette so­
wohl auf den Pflegebereich als auch auf den me­
dizinischen Bereich. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Grete Pirchegger: Herr Bundes­
minister! Inwieweit wird durch Ihr Konzept die 
Durchlässigkeit zwischen den verschiedenen Ge­
sundheitsberufen ermöglicht? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister lng. Harald Ettl: Die Durchläs­
sigkeit zwischen den verschiedenen Gesundheits­
berufen wird dadurch ermöglicht, daß ein inte­
griertes System forciert wird. Im Krankenpflege­
bereich sieht das so aus: In Europa hat man 
ursprünglich unterschiedliche Tendenzen gehabt. 
Die Intentionen gingen dahin. sich in die eine 
oder andere Richtung voll zu spezialisieren. 

Ich gehe davon aus, daß zentrale Fragen, die 
uns bewegen, zum Beispiel die Frage des Älter­
werdens, integriert in alle Gesundheitsberufe ge­
sehen werden müssen, bei der Ausbildung mit be­
rücksichtigt werden müssen. Damit wird auch ge­
währleistet, daß in den Pflegeberufen Ausgebilde­
te egal, ob als Pflegehelfer oder als 
Diplomierter - sowohl im intra- als auch im ex­
tramuralen Bereich eingesetzt werden können. 

Präsident: Wir gelangen zur 3. Anfrage: Frau 
Bundesrätin Dr. Susanne Riess (FPÖ. Wien) an 
den Herrn Bundesminister. 

Bundesrätin Dr. Susanne Riess: Herr Bundes­
minister! Meine Frage lautet: 

276/M-BR/92 
Wie erfolgt die Finanzierung der von Ihnen und 

Bundesministerin Dohnal lancierten Gratisvertei­
lungsaktion von Verhütungsmitteln? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister lng. Harald Ettl: Ich habe be­
reits heute schon einmal erwähnt, daß es darüber 

noch Verhandlungen gibt. Es geht nicht nur -
das betone ich in diesem Zusammenhang noch 
einmal - um die Finanzierung der sogenannten 
"Gratispille", sondern um eine Verbesserung der 
Beratungssituation für junge Frauen in besonde­
ren Situationen. Für diesen Fall sind Mehrkosten 
in der Größenordnung von 30 bis 40 Millionen 
Schilling in Summe für die Familienberatungs­
stellen vorgesehen. Einen kleinen Teil davon 
macht die Abgabe der Gratispille aus. Wenn man 
davon ausgeht, daß die Abgabe der Gratispille 
pro Person und Jahr in etwa L 500 S kostet, kann 
man sich ausrechnen - je nach Bedarf -, wie 
hoch diese Summe sein wird. 

Genau dieser Punkt nimmt ein besonderes Ka­
pitel im Arbeitsübereinkommen der beiden Re­
gierungsparteien ein. Es steht außer Frage, das 
nicht über die Krankenversicherung zu finanzie­
ren, weil die Pille bekannterweise wenig mit 
Kranksein zu tun hat. Das heißt. es gibt im ASVG 
diesen Ansatz sicherlich nicht. Wenn ich das aber 
von der Beratungsseite her sehe, muß ich sagen, 
wäre der Familienlastenausgleichsfonds natürlich 
die richtige Adresse dafür, weil der Familienla­
stenausgleichsfonds natürlich auch die Familien­
beratungsstellen betreut und mitfinanziert. Das 
heißt, es sind in diesem Bereich Verhandlungen 
zu führen; sie werden heuer zwischen Frau Bun­
desminister Dohnal, Frau Bundesminister Feld­
grill-Zankel geführt, und ich versuche, das zu ko­
ordinieren. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Dr. Susanne Riess: Herr Bundes­
minister! Glauben Sie, daß angesichts der Tatsa­
che. daß aus dem Familienlastenausgleichsfonds 
zum Beispiel für die Pflegevorsorge keine Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, dieser Aktion 
wirklich Priorität zukommt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUI: Die Kapitel 
Pflegevorsorge und Pille hier zu vermischen, ist 
ein besonderes Kunststück, Frau Bundesrätin! 
Wenn wir davon ausgehen, daß das Kapitel Pfle­
gevorsorge beziehungsweise Pflegesicherung Teil 
der KRAZAF-Verhandlungen und des KRAZAF­
Vertrages ist - in diesem hat man vorgesehen, 
daß mit Beginn des Jahres 1993 auch die Pflegesi­
cherung geregelt wird; man ringt diesbezüglich 
natürlich um besondere Finanzierungsformen -, 
so ist das absolut ein anderer Ansatzpunkt, und 
die Pflegesicherung ist etwas weiter zu sehen. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 
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Bundesrätin Dr. Susanne Riess: Herr Bundes­
minister! Ist im Rahmen dieser Aktion auch an 
die kostenlose Abgabe von Kondomen gedacht? 

Präsident: Bitte. Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUI: Ich habe von 
kostenloser Abgabe von Verhütungsmitteln in 
Familienberatungsstellen geredet, und es dürfte 
nicht unbekannt sein, daß im Rahmen der Aids­
Hilfe auch Gratiskondome aufliegen. Wir werben 
für Kondome im Sinne der Krankheitsvorbeu­
gung gegen Aids. Das ist wahrlich der einzig rich­
tige Schutz. 

Meine Damen und Herren! Gerade Sie im Par­
lament wurden seinerzeit mit einer besonderen 
Verordnung auf diesem Sektor konfrontiert, mit 
einer "Kondomverordnung", die noch zwischen 
Frau Bundesminister Flemming, weil sie damals 
für Konsllmentenschlltz, für Prodllkthaftung zu­
ständig war, und mir abgeschlossen wurde, wo­
durch das Produkt Kondom wirklich entschei­
dend verbessert wurde und gesichert ist, daß das, 
was sich auf diesem Sektor auf dem österreichi­
schen Markt befindet, HI-Viren durchläßt. Daher 
werben wir besonders für Kondome, geben sie da 
und dort gratis ab. aber sie österreichweit zu ver­
teilen, ist und war nie beabsichtigt. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 4. An­
frage: Herr Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Steier­
rnarkl an den Herrn Minister. 

Bundesrat Erhard Meier: Sehr geehrter Herr 
Minister! Nach der Bekanntgabe eines Gutach­
tens 1991, erstellt von der Forschungszentrum­
GesmbH Seibersdorf, in Auftrag gegeben von Ih­
rem Ministerium, hat es heftige Proteste und star­
ke Gegenkundgebungen gegeben, vor allem von 
den Gemeinden des Bezirkes Liezen, von den Ge­
meinden Ardning, Liezen und Spital am Pyhrn, 
und seitens des Standortes Bosruck an der Grenze 
Oberösterreich/Steiermark. 

Die friedliche, bundesländerüberschreitende 
Menschenkette von zirka 5 000 bis 6 000 Teil­
nehmern über den Ardning-Sattel am Bosruck, 
durchgeführt vom .,Forum Bosruck", stellte ein 
kräftiges Zeichen der Ablehnung dar. 

Es wurde vor kurzem von Vizekanzler und Mi­
nister Dr. Busek bekanntgegeben, daß dieser 
Standort endgültig gefallen sei. 

Herr Bundesminister! Meine Frage lautet da­
her: 

271/M-BR/92 
Ist der Standort BosruckJSüd für die Lagerung 

radioaktiven Abfalls aus Seibersdorf oder von ande­
rer Herkunft tatsächlich nicht mehr vorgesehen? 

Präsident: Bitte. Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Herr Bundes­
rat! Erlauben Sie mir zunächst eine grundsätzli­
che Feststellung zu dieser Frage: Wir neigen in 
Österreich gerade im Umgang mit der Frage La­
gerung leicht- und mittelaktiven Materials dazu, 
so zu tun, als ob es keinen solchen Abfall in 
Österreich gäbe. 

Aufgrund von Stellungnahmen so mancher 
Herren Landeshauptmänner könnte in der Öf­
fentlichkeit der Eindruck entstehen, als ob in den 
einzelnen Bundesländern überhaupt kein solches 
Material anfallen würde: weder im Gesundheits­
bereich, noch im Wirtschafts- oder im Wissen­
schaftsbereich. - Das ist ein derartiger politi­
scher Verdrängungsmechanismus, der aus meiner 
Sicht eine etwas entartete politische Diskussion 
darstellt. 

Wenn es uns nicht gelingt, diese Fragen ver­
nünftiger zu behandeln, werden wir in vielen Be­
reichen, und zwar in Medizin, Wissenschaft und 
Forschung, in nächster Zeit größere Schwierig­
keiten bekommen. 

Meine Damen und Herren! Es soll nicht ge­
leugnet werden, daß es sich dabei um ein beson­
ders schwieriges Problem handelt: Niemand will 
die Lagerung radioaktiven Materials auf sich neh­
men, obwohl es sich dabei nicht um Atommüll 
handelt, wie immer wieder fälschlicherweise in 
der Öffentlichkeit behauptet wird. Wir haben in 
Österreich kein hochaktives Material; selbst der 
Anfall aus unseren Forschungsreaktoren wird in 
den Vereinigten Staaten entsorgt. Was wir diesbe­
züglich allerdings haben. ist leicht- und mittelak­
tives Material. 

Konkret zu Ihrer Frage, was den radioaktiven 
Abfall aus Forschung, Medizin und Gewerbe an­
langt, der in vergangenen Jahrzehnten, und zwar 
in allen Bundesländern, angefallen ist und auch 
weiterhin anfällt: Dieser wurde und wird im 
österreichischen Forschungszentrum Seibersdorf 
konditioniert, das heißt, für eine endgültige Lage­
rung vorbereitet; dieses Material wird zurzeit in 
Seibersdorf, und zwar in Lagerhallen, zwischen­
gelagert. Da sich der Standort Seibersdorf aller­
dings nicht als Endlager im eigentlichen Sinn eig­
net, wurde eine entsprechende Standortsuche, 
und zwar mit einem entsprechenden Auftrag an 
das Österreichische Forschungszentrum Seibers­
dorf, eingeleitet; das war 1988. 

Oie geologisch-geotechnischen Bewertungen 
haben ergeben, daß eine Gruppe von gleicherma­
ßen gut geeigneten Standorten gegeben ist, so un­
ter anderem auch der Standort Bosruck/Süd. Es 
war das also sozusagen keine Erfindung des Ge­
sundheitsministers, wie immer wieder behauptet 
wird, sondern das war das Ergebnis eines For­
schungsauftrages der Republik Österreich an das 
Institut Seibersdorf. Die Forscher aus Seibersdorf 
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haben damals aus einer Reihe von Möglichkeiten 
vier Standorte sozusagen herausgefiltert; einer 
davon war eben der Standort Bosruck/Süd unter 
der Annahme, daß man eben auf jeden Fall ir­
gendwann einmal ein Endlager errichten wird 
müssen. Das ist im übrigen - so nebenbei ange­
merkt - auch vom Ökoinstitut bestätigt worden. 
- Was den Zeitpunkt anlangt, das ist eine andere 
Frage. 

An der damaligen wissenschaftlichen Einschät­
zung bezüglich dieser vier Standorte hat sich bis­
her im wesentlichen nichts geändert, was eben 
diese Studie betrifft. 

Die Standortfrage selbst kann sicher nicht so 
.,gelöst" werden, daß jede Gemeinde und jedes 
Bundesland die Errichtung eines Lagers im eige­
nen Gebiet verweigert und in diesem Zusammen­
hang auf andere Gemeinden, auf andere Bundes­
länder verweist; damit sind wir aber ständig kon­
frontiert. Die Errichtung eines solchen Lagers in 
Österreich ist zweifelsohne notwendig. Ich sage 
jetzt: eines Lagers, ich rede jetzt nicht mehr von 
einem Endlager. 

Der Export radioaktiver Abfälle ins Ausland -
das möchte ich jetzt noch einmal ganz klar beto­
nen - ist und kann keine Lösung sein. Die Stand­
ortfrage kann aber auch nicht über den Kopf der 
Betroffenen hinweg gelöst werden; niemand 
denkt aber daran, das zu tun, gerade nicht in die­
ser Frage: Vielmehr wird es unsere Aufgabe sein, 
durch sachliche Information, durch Bürgerbetei­
ligungsverfahren und durch geduldige Uberzeu­
gungsarbeit weitgehende Akzeptanz für die Er­
richtung eines solchen Lagers in Österreich zu er­
zielen. 

Ich war damals Kanzleramtsminister und habe 
zu dieser Zeit eine Verbesserung des BLlrgerbetei­
ligungsverfahrens forciert; bereits damals war ich 
für die Koordinierung der Frage betreffend Lage­
rung radioaktiven Materials zuständig. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Erhard Meier: Herr Bundesmini­
ster! Sie haben meine geplante Zusatzfrage, wel­
che weitere Vorgangsweise gewählt werden wird, 
bereits beantwortet, ich darf aber doch noch eine 
andere Zusatzfrage stellen: 

Welche Möglichkeiten zur Vermeidung und 
Reduzierung des Anfalls radioaktiven Materials 
gibt es noch? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: Es gibt zwei­
felsohne noch Möglichkeiten. - Im Jänner bezie­
hungsweise Feber 1992 habe ich diese zwei Stu­
dien der Öffentlichkeit präsentiert: Das eine war 

die Studie aus Seibersdorf und das andere die Stu­
die des Ökoinstitutes. In der Studie des Ökoinsti­
tutes wurde damals auch ein anderer Ausweg auf­
gezeigt. Die Diskussion in Richtung alternativer 
Lagerstätten wurde so eröffnet; auch darauf 
möchte ich in diesem Zusammenhang hinweisen. 

Als diese Frage abgehandelt wurde beziehungs­
weise einige Zeit zuvor, haben wir alles - das 
wurde bereits 1989 von mir entriert -, was in 
Richtung Vermeidungsstrategien geht, forciert, 
und zwar in allen Bereichen, speziell aber im Be­
reich der Medizin. Solche Studien in bezug auf 
Vermeidung dieses Materials liegen vor; jetzt geht 
es um die Umsetzung dieser Studien. 

Meine Damen und Herren! Vorgesehen ist in 
diesem Zusammenhang eine wesentlich verstärk­
te Information, vor allem auch was die Zusam­
menarbeit von Anwendern im medizinischen Be­
reich anlangt. Wir müssen gerade das länderüber­
greifend besser koordinieren, und dazu gibt es ei­
nige konkrete Vorstellungen. Es existieren in 
einzelnen Krankenhäusern bereits gute lokale 
Entsorgungskonzepte. nach denen der radioakti­
ve Abfall nach Nukleiden mit unterschiedlichen 
Halbwertszeiten getrennt werden und durch das 
Abklingenlassen kurzlebiger Radionukleide eine 
Verminderung des endzulagernden radioaktiven 
Abfallvolumens erzielt werden soll. Das heißt, es 
wird anders sortiert. es wird mit der Abklingme­
thode gearbeitet. Es gibt auf diesem Sektor be­
reits eine Reihe gut funktionierender Projekte. 

Eine entsprechende Arbeitsgruppe für den Be­
reich Medizin wurde auch von mir eingesetzt; 
ebenso ist eine Enquete mit internationaler Betei­
ligung zum Thema radioaktiver Abfall aus der 
Medizin für September beziehungsweise Oktober 
1992 geplant, woraus wir uns die Gewinnung zu­
sätzlicher Erkenntnisse erwarten. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen zur 5. Anfrage: Frau Bundesrätin 
Ilse Giesinger (ÖVP, Vorarlberg) an den Herrn 
Bundesminister. Bitte, Frau Bundesrätin. 

Bundesrätin Ilse Giesinger: Herr Minister! Ein­
leitend möchte ich festhalten, daß Drogenbilan­
zen mit aller Deutlichkeit aufzeigen, daß trotz 
umfangreicher, teilweise auch erfolgreicher Maß­
nahmen und trotz Verstärkung der Prävention 
und trotz Verbesserung von Hilfe das Drogenpro­
blem nicht in den Griff zu bekommen war, ja daß 
es international als auch in Österreich eine Eska­
lation diesbezüglich gegeben hat. 

Bereits im Jahre 1980 hat Vorarlberg - als er­
stes Bundesland - ein Drogenkonzept beschlos­
sen. 
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Hinter all diesen statistischen Daten verbergen 
sich aber tragische menschliche Schicksale. 

Daher möchte ich an Sie, Herr Gesundheitsmi­
nister Ettl, die Frage stellen: 

265/M-BR/92 

Planen Sie eine bundesweite Aufklärungs- und 
Präventionskampagne gegen den Drogenmiß­
brauch? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister lng. Harald EUl: Frau Bundes­
rätin! Das Gesundheitsressort hat in Zusammen­
arbeit mit dem Unterrichtsressort bereits 1991 
entsprechende Vorarbeiten dazu geleistet, damit 
es im Jahre 1992 bundesweit an allen Schulen 
eine zielgruppenorientierte Aufklärung diesbe­
züglich gibt. Aufklärung und Prävention, so lau­
tet der Ansatzpunkt. Es wurde ein sogenannter 
"Drogenkoffer" zusammengestellt. 

In diesem Drogenkoffer gibt es Unterrichtsma­
terialien für die Arbeit mit Schülern ab der 
8. Schulstufe, aber auch Materialien, die der EI­
ternarbeit sozusagen dienen sollen. Diese Unter­
richtsmaterialien wurden in einer Stückzahl von 
4 000 erstellt und Anfang Jänner dieses Jahres an 
alle in Betracht kommenden Schulen beziehungs­
weise Akademien versendet. Darüber hinaus wur­
den diese Unterrichtsmaterialien auch Schüler­
und Elternvertretern sowie den Landesschulräten 
zur Kenntnis gebracht. - Ich habe ferner den 
Klubs der im Parlament vertretenen Parteien je­
weils ein Exemplar übermittelt. 

Diese Drogeninformationen für Schüler. Leh­
rer und Eltern sind so aufgebaut, daß dadurch 
keineswegs die Neugierde der Jugendlichen auf 
Konsum erweckt wird, sondern es wird darin auf 
alle Risken und Probleme, die es in diesem Zu­
sammenhang gibt, deutlich aufmerksam gemacht. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Ilse Giesinger: Herr Bundesmini­
ster! Wie stehen Sie zu der diskutierten Freigabe 
von Haschisch? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister lng. Harald Ettl: Ich habe des 
öfteren in der Öffentlichkeit deponiert, daß es in 
Österreich keineswegs eine Legalisierung von 
Cannabis, Haschisch, geben darf. Es ist auch nicht 
daran gedacht, den Konsum von Cannabis oder 
anderer Drogen in Österreich zu legalisieren. 
Derzeit gibt es eine Diskussion mit dem Herrn 
Justizminister darüber. wie wir, wenn ein Jugend­
licher beim Konsum von Haschisch ertappt wird, 
mit einem solchen Menschen umgehen. - Ich 

will aber generell nicht haben, daß Jugendliche 
kriminalisiert werden. 

Suchtgiftexperten haben uns zwar gesagt, daß 
Cannabis, daß Haschisch zwar nicht als Einstiegs­
droge gilt, aber Haschisch kann deswegen zum 
Problem werden, weil Dealer so auch andere Dro­
gen verteilen; das ist das Problem. 

Es schaut in Österreich derzeit so aus, daß un­
gefähr 5 000 Anzeigen wegen Suchtgiftkonsum 
vorliegen; davon geht es zu 70 beziehungsweise 
80 Prozent um Anzeigen wegen Besitz von Can­
nabis. Darunter sind 50 sogenannte Ersttäter aus 
Schulen. Was es heißt, "Ersttäter" zu sein und 
zwischen die Mühlen des Gesetzes zu kommen, 
muß ich gerade Ihnen aus Vorarlberg, Frau Bun­
desrat - Sie wissen das ohnehin sehr genau -, 
nicht im Detail erläutern. 

Mir ist wichtig, daß der oder die Jugendliche. 
die beim Cannabis-Rauchen ertappt wird, eine 
entsprechende Aufklärung bekommt, sodaß er 
das nicht mehr tut. - Es soll also in diesem Zu­
sammenhang keineswegs eine Legalisierung erfol­
gen. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Ilse Giesinger: Herr Bundesmini­
stert Ich möchte Sie noch fragen, ob Sie sich eine 
Einbindung der vielfältigen Bundesländerinitiati­
ven in eine gesamtstaatliche Aktion vorstellen 
können, um eben möglichst viel Synergieeffekte 
erzielen zu können? Wie soll das konkret erfol­
gen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister lng. Harald Ettl: Frau Bundes­
rätinl Dieses Thema wird breiten Raum bei der 
nächsten Konferenz der Gesundheitsreferenten 
einnehmen. Wir haben in Österreich eine Reihe 
unterschiedlicher Drogenkonzepte laufen; dabei 
soll es eine Koordination geben. 

In diesem Zusammenhang noch einmal: Wir 
wollen nicht kriminalisieren, sondern dort. wo 
wir können, helfen. Das ist unsere Zielsetzung. 
Aufklärung wird dabei an erster Stelle stehen. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 6. An­
frage: Herr Bundesrat Josef Faustenhammer 
(SPÖ. Niederöslerreich) an den Herrn Bundesmi­
nister. 

Bundesrat Josef Faustenhammer: Sehr geehr­
ter Herr Minister! Meine Frage lautet: 

272/M-BR/92 
Was unternehmen Sie, um die Reform des öster­

reichischen Gesundheitswesens im Sinne der gel­
tenden Artikel 15a B-VG-Vereinbarung über die 
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Krankenanstaltenfinanzierung für die Jahre 1991 
bis 1994 zu verwirklichen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister lng. Harald Ettl: Herr Bundes­
rat! Eingangs folgende Feststellung: Durch diese 
KRAZAF-Vereinbarung konnte die Finanzierung 
der Spitäler jedenfalls bis Ende 1994 auf eine ge­
sicherte finanzielle Basis gestellt werden. Eine 
Lösung des "Fremdpatienten-Problems" gab es, 
und damit ist gewährleistet, daß gerade dieses 
Problem nicht mehr auf dem Rücken der Patien­
ten ausgetragen wird. 

Durch die zukünftige Bereitstellung von Struk­
turmitteln werden die in den letzten Jahren zur 
Entlastung der Spitäler geschaffenen alternativen 
Versorgungseinrichtungen weiterhin gefördert, 
und es werden zusätzliche neue Projekte in An­
griff genommen. Darüber hinaus wurde bereits 
vieles von dem, was in der KRAZAF-Rahmenver­
einbarung enthalten ist, dieses 22-Punkte-Pro­
gramm eben, in der 50. ASVG-Novelle umge­
setzt; wichtige Reformpunkte wurden bereits ver­
wirklicht. 

Es hat einen Einstieg zur flächendeckenden 
Hauskrankenpflege gegeben. Das stellt nunmehr 
eine Pflichtleistung der sozialen Krankenversi­
cherung dar. - Psychotherapie durch Psychothe­
rapeuten oder Ergotherapie zum Beispiel wurden 
in den Leistungskatalog der Krankenversicherung 
aufgenommen. Der Stellenwert von Gesundheits­
förderung und Rehabilitation wird durch die 
50. ASVG-Novelle ebenfalls besonders hervorge­
hoben. 

Darüber hinaus arbeitet derzeit - das stellt 
eine Hauptarbeit für die nächsten Monate dar -
ein Projektteam meines Ministeriums intensiv an 
der Weiterentwicklung des Modells in bezug auf 
leistungsorientierte Krankenanstaltenfinanzie­
rung. 

Ebenso habe ich die Ausarbeitung umfassender 
Planungsgrundlagen für das Gesundheitswesen in 
Auftrag gegeben. - Ein Plan untersucht unter 
anderem die Frage bezüglich medizinisch-techni­
scher Großgeräte; da geht es auch um eine lau­
fende Weiterentwicklung. 

Zusätzlich zu bereits erfolgten Reformen wer­
de ich weitere Verhandlungen mit den Ländern 
sowie mit dem Österreichischen Städtebund und 
dem Österreichischen Gemeindebund sowie mit 
dem Hauptverband der Österreichischen Sozial­
versicherungsträger aufnehmen, um auch andere 
Punkte aus diesem 22-Punkte-Programm sukzes­
sive in dieser Legislaturperiode umsetzen zu kön­
nen. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Josef Faustenhammer: Herr Bun­
desminister! Damit haben Sie meine geplant ge­
wesene Frage bezüglich leistungsorientierter 
Krankenanstaltenfinanzierung bereits beantwor­
tet. 

Die KRAZAF-Vereinbarung für die Jah­
re 1988 bis 1990 hatte vorgesehen, daß der Fonds 
Mittel zur Finanzierung strukturverbessernder 
Maßnahmen zahlt. 

Herr Bundesm~nister! Für welche Maßnahmen 
wurden diese Mittel seit dem Jahre 1988 verwen­
det? Welche Erfolge konnten dabei erzielt wer­
den, und wie sieht die Zukunft bezüglich dieser 
Strukturreform aus? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Ing. Harald EUI: Herr Bundes­
rat! 1988 bis 1990 wurden österreichweit insge­
samt rund 2,5 Milliarden Schilling für struktur­
verbessernde Maßnahmen seitens des KRAZAF 
an die Länder ausbezahlt. Die Länder setzten ihre 
Strukturmittelquote zunehmend zur Förderung 
wertvoller Maßnahmen außerhalb der Spitäler, 
also im extramuralen Bereich ein. 

Ich möchte nicht verhehlen, daß ein besonderes 
Drängen in den letzten Jahren notwendig war, da­
mit das geschieht. Die Entwicklung auf diesem 
Sektor ist also jetzt als positiv zu bezeichnen. Ein­
gesetzt werden diese Mittel in Zukunft für die 
Errichtung von Pflegeheimen, für die Ausstat­
tung von Pflegeeinrichtu~gen, für die Schaffung 
von Pflegeplätzen, von Ubergangs- und Tages­
pflegeeinrichtungen und so weiter. Früher wurde 
das verwendet für die Hauskrankenpflege; das 
wird jetzt geändert. 

Das Geld wurde und wird verwendet für ambu­
lante Beratungs- und Betreuungseinrichtungen, 
für psychiatrische Prophylaxe und Nachsorge, 
ebenso zur Verbesserung der Rettungsdienste 
und weiters für ein flächendeckendes Notarztver­
sorgungssystem. 

Für die Jahre 1991 und 1992 steht österreich­
weit jährlich mindestens 1 Milliarde Schilling an 
Strukturmitteln zur Verfügung. 1993 beziehungs­
weise 1994 werden das mindestens 1,1 bis 1,2 Mil­
liarden Schilling, 1994 1,2 Milliarden Schilling 
sein. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur 7. Anfrage: Herr 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek (ÖVP. Oberöster­
reich) an den Herrn Minister. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Herr Bundes­
minister! Meine Frage an Sie lautet: 

551. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 105

www.parlament.gv.at



25984 Bundesrat - 551. Sitzung - 19. März 1992 

Mag. Gerhard Tusek 

266/M-BR/92 
Haben Sie in der Frage der Kassenärztehonorare 

mit dem Sozial- und Finanzminister bereits Gesprä­
che geführt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: Herr Bundes­
rat! Die Honorargestaltung wird durch Verträge 
zwischen Krankenkassen und Ärztekammern ge­
regelt, das heißt im Bereich von Selbstverwal­
tungskörpern beider Organe. Die Frage der kas­
senärztlichen Honorare an sich fällt daher nicht 
in die Kompetenz des Gesundheitsministers, auch 
nicht unmittelbar in die Zuständigkeit des Sozial­
und Finanzministers. 

Die Bedeutung dieser Fragen ist allgemein be­
kannt. Ich führe selbstverständlich ständig Ge­
spräche mit Vertretern von Krankenkassen bezie­
hungsweise Kammern, wobei auch dieses Thema 
behandelt wird. Entscheidungskompetenz auf 
diesem Sektor habe ich allerdings keine, sodaß ich 
lediglich eine ideelle Hilfestellung dazu geben 
kann. - Manchmal hat das schon funktioniert, 
aber nicht immer. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Inwieweit sind 
diese Streitfragen zwischen Krankenkasse und 
den Kassenärzten einer Aufwertung der prakti­
schen Ärzte dienlich? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Streitfragen 
sind nur dann einer Aufwertung der praktischen 
Ärzte dienlich, wenn sie im konstruktiven Sinne 
behandelt werden. Tatsache ist, daß zurzeit zwi­
schen den Verhandlungspartnern an einer neuen 
Regelung bezüglich Honorare gearbeitet wird. 
Die Gewichtung soll anders erfolgen, was bedeu­
tet, daß es einen Umbau des Systems geben wird. 

Was meinen direkten Bereich betrifft, geht es 
darum - natürlich auch im Hinblick auf prakti­
sche Ärzte -, daß andere Organisationsformen, 
die auch spitalsentlastend wirken können, in mei­
nem Ressort überlegt und gesetzlich vorbereitet 
werden. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Herr Bundes­
minister! Wie lauten Ihre konkreten Vorstellun­
gen in dieser Richtung? Sie haben ja schon einiges 
angedeutet. Könnten Sie das vielleicht noch etwas 
näher ausführen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: Die Arbeit, 
die ich auf diesem Sektor leisten kann, geht in die 
Richtung, den intramuralen Bereich, die Kran­
kenanstalten, zu entlasten und im extramuralen 
Bereich bessere Versorgungsstrukturen aufzu­
bauen. 

Das hat auf der einen Seite die Frage der Ver­
besserung der Pflege betroffen - mit allen tech­
nischen und \egistischen Maßnahmen, die dazu­
gehören; das war im KRAZAF angesiedelt -, 
und im zweiten T~il geht es um das Thema Grup­
penpraxen. Hiezu liegt bereits eine Vorlage dem 
Parlament zur Beratung vor. Wir arbeiten an Mo­
dellen, die interdisziplinäre Zusammenarbeit zu­
lassen, wodurch andere Modelle in bezug auf Zu­
sammenarbeit geschaffen werden, wodurch die 
Spitäler tatsächlich entlastet werden. 

Präsident: Wir gelangen zur 8. Anfrage: Herr 
Bundesrat Dr. Alois Pumberger (FPÖ. Oberöseer­
reich) an den Herrn Minister. 

Bundesrat Dr. Alois Pumberger: Herr Bundes­
minister! Erlauben Sie mir die etwas provokant 
formulierte, aber sehr wichtige Frage: 

277/M-BR/92 

Erschöpft sich Ihre Drogenbekämpfungspolitik 
im Aufruf für ein Alkoholverbot aufSkihLitten: 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 
Bundesminister Ing. Harald EUl: Das sicherlich 

nicht! Aber gerade die Frage Alkohol muß ein 
bißehen anders gesehen werden. Alkohol stellt 
nicht nur ein Problem beim Schifahren dar, son­
dern Alkohol ist auch ein Problem in der Freizeit, 
Alkohol ist ein Problem beim Autofahren -
überall! 

Bei jeder sich bietenden Gelegenheit mache ich 
darauf aufmerksam, daß es immerhin 
700 000 Österreicher gibt, die mehr als 
50 Gramm Alkohol pro Tag zu sich nehmen~ das 
ist zumindest ein Liter Wein. Wenn man das stän­
dig tut, gehört man zu den gefährdeten Personen. 
Darüber hinaus gibt es 250 000 Österreicher, die 
zwischen 50 und 80 Gramm Alkohol pro Tag zu 
sich nehmen. Das heißt, es ist das ein gravieren­
des Problem. 

Von uns aus ist geplant, diese Frage immer 
mehr zu thematisieren. Das Trinken von Alkohol 
ist sozusagen gesellschaftspolitisch anerkannt in 
unserem Land, aber nicht nur sicherheitspoli­
tisch, sondern auch gesundheitspolitisch stellt das 
ein großes Problem dar. 

Die Frage "Alkohol auf Schipisten" wurde des­
halb in Tirol entriert, weil es in letzter Zeit zu 
vermehrten Todesfällen beim Schifahren gekom­
men ist. So hat es allein von Jänner bis März die­
ses Jahres 31 Tote gegeben. In der Öffentlichkeit 
wurde der Eindruck erweckt, als ob das fast alles 
auf den Schipisten gewesen wäre: In Wirklichkeit 
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hat sich das meiste im offenen Gelände bei Lawi­
nenabgängen abgespielt. Von den neun "Pistento­
ten" , die wir zum Beispiel von Jänner bis März in 
diesem Jahr hatten, waren vier Tote beim Unfall 
am Naßfeld zu beklagen, zwei Menschen starben 
durch Herzinfarkt, drei Todesfälle gab es durch 
Fahren gegen einen Baum und so weiter. 

Bei dieser Gelegenheit hat man natürlich auch 
genau analysiert, ob das Trinken auf Schihütten 
stark vom sozusagen normalen Trinkverhalten 
abweicht. - Das ist nicht der Fall. 

Diskutiert wird jetzt darüber, ob ab 14 Uhr 
oder ab irgendwann am Nachmittag das Trinken 
von Alkohol verboten werden soll. Ich glaube. 
daß das keine zielführende Maßnahme ist. Man 
sollte auf Schihütten in vernünftiger Form darauf 
aufmerksam machen, daß man sich am Nachmit­
tag nicht betrinken soll, weil sich Sport und Alko­
hol absolut nicht vertragen und weil es dadurch 
zu Überschätzungen des Fahrvermögens kommt. 
- Das war die Diskussion in Tirol. 

Von mir aus wird dieses Thema Umgang mit 
Alkohol weiter und stärker forciert werden. -
Übrigens: Ich würde mir wünschen, daß man im 
Parlament nicht einmal mehr Bier ausschenken 
würde. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dr. Alois Pumberger: Wird die Idee 
Ihres Sekretärs Reinhold Oblak, in Österreich, in 
Wien oder in diversen Landeshauptstädten soge­
nannte Coffee-shops einzurichten, in dem Canna­
bis abgegeben, gekauft und auch geraucht werden 
darf, auch von Ihnen mitgetragen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister lng. Harald EUI: Es wurde 
mehrfach - ich habe das schon im Fernsehen 
klarzustellen versucht - diese Frage als Idee des 
Gesundheitsministers in der Öffentlichkeit darge­
legt. Mein Sekretär hat klipp und klar betont, daß 
er diesen Vorschlag nicht mit mir abgesprochen 
hat, was aber nicht heißt, daß man nicht darüber 
diskutieren kann. Erstens sind diese Coffee-shops 
eine Einrichtung, die sich international bewährt 
hat - ich denke zurzeit aber nicht daran, diese 
auch bei uns einzurichten -, darüber hinaus war 
das eine Diskussion zwischen Drogenspezialisten 
und auch Leuten aus meinem Ressort. Das war 
auch der Grund, wieso diese Frage thematisiert 
wurde. Einmal mehr wurde diese Frage themati­
siert, und zwar so thematisiert, daß in der Öffent­
lichkeit mehr darüber diskutiert wurde, daß 
heißt, damit ein Verdrängungsprozeß gestoppt 
werden konnte. 

Darüber hinaus gilt für meine Sekretäre und 
gilt auch für meine Beamten im Gesundheitswe-

sen, daß sie selbständig denken dürfen und sich 
auch selbständig artikulieren sollen. Und das will 
ich auch in Zukunft so halten. Das ist mein Ver­
ständnis von Toleranz, das ich mir auch in der 
Politik erhalten will. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr. Alois Pumberger: Wenn bereits 
eine Suchtkrankheit aufgetreten ist, ist es sehr 
schwer, sie medizinisch und psychisch in den 
Griff zu bekommen, daher ist der Schwerpunkt 
der Prävention besonders wichtig. 

Ich frage Sie: Welche Schwerpunkte in der Prä­
vention sind in Zukunft von Ihrer Seite aus ge­
plant? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUI: Wir haben 
nach § 22 Suchtgiftgesetz die Möglichkeit, einiges 
auf diesem Sektor zu tun. Es werden von meinem 
Ressort zurzeit an die 16, 17 Millionen Schilling 
hiefür verwendet. Wir haben Suchtgiftberatungs­
stellen, wir forcieren auf diesem Sektor alles, was 
in Richtung Beratung geht, um vorzubeugen, daß 
ist der wichtigste Ansatzpunkt. 

Ich habe bereits auf die erwähnten Unterrichts­
materialien hingewiesen. Das sind zum Beispiel 
Broschüren, die das Thema Drogensucht, Thera­
piemöglichkeiten behandeln, die den ganzen 
Komplex Drogen, auch die Droge Alkohol und 
alle Suchtformen behandeln. Die Information auf 
diesem Sektor wird zunehmend forciert, und 
zwar in allen Bundesländern gemeinsam mit den 
Gesundheitsreferenten. Unsere wichtigste Ziel­
gruppe sind die Schüler, und dabei werden wir die 
Lehrer, Eltern und Elternvereine miteinbeziehen. 
Das ist unser Ansatzpunkt. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 9. An­
frage: Frau Bundesrätin Christine Sotona (SPÖ, 
Wien) an den Herrn Bundesminister. 

Bundesrätin Christi ne Sotona: Herr Bundesmi­
nister! Meine Frage lautet: 

273/M-BR/92 

Ist es richtig, daß nach dem EWR-Beitritt gesund­
heitsschädliche Lebensmittel aus der EG in Öster­
reich auf den Markt kommen dürfen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: Das Thema 
Lebensmittel im Zusammenhang mit der EG ist 
eines jener Themen, bei dem man die meisten 
Blödheiten hört. 

Wir haben in einer ersten Enquete mit über 
500 Teilnehmern versucht, diese Frage ganz sy­
stematisch zu bearbeiten. Wir haben eine Bro-
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schüre ausgearbeitet, die es bereits im Vorab­
druck gibt: "Österreich und die EG: Gesundheit 
und Konsumentenschutz" , in der alle einschlägi­
gen Fragen ausgeleuchtet werden. 

Aber auf Ihre Frage, ob es richtig ist, daß nach 
dem EWR-Beitritt gesundheitsschädliche Lebens­
mittel aus der EG bei uns auf den Markt kommen 
dürfen, gibt es ein absolutes Nein. Auch die EG 
hat nicht die Absicht, ihre Bürger zu vergiften; 
davon muß man einmal ausgehen. 

Der Schutz von Leben und Gesundheit hat 
auch in der EG einen sehr hohen Stellenwert und 
ist vertraglich abgesichert. Werden in der EG Re­
gelungen zur Rechtsharmonisierung getroffen, 
besteht die Verpflichtung, auf ein hohes Niveau 
bezüglich Gesundheitsschutz Bedacht zu neh­
men, und soweit im Einzelfall keine EG-Normen 
bestehen, rechtfertigt jedenfalls der Schutz der 
Gesundheit Beschränkungen des freien Waren­
verkehrs. - Das ist eine Regel, die immer wieder 
in den Vordergrund zu stellen ist. 

Hält ein EG-Mitgliedsstaat besonders strenge 
Normen für erforderlich, können diese unter Be­
rufung auf den Schutz der Gesundheit und des 
Lebens von Menschen durchgesetzt werden, 
wenn wissenschaftlich fundierte Unterlagen vor­
liegen. 

Gesundheitsgefährdungen durch Lebensmittel­
importe aus EG-Mitgliedsstaaten sind jedenfalls 
nicht zu erwarten. In jedem Mitgliedsstaat der EG 
gibt es eine Fülle von lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften und Rezepturen. Einheitliche euro­
päische Rezepturen würden sicher die Vielfalt des 
Lebensmittelangebotes wesentlich einschränken. 
Es ist ja eine feine Sache, auch in der Toscana 
oder in Paris zu essen, daher wollen wir das Ange­
bot auch nicht einschränken, und gerade aus die­
sem Grunde wird in der EG die Rezeptur nicht 
geregelt, nicht EG-weit geregelt, sondern der je­
weils nationalen Kompetenz überlassen. 

Österreich kann für seine Erzeugnisse die Be­
stimmungen des österreichischen Lebensmittel­
kodex aufrechterhalten. Nebenbei sei erwähnt: 
Das österreichische Lebensmittelrecht, der öster­
reichische Kodex, ist von der Qualität her mit 
dem der Bundesrepublik Deutschland absolut zu 
vergleichen, und die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland leben mit ihrem Lebensmittelkodex 
in der EG ausgezeichnet. - Na das werden wir 
doch wohl auch zusammenbringen! 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Christine Sotona: Da so viele Hor­
rorgeschichten grassieren, möchte ich noch fra­
gen: Werden nach dem EWR-Betritt Schokolade 

aus Blut und Schlachtabfällen bei uns auf den 
Markt kommen dürfen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: Das ist ja 
wohl der größte Blödsinn, der in der Presse im­
mer wieder herumgeistert! Solchen Horrorszena­
rien muß man natürlich mit allem Nachdruck 
entgegentreten. 

Worum handelt es sich dabei konkret? - Es 
handelt sich um Patente im Rahmen der EG, die 
1984 in der Bundesrepublik Deutschland ange­
meldet worden sind, die aber mangels Verwer­
tung - ich sage das jetzt bewußt ganz cool: man­
gels Verwertung - bedeutungslos gebliebe~. sind. 
Für neue Erfindungen werden sowohl in Oster­
reich als auch in den Mitgliedsstaaten der EG Pa­
tente erteilt. Eine Erfindung gilt als neu, wenn sie 
nicht dem derzeitigen Stand der Technik ent­
spricht; ob sie gut, gescheit oder blöd ist, ist eine 
andere Frage. Das ist die Definition, die einem 
Patent zugrundeliegt. 

Die rechtliche Zu lässigkeit der Verwertung des 
Patents wird in einem solchen Zusammenhang 
aber nicht geprüft. Eine Patentierung bedeutet 
daher nicht, daß diese Schokolademasse bezie­
hungsweise dieser Lebensmittelzussatzstoff nach 
den lebensmittelrechtlichen Vorschriften der EG 
beziehungsweise jenen der Bundesrepublik 
Deutschland auch verwendet werden dürfen. Das 
Vorliegen eines Patents gibt dem Patentinhaber 
lediglich das Recht auf Verwertung des Patentes 
- aber nicht mehr. Die Frage, ob dieses Patent 
auch verwertet werden darf, entscheidet der na­
tionale Gesetzgeber. 

Mit einem Wort: Nicht alles, was neu und tech­
nisch möglich ist, ist auch rechtlich zulässig. 

Eine Randbemerkung in diesem Zusammen­
hang: Es gibt wenige EG-Vertikalrichtlinien, die 
für alle Länder gelten, aber eine gibt es, nämlich 
die, was die Schokolade enthalten darf. Und da­
mit stellt sich alles, was in diesem Zusammenhang 
bis jetzt gesagt wurde, als absoluter Blödsinn her­
aus. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Christi ne Sotona: Ebenfalls inter­
essant für die österreichischen Konsumenten ist 
es, ob sie nach dem EWR-Beitritt mit Lebensmit­
telimitaten irregeführt werden und ob somit auch 
die österreichische Landwirtschaft geschädigt 
wird. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister lng. Harald Ettl: Zur Diskus­
sion bezüglich Imitate vielleicht vorweg folgende 
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Anmerkung: In der Öffentlichkeit - auch von 
meinem Ressortkollegen - wird leider zu oft 
über Imitate geredet. Der österreichische Staats­
bürger glaubt, bei einem Imitat handelt es sich 
um irgendeine Rezeptur mit sehr viel Chemie 
und einigem mehr. Das aber ist die falsche Defi­
nition. Imitate können zum Beispiel sein: Soja­
wurst oder Sojaprodukte. Als Gesundheitsmini­
ster müßte ich jetzt schon weiter sagen: Es wäre 
gescheiter, mehr Sojawurst zu essen. - Das ist 
auch ein Teil der Diskussion betreffend Imitate. 
Wir verfälschen auf diesem Sektor einiges. weil, 
wenn man nur von Imitaten redet, der Konsu­
ment eher verwirrt wird. 

Nun zur Antwort auf Ihre konkrete Frage: Die 
Landwirtschaft wird dadurch ganz sicher nicht 
geschädigt! Auch das Gerede darüber halte ich 
für Humbug. 

Das Inverkehrsetzen von Lebensmitteln, die et­
was anderes darstellen, als sie sind. und die den 
Konsumenten irreführen könnten, war und ist 
durch das Lebensmittelgesetz 1975 - wir haben 
ein sehr strenges Lebensmittelgesetz - eindeutig 
verboten. Daran werden weder ein EWR- noch 
ein EG-Beitritt etwas ändern können. 

Hoher Bundesrat! Wenn aber jemand, der zum 
Beispiel kein tierisches Eiweiß verträgt, einen 
Kaffeeweißer aus pflanzlichem Eiweiß, also ein 
Milchimitat kaufen will, das als solches auch ein­
deutig bezeichnet ist, soll er diesen Kaffeeweißer 
auch kaufen können. 

Oder: Man spricht vom Verbot von Margarine 
zugunsten von Butter. - Wir wissen, was Marga­
rine und was Butter ist. Oder: Vom Verbot von 
Kokosmilch zum Beispiel. - Es ist ja wohl be­
kannt, daß Kokosmilch ohne Kuhmilch herge­
stellt wird. (Heiterkeit.) Oder - ein Mittel, das 
weniger gesund ist -: vom Verbot von Strohrum, 
weil er weder aus Stroh noch aus Zuckerrohr her­
gestellt ist. - Das alles sind Ansätze, die sehr 
wohl sehr viel mit der Imitatsdiskussion zu tun 
haben, aber in der Öffentlichkeit ganz anders dar­
gestellt werden. 

Oder - um ein letztes Produkt zu erwähnen, 
was wir auch ganz gerne essen -: Leberkäse. -
Bitte, im Leberkäse ist weder Leber noch Käse. 

Wir haben es da wirklich mit Begriffsverwir­
rungen besonderer Art zu tun. - Dem müssen 
wir entgegentreten und haben wir entgegenzutre­
ten. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 10. An­
frage: Frau Bundesrätin Therese Lukasser rÖvp, 
Tiroi) an den Herrn Bundesminister. 

Bundesrätin Therese Lukasser: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Der Präventivmedizin wird 

neben der heilenden Medizin zunehmende Be­
deutung beigemessen. 

Meine Frage daher: 

267/M-BR/92 
Welche Maßnahmen werden Sie zur Förderung 

einer wirksamen Präventivmedizin setzen? 

Bundesminister lng. Harald EUI: Frau Bundes­
rätin! Aufgabe der Präventivmedizin ist es, durch 
geeignete Vorsorgeuntersuchungen die Früher­
kennung von Erkrankungen und Risikofaktoren 
zu verbessern. Derzeit werden kostenlose Vorsor­
geuntersuchungen, zum Beispiel Gesundenunter­
suchungen und Untersuchungen nach dem Mut­
ter-Kind-Paß angeboten, die eine ständige Ver­
besserung und Erweiterung erfahren. In den Mut­
ter-Kind-Paß ist die Aufnahme von Hüft­
ultraschall untersuchungen des Kindes und eine 
Hepatitis-B-Untersuchung der werdenden Mutter 
geplant. Wir sind bei den diesbezüglichen Ver­
handlungen jetzt im Finale; das sind leider sehr 
langwierige Verhandlungen. Ich bemühe mich 
seit eineinhalb Jahren zum Beispiel die Hüftsono­
graphie im Mutter-Kind-Paß zu verankern. 

Zur Erhöhung der Akzeptanz beziehungsweise 
der Inanspruchnahme der Gesundenuntersu­
chungen wird das Statistische Zentralamt im Auf­
trag meines Ressorts eine Analyse ausarbeiten. 
Aufgrund dieser Ergebnisse werden dann geeig­
nete Maßnahmen getroffen werden. 

Mein Ressort wird in Zukunft außerdem die 
Aktivitäten auf dem Gebiete der Gesundheitser­
ziehung und der Gesundheitsförderung verstär­
ken. Es gilt, Rahmenbedingungen und Verhal­
tensweisen zu verändern. 

Grundsätzlich sehe ich in diesem Zusammen­
hang vier Schwerpunkte: die Verbesserung der 
Akzeptanz der Vorsorgeuntersuchungen. Weiters 
ist die Verstärkung der gesundheitsfördernden 
Lebensweise ein wichtiger Schwerpunkt, und al­
les, was die neuen Themen in der Gesundheitspo­
litik betrifft - Bewegung, Ernährung, Belastung 
-, geht in Richtung Forcierung einer gesund­
heitsfördernden Lebensweise. 

Darüber hinaus geht es mir darum, die Bedeu­
tung für Gesundheit in Schule, Betrieb und Ge­
meinde zu erhöhen. Und - last but not least -
geht es um die Datenerhebung zur Ist-Analyse 
und zur Messung der Fortschritte auf diesem Ge­
biet. Begleitende Messung und Analyse sind un­
geheuer wichtig in der Gesundheitspolitik und 
werden von mir auch forciert werden, damit wir 
da ganz systematisch vorgehen können. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 
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Bundesrätin Therese Lukasser: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Was gedenken Sie in dieser 
Hinsicht - zusätzlich zu den vorhin genannten 
Aktivitäten gegen den Drogenmißbrauch - in 
bezug auf den schulärztlichen Sektor zu unter­
nehmen? 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: In diesem Be­
reich gibt es zurzeit Gespräche mit dem Herrn 
Unterrichtsminister. Wir wollen im Schulbereich 
nicht nur Problemthemen wie Drogen, Fragen, 
die Aids betreffen, forcieren, sondern darüber 
hinaus alles, was Gesundheitserziehung betrifft -
das geht hin bis zu den Ernährungsfragen - in 
allen einschlägigen Unterrichtsgegenständen ver­
stärken. Wir wollen aufgrund von Daten, die wir 
von Jugendlichen und Schülern haben, aber auch 
das Gesundheitsturnen - ich sage jetzt "Gesund­
heitsturnen" - überall dort, wo dies organisato­
risch möglich ist, forcieren. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Therese Lukasser: Dieser Aspekt 
wurde heute teilweise schon angesprochen: Ne­
ben den menschlichen Tragödien ruft die hohe 
Zahl der Schi unfälle auch beträchtliche Folgeko­
sten für die Volkswirtschaft hervor. Es sind ja 
nicht alle Schiunfälle Folge des Alkoholmiß­
brauchs. 

Welche Maßnahmen scheinen Ihnen geeignet 
zu sein, diese hohe Zahl an Schiunfällen einzu­
dämmen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Es wurden 
bereits mehrere Maßnahmen eingeleitet. So wur­
de im Einvernehmen mit dem ÖSV dem Vorbe­
reiten der Leute auf das Schifahren besonderes 
Augenmerk gewidmet. Pro Jahr werden allein 
vom ÖSV an die 15 000 Schifahrer darin unter­
wiesen, wie sie sich auf der Piste, in der freien 
Natur zu verhalten haben: Sie lernen Pistenregeln 
kennen, sie lernen Verhaltensregeln kennen. Auf­
klärung auf diesem Sektor ist alles, und sie wird 
- natürlich akkordiert mit dem Österreichischen 
Schiverband - forciert; das ist für mich der wich­
tigste Ansatzpunkt. 

Darüber hinaus geht die Aufklärung auch in 
die Richtung, das Bewußtsein dafür zu schaffen, 
daß wir uns auf jede Sportart, welche auch immer 
wir betreiben, körperlich vorzubereiten haben. 
Und dabei geht es um mehr Information, um 
mehr Aufklärung. Wir wissen, daß wir vom Sport 
dann am meisten haben, wenn wir uns dem Sport, 
und zwar von der Einstellung her, auch richtig 
nähern. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 11. An­
frage: Frau Bundesrätin Johanna Schicker (SPÖ, 
Steiermark) an den Herr Minister. 

Bundesrätin Johanna Schicker: Sehr geehrter 
Herr Minister! Meine Frage lautet: 

274/M-BR/92 
Welche Grundsätze sollen bei der von Ihnen an­

gekündigten Neugestaltung der Sport hilfe berück­
sichtigt werden'! 

Bundesminister Ing. Harald Ett1: Frau Bundes­
rätin! Die Österreichische Sporthilfe hat sich in 
den 20 Jahren ihres Bestehens von den Aufga­
bensteIlungen her wesentlich geändert, und jedes 
Instrumentarium - auch jenes, das vielleicht vor 
20 Jahren einmal gut war und mit dem lange gut 
gearbeitet werden konnte - bedarf einer Ande­
rung. 

Ich habe diese Woche ein neues Konzept vorge­
stellt, von dem ich hoffe, daß es Anfang April 
verabschiedet werden kann; es wurde das mit dem 
Vorstand soweit akkordiert. Dieses Konzept 
schaut so aus, daß wir uns neben den individuel­
len Unterstützungen an die Sportler auch ver­
mehrt mit anderen Fragen beschäftigen, die für 
elie Zukunft der Spitzensportler von besonderer 
Bedeutung sind. 

Ich habe daher ein Reformprogramm vorge­
schlagen, das in die Richtung geht, daß wir -
neben der finanziellen Förderung - das Gesund­
heitsservice besonders ausbauen werden, daß wir 
uns der Fragen der Aus- und Fortbildung in der 
Berufsvorbereitung während und nach der Kar­
riere verstärkt annehmen werden. Daß die Sport­
hilfe selbst auch Ombudsmanncharakter - ich 
sage jetzt "Ombudsmanncharakter" - bekom­
men und für die Sportler agieren soll, ist für mich 
einer der wesentlichen Ansätze für die Zukunft. 
Die Sporthilfe soll dringende Ansuchen rascher 
abwickeln können, und damit sollen eine schnelle 
Eingriffsmöglichkeit und Unterstützungsmög­
lichkeit gegeben sein. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Johanna Schicker: Herr Minister! 
In welcher Form sollen Ihrer Meinung nach auch 
die Gremien verändert werden? 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Ich habe zu­
vor von der Sporthilfe, die Ombudsmanncharak­
ter bekommen soll, gesprochen; die Sportler sol­
len mitreden. Und daher habe ich vorgeschlagen, 
daß unter anderem drei bis vier ehemalige Spit­
zensportler mit Sitz und Stimme in den Vorstand 
der Sporthilfe aufgenommen werden sollen; in 
entsprechender Ausgewogenheit: männlich -
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weiblich, Wintersport - Sommersport. Das des­
halb, weil man gerade von ehemaligen Sportlern 
besondere Erfahrungen gewinnen kann. Wir ha­
ben da einige Möglichkeiten, wir haben Spitzen­
sportler, die jetzt Mediziner sind und auf diesem 
Sektor, wenn ich von Gesundheit im Spitzensport 
rede, einiges forcieren. 

Darüber hinaus geht es mir dabei auch darum, 
daß Nachwuchsförderung und vor allem auch 
Frauensportförderung zusätzliche Bearbeitungs­
faktoren für diese Leute sind. 

Weiters werden zwei Vertreter geförderter 
Sportler - das sind rund 300 - in demokrati­
scher Weise von allen Sportlern als stimmberech­
tigte Mitglieder in den Koordinationsausschuß 
entsandt werden. Sie sollen dann, wenn sportliche 
Belange behandelt werden, mitbestimmen kön­
nen, auch über ihre eigenen Förderungen mitbe­
stimmen können. Das ist ein - aus meiner Sicht 
- sehr demokratischer und wichtiger Ansatz­
punkt, welcher der Sporthilfe diesen Ombuds­
manncharakter gibt und wirklich in allen vier 
Punkten eine Weiterentwicklung der Sporthilfe 
vorsieht. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Johanna Schicker: Herr Minister! 
Wird die Sporthilfe mit den vorhandenen Geld­
mitteln auskommen, um ihre Aufgaben in Zu­
kunft erfüllen zu können? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister lng. Harald Ettl: Für den Ein­
stieg in diese Konzeption sind 25 Millionen Schil­
ling vorgesehen. Damit finden wir zurzeit das 
Auslangen. Es wird aber noch in diesem Jahr da­
mit begonnen werden, neue Geldquellen zu er­
schließen, um die Sporthilfe auf Grundlage dieses 
neuen Konzeptes noch schlagkräftiger zu gestal­
ten. Ich gehe von einem Offensivkonzept aus. Al­
les andere würde einen Rückschritt in der Ent­
wicklung bedeuten, und genau das darf man nicht 
tun, wenn man ja zum ~pitzensport sagt und alle 
positiven Effekte für Osterreich erreichen will. 
Ich meine, daß das offensive Konzept gewährlei­
stet, daß die Sporthilfe attraktiv bleibt, und wir 
sind sicher, die notwendigen Geldmittel hiefür 
auftreiben zu können. 

Präsident: Wir gelangen zur 12. Anfrage: Bun­
desrat Dr. Günther Hummer (ÖVP, Oberöster­
reich) an den Herrn Minister. 

Bundesrat Dr. Günther Hummer: Herr Bun­
desminister! Meine Frage lautet: 

268/M-BR/92 
Welche Reformschritte werden Sie 1992 in der 

Spitalsreform setzen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Ich habe heu­
te schon teilweise darauf aufmerksam gemacht. 
Erster Reformschritt ist einmal die Weiterent­
wicklung des Modells der leistungsorientierten 
Krankenanstaltenfinanzierung, die hauptsächlich 
durch die Überprüfung der Dokumentation 
durchgeführt wird. 

Zweiter Schritt ist die Schulung aufgrund einer 
Schwachstellenanalyse, die bei uns durchgeführt 
wurde und permanent durchgeführt wird. 

Dritter Schritt ist die Wartung des Diagnose­
schI üssels und des Leistungskataloges, der ständig 
weiterentwickelt werden muß. 

Vierter Reformschritt ist die Qualitätssiche­
rung in den Krankenanstalten. 

Das sind die vier wesentlichen Punkte, deren 
Bearbeitung wir für die nächste Zeit vorhaben. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dr. Günther Hummer: Herr Bun­
desminister! Wann werden Sie ein bundesweites 
Konzept für die Sozial- und Gesundheitssprengel 
vorlegen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: Herr Bundes­
rat! Die Konzeption für die Sozial- und Gesund­
heitssprengel ist noch eine Idee, die aber gut un­
termauert wurde und die sich in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedlich entwickeln kann. 
So haben wir zum Beispiel in Tirol starke Ansätze 
dafür. In Tirol gibt es Gesundheitssprengel, die 
zwar unterschiedliche Qualität bieten, aber von 
der Organisationsstruktur her ist allgemein viel 
vorhanden. Es gibt diesbezüglich auch Ansätze in 
Vorarlberg. In der Steiermark gibt es andere Kon­
zepte, zum Beispiel die "gesunden Gemeinden". 
All das paßt aber in etwa in ein bundesweites 
Konzept der Gesundheitssprengel. 

Es obliegt den Landesgesundheitsreferenten, 
den Entwicklungstrend in diese Richtung zu for­
cieren. Ich kann nur flankierende Hilfestellung 
dafür leisten. Die Durchführung der Idee, die 
dem zugrunde liegt, nämlich daß überall aktive 
Gesundheitspolitik betrieben wird, kann nicht 
nur durch Beschlüsse von oben zum Erfolg füh­
ren. 

Dezentrale, gut überschaubare Mechanismen 
müssen vorhanden sein. Das obliegt aber den je­
weiligen Gesundheitssprengeln. 

Wir - ich meine mein Ressort und das Bun­
desinstitut für Gesundheitswesen - bieten die 
Mitarbeit auf diesem Sektor an und bauen auch 
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Konzepte für Länder auf. All jene Maßnahmen, 
die in Richtung Strukturförderung gehen, auch 
aus dem Krankenanstalten-Zusammenarbeits­
fonds, können natürlich unter diesem Aspekt ge­
sehen werden. 

Ich verweise auf die Studien über die Struktur­
mittel aus dem 22-Punkte-Programm. Das alles 
flankiert die Entwicklungstendenz in Richtung 
Sozial- und Gesundheitssprengel. Nach einer län­
geren Entwicklung könnte man dann letzten En­
des sagen: Wir in den einzelnen Regionen machen 
unsere Gesundheitspolitik selbst. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr. Günther Hummer: Herr Bun­
desminister! Warum wurden von Ihnen Berech­
nungsmodelle, die Sie schon erwähnt haben, für 
eine diagnosebezogene Krankenhaushonorierung 
bisher nicht vorgelegt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister lng. Harald EUl: So ist das 
nicht. Für die leistungsbezogene Krankenanstal­
tenfinanzierung haben wir seinerzeit in Präfe­
renzkrankenanstalten Pilotprojekte laufen ge­
habt. Diese Daten, die wir auf diesem Sektor be­
kommen haben, haben wir hochgerechnet und 
den Ländern zur Verfügung gestellt, um allfällige 
Finanzierungsströme in den Spitälern erkennen 
zu können. An einer Weiterentwicklung dieses 
Systems wird zurzeit gearbeitet. 

Wie Sie wissen, ist es so. daß aufgrund der neu­
en KRAZAF-Vereinbarung ab dem Jahr 1993 in 
allen KRAZAF -bezuschußten Krankenhäusern 
- das sind 164 Krankenhäuser - das alte und 
das neue System parallel angewendet werden. Es 
wird nach dem alten System abgerechnet, aber 
das neue System wird bereits ab 1993 installiert 
werden. Die Spitäler beziehungsweise jene Kran­
kenanstaltenträger, die es nicht installieren wol­
len. werden eben keine KRAZAF-Mittel mehr 
bekommen. Das bringt eine verbesserte Vertrags­
qualität auf diesem Sektor mit sich. Das werde ich 
durchziehen, das ist gar keine Frage. Deshalb 
wollte ich das auch im Vertrag enthalten haben. 
Damit ist dann gewährleistet, daß jede Kranken­
anstalt, jeder Spitalsverwaiter, jeder Landesspi­
talsreferent - das ist das Wichtigste - die eige­
nen Finanzierungsströme kennt. Genau das wol­
len wir. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 13. A~­
frage: Herr Bundesrat Erich Moser (SPO, 
Steiermark) an den Herrn Bundesminister. 

Bundesrat Erich Moser: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Meine Frage lautet: 

275/M-BR/92 
Was unternehmen Sie zur Verbesserung der Pa­

tientenrechte? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald Ettl: Herr Bundes­
rat! Die Verbesserung der Patientenrechte ist 
mein großes Anliegen. Bereits im Frühjahr 1991 
wurde eine Expertengruppe eingesetzt, um eine 
österreichische Patienten-Charta erarbeiten zu 
können. Grundlage der Arbeit der Expertengrup­
pe ist auch eine Studie des Bundesinstituts für 
Gesundheitswesen. die die Situation der Patien­
tenrechte in Österreich, wie sie jetzt gegeben ist, 
in umfassender Weise untersucht. 

Die Ergebnisse dieser ÖBIG-Studie fließen bei 
der Formulierung des Kataloges für die Patien­
ten-Charta in die Arbeiten der Expertengruppe 
ein. Wo die geltende Rechtslage ausreichend er­
scheint, ist nur eine Zusammenfassung der Pa­
tientenrechte erforderlich. um Rechtsübersicht 
und Rechtsklarheit herzustellen. Wo aber Rechts­
defizite - diese gibt es auch - erkennbar sind, ist 
es Aufgabe der Expertengruppe, die einzelnen 
Punkte der Charta so zu formulieren, daß diese 
Lücken geschlossen werden. 

Die Arbeit der Expertengruppe könnte durch 
eine Vereinbarung zwischen dem Bund und den 
Ländern umgesetzt werden, wobei sich der Bund 
und die Länder verpflichten, in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich für die Umsetzung der Pa­
tientenrechte zu sorgen. 

Unser erster Schritt in diese Richtung war die 
sehr einfach gehaltene Broschüre, die an die Pa­
tienten gerichtet ist: .,Sie haben Recht". "Ihr 
Recht als Patient" wird darin beschrieben, weiters 
was sie können. was sie dürfen, was ihnen zusteht. 
Wir haben mit dieser Broschüre erstmals themati­
siert, was Patienten auf diesem Sektor einfordern 
können. Wir wollen das dann mit der Patienten­
Charta so umsetzen. daß man wirklich praktika­
bel und mit großer Sicherheit arbeiten kann. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Erich Moser: Die erste geplant ge­
wesene Zusatzfrage ist damit schon beantwortet. 
- Ich darf zu meiner zweiten kommen: Können 
Sie einen Zeitplan für Ihr Vorhaben nennen? 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Die konkre­
ten Zwischenergebnisse der ÖBIG-Studie werden 
im Laufe dieses Jahres vorgelegt werden. Daran 
anschließend wird die Expertengruppe Schritt für 
Schritt die Ausformulierung des konkreten Inhal­
tes einer Patienten-Charta erstellen. Ich hoffe, 
daß es gelingt, einen ersten Entwurf einer Patien­
ten-Charta Ende dieses beziehungsweise zu Be­
ginn des nächsten Jahres vorlegen zu können. 
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Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 14. und 
letzten Anfrage: Herr Bundesrat Franz Kampich­
Ier (ÖVP, Niederösterreich) an den Herrn Bun­
desminister. 

Bundesrat Franz Kampichler: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Meine Frage lautet: 

269/M·BR/92 
Vertreten Sie nicht auch die Auffassung. daß das 

Inserat des Gesundheitsministeriums gegen Über­
tragungsmögLichkeiten von AIDS eher eine Verlei­
tung zum Heroinmißbrauch ist? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUI: Nein! Die In­
seratenkampagne, Herr Bundesrat, wurde wirk­
lich sorgfältig geplant, wobei auch die Rahmenbe­
dingungen dazu analysiert und geprüft worden 
sind. 

Dazu hat das Ludwig Boltzmann-Institut für 
Medizinsoziologie im Auftrag meines Ressorts 
bereits im Juni 1990 eine Untersuchung der Be­
dingungen und Möglichkeiten von Aids-Aufklä­
rung bei Jugendlichen im Alter von 14 bis 
19 Jahren durchgeführt. Dabei hat sich gezeigt, 
daß von dieser Zielgruppe 2 Prozent der Jugend­
lichen - 2 Prozent der Jugendlichen! - Heroin 
bereits einmal ausprobiert haben und weitere 
4 Prozent das zu tun beabsichtigen. 

Von etwa einem Drittel der Jugendlichen zum 
Beispiel in Wien muß angenommen werden, daß 
sie in irgendeiner Weise der Drogenszene nahe­
stehen; von einem Drittel der Jugendlichen! Aus 
diesen Gründen sollten wir auch alt jene Jugendli­
che, die Heroin einmal ausprobieren wollen -
das dürfen wir nicht verdrängen, deshalb war die­
ses Plakat so abgefaßt -, eindringlich davor war­
nen, das zu tun, vor allem auch deswegen, weil die 
Verwendung einer einzigen bereits einmal ge­
brauchten Spritze ein erhöhtes Ansteckungsrisiko 
in bezug auf Aids darstellt. 

Deshalb lautet das Inserat, welches Sie soeben 
angesprochen haben: "Auch die einmalige Ver­
wendung einer gebrauchten Spritze reicht!" -
Dies soll die Jugendlichen besonders auf dieses 
zusätzliche Risiko aufmerksam machen. Eine 
Aufforderung zum Heroinmißbrauch kann ich 
bei dieser Aufklärung wirklich nicht erkennen! 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Franz Kampichler: Herr Bundesmi­
nister! Sie haben heute bereits darauf hingewie­
sen, welch große Problematik die Drogensucht 
darstellt, und vor allem, welch große Belastung 
für eine Familie entsteht, wenn es in einer Fami­
lie einen Drogenkranken gibt. 

Meine Frage an Sie: Wissen Sie, was die Reha­
bilitation eines Suchtgiftkranken im Jahr kostet? 
Wie lange dauert diese Rehabilitation? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ing. Harald EUl: Dazu gäbe es 
einige Zahlen. Wenn man davon ausgeht, daß die 
Erfolgsquote bezüglich Drogenentzug bei maxi­
mal 20 Prozent liegt, so ist das ein Faktor, den wir 
zu bewerten haben. Drogenentzug und Reinte­
gration können einen sehr langen Zeitraum dau­
ern. Das kann, wenn die Begleitung danach gut 
ist. wenn die sozialen Bedingungen im Umfeld -
Elternhaus oder Partnerschaft - gut funktionie­
ren, nach einem Jahr beendet sein. Drogenentzug 
kann aber auch stationär durchgeführt werden, 
dann kann sich das über zwei Jahre lang erstrek­
ken; Pernhaupt hat zum Beispiel solche Projekte 
laufen. 

Das heißt, Zahlen dazu festzulegen, um das 
volkswirtschaftlich zu berechnen, wäre nicht seri­
ös. Von Fall zu Fall schaut das anders aus. 

Was man tun kann, ist folgendes: Es gibt der­
zeit an die 1 800 Österreicher, bei denen der Dro­
genersatz Methadon angewendet wird, bei diesen 
1 800 wissen wir natürlich im Detail, was das ko­
stet. Wir haben aber auch damit das Ziel verbun­
den, diese Leute drogenfrei zu bekommen. Auf 
der anderen Seite wissen wir, daß dies nur zu ei­
nem kleinen Prozentsatz gelingt. Aber mit dem 
Orogenersatz Methadon wird gewährleistet, daß 
die Leute von der Nadel wegkommen, weil sie 
Methadon oral einnehmen können und damit zu­
sätzliche Risikofaktoren ausgeschaltet sind, die 
Leute können in der Gesellschaft noch arbeiten 
und werden auch akzeptiert. 

Eine genaue Zahl - was kostet wer? - würde 
natürlich für jeden Bereich aus dem Suchtgiftka­
pitel insgesamt - von besonderen Drogen bis hin 
zu nicht definierten Drogen wie Alkohol - un­
terschiedlich hoch ausfallen. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Franz Kampichler: Herr Bundesmi­
nister! Primarius Pernhaupt hat einmal festge­
stellt, daß sich die Kosten pro Jahr auf zirka 
400 000 S belaufen. - Das nur zur Information. 

Ich wollte Sie aber noch fragen, da heute schon 
auf Gratiskondom und Gratispille hingewiesen 
worden ist: Wie wollen Sie erreichen, daß tatsäch­
lich nur jene in den "Genuß" von Gratispille oder 
Gratiskondom kommen, bei denen das aufgrund 
ihrer wirtschaftlichen Situation gerechtfertigt ist? 
Wie wollen Sie kontrollieren, daß nicht jeder-
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mann die Gratispille und das Gratiskondom über 
diese Beratungsstellen, die ja anonym sind, in An­
spruch nimmt? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Ing. Harald EtU: Zu Ihrem er­
sten Ansatz: Die Feststellung, daß sich laut Pern­
haupt die Kosten auf zirka 400 000 S pro Jahr 
belaufen, ist eines. Aber Sie müssen davon ausge­
hen - ich kenne diese Zahlen ganz gut -, daß 
vor einer Behandlung durch Dr. Pernhaupt ein 
Entzug im Krankenhaus notwendig ist und nach­
her auf den Bauernhöfen von Pernhaupt eine Art 
Gruppenbetreuung mit sehr starker Gruppenab­
hängigkeit erfolgt. Ein Problem ist dabei aller­
dings noch nicht gelöst, und zwar die Zeit danach, 
was auch noch entsprechend zu quantifizieren 
wäre, da eben die Begleitung sozusagen danach. 

In Wien gibt es auf diesem Sektor einige sehr 
gut funktionierende Institutionen. Das ist zum 
Beispiel der Verein "Dialog", bei dem Nachbe­
treuung nach dem Entzug ausgezeichnet gehand­
habt wird. In einigen Ländern gibt es diesbezüg­
lich aber noch gar keine Einrichtungen. Das ist 
auch ein großes Problem, und das ist auch von 
Fall zu Fall unterschiedlich. 

Ich könnte Ihnen, wenn Sie eine konkrete Fra­
ge zu einem bestimmten Bereich stellen, genauer 
sagen, was was kostet, auch das Methadon-Ent­
zugsprogramm. Ich könnte Ihnen das schriftlich 
nachreichen. 

Zum Kern Ihrer Frage: Gratisvergabe von Ver­
hütungsmitteln. Dabei hatten wir eine Zielgruppe 
vor Augen, in erster Linie die 15- bis 19jährigen 
Mädchen; da gibt es ungefähr 260 000 Betroffene. 
Von diesen 260 000 sind 100 000 ohne Einkom­
men. Von diesen 100 000 ohne Einkommen - es 
können das etwa Schüler sein - haben 70 bis 
80 Prozent ein völlig intaktes Elternhaus, wo alles 
in Ordnung ist, wo über diese Fragen zwischen 
Tochter und Mutter geredet wird. Dann gibt es 
aber auch Elternhäuser, wo man sich um nichts 
kümmert, egal aus welchen Gründen auch immer, 
oder sich strikt dagegen wehrt, über Fragen der 
Sexualität mit ihren Töchtern, mit ihren Kindern, 
die im Pubertätsalter sind, zu sprechen. 

Für diese Leute wollen wir, daß sie - außer­
halb des Elternhauses - eine Ansprechstelle fin­
den. In den Familienberatungsstellen gibt es ja 
ärztliche Betreuung, diese haben eine gute Infra­
struktur, sie könnten eine derartige Stelle bilden. 

Von diesen genannten 100 000 kommen viel­
leicht ein paar tausend in Frage. Das gilt also für 
jene, die kein Einkommen haben, bei denen es 
soziale Probleme und so weiter gibt. Zu allem, 
was da sonst erzählt wurde, möchte ich nur sagen: 

Da haben halt ein paar nicht zugehört, was wirk­
lich gesagt worden ist. 

Präsident: Ich danke, Herr Bundesminister, für 
die Beantwortung der Anfragen. 

Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt ist weiters eine Anfrage­
beantwortung, die dem Anfragesteller übermittelt 
wurde. 

Die Anfragebeantwortung wurde vervielfältigt 
und auch an alle übrigen Mitglieder des Bundes­
rates verteilt. 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra­
tes, die Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kom­
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie­
sen. Die Ausschüsse haben ihre Vorberatungen 
abgeschlossen und schriftliche Ausschußberichte 
erstattet. 

Im Hinblick darauf habe ich alle diese Vorlagen 
auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung ge­
stellt. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fall. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte über die 
Punkte S. und 9 der Tagesordnung unter einem 
abzuführen. 

Die Punkte 8 und 9 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 11. März 1992 betreffend 

ein Bundesgesetz über die Einräumung von 
Privilegien an nichtstaatliche internationale Or­
ganisationen und 

ein Europäisches Übereinkommen über die 
Anerkennung der Rechtspersönlichkeit interna­
tionaler nichtstaatlicher Organisationen. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte ein Einwand? - Das ist nicht der Fall. 
Wir werden daher in diesem Sinne vorgehen. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Es liegt ein Verlangen im Sinne des 
§ 61 Abs. 3 auf dringliche Behandlung der 
schriftlichen Anfrage der Bundesräte Mag. Lak­
ner, Dr. Kapral und Kollegen an den Bundesmini­
ster für Unterricht und Kunst betreffend .. gröbli-
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ehe Versäumnisse in der Ressortführung durch 
Bundesminister Dr. Rudolf Scholten" vor. 

Gemäß § 61 Abs. 4 der Geschäftsordnung ver­
lege ich die Behandlung an den Schluß der Sit­
zung, aber nicht über 16 Uhr hinaus. 

1. Punkt: Wahl eines Ordners für den Rest des 
1. Halbjahres 1992 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum l. Punkt: Wahl 
eines Ordners für den Rest des 1. Halbjah­
res 1992. 

Diese Wahl ist durch das Ausscheiden von 
Herrn Bundesrat Karl Schwab notwendig gewor­
den. 

Wird die Durchführung der Wahl mittels 
Stimmzettel gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 
Ich werde daher die Wahl durch Handzeichen 
vornehmen lassen. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, Herrn Bundes­
rat Bernhard Gauster für den Rest des 1. Halbjah­
res 1992 zum Ordner zu wählen. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben, 
um ein Handzeichen. - Das ist S tim m e n­
ein hel I i g k e i t. 

Der Wahlvorschlag ist somit an gen 0 m -
men. 

Ich frage den Gewählten, ob er die Wahl an­
nimmt? (Bundesrat Dr. 5 c h am be c k: Er ist 
nicllt da.') Er ist nicht da. - Ich werde das daher 
später nachholen. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Rechtsanwaltsordnung und das Rechts­
anwaltsprüfungsgesetz geändert werden (261/ A-
11·4043 und 417/NR sowie 4229/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit 
dem die Rechtsanwaltsordnung und das Rechts­
anwaltsprüfungsgesetz geändert werden. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Hedda Kainz übernommen. Ich bitte sie um den 
Bericht. 

Berichterstatterin Hedda Kainz: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Anlaß für den 
gegenständlichen Gesetzesbeschluß des National­
rates bildete eine von zahlreichen Rechtsanwalts­
anwärtern an den Nationalrat gerichtete Petition, 
die dadurch ausgelöst worden war, daß der Ver­
fassungsgerichtshof zu B 355/91 ein Verfahren 
zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des § 2 
Abs. 2 Rechtsanwaltsordnung eingeleitet und da-

bei schwerwiegende verfassungsrechtliche Beden­
ken gegen die derzeitige Dauer der Ausbildungs­
praxis von Rechtsanwaltsanwärtern geäußert hat­
te. (Vizepräsident Dr. 5 c h a m be c k über­
nimmt den Vorsitz.) 

Besonders der Alters- und Einkommensaufbau 
der Rechtsanwaltschaft einerseits sowie die ver­
schiedenartigen Berufsaussichten für junge Juri­
sten in Staat und Wirtschaft andererseits lassen es 
geboten erscheinen, die Erfordernisse zur Aus­
übung des Rechtsanwaltsberufs an die tatsächli­
chen Gegebenheiten und die Entwicklung auf 
dem Gebiet zeitgemäßer Berufsvorbereitung an­
zupassen. Dies soll in erster Linie durch Herab­
setzung der derzeit mit insgesamt sieben Jahren 
festgesetzten Praxiszeit auf fünf Jahre geschehen, 
zumal deshalb, da es sich gezeigt hat, daß das 
Ausbildungsziel, nämlich die Erlangung der für 
die Ausübung des Rechtsanwaltsberufs erforderli­
chen praktischen Kenntnisse und Erfahrungen, 
auch schon in dieser Zeitspanne erreicht werden 
kann. Auch ein internationaler Vergleich zeigt, 
daß in nahezu allen europäischen und außereuro­
päischen Ländern eine Ausbildungszeit von fünf 
Jahren als durchaus ausreichend befunden wird. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß führt daher 
die siebenjährige Praxisdauer für Rechtsanwalts­
anwärter wieder auf die fünf Jahre zurück, die bis 
1973 vorgesehen waren und offenbar ausreichend 
sind. Damit ist die Praxiszeit in Österreich immer 
noch länger als in fast allen anderen europäischen 
Ländern und insbesondere im Bereich der Euro­
päischen Gemeinschaften. 

Die Verkürzung der Gesamtpraxis von sieben 
auf fünf Jahre bringt es mit sich, daß 

die Praxiszeit vor der Ablegung der ersten Teil­
prüfung von zwei Jahren und neun Monaten (hie­
von mindestens neun Monate bei Gericht und 
mindestens ein hhr und sechs Monate bei einem 
Rechtsanwalt) auf zwei Jahre (hievon mindestens 
neun Monate bei Gericht und mindestens ein Jahr 
bei einem Rechtsanwalt) verkürzt wird, während 

die Praxiszeit zwischen der ersten und der zwei­
ten Teilprüfung von einem Jahr und sechs Mona­
ten (hievon mindestens ein Jahr bei einem 
Rechtsanwalt) unverändert bleiben kann. 

Wenn das Gesetz von der Tätigkeit bei einem 
Rechtsanwalt oder bei Gericht in einer bestimm­
ten Mindestdauer spricht, ist darunter stets die 
Tätigkeit bei einem Rechtsanwalt oder bei Ge­
richt im Inland zu verstehen (§ 2 Abs. 2 Rechts­
anwaltsordnung in der bisherigen und in der neu­
en Fassung). 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 17. März 1992 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be-
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schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Rechtsanwaltsordnung und das Rechts­
anwaltsprüfungsgesetz geändert werden, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Milan Linzer. Ich erteile es ihm. 

/0.46 
Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP, Burgen­

land): Herr Präsident! Herr Bundesminister! Mei­
ne Damen und Herren! Hoher Bundesrat! Ich 
glaube, wir sollten die gesetzliche Regelung von 
standespolitischen Interessen, Fragen und Proble­
men eines Berufsstandes weitestgehend nach den 
Intentionen und Wünschen dieses Berufsstandes 
hier im Parlament vornehmen. 

Dies ist an sich auch damals der Fall gewesen, 
als im Jahre 1985 die zur Debatte stehende prak­
tische Ausbildungszeit von Rechtsanwälten von 
fünf auf sieben Jahre erhöht wurde. 

Mittlerweile hat es diesbezüglich einen Prü­
fungsbeschluß des Verfassungsgerichtshofes ge­
geben; es haben sich einige Rechtsanwaltsanwär­
ter als beschwert erachtet. Es wurde dieser Be­
schluß des Verfassungsgerichtshofes erwirkt, in 
welchem festgestellt wird, daß die seinerzeitige 
Erhöhung von fünf auf sieben Jahre verfassungs­
rechtlich bedenklich ist. Über Initiative einiger 
Nationalratsabgeordneter kam es zu einer Novel­
Iierung, die sozusagen eine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand bringt, die dekretiert, daß eine 
fünf jährige Ausbildungszeit ausreichend ist. Die­
se Bestimmung entspricht der Bundesverfassung. 

Meine Damen und Herren! Sie werden sich 
vielleicht fragen, ist eine fünf jährige statt einer 
siebenjährigen Ausbildungszeit genug, wo doch 
durch die heutige Internationalisierung unseres 
Lebens, der Wirtschaft und der Gesellschaft, 
durch die Europäisierung, aber auch durch den 
Umfang des Rechtes im Inland, der ja täglich zu­
nimmt, die Anforderungen an die Rechtsanwälte 
ebenfalls entsprechend zunehmen. 

Dieser Argumentation können wir zwei Fakten 
entgegenhalten: 1978 ist die rechtswissenschaftli­
che Studienordnung wesentlich reformiert wor­
den. Experten, Hochschullehrer, aber auch die 
Studenten sind der Ansicht, daß diese Reform an 
sich eine sehr, sehr positive war, daß mit dieser 

Reform nicht nur für die Quantität, sondern auch 
für die Qualität der Ausbildung sehr, sehr viel 
Gutes getan worden ist. Durch dieses Studium, 
das in der Regel mit dem Magisterium abge­
schlossen wird - selbstverständlich besteht die 
Möglichkeit des Doktoratsstudiums nach voran­
gegangener Dissertation -, erfährt der Student 
eine profunde theoretische Ausbildung. 

Dazu kommt, daß wir hier im Parlament für 
die Rechtsanwälte im Jahre 1985 eine neue 
RechtsanwaltsprüFungsordnung beschlossen ha­
ben, die die praktische und zusätzliche theoreti­
sche Ausbildung des Rechtsanwaltsanwärters neu 
geregelt hat. Verschiedene Teilprüfungen sind ab­
zulegen, insbesondere aber sind Fortbildungsse­
minare zu absolvieren. 

So läßt sich an sich sachlich durchaus rechtfer­
tigen, daß durch die theoretische Ausbildung ei­
nerseits und zusätzlich durch die Praxiszeit von 
mindestens fünf Jahren - wobei mit Praxiszeit 
die Tätigkeit bei einem Rechtsanwalt oder einem 
Gericht im Inland gemeint ist - der Rechtsan­
waltsanwärter eine Gesamtausbildung erfährt, die 
ihn befähigt, im heutigen täglichen Rechtsleben 
zu bestehen. 

Meine Damen und Herren! Da ich als einziger 
Redner zu diesem Gesetzesbeschluß gemeldet 
bin, darf ich Sie einladen, diesem Beschluß Ihre 
Zustimmung zu geben. Ich meine. wir können 
mit gutem Gewissen ja dazu sagen. - Danke 
schön. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) IU.51 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Auch das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m me n. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 27. Fe· 
ber 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen geändert wird 
(280fA.II.4618 und 390fNR sowie 4230/BR der 
Beilagen) 
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Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 3. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen ge­
ändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin Jo­
hanna Schicker übernommen. Ich ersuche sie 
höflich um die Berichterstattung. 

Berichterstatterin Johanna Schicker: Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Herr Staatssekretär! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Während bisher bei Beschäftigung 
von Jugendlichen im Gastgewerbe jeder zweite 
Sonntag arbeitsfrei bleiben mußte, soll durch den 
gegenständlichen Gesetzesbeschluß ermöglicht 
werden, daß die Beschäftigung von Jugend1ichen 
an aufeinanderfolgenden Sonntagen zulässig sein 
soll, wenn erstens der Kollektivvertrag dies zu­
läßt, zweitens die Fünftagewoche eingehalten 
wird und drittens ein Ausgleich durch freie Sonn­
tage außerhalb der vom Kollektivvertrag festge­
setzten Zeiträume erfolgt. 

Außerdem sieht der Gesetzesbeschluß vor, daß 
in solchen Fällen eine Meldepflicht an die Ar­
beitsinspektion erforderlich ist, um eine wirksa­
me Kontrolle zu gewährleisten. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 17. März 1992 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen. kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Sozial­
ausschuß somit den An t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
27. Feber 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über die Beschäftigung 
von Kindern und Jugendlichen geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Martin Strimitzer. Ich erteile es ihm. 

10.54 .. 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (OVP, Tirol): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Meine Fraktion 
wird dem Antrag der Berichterstatterin zustim­
men, weil der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates natürlich positiv gemeint und von 
positiven Überlegungen getragen ist. Aber lassen 
Sie mich offen sagen, daß ich als christlicher Ge­
werkschafter diese politisch ausgehandelte und 
mit Zustimmung der Mehrheit der gewerkschaft­
lichen Gremien versehene Regelung bezüglich 

Sonntagsbeschäftigung von Jugendlichen auch 
für problematisch halte. Ich kann nur hoffen, daß 
einerseits die Betriebe nicht das Höchstmaß die­
ser Regelung ausschöpfen werden, das heißt also 
auf gut deutsch, daß die Betriebe nicht darauf be­
stehen werden, daß ein jugendlicher Gastgewer­
beangestellter an 23 aufeinanderfolgenden Sonn­
tagen Dienst verrichten muß. und ich hoffe ande­
rerseits, daß die Arbeitsinspektorate auch wirk­
lich genau prüfen werden, ob die Fünftagewoche 
... (Bu.ndesrätin er e p a z: Am Samstag und am 
Sonntag! Die haben ja um 5 Uhr am Freitag aus.') 
Frau Kollegin, natürlich, da geht es aber um die 
Sonntagsbeschäftigung und um nichts an~eres, 
und die will ich ja zum Gegenstand meiner Uber­
legungen machen. 

Ich hoffe also, daß die Arbeitsinspektorate 
wirklich genau prüfen werden, ob die Fünftage­
woche im Gastgewerbe nicht vorwiegend auf dem 
Rücken der Jugendlichen - ich glaube. diesbe­
züglich sind wir uns ja einig - realisiert wird. 

Den gastgewerblichen Unternehmen ist aber, 
denke ich, wohl auch klar, daß sie die Attraktivi­
tät der Lehrberufe - insbesondere Koch, Kellner 
- unbedingt erhalten müssen, denn eine abneh­
mende Attraktivität durch unzumutbare Sonn­
tagsbeschäftigung hätte logischerweise fatale F 01-
gen - nicht nur für das Gastgewerbe selber, son­
dern für uns alle, insbesondere auch für den Ruf 
Österreichs als lohnendes Reiseziel. Nichts kön­
nen wir uns weniger leisten als die Abwanderung 
der heimischen Fachkräfte aus dem Gewerbe in­
folge schlechter Rahmenbedingungen. 

Ich stelle also noch einmal fest, daß wir zwar 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß keinen 
Einspruch erheben werden, ich appelliere aber 
abschließend noch einmal an das rechte Augen­
maß aller Beteiligten. - I~h danke fü~. Ihre Auf­
merksamkeit. (Beifall bei OVP und SPO.) lO.56 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Frau Bundesrätin Hel­
ga Markowitsch. Ich erteile es ihr. 

10.57 
Bundesrätin Helga Markowitsch (SPÖ, Nieder­

österreich): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Staatssekretär! Meine Damen und Herren! Das 
vorliegende Kinder- und Jugendlichenbeschäfti­
gungsgesetz soll jenes Maß an Schutz gewähren, 
dessen die arbeitende Jugend im Interesse der Er­
haltung ihrer Gesundheit und zur Förderung ih­
rere geistigen und körperlichen Entwicklung und 
Ausbildung bedarf. Weiters ist auf das Freizeit­
und Erholungsbedürfnis der Jugendlichen, auf 
ihre familiären und sozialen Kontakte Rücksicht 
zu nehmen. 

Bisher hatte auf dem Papier jeder Jugendliche, 
der im Gastgewerbe beschäftigt war, jeden zwei-
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ten Sonntag arbeitsfrei. - In Niederösterreich 
sind derzeit 1883 Koch- und 1669 Kellnerlehrlin­
ge beschäftigt. - Daß dies nicht immer lückenlos 
eingehalten wurde, beweisen die Berichte der Ju­
gendschutzhelfer in den Arbeiterkammern und 
der Arbeitsinspektoren. 

Eine Flexibilisierung des Sonntagsarbeitsverbo­
tes für Jugendliche im Gastgewerbe wurde von 
der Arbeitgeberseite schon seit längerem ange­
strebt. Von der Gewerkschaft wurde seit langem 
die Einführung der Fünftagewoche gefordert. 
Nun soll für Zeiten der Hochsaison beziehungs­
weise der Arbeitsspitzen die Beschäftigung von 
Jugendlichen an jedem Sonntag zulässig sein, zu­
lässig jedoch nur, wenn: erstens der Kollektivver­
trag es zuläßt, zweitens die Fünftagewoche einge­
halten wird und drittens ein Ausgleich durch freie 
Sonntage außerhalb der vom Kollektivvertrag 
festgesetzten Zeiträume erfolgt. 

Es bleibt den Parteien im Kollektivvertrag 
überlassen, den Zeitraum, für den diese abwei­
chende Regelung gilt, festzusetzen, doch darf -
schon wegen des notwendigen Ausgleiches - die­
ser Zeitraum pro Kalenderjahr nur sechs Monate 
betragen. Der Zeitraum von sechs Monaten -
der schon sehr, sehr lang ist, das darf ich persön­
lich feststellen - muß jedoch kein durchgehen­
der sein. 

Im Kollektivvertrag können beliebige Zeitblök­
ke für die durchgehende Sonntagsarbeit festge­
setzt werden, wobei aber das Höchstausmaß zu 
beachten ist. Dies bewirkt keine Reduzierung der 
Zahl der den jugendlichen Arbeitnehmern ZLl­

stehnden freien Sonntage, sondern bewirkt nur 
eine Verschiebung. Die Hälfte der Sonntage muß 
weiterhin arbeitsfrei bleiben. 

Der Dienstgeber, der Jugendliche aufgrund ei­
ner kollektivvertraglichen Zulassung an aufein­
anderfolgenden Sonntagen beschäftigen will, 
muß diese Sonntage - ebenso wie die dafür als 
Ausgleich zustehenden zusätzlichen freien Sonn­
tage - im vorhinein festlegen; ebenso muß eine 
entsprechende Anzeige an das Arbeitsinspektorat 
erstattet, und es müssen Aufzeichnungen darüber 
geführt werden. 

Diese Gesetzesänderung läßt für den Arbeitge­
ber und für den Jugendlichen drei Varianten of­
fen. 

Erstens: Es bleibt bei der bisherigen Lösung, 
das heißt, er hat jeden zweiten Sonntag frei. Dazu 
möchte ich bemerken, daß die Überprüfungen 
durch die zuständigen Organe in der Praxis 
schwer durchführbar waren, denn so mancher Ju­
gendliche hat im Beisein seines Chefs nicht zuge­
geben, daß er jeden Sonntag arbeiten muß. 

Die zweite Variante ist die sogenannte Viertel­
lösung: drei Monate jeden Sonntag arbeiten, die 
darauffolgenden drei Monate jeden Sonntag frei. 

Die dritte Variante - zweimal sechs Monate -
ist die sogenannte Halbjahreslösung. 

Neu ist die schriftliche Anzeigepflicht bis späte­
stens zwei Wochen vor Beginn der Beschäftigung 
Jugendlicher beim Arbeitsinspektorat. Aufgrund 
dieser Meldepflicht ist eine bessere Kontrollmög­
lichkeit durch das Arbeitsinspektorat gegeben. 
Entsprechende Freizeit während der Arbeitswo­
che mag zwar in arbeitsmedizinischer Hinsicht 
gleichzuhalten sein, kann aber aus sozialpoliti­
schen und gesellschaftlichen Erwägungen nicht 
für gleich günstig gehalten werden wie eine ent­
sprechende Freizeit am Wochenende. 

Daher bin ich von dieser Novellierung nicht 
sehr begeistert. Ich kann mir jedoch vorstellen, 
daß es mit der Einführung der Fünf-Tage-Woche 
und der besseren Kontrollmöglichkeiten wieder 
attraktiver sein wird, in diesen Branchen zu arbei­
ten. 

Zum Schluß kommend möchte ich jedoch noch 
ersuchen, die Arbeitsinspektorate personell und 
finanziell so auszustatten, daß sie der meiner An­
sicht nach sehr wichtigen Kontrolltätigkeit auch 
reibungslos nachkommen können. 

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion 
wird diesem Beschluß die Zustimmung erteilen. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP.) l/.(I/ 

Vizepräsiclent Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht 
der Fall. 

Wir gelangen daher zur A b s tim m u n g. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen den vor­
liegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
dies S tim m e n ein hel I i g k e i 1. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m me n. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Einführungsgesetz zu den Verwaltungs­
verfahrensgesetzen 1991 geändert wird (247 und 
40l/NR sowie 42311BR der Beilagen) 
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Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 4. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 11. März 1992 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Einfüh­
rungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgeset­
zen 1991 geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Herbert Weiß übernommen. Ich ersuche ihn höf­
lich um den Bericht. 

Berichterstatter Herbert Weiß: Hoher Bundes­
rat! Durch den vorliegenden Beschluß soll für das 
Verfahren vor dem durch die Zivildienstge­
setz-Novelle 1991 eingerichteten Zivildienstrat, 
der an Stelle der Zivildienstkommission getreten 
ist und in bestimmten Angelegenheiten Verwal­
tungsverfahren durchzuführen hat, in denen Be­
scheide zu erlassen sind, die Anwendung des All­
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes nor­
miert werden. Ferner sollen die Bestimmungen 
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
auch im Verfahren vor der Kommission gemäß 
§ 54a Zivildienstgesetz zur Anwendung kommen. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 17. März 1992 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Einführungsgesetz zu den Verwaltungs­
verfahrensgesetzen 1991 geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
losef Rauchenberger. Ich erteile es ihm. 

ll./J.f 
Bundesrat Josef Rauchenberger (SPÖ, Wien): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Hoher Bundesrat! Die uns heute vorliegende 
Novelle, mit der das Einführungsgesetz zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991 geändert 
wird, beschränkt sich auf wenige Formulierun­
gen. Dennoch bringt diese Änderung für die Be­
troffenen im Zivildienstbereich eine wesentliche 
Verbesserung, vor allem aber mehr Rechtssicher­
heit mit sich. 

Im Zuge der Debatte über die Reform des 
österreichischen Bundesheeres wurde durch die 
SPÖ auch die Forderung nach Neugestaltung des 
Zivildienstes erhoben. Konkret ging es dabei vor 

allem um die Abschaffung der Zivildienstkom­
mission, weil sich in der Praxis der letzten 15 Jah­
re die faktische und praktische Unmöglichkeit 
der Überprüfung des Gewissens gezeigt hat. 

Die mit 1. Jänner 1992 in Kraft getretene Zivil­
dienstgesetz-Novelle, mit der die Zivildienstkom­
mission abgeschafft wird, folgt in dieser Hinsicht 
auch einer Entschließung des Europaparlamen­
tes, in der festgehalten wird, daß kein Gericht 
oder Ausschuß in der Lage ist, das Gewissen des 
einzelnen zu überprüfen, und daß eine individu­
ell begründete Erklärung in den allermeisten Fäl­
len für die Anerkennung als Kriegsdienstverwei­
gerer ausreichen muß. 

Abgesehen vom Faktum, daß sich das Gewissen 
eines Menschen einfach nicht überprüfen läßt, 
sollte man nicht vergessen, daß mit dieser alten 
Regelung auch ein erheblicher Verwaltungsauf­
wand verbunden war: So bestand die Zivildienst­
kommission aus Richtern als Senatsvorsitzende, 
aus Vertretern des Bundesministeriums für Inne­
res als Berichterstatter, aus Mitgliedern auf Vor­
schlag des Österreichischen Bundesjugendringes, 
aus Mitgliedern auf Vorschlag der Bundeskam­
mer der gewerblichen Wirtschaft und aus Mitglie­
dern auf Vorschlag des Österreichischen Arbei­
terkammertages; insgesamt aus fast 210 Personen 
und der Zivildienstoberkommission in analoger 
Zusammenstellung, der ebenfalls fast 60 Perso­
nen angehörten. 

Ich möchte klar und deutlich festhalten, daß 
elie Abschaffung der Zivildienstkommission und 
der Zivildienstoberkommission im Zusammen­
hang mit einem Gesamtpaket zu sehen ist, wel­
ches künftig einen Belastungsausgleich zwischen 
Zivildienern und Grundwehrdienern herbeifüh­
ren wird. Es ist, wie ich meine, allgemein be­
kannt, daß die künftige Regelung vorsieht, daß in 
jenen Fällen, in denen im Zivildienst ein schwerer 
oder belastender Einsatz geleistet wird, die Dauer 
des Zivildienstes der Dauer des Wehrdienstes ent­
spricht, also insgesamt acht Monate beträgt. Nur 
in jenen Fällen, in denen die psychische, physi­
sche und arbeitszeitliche Belastung der Zivildie­
ner geringer wird, erfolgt eine Verlängerung um 
zwei Monate im Vergleich zum Wehrdienst. Der 
Zivildienst wird in diesen Fällen künftighin zehn 
Monate betragen. 

Für mich als Sozialdemokraten ist es erfreulich, 
daß es nun nach einer mehr als zehn Jahre dau­
ernden Diskussion endlich gelungen ist, die in je­
der Hinsicht ungerechte Gewissensprüfung in 
Form der Zivildienstkommission beziehungswei­
se der Zivildienstoberkommission zu beseitigen 
und gleichzeitig eine Regelung zu finden, die die 
Gewähr dafür bietet, daß eine Gefährdung der 
Wehrpflicht und der militärischen Landesvertei­
digung ausgeschlossen wird. Ich halte die von 
Vertretern einiger Soldatenverbände und auch 
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aus Reihen des Bundesheeres immer wieder geäu­
ßerten Befürchtungen in diese Richtung für völlig 
unbegründet. 

Meiner Ansicht nach wird es zwar kurzfristig -
wie ausländische Beispiele zeigen - zu einem 
Anwachsen der Zahl der Zivildiener kommen, 
mittelfristig gesehen dürften sich aber für die mi­
litärische Landesverteidigung keine Probleme er­
geben, und zwar aus zwei Gründen: Zum einen ist 
das Bundesheer jetzt gefordert, durch umfassende 
Reformmaßnahmen die Akzeptanz bei den 
Wehrpflichtigen für die militärische Landesver­
teidigung zu erhöhen. Diese Ausbildungsreform 
muß nicht nur die "alten Zöpfe" im Bundesheer 
abschneiden und die militärische Ausbildung auf 
einen zeitgemäßen Standard bringen, sondern sie 
soll auch bewirken, daß das Bundesheer die drin­
gend notwendige Anpassung an eine moderne ge­
sellschaftliche Realität vornimmt. Zum anderen 
kommt dem Zivildienst zunehmende Bedeutung 
im Bereich unseres Sozialstaates zu, sodaß sich 
allein aus dieser Sichtweise die oftmals geäußerte 
Geringschätzung des Zivildienstes und der Zivil­
diener ins Gegenteil verkehren wird. 

Folgendes sollte man aber nicht außer acht las­
sen, wenn man über diese Regelung spricht: Sie 
ist zunächst nur auf zwei Jahre begrenzt, und die 
in diesem Zeitraum gemachten Erfahrungen wer­
den eine Grundlage für weitere Maßnahmen und 
Entscheidungen darstellen. Der Wegfall der Zi­
vildienstkommission und die Einrichtung eines 
Zivildienstrates werden keinesfalls zusätzliche 
Kosten verursachen. Ganz im Gegenteil: Es ist zu 
erwarten, daß es zu deutlichen Kosteneinsparun­
gen kommen wird. - Auch darin liegt ein positi­
ver Aspekt dieser Reform. 

Das Verwaltungsverfahren hat - folgt man 
den Intentionen des Gesetzgebers - rasch, ein­
fach und für jedermann verständlich zu sein. Es 
darf zu keiner Selektion des Gewissens auf dem 
Verwaltungswege kommen, sondern vielmehr zu 
größerer Gerechtigkeit und zu mehr Transpa­
renz. Ich glaube aber, daß die Gefahr einer Selek­
tion gering ist, weil ein Verwaltungsverfahren 
auch Rechtssicherheit bedeutet und weil es sich 
nur auf dem Boden rechtsstaatlicher Grundsätze 
entfalten kann und weil ein Verwaltungsverfah­
ren überprüfbar und damit ebenso kontrollierbar 
ist. 

So gesehen kann auch niemand von einer Ver­
waltungsvermehrung oder von einem Mehr an 
Bürokratie sprechen, sondern einfach - ich wie­
derhole es - von Rechtssicherheit für die Betrof­
fenen. Die Einbindung der Länder bei der Festle­
gung der Trägerorganisationen, die die Grundla­
ge für die Entscheidung des Zivildienstrates dar­
stellt, dokumentiert deutlich, daß auch die 
Interessen der Länder in ausreichendem Maße ge­
wahrt wurden. 

Meiner Überzeugung nach handelt es sich bei 
dieser Gesetzesvorlage daher um eine wichtige, 
grundlegende Entscheidung, der ich nicht nur aus 
politischen, sondern auch aus gesellschaftlichen 
Erwägungen namens meiner Fraktion gerne die 
Zustimmung erteile. (Beifall bei der SPO und bei 
Bundesräten der ÖVP.) 11.11 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Herr Bundesrat Dr. 
Günther Hummer. Ich erteile es ihm. 

J J./ / 
Bundesrat Dr. Günther Hummer (ÖVP, Ober­

österreich): Sehr verehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Staatssekretär! Hoher Bundesrat! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
vorliegende Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
ist so kurz und so dürftig, daß er eigentlich gar 
keinen Anhaltspunkt für einen Debattenbeitrag 
geben könnte. Er spricht nur von der Anpassung 
der Aufzählung im Einführungsgesetz zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen, in denen jene 
Behörden angeführt sind, die das AVG, das Allge­
meine Verwaltungsverfahrensgesetz, anzuwenden 
haben. 

Diese Aufzählung ist dadurch überholt, daß 
eben die Zivildienstkommission dort genannt ist, 
die jetzt infolge der Novelle zum Zivildienstgesetz 
durch den Zivildienstrat beziehungsweise die 
Kommission gemäß § 54a des Zivildienstgesetzes 
zu ergänzen ist. Herren des Bundeskanzleramtes 
haben uns bei der Sitzung des Ausschusses für 
Verfassung und Föderalismus versichert, daß die­
ser Anpassung eigentlich nur eine deklarative und 
gar keine normative Bedeutung zukomme. 

Man kann aber nicht umhin, doch einige An­
merkungen zum Zivildienstgesetz, wie es durch 
die Novelle 1991 ausgeprägt wurde, zu machen. 
Was hat diese Novelle, die seit 1. Jänner in Kraft 
steht, eigentlich gebracht? - Einmal den vieldis­
kutierten Wegfall der Prüfung der Gewissens­
gründe, weiters das grundsätzliche Bekenntnis zu 
einer Dienstpflicht als Wehr- oder Zivildienst, 
wobei festgehalten ist, daß jeder wehrpflichtig ist, 
daß also dem Wehr- und Präsenzdienst primäre 
Bedeutung und der Zivildienstpflicht sekundäre 
Bedeutung zukommen, daß aber die Achtung der 
Gewissensgründe und der Verzicht darauf, sie so­
zusagen inquisitorisch zu prüfen, ein überragen­
der Wert seien und damit auch in Kauf zu neh-­
men sei, daß eben solche Gewissensgründe nur 
vorgegeben würden. 

Sehr wichtig ist, daß vom Konzept des Gesetzes 
her eine annähernd gleichgewichtige Belastung 
des Präsenzdieners lind des Zivildienstleistenden 
vorgesehen ist. Wesentlich ist auch, daß keine 
Diskriminierung erfolgt, keine praktische Diskri­
minierung der Präsenzdiener gegenüber den Zi­
vildienern - und natürlich auch umgekehrt. Es 
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darf aber auch keine Diskriminierung desjenigen 
erfolgen, der zehn oder acht Monate Zivildienst 
leistet. 

Es konnte nicht ausbleiben, daß auch im Ple­
num des Nationalrates einmal die Behauptung 
aufgestellt wurde, daß damit die Wehrpflicht aus­
gehöhlt worden sei und daß es früher oder später 
zu einer Schwächung der Landesverteidigung 
kommen müsse, wie natürlich auf der anderen 
Seite behauptet wurde, daß letztlich die Zivi/die­
ner, insbesondere diejenigen, die zehn Monate 
Dienst zu leisten hätten, schlechter gestellt, also 
diskriminiert würden. 

Eines ist sicher: Ob diese Novelle 1991 zum Zi­
vildienstgesetz wirklich dem Sinne des Gesetzge­
bers nach Raum faßt, wird davon abhängen, ob 
die mit der Vollziehung beauftragten Behörden, 
das heißt in erster Linie der Bundesminister für 
Inneres, aber auch der Zivildienstrat und die 
Kommission gemäß § 54a wie auch die Landes­
hauptleute, darauf dringen, daß diese Gleichge­
wichtigkeit auch in der Praxis vollzogen wird. 

Jeder, der selbst noch oder wieder Präsenz­
dienst geleistet hat, weiß. daß die Absolvierung 
der Wehrpflicht schon mit Belastungen, unter 
Umständen mit erheblichen Belastungen, verbun­
den sein kann: Wochenlange Manöver in AlIent­
steig bei strömendem Regen sind kein reines Ver­
gnügen; aber auch das Wacheschieben an den 
Wochenenden und überhaupt der Truppen- und 
Gefechtsdienst können schon gelegentlich den 
Menschen zu physischen Höchstleistungen heran­
ziehen und diese beanspruchen, und so soll es ja 
eigentlich auch sein. Diese Höchstleistungen sind 
selbstverständlich auch im Zivildienst jenen abzu­
fordern, die ihn leisten. Raum dafür ist zweifellos 
gegeben, denn etwa für Kranke, für Behinderte 
Tag und Nacht dazusein oder beim Roten Kreuz 
Dienst zu leisten oder im Katastrophenhilfsdienst 
und ähnlichem tätig zu sein, erfordert, wie jeder­
mann weiß, der damit einmal zu tun hatte, sicher­
lich Höchstleistungen. Aber es ist eben auch not­
wendig, daß Höchstleistungen den Zivildienstlei­
stenden tatsächlich abgefordert werden. 

Und es bedarf eben der Sorgfalt und des beson­
deren Augenmerks vor allem auch der 
Kommission gemäß § 54a, die die Zuordnung der 
acht oder zehn Monate durchzuführen hat, daß 
diese Gleichbelastung auch tatsächlich Platz 
greift. Ich halte es für kein Unglück, daß sich je­
mand lieber zehn Monate einer etwas geringeren 
Belastung aussetzt als der andere acht Monate, 
weil man manchmal so tut. Es gibt ja bekanntlich 
auch Leute, die lieber eine etwas weniger gut be­
zahlte Dienststelle haben und dafür einen etwas 
angenehmeren Dienst, und solche, die stets bereit 
sind, ihr Ganzes und Unbedingtes zu geben und 
Tag und Nacht für ihre Aufgaben dazusein. 

Was ist nun eigentlich dieser Zivildienstrat, der 
an die Stelle der Zivildienstkommission und auch 
der Zivildienstoberkommission getreten ist? -
Er hat zunächst den Bundesminister für Inneres 
zu beraten, er hat Beschwerden entgegenzuneh­
men, er erläßt auch Bescheide und hat für den 
Bundesminister Gutachten zu erstellen. Er wird 
bestellt durch den Bundespräsidenten über Vor­
schlag der Bundesregierung für die Dauer von je­
weils drei Jahren. Er ist, obgleich Verwaltungsbe­
hörde, an keine Weisungen gebunden. Er be­
schließt in Senaten und hat - worum es heute 
eigentlich geht - das Allgemeine Verwaltungs­
verfahrensgesetz anzuwenden. 

Eine ganz ähnliche Konstruktion weist die 
Kommission gemäß § 54a des Zivildienstgesetzes 
auf, die eben, wie schon erwähnt, zu entscheiden 
hat, welche Aufgaben als solche zu bewerten sei­
en, die einen Zivildienst von nur acht Monaten 
rechtfertigen, und welche als solche, bei denen es 
mit den zehn Monaten sein Bewenden zu sein hat. 
Auch diese Kommission ist natürlich an keine 
Weisungen gebunden und hat in ihren behördli­
chen Funktionen das Allgemeine Verwaltungs­
verfahrensgesetz anzuwenden. 

Ich glaube. das, was uns allen wesentlich ist, 
nämlich das Bekenntnis zur umfassenden Landes­
verteidigung, scheint in keiner Weise angetastet 
zu sein. Wenn sich heute die Zahl derer, die sich 
um den Zivildienst bewerben, verdoppelt hat -
das ist eine Realität. die nicht wegdiskutiert wer­
den kann -, so ist sicherlich eine gewisse Verlok­
kung für den einen oder anderen auch maßgeb­
lich. Das muß man, wenn man die Gewissensfrei­
heit achtet, auch hinnehmen. Bei allen Grund­
rechten ist es das Schicksal der Demokratie. daß 
wir die Freiheit und die Grundrechte respektie­
ren und damit auch in Kauf nehmen müssen, daß 
sie gelegentlich mißbraucht werden. Das ist der 
Alltag. 

Aber dennoch glaube ich, wenn die Gleichbela­
stung dann tatsächlich von den Zivildienstleisten­
den erlebt wird und wenn vielleicht den einen 
oder anderen auch der ungute Gedanke be­
schleicht, daß es nicht den Menschen aufwertet 
um seine Selbstachtung, wenn er Gewissensgrün­
de zur absoluten Gewaltlosigkeit nur vorgibt und 
gar nicht praktiziert, daß sich das sehr rasch wie­
der auf ein normales und erträgliches Maß ein­
pendeln wird. 

Aber letztlich sind das, was man in einer Demo­
kratie sehen muß, zunächst ihre Werte und dann 
die Bekämpfung des Mißbrauchs dieser Werte, 
der sich nun einmal im Alltag beziehungsweise im 
Laufe unseres Lebens oft ergibt. 

Ich glaube, man kann jedenfalls die damals be­
schlossene Zivildienstgesetz-Novelle 1991 guthei­
ßen und selbstverständlich auch das nur eine An-
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passung vornehmende Gesetz, das heute be­
schlossen oder in Rechtskraft erwachsen soll. -
Ich bitte, dagegen keine~ Einspruch zu erheben. 
(Beifall bei 0 VP und SPO.) 1I.22 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Mag. 
John Gudenus. leh erteile es ihm. 

11.22 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine Da­
men und Herren! Ich möchte nur eine Bemer­
kung zu den vorangegangenen Ausführungen 
machen. Wir hatten in einer der letzten Sitzungen 
schon die Möglichkeit, die Einstellung der einzel­
nen Bundesräte zur Zivildienstgesetz-Novelle zu 
hören. 

Von wegen der Leistungen, Herr Dr. Hummer, 
die Sie sehr schön herausgearbeitet haben und die 
der eine oder der andere erbringt, möchte in Er­
gänzung dazu nur erwähnen - das ist etwas, was 
der Zivildienst, im Vergleich zum Militärdienst, 
in dieser krassen Auswirkung nicht hat -: In den 
letzten 30 oder 3S Jahren des österreich ischen 
Bundesheeres kamen rund 120 Soldaten - nicht 
Berufssoldaten, sondern Wehrmänner! - ums 
Leben. Dieses Risiko wird durch keine noch so 
ausgefeilte Novelle und mehr oder minder 
Gleich- oder Ungleichstellung des Zivildienstes 
mit dem Militärdienst aufgehoben. leh bin über­
zeugt davon, daß in Fällen, in denen das Militär 
nicht nur zum Lawineneinsatz oder zum Schie­
nenschaufeln oder als Grenzschutz, wie wir ihn 
jetzt haben, sondern wirklich in einer militäri­
schen Aktion eingesetzt wird, die Letalität noch 
viel größer ist: bedauerlicherweise viel größer! 
Ich glaube, dieser Aspekt kommt bei dieser No­
velle etwas zu kurz. (Beifall bei der FPÖ.) 11..~3 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

Wir gelangen daher zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Das ist 
Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben. ist 
somit a n gen 0 m me n. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

dem das Bundes-Personalvertretungsgesetz ge­
ändert wird (297 und 399/NR sowie 4232/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 5. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 11. März 1992 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
Personalvertretungsgesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Karl 
Litschauer übernommen. leh ersuche ihn höflich 
um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Kar! Litschauer: Herr Präsi­
dent! Herr Staatssekretär! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren des Hohen Hauses! Der ge­
genständliche Beschluß des Nationalrates sieht 
eine Novellierung des Bundes-Personalvertre­
tungsgesetzes vor. durch die insbesondere Rege­
lungen über die Mitwirkungsrechte der Personal­
vertretung bei der Anordnung von Überstunden 
und bei der Errichtung von Amtsgebäuden, die 
Herstellung des Einvernehmens mit der Personal­
vertretung bei Arbeitsplätze betreffenden Maß­
nahmen, die Erweiterung der Mitteilungspflich­
ten des Dienstgebers bei bestimmten Personal­
maßnahmen und das Recht der Personalvertre­
tungsorgane auf Anrufung der Per­
sonalvertretungs-Aufsichtskommission geändert 
beziehungsweise neu getroffen werden sollen. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 17. März 1992 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den An t I' a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem das Bundes-Personalvertretungsgesetz geän­
dert wird. wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Vizepräsident 
Walter Strutzenberger. Ich erteile es ihm. 

J 1.~6 

Bundesrat Waltel' Strutzenberger (SPÖ, 
Wien): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Mei­
ne Damen und Herren! Ich kann mir sehr viele 
Details dieses Bundes-Personalvertretungsgeset­
zes beziehungsweise der vorliegenden Novelle er­
sparen, da deren Inhalt seitens des Herrn Bericht­
erstatters ja sehr klar zum Ausdruck gebracht 
wurde. 
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Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
trotzdem, einige grundsätzliche Bemerkungen 
zum Personalvertretungsgesetz für den öffentli­
chen Dienst zu machen. Ich möchte in Erinne­
rung rufen, daß vor genau 25 Jahren - fast auf 
den Tag genau, mit einigen Tagen Verschiebung, 
nämlich am 10. März 1967 - erstmals ein Perso­
nalvertretungsgesetz für den öffentlichen Dienst 
beschlossen wurde, und zwar erstmals in der Ge­
schichte, denn der öffentliche Dienst hatte bis 
1967 überhaupt keine gesetzlich geregelte Vertre­
tungsmöglichkeit. 

Ich möchte mit einigem Bedauern feststellen, 
daß es sehr lange gedauert hat, bis auch die Lan­
desbediensteten entsprechende gesetzliche Rege­
lungen bekommen haben. Trotzdem sei mit Ge­
nugtuung festgestellt, daß überhaupt Arbeitneh­
mer im öffentlichen Dienst eine gesetzliche Ver­
tretung erhalten konnten. Ich glaube - das 
möchte ich besonders unterstreichen -, daß es 
nicht nur etwas war und ist, das für die Dienst­
nehmer im öffentlichen Dienst von entscheiden­
der Bedeutung ist, sondern daß es auch für die 
Dienstgeber sehr notwendig und sehr entschei­
dend war und ist, daß es eine, von der Basis ge­
wählte Personalvertretung gibt. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang in Erinnerung rufen, daß 
die Personalvertreter nicht von Fraktionen nomi­
niert werden, sondern daß die Wahlen zur Perso­
nalvertretung reine Persönlichkeitswahlen sind. 
Wir können ja feststellen, daß sehr viele Namens­
listen bei Personalvertretungswahlen kandidieren 
und nicht nur die beiden großen, ich möchte sa­
gen "tragenden" Fraktionen im öffentlichen 
Dienst. Wie gesagt, es kandidieren auch irgend­
weIche politisch unbedeutende Gruppen und 
Grüppchen und auch Namenslisten bei diesen 
Personalvertretungswahlen. 

Es scheint mir von Bedeutung zu sein, daß sich 
die Personalvertretung auf mehreren Ebenen ab­
spielt. Es gibt in jedem Dienststellenbereich eine 
eigene Personalvertretung. Dort, wo sich größere 
Gruppierungen in Ländern berufsmäßig zusam­
menschließen, gibt es auch Fachausschüsse. Dar­
über hinaus gibt es natürlich den Zentralaus­
schuß, der auf Ressortebene oder im jeweiligen 
Ressortbereich für die ihm dort zugehörige Be­
rufsgruppe als Vertreter, als Entscheidungsträger 
angesehen werden kann. 

Da ich seit 25 Jahren, also vom ersten Tag der 
Personalvertretung an dabei war - zunächst ein­
mal mußte ich mich selbst als Personalvertreter 
eines bestimmten Bereiches einer Wahl stellen -, 
darf ich feststellen: 

Bei allen Anfangsschwierigkeiten hat sich die 
Situation doch so eingeschliffen, daß man heute 
davon sprechen kann, daß das Zusammenwirken 
der Personalvertretung mit der Dienstgeberseite 
im wesentlichen als gut zu bezeichnen ist. Ich 

habe schon erwähnt, daß da zwei Faktoren zu­
sammentreffen, die aufgrund dessen auch für den 
Dienstgeber von Vorteil sind, sodaß es keine grö­
ßeren Probleme gibt. 

Aber trotzdem möchte ich mich einer gewissen 
Kritik nicht enthalten - wir haben das, Herr 
Staatssekretär, bei den Verhandlungen zu dieser 
Novelle mehrmals diskutiert -: Es fehlt ganz ein­
fach in diesem Personalvertretungsgesetz eine ge­
wisse Sanktionsmöglichkeit für denjenigen, der 
gröblich dieses Bundesgesetz verletzt. Es wird der 
Einwand erhoben, daß dies nicht möglich sei we­
gen der Verantwortlichkeit des Ministers, der in 
oberster Instanz natürlich der Partner der Perso­
nalvertretung ist. Ich glaube, es geht dabei nicht 
darum, daß jemand eine Ministeranklage erheben 
will, weil das Personalvertretungsgesetz verletzt 
wurde, denn die Verletzung des Personalvertre­
tungsgesetzes geschieht ja nicht an oberster Stelle, 
zumindest in den meisten Fällen nicht. Die Ver­
letzung oder die Nichtbeachtung oder die gröbli­
che Mißachtung der gesetzlichen Bestimmungen 
passiert ja auf der mittleren Ebene, und zwar auf 
der Dienststellenebene. Und da müßte natürlich 
eine Sanktionsmöglichkeit gegeben sein, denn 
wenn ein Behördenvertreter oder Dienstgeber­
vertreter ein Bundesgesetz - für mich gibt es 
kein Bundesgesetz erster oder zweiter Klasse -, 
also ein solcher Beamter ein Bundesgesetz ver­
letzt, dann sollte man auch die Möglichkeit ha­
ben, ihn zur Verantwortung zu ziehen. Das ist ein 
Punkt. 

Eine zweite Sache: Es werden dem öffentlichen 
Dienst, was immer man darunter versteht, immer 
Privilegien vorgeworfen. Dazu die Feststellung: 
Gerade das Bundes-Personalvertretungsgesetz ist 
ein Beweis dafür, daß es andere Privilegierte gibt, 
was die Personal vertretung anbelangt, denn wenn 
ich mir das Arbeitsverfassungsgesetz ansehe, das 
ein Pendant zum Bundes-Personalvertretungsge­
setz sein sollte, dann blicke ich als Vertreter des 
öffentlichen Dienstes sehr neidvoll auf dieses Ar­
beitsverfassungsgesetz, denn dort sind sehr, sehr 
viele und wesentlich weitergehende Bestimmun­
gen beziehungsweise Mitwirkungsmöglichkeiten 
enthalten, als das im Personalvertretungsgesetz 
der Fall ist. Ich erwähne das nicht deswegen, weil 
ich den übrigen Arbeitnehmern in Österreich da­
rum neidig bin - im Gegenteil: ich gratuliere, 
daß man dort so ein Gesetz schaffen konnte -
sondern ich erwähne es aus zwei anderen Grün~ 
den. Zum einen sollte man wirklich nicht immer 
alles, was die Arbeitnehmer im öffentlichen Be­
reich betrifft, als "privilegiert" hinstellen. Das ist 
garantiert nicht so! Zum zweiten glaube ich, daß 
darin die Begründung dafür liegt, daß wir heute 
die 7. Novelle zum Personalvertretungsgesetz be­
schließen. Dadurch wird zum Ausdruck gebracht, 
daß es unbedingt notwendig ist, Angleichungen 
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an die übrige Arbeitnehmerschaft in Österreich 
herbeizuführen. 

Ich möchte auch noch sagen: Diese Novellie­
rungen - diese sind, wenn man sich andere Ge­
setze ansieht, sehr bescheiden ausgefallen, denn 
innerhalb von 25 Jahren gab es nur sieben Novel­
len - zeigen, daß auch da Anpassungen an die 
sich verändernden Zeiten, an die sich verändern­
de Technisierung im öffentlichen Dienst notwen­
dig sind. Ich stelle in den Vordergrund den Ver­
such, mehr Bürgernähe im öffentlichen Bereich 
zu schaffen. Solche Veränderungen bedürfen na­
türlich einer Anpassung des Personalvertretungs­
gesetzes. Ich denke da speziell an einen Punkt: 
Bei der Errichtung von Amtsgebäuden soll die 
Personalvertretung von Haus aus, also eigentlich 
schon im Planungsstadium mitwirken. Manche 
sagen: Was geht das die Personalvertretung an? 
Na ja, wenn ich mir so manches neuerrichtete 
Bundesgebäude ansehe, so muß ich feststellen: 
Man wäre gut beraten gewesen, die Vertretung 
derjenigen, die dort einziehen müssen, die also 
dort arbeiten sollen, zwei Drittel oder ein Drittel 
oder die Hälfte ihres Lebens dort verbringen, 
schon bei der Planung, bei der Gestaltung ihres 
Arbeitsplatzes heranzuziehen, denn ich bin über­
zeugt davon, daß da manches, was vielleicht nach 
außen hin sehr schön aussieht, innen unpraktisch, 
unzweckmäßig und damit unrentabel wird. Man 
hätte da so manches vermeiden können. 

Ich möchte nochmals sagen: Wir können alle 
miteinander stolz darauf sein, daß wir seit 25 Jah­
ren - es ist in anderen Ländern Europas nicht so 
selbstverständlich, daß man gesetzliche Bestim­
mungen für eine Personalvertretung hat - ein 
Personalvertretungsgesetz haben. Ich möchte be­
tonen, daß die Gewerkschaft öffentlicher Dienst, 
ohne neid voll auf die gesetzlichen Bestimmungen 
zu blicken, seit 25 Jahren in sehr guter Koopera­
tion mit den gewählten Personalvertretern das 
Auskommen findet. Wenn ich sage, in sehr guter 
Kooperation, dann deswegen, weil im Personal­
vertretungsgesetz auch bestimmt ist, daß die be­
trieblichen Belange, daß heißt, die Belange inner­
halb der Ressorts von der Personalvertretung ver­
handelt, besprochen und umgesetzt werden sol­
len, während die überbetriebliche Vertretung -
ich unterstreiche das dreimal - in Österreich der 
Gewerkschaft öffentlicher Dienst vorbehalten ist 
als dem Verhandlungspartner der Bundesregie­
rung, aber auch in verschiedenen Fragen, soweit 
es den Landesdienst betrifft, der Länder. 

Ich glaube, wir können stolz darauf sein, daß es 
in Österreich so etwas gibt. Ich möchte nicht in 
den Verdacht von gewissen Herren hier im Bun­
desrat kommen, daß ich mir eine völlig einseitig 
orientierte Personalvertretung wünschen würde. 
Im Gegenteil: Ich begrüße es, daß mehrere, seien 
es politische Gruppierungen oder auch, meinet-

wegen, Zusammenschlüsse von Personen, die als 
Personenkomitees, als Namenslisten auftreten, 
ihre Überlegungen einbringen. Jede Gruppierung 
wird in mir einen sehr positiv eingestellten Part­
ner finden, wenn sie sich darauf besinnt, daß sie 
nicht gewählt ist, um Parteipolitik auf irgendeiner 
Ebene zu betreiben, sondern aus dem Grunde, 
daß sie als Vertreter der Bediensteten ihre Aufga­
ben zu erfüllen hat. 

Ich hoffe, daß wir das Gesetz gemeinsam voll­
ziehen werden und können. Ich jedenfalls erkläre 
hier feierlich, daß ich dazu gerne bereit bin, sage 
aber auch, daß ich mich als verantwortlicher und 
verantwortungsbewußter Gewerkschafter im öf­
fentlichen Dienst zur Wehr setzen werde, wenn 
man glaubt. daß man eine Situation für andere 
Zwecke ausnützen könnte. (Der Prä si den t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Aber ich sage das nur in Form eines Eventual­
satzes, weil ich davon überzeugt bin, daß die dort 
Gewählten genauso konstruktiv an der Vertre­
tung des Personals mitarbeiten wollen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe nur mehr 
die Feststellung zu treffen, daß die sozialdemo­
kratische Fraktion hier im Haus dieser Novelle 
selbstverständlich die Zustimmung erteilen wird. 
- Ich danke schön. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 
I I 040 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Herbert Weiß. Ich erteile 
ihm dieses. 

I I AI 
Bundesrat Herbert Weiß (ÖVP, Steiermark): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Hoher Bun­
desrat! Herr Vizepräsident Strutzenberger hat 
schon darauf hingewiesen: Während die Dienst­
nehmer in der Privatwirtschaft schon im Jah­
re 1919 eine gesetzliche Regelung hatten, blieb 
dies den Dienstnehmern im öffentlichen Dienst 
bis zum Jahre 1967 vorenthalten. Erst nach 
15 Jahre andauernden Bemühungen kamen die 
Dienstnehmer des Bundes, allerdings ausgenom­
men davon die Bereiche Bahn, Post und Richter­
dienst, sowie die Landeslehrer - nach mehreren 
Begutachtungsverfahren und eingehenden Be­
sprechungen mit den Ressorts - mit dem Bun­
des-Personalvertretungsgesetz vom 10. März 
1967, das heißt vor fast genau 25 Jahren, in den 
Genuß jener Rechte, die Arbeitnehmern in der 
Privatwirtschaft längst zustanden. 

Das Gesetz brachte allerdings - der Herr Vize­
präsident hat schon darauf hingewiesen - nur 
eine weitgehende Anpassung an die Bestimmun­
gen des Betriebsrätegesetzes, da man vermeinte, 
daß eine völlige Gleichziehung der Vertretungs­
vorschriften des öffentlichen Dienstes mit jenen 
in der Privatwirtschaft wegen der im öffentlichen 
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Dienst vorliegenden besonderen Verhältnisse 
nicht möglich sei. 

Anläßlich der im November des Vorjahres 
stattgefundenen Personalvertretungswahlen hat 
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst eine Reihe 
von Novellierungswünschen angemeldet, die sich 
aus den von den Organen der Personalvertretung 
gewonnenen Erfahrungen ergaben. Der Katalog 
jener Maßnahmen, bei denen der Personalvertre­
tung ein Mitwirkungsrecht zusteht, bei denen mit 
ihr das Einvernehmen herzustellen ist bezie­
hungsweise die der Personalvertretung schriftlich 
mitzuteilen sind. wurde mit dem vorliegenden 
Gesetzesbeschluß wesentlich erweitert. Er stellt 
eine NovelIierung des Bundes-Personalvertre­
tungsgesetzes dar, die - auf die Erfahrungen der 
Personal vertretung gestützt - eine Optimierung 
der Tätigkeit der Personal vertreter zum Ziel hat. 

Zunächst: Erweiterung der Mitwirkungsrechte. 
Die Personalvertretung soll die Interessen der Be­
diensteten bei der Überstundenanordnung dahin 
g.ehend vertreten können, daß einerseits eine 
Uberbeanspruchung einzelner Bediensteter 
durch Überstunden, wie dies derzeit leider bei der 
Exekutive oder auch im Krankenpflegedienst der 
Fall ist, vermieden wird, daß andererseits aber 
auch die Chance, Überstundenvergütungen zu er­
halten, möglichst gleichmäßig und gerecht einge­
räumt werden soll. 

Die Dienststellenausschüsse sollen in Hinkunft 
bei der Errichtung und beim Umbau von Amtsge­
bäuden mitwirken. - Diese Forderung ergab sich 
ja schon aus dem Auftrag, auf die Einhaltung der 
Bestimmungen des Bundesbedienstetenschutzge­
setzes zu achten. in denen der Schutz des Lebens 
und der Gesundheit des Bediensteten in Dienst­
stellen des Bundes bei dienstlicher Tätigkeit gere­
gelt ist. Sinnvollerweise hat diese Mitwirkung 
schon im Planungsstadium stattzufinden. Der Ge­
setzesbeschluß erweitert den Beschluß jener Per­
sonalvertretungsangelegenheiten, bei denen mit 
der Personalvertretung das Einvernehmen herzu­
stellen ist. 

Das betrifft insbesondere die ergonomische 
Ausgestaltung von Bildschirm-Arbeitsplätzen, de­
ren Zahl sich ja in den letzten fünf Jahren im 
öffentlichen Dienst verfünffacht hat und wo man 
annimmt, daß sie bis zum Jahre 2000 überhaupt 
jeden fünften Arbeitsplatz betreffen. Laut einem 
Rundschreiben des Bundeskanzleramtes ist zwar 
durch eine entsprechende ergonomische Gestal­
tung der Bildschirm-Arbeitsplätze, der Arbeitsge­
räte und der Arbeitsumgebung dafür Sorge zu 
tragen, daß Belastungen der Bediensteten durch 
Bildschirmarbeit weitestgehend vermieden wer­
den - bei der Gestaltung von Bildschirm-Ar­
beitsplätzen ist nach der ÖNORM vorzugehen -, 
doch wurden diese Richtlinien weitgehend igno­
riert. 

Das Einvernehmen herzustellen ist auch bei 
der Ausstattung mit technischen Geräten, die 
über die gewöhnliche Grundausstattung des Ar­
beitsplatzes hinausgehen, soweit diese Geräte 
Auswirkungen auf die Gesundheit der einzelnen 
Bediensteten haben könnten. Bezüglich Anschaf­
fung von Geräten zeigt die Praxis, daß die Be­
diensteten, die mit diesen Geräten zu arbeiten ha­
ben, oft wertvolle Erfahrungen einbringen kön­
nen. 

Schließlich bedarf auch die wesentliche Ände­
rung bereits eingeführter Arbeitsmethoden, da sie 
oft in ihrem Ausmaß der Einführung neuer Ar­
beitsmethoden gleichkommen, welche ja schon 
bisher im Personalvertretungsgesetz geregelt war, 
der Herstellung des Einvernehmens mit der Per­
sonalvertretung. 

Schriftlich mitzuteilen sind in Hinkunft, und 
zwar bevor eine solche Verfügung getroffen wird, 
auch Aufnahmen nach dem Ausschreibungsver­
fahren. Die bisherige dienstgeberische Mitteilung 
erfolgte oftmals so spät, daß die Personalvertre­
tung vor vollendete Tatsachen gestellt wurde. 

Vielleicht erinnern Sie sich daran, meine Da­
men und Herren, daß wir im Vorjahr die Ände­
rung des Ausschreibungsgesetzes beschlossen ha­
ben. Wir haben eine bessere, praxisbezogene, ver­
einfachte Handhabung dieses Ausschrei­
bungsgesetzes angestrebt. - Leider ist der Herr 
Staatssekretär im Moment nicht da, aber ich darf 
diesen Appell an die anwesenden Herren des 
Bundeskanzleramtes richten. Zu diesem Aus­
schreibungsgesetz ist inzwischen eine Durchfüh­
rungsbestimmung ergangen - im Umfang von 
sage und schreibe 77 Seiten!. was den Vereinfa­
chungseffekt sicherlich völlig ad absurdum führt. 
Ich darf daher bitten, daß man im Zuge der lau­
fenden Verwaltungsvereinfachung auch diesen 
Durchführungsbestimmungen besonderes Au­
genmerk schenkt. 

Die Mitteilungspflicht wird auch auf die Be­
trauung eines Bediensteten mit einer Funktion 
ausgedehnt. Angesichts der Tatsache, daß mit der 
Betrauung mit einer bestimmten Funktion Wei­
chen für die Laufbahn des Bediensteten und da­
mit für seinen Lebensstandard insgesamt gestellt 
werden, verlangt die Personalvertretung diese 
Mitteilung zu Recht. 

Da zur Erfüllung der Aufgaben der Personal­
vertretung und im Interesse einer ordnungsgemä­
ßen Dienstnehmervertretung auch die Kenntnis 
bestimmter Dienstnehmerdaten erforderlich ist, 
wird den Personalvertretern zukünftig ein direk­
ter Weg zu den vom Dienstgeber jährlich aufzule­
genden Personalverzeichnissen eröffnet. Das bis­
herige Erfordernis der Zustimmung des Betroffe­
nen konnte wegfallen, da diese Daten im Dienst­
stellenbereich ohnehin allgemein zugänglich sind. 
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Letztlich ist auch hinsichtlich der Wahl der 
Arbeitsmittel, der Beleuchtung des Arbeitsrau­
mes sowie der sonstigen Anforderungen des Ar­
beitsraums und dessen Einrichtungsgegenständen 
das Einvernehmen mit der Personalvertretung 
herzustellen, da die Gestaltung des Arbeitsplatzes 
für das Wohlergehen, für die Motivation, aber 
auch für die Leistung der Bediensteten von ent­
scheidender Bedeutung ist. 

Neben einer Ausdehnung des Reisekostenersat­
zes auf weitere Personalvertreter , der Fixierung 
des Rechtes der Personalvertreter auf die Teil­
nahme an Fortbildungsveranstaltungen des 
Dienstgebers über Personalvertretungsrecht, 
Dienst- und Besoldungsrecht beziehungsweise 
über Rede- und Verhandlungstechnik schafft der 
vorliegende Gesetzesbeschluß auch die Möglich­
keit, bei behaupteten Verletzungen des Personal­
vertretungsgesetzes durch Organe des Dienstge­
bers die Personalvertretungs-Aufsichtskommis­
sion anzurufen. 

Wurden in der Vergangenheit Bestimmungen 
des Personalvertretungsgesetzes von den Dienst­
behörden, den Dienststellenleitern oder Vorge­
setzten nicht eingehalten, so blieben diese Geset­
zesverletzungen ungeahndet, da das Personalver­
tretungsgesetz - wie schon erwähnt - keine ent­
sprechende Sanktionsmöglichkeit enthielt. Für 
solche Fälle, etwa die Nichtbeachtung der Bestim­
mung, daß sich der Leiter einer Dienststelle auf 
Verlangen der Personalvertretung mit dieser über 
Anträge, Anregungen und Vorschläge zu beraten 
hat, soll nunmehr, allerdings nur bei wiederholten 
Verletzungen der Bestimmungen des Personal­
vertretungsgesetzes, die Möglichkeit geschaffen 
werden, die Personalvertretungskommission an­
zurufen und einen Feststellungsbescheid zu er­
wirken - einen Feststellungsbescheid über die 
Gesetzmäßigkeit oder Gesetzwidrigkeit der 
Handlung eines Dienstgebers. 

Um eine entsprechende Wirkung zu erzielen, 
sollen diese Feststellungsbescheide allen Organen 
der Dienstgeber- und Dienstnehmerseite, die ein 
rechtliches Interesse am Verfahrensausgang ha­
ben, und dem Ressortleiter übermittelt werden. 

Diese neue Bestimmung entspricht zwar nicht 
dem Wunsch der Gewerkschaft, daß Maßnah­
men, die unter Verletzung der Bestimmungen des 
Personalvertretungsrechtes getroffen wurden, für 
rechtsunwirksam erklärt werden sollten, sie stellt 
auch keine Sanktion im rechtlichen Sinn dar, 
doch kommt ihr doch eine Signalwirkung in der 
Öffentlichkeit in jenen Fällen zu, in denen der 
Wille des Gesetzgebers beharrlich negiert wurde. 

Persönlich hätte ich mir gewünscht, daß schon 
bei einer einzigen Verletzung des Gesetzes die 
Anrufungsmöglichkeit der Aufsichtskommission 

besteht, so wie das normalerweise bei jeder Ver­
letzung in jedem anderen Fall gegeben ist. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß erfüllt nicht 
ganz die Forderungen der Gewerkschaft, er er­
möglicht aber jedenfalls der Personalvertretung 
eine bessere Wahrung der beruflichen, wirtschaft­
lichen, sozialen, kulturellen und gesundheitlichen 
Interessen der Bediensteten, weshalb meine Frak­
tion diesem Gesetzesbeschluß ihre Zustimmung 
geben wird. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 11.52 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Ab s tim m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S tim m e n ein hell i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m m e n. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Protokoll Nr. 9 zur 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten (124 und 400/NR sowie 
4233/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 6. Punkt der 
Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Protokoll N r. 9 zur 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Karl 
Litschauer übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Karl Litschauer: Herr Präsi­
dent! Herr Staatssekretär! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren des Hohen Hauses! Ziel des 
vorliegenden Zusatz protokolls zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention ist es, neben der Eu­
ropäischen Kommission für Menschenrechte und 
dem betroffenen Staat auch dem Beschwerdefüh­
rer das Recht einzuräumen, den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte anzurufen, und 
zwar unter der Voraussetzung, daß seine Be­
schwerde von der Kommission für zulässig erklärt 
worden ist. Dieses Recht des Beschwerdeführers 
stellt eine Weiterentwicklung des Rechtsschutzsy­
stems der Europäischen Menschenrechtskonven­
tion dar. Der Beschwerdeführer hat damit die 
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Möglichkeit, den Gerichtshof auch in jenen Fäl­
len, in denen dieser nicht durch die Kommission 
oder den betroffenen Staat mit dem Beschwerde­
fall befaßt wird, anzurufen. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in einer Sit­
zung vom 17. März 1992 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Protokoll N r. 9 zur 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten wird kein Einspruch erho­
ben. 

Präsident: Danke. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Ernst Woller. Ich erteile ihm dieses. 

11.55 
Bundesrat Ernst Woller (SPÖ. Wien): Sehr ge­

ehrter Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Die Ratifizierung 
des 9. Zusatzprotokolls zur Europäischen Men­
schenrechtskonvention stellt eine wichtige Ver­
besserung für alle Betroffenen dar, sichert sie 
doch das Recht. auch als Beschwerdeführer den 
Europäischen Gerichtshof anrufen zu können. Es 
wird dadurch eine langjährige Forderung umge­
setzt, und das bedeutet eine erfreuliche Weiter­
entwicklung des Rechtsschutzsystems der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention. 

Ich möchte den Anlaß der Behandlung dieser 
Frage nutzen. um kurz auf die Entwicklung der 
Menschenrechte einzugehen. Trotz aller rechtli­
chen Verbesserungen und trotz aller positiven po­
litischen Entwicklungen in verschiedenen Län­
dern dieser WeIt und trotz aller Bemühungen von 
Menschenrechtsorganisationen ist die Situation 
der Menschenrechte in vielen Ländern unverän­
dert schlecht. Nach wie vor gibt es viele Länder -
und das sind größtenteils solche, mit denen wir 
rege politische, wirtschaftliche und kulturelle 
Kontakte pflegen -, in denen Menschenrechte 
auf das gröbste verletzt werden. 

Laut Berichten von Amnesty International gibt 
es 80 Länder, in denen gewaltlose, politisch Op­
positionelle inhaftiert werden, in mehr als 
100 Ländern wird systematisch in der Haft gefol­
tert und werden Gefangene mißhandelt. In mehr 
als 25 Ländern verschwinden unliebsame Perso­
nen, werden ermordet aufgefunden, und 96 Län-

der halten nach wie vor an der Todesstrafe fest, 
und in vielen dieser Länder gibt es staatlichen 
Mord beziehungsweise extralegale Hinrichtun­
gen. 

Ich möchte von den vielen Ländern, in denen 
Menschenrechte verletzt werden, ein Beispiel 
herausgreifen, das mir aus mehreren Gründen be­
sonders bedeutend zu sein scheint, da es erstens 
ein Land ist, das dem Europarat angehört und das 
einen Antrag auf Aufnahme in die EG gestellt 
hat, zweitens ein Land ist, in dem viele Österrei­
cherinnen und Österreicher ihren Urlaub ver­
bringen, und drittens ein Land ist, aus dem viele 
Bürger seit vielen Jahren nach Österreich kom­
men, hier arbeiten und leben, nämlich die Türkei. 

Die türkischen Regierungsstellen erklären seit 
vielen Jahren immer wieder, die Menschenrechts­
situation in der Türkei verbessern zu wollen, aber 
trotz alt dieser Erklärungen gibt es nach wie vor 
Tausende Menschen, die aus politischen Gründen 
in der Türkei inhaftiert sind. Es wird nach wie vor 
systematisch die Folter angewendet, und einige 
der Opfer sind auch an den erlittenen Verletzun­
gen gestorben, unliebsame Personen verschwin­
den und werden ermordet aufgefunden. 

In zehn Provinzen, vor allem im Südosten der 
Türkei, herrscht nach wie vor der Ausnahmezu­
stand. Er dient der Unterdrückung der kurdi­
schen Bevölkerung, die immerhin ein Drittel der 
Bevölkerung der Türkei ausmacht. Das Eintreten 
für die Rechte der Kurden wird weiterhin als Se­
paratismus verfolgt. 

Während wir hier heute das 9. Zusatzprotokoll 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention ra­
tifizieren, hat die Türkei einzelne Artikel der Eu­
ropäischen Menschenrechtskonvention suspen­
diert - unter anderem das Recht auf freie Mei­
nungsäußerung, die Vereinigungsfreiheit und den 
Schutz vor Folter. Die Türkei ist nach wie vor ein 
Schwerpunktland von Amnesty International, 
und es ist nach wie vor notwendig, laufend drin­
gende Appelle und Aktionen durchzuführen. Ich 
glaube, daß wir auch als österreichische Bundes­
räte unsere Stimme zur Verbesserung der Men­
schenrechtssituation erheben sollten, und ich hof­
fe wirklich, daß die neue Regierung Demi­
rel/lnönü ihre Versprechungen, die Menschen­
rechtssituation zu verbessern, wahrmacht. 
(Vizepräsident 5 l r u tz e n b erg e r übernimrnt 
den Vorsitz.) 

Eine der wichtigsten und erfolgreichsten Orga­
nisationen zur Durchsetzung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten ist sicherlich Amnesty Inter­
national - eine Organisation, die 1991 ihr 30jäh­
riges Bestandsjubiläum gefeiert hat. Ich glaube, 
wir sollten bei dieser Debatte auch die Leistungen 
von Amnesty International herausstreichen und 
sie verstärkt unterstützen - aber nicht nur ver-
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bai, sondern auch durch unser persönliches Enga­
gement, auch als Mitglieder dieses Hauses. 

Amnesty International hat vor kurzem an alle 
National- und Bundesräte einen Brief geschrie­
ben und hat sich an die Abgeordneten bezie­
hungsweise Bundesräte mit dem Ersuchen um 
persönliche Unterstützung von Amnesty-Interna­
tional-Aktionen und -Initiativen gewandt. 

Von den 240 Mitgliedern dieses Hauses haben 
bisher nur 30 Abgeordnete geantwortet. - Ich 
glaube, es wäre an der Zeit, Amnesty Internatio­
nal nicht nur zu loben und dieser Organisation zu 
danken, sondern wir sollten auch persönlich ei­
nen größeren Beitrag für diese Organisation lei­
sten. 

Amnesty International ist jedenfalls mit seinen 
über 6 000 Gruppen in mehr als 70 Ländern die­
ser Welt einer der stärksten Motoren zur weltwei­
ten Durchsetzung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten. 

Darüber hinaus sollte Österreich auch auf allen 
Ebenen versuchen - über wirtschaftliche Bezie­
hungen, über politische und kulturelle Kontakte 
-, zur Verbesserung der Menschenrechtssitua­
tion beizutragen. Menschenrechte sind nämlich 
nicht innere Angelegenheit diverser Länder. 
Österreich sollte diesbezüglich seine Stimme im­
mer wieder erheben. Österreich sollte da eine 
Vorreiterrolle spielen, so wie bei der Ratifizie­
rung des 9. Zusatzprotokolls, das wir uneinge­
schränkt begrüßen. 

Wir werden dem Antrag, keinen Einspruch zu 
erheben, unsere Zustimmung geben. (Allgemei­
ner Beifall.) 1.2,rJ1 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Dr. Strimitzer. Ich er­
teile ihm das Wort. 

12.02 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Erlauben Sie mir 
in meiner Eigenschaft als Mitglied der Rechts­
kommission des Europarates, die sich im beson­
deren mit Fragen der Menschenrechte beschäf­
tigt, konkret zum vorliegenden 9. Zusatzproto­
koll zur Europäischen Menschenrechtskonven­
tion einige grundsätzliche Bemerkungen zu 
machen. 

Meine Damen und Herren! Wie Sie vom Be­
richterstatter beziehungsweise von meinem Vor­
redner gehört haben, verfolgt dieses 9. Zusatz­
protokoll das Ziel, neben der Europäischen Kom­
mission für Menschenrechte und dem betroffe­
nen Staat nun auch dem Beschwerdeführer selbst 
das Recht einzuräumen, den Europäischen Ge­
richtshof für Menschenrechte anzurufen - vor-

ausgesetzt freilich, daß seine Beschwerde von der 
Kommission überhaupt für zulässig erklärt wor­
den ist. 

Nach geltender Rechtslage haben. wie gesagt, 
lediglich die Kommission und der betroffene 
Staat das Recht, vor dem Gerichtshof aufzutre­
ten. Wenn nun also auch dem Beschwerdeführer 
die Möglichkeit eingeräumt wird, den Gerichts­
hof mit einer zulässigen Beschwerde anzurufen, 
und der Beschwerdeführer damit aus der bisheri­
gen Abhängigkeit von Kommission und betroffe­
nem Staat entlassen wird, so stellt das zweifellos 
eine ungeheuer wichtige, dem Geist der Konven­
tion entsprechende Weiterentwicklung des 
Grundrechsschutzes des einzelnen dar. 

Meine Damen und Herren! Österreich gehört 
mit zu den ersten Unterzeichnerstaaten dieses 
9. Zusatzprotokolls. Es hat damit nach meiner 
Auffassung schlüssig zum Ausdruck gebracht, 
daß die Lage der Menschenrechte in unserem 
Lande derart konsolidiert ist, daß unsere Gerichte 
und Behörden keine Angst zu haben brauchen 
vor einer Anrufung des Menschenrechtsgerichts­
hofes. 

Wir dürfen im allgemeinen, so meine ich, beru­
higt davon ausgehen, daß, wenn Beschwerden an 
den Gerichtshof herangetragen werden, höch­
stens noch Zweifel über die genaue Einhaltung 
der Menschenrechte bestehen, aber üblicherweise 
kein Grund vorliegt, anzunehmen, es hätten in 
Österreich absichtliche Verstöße gegen die Be­
stimmungen der Konvention vorgelegen, Verstö­
ße, die nicht schon durch unsere eigenen Verwal­
tungsbehörden beziehungsweise Gerichte geahn­
det worden wären. 

Das 9. Zusatzprotokoll ist bis vergangene Wo­
che - ich habe mich dieser Tage diesbezüglich 
beim Europarat erkundigt - von rund 20 Staaten 
unterzeichnet, aber erst von einem einzigen Staat, 
nämlich von Norwegen, ratifiziert worden. Öster­
reich ist also der zweite Mitgliedstaat des Europa­
rates, der in diesen Tagen die Ratifikation vor­
nimmt. Ich bin über diesen Umstand glücklich 
und unglücklich zugleich: Glücklich, weil Öster­
reich mit dem Ratifikationsverfahren beweist, 
daß es ihm, wenn es internationale Verträge un­
terzeichnet, nicht nur um Lippenbekenntnisse 
geht. sondern daß es wahrhaftig bereit ist, einge­
gangene internationale Verpflichtungen auch in 
die Tat umzusetzen. Unglücklich bin ich in die­
sem Zusammenhang deswegen, weil nach Arti­
kel 7 Absatz 1 des 9. Zusatzprotokolles dieses lei­
der erst in Kraft treten wird, wenn es zehn Mit­
gliedstaaten ratifiziert haben. Davon sind wir -
leider Gottes!, wie ich ausgeführt habe - noch 
weit entfernt. Auf gut deutsch gesagt bedeutet 
das, daß die österreichische Ratifikation leider 
noch nicht bewirkt, daß ein österreichischer Be-
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schwerdeführer schon in allernächster Zeit selber 
den Gerichtshof anrufen kann. 

Aber mit der Ratifizierung können wir immer­
hin andere Staaten, die gegen diesen Akt noch 
Bedenken haben sollten, ermuntern, es uns 
gleichzutun. 

Lassen Sie mich also schließen, meine Damen 
und Herren, mit der Feststellung, daß sich auch 
dieser Beitrag Österreichs zur Sicherung der 
Menschenrechte durchaus sehen lassen kann. 

Der Umstand, daß letzte Woche im Rahmen 
der von mir angesprochenen Tagung des Rechts­
ausschusses der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates unser österreichischer Men­
schenrechtsexperte und Nationalratskollege a. D. 
Universitätsprofessor Ermacora von Ungarn und 
von der Bundesrepublik Deutschland für die Ver­
leihung des Menschenrechtspreises 1992 vorge­
schlagen worden ist, scheint mir ein Beweis dafür 
zu sein, daß die internationale Staatengemein­
schaft die Vorbildrolle Österreichs zu würdigen 
weiß. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Allgemeiner BeifalU 12.U8 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Mag. Bösch. Ich erteile 
ihm das Wort. 

12.09 .. 
Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPO, Vorarl-

berg): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine 
lieben Kollegen und Kolleginnen! Bei all dem, 
was Kollege Strimitzer schon richtigerweise aus­
geführt hat, dürfen wir in diesem Zusammen­
hang, glaube ich, aber doch nicht vergessen, daß 
wir, was die Rangliste der Verurteilungen anlangt, 
in Straßburg einen relativ "prominenten" Platz 
einnehmen, welche Gründe es immer dafür gibt. 
Sicherlich ist jedoch unbestritten, daß wir diese 
rasche Ratifizierung seitens unseres Landes be­
grüßen. 

Nun noch kurz folgender Aspekt: Das 9. Zu­
satzprotokoll sieht vor, daß der Beschwerdefüh­
rer eine von der Menschenrechtskommission für 
zulässig erklärte Beschwerde im eigenen Namen 
an den Gerichtshof herantragen kann. Bisher 
durften dies nur die Menschenrechtskommission 
selbst und die betroffenen Staaten. Damit erhält 
der Beschwerdeführer in Straßburg erstmals volle 
ParteisteIlung vor dem Gerichtshof. Somit ent­
spricht der Rechtsweg in Straßburg dann in etwa 
einem durchgebildeten innerstaatlichen Be­
schwerdeverfahren. 

Es stellt sich jetzt uns in Österreich die Frage, 
ob wir nicht auch unsere innerstaatliche L mset­
zungsverpflichtung nach der Menschenrechts­
konvention in Gesetzesform erfüllen sollten. 
Nach Artikel 50 der Menschenrechtskonvention 
soll der Gerichtshof in Straßburg nur dann Scha-

denersatzbeträge zusprechen können, wenn die 
innerstaatlichen Gesetze der Mitgliedstaaten nur 
eine unvollkommene Wiedergutmachung für die 
Folgen der erfolgreich bekämpften Entscheidung 
oder Maßnahme vorsehen. Es wird daher an uns 
liegen, diese innerstaatliche Rechtsbereinigungs­
pflicht sauber gesetzlich zu erfüllen. 

Wenn bis jetzt zum Beispiel bei konventions­
widrig zustande gekommenen Urteilen auf das 
Gnadenrecht Rückgriff genommen werden muß­
te, wäre richtigerweise eine gesetzliche Aufhe­
bungspflicht bei vom Straßburger Gerichtshof als 
konventionswidrig festgestellten oder zustande 
gekommenen Entscheidungen zu normieren, und 
zwar in den jeweiligen Verfahrensgesetzen und 
beziehungsweise oder in der Bundesverfassung. 

In den Beneluxländern, aber auch in anderen 
Konventionsstaaten werden Straßburger Ent­
scheidungen wie höchstgerichtliche innerstaatli­
che Entscheidungen behandelt. Ich weiß von der 
Österreichischen luristenkommission, daß Lö­
sungsvorschläge dort bereits diskutiert wurden, 
daß für das österreichische Rechtssystem bereits 
durchaus praktikable Konzepte vorliegen. 

Ich ersuche daher, zu prüfen, inwieweit eine 
entsprechende Vorlage in näherer Zukunft erar­
beitet werden könnte, um dann im Hohen Hause 
diskutiert zu werden. Ich sehe darin einen nicht 
unwesentlichen Beitrag unseres Landes zur An­
näherung unserer Republik an den europäischen 
Rechtsstandard. - Danke schön. (Allgemeiner 
Beifall.) l::.ll 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S tim m e n ein hel I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m me n. 

(Der Landeshauptmann von Kärmen Dr. Zer­
na t tobetritt den Sitzungssaal des Bundesrates.) 

Rede des Landeshauptmannes von Kärnten 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Bevor 
wir zum nächsten Tagesordnungspunkt kommen: 
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Herr Landeshauptmann Dr. Zernatto hat sich zu 
Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

12.13 
Landeshauptmann von Kärnten Dr. Christof 

Zernatto: Ich danke vielmals! - Es ist für mich 
ganz ungewohnt, daß man so schnell zu Wort 
kommt. Ich werde versuchen, die "Schrecksekun­
de" so schnell wie möglich wegzustecken. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Hohes Haus! Es freut mich ganz be­
sonders, daß es möglich ist, heute einige Gedan­
ken aus der Sicht eines "kleinen Landeshaupt­
mannes" aus Kärnten hier im Haus zu entwickeln 
und zur Diskussion zu stellen. Ich freue mich be­
sonders deshalb. endlich wieder einmal in diesem 
Haus zu sein, heißt es doch in der Kriminologie, 
den Täter zieht es immer wieder an den Tatort 
zurück. Da ich ja selber einige Jahre hier im Ho­
hen Haus verbracht habe, habe ich heute direkt so 
etwas wie nostalgische Gefühle, obwohl es mir nie 
vergönnt war, in diesem Saal hier zu sprechen. 
Das muß ich dazusagen. (Bundesrat Dr. 
5 c h am b eck: Was nicht ist. kann ja noch wer­
den! - Heiterkeit.) Warum nicht! 

Ich möchte mich aber, bevor ich mit meinen 
eigentlichen Ausführungen beginne, vor allem 
sehr, sehr herzlich dafür bedanken, daß es mög­
lich war, den ursprünglich für 10 Uhr termi­
nisierten "Auftritt" hier etwas zu verschieben. Ich 
möchte mich dafür entschuldigen, daß mir die 
Geschäftsordnung des Hauses nicht so gut be­
kannt war, sodaß ich gewußt hätte, daß Frage­
stunden im Bundesrat auch zwei Stunden lang 
dauern können. Ich habe daher eine Pressekonfe­
renz für 11 Uhr anberaumt gehabt, und ich be­
danke mich vielmals für das Entgegenkommen, 
daß es kurzfristig zu einer Verschiebung meines 
Termines hier kommen konnte. 

Meine Damen und Herren! Mir ist aber be­
wußt, daß selbstverständlich die Zeit, die ich hier 
zu sprechen gedenke, Kürze gebietet, und ich 
möchte mich daher - ein bißchen abweichend 
von dem an die Fraktionsobmänner hier verteil­
ten schriftlichen Redekonzept - etwas kürzer 
fassen und mich im wesentlichen mit drei Punk­
ten auseinandersetzen. 

Erstens: Föderalismus und Verfassungsstruk­
turbereinigung, etwas, was im Zuge der Landes­
hauptleutekonferenz sozusagen zum Standard­
programm der letzten Tagungen gezählt hat und 
wovon es doch einiges Berichtenswertes, wie ich 
glaube, gibt. 

Zweitens: Befassen möchte ich mich auch mit 
der Frage der EG-Integration, vor allem was die 
Länderbeteiligung in diesem Verfahren anlangt. 

Drittens, aus aktuellem Anlaß, möchte ich Ih­
nen auch nicht das vorenthalten, was ich soeben 

in einer Pressekonferenz mitgeteilt habe, nämlich 
einen kurzen Bericht über die Fakten bezüglich 
Volksgruppen politik in Kärnten, die vielleicht für 
den einen oder anderen von Ihnen neu sein könn­
ten. 

Hohes Haus! Ich darf mit Fragen des Föderalis­
mus, der Verfassung und der Strukturverände­
rung beginnen und zunächst einmal die Feststel­
lung treffen, daß es ja unbestritten ist, daß sich 
jeder Österreicher auch zu seiner engeren Heimat 
bekennt. Für uns Kärntner ist das besonders si­
gnifikant, wie wir das ja immer wieder selbst beto­
nen und wie das auch von "außen" stets festge­
stellt wird. 

Ich glaube daher, daß man durchaus sagen 
kann, daß in der Bevölkerung der föderalistische 
Gedanke sehr ausgeprägt ist, jedoch stimmt dieses 
Bild nicht ganz mit der verfassungsrechtlichen 
Realität überein. 

Der Föderalismus in Österreich ist eher 
schwach installiert. Es ist bekannt. daß die in den 
Verfassungen niedergelegte Bundesstaatlichkeit, 
aber auch das in der täglichen Politik stattfinden­
de Tauziehen zwischen dem Bund und den Län­
dern auf monarchistische Strukturen und Denk­
weisen der Zentralgewalt zurückgeht. (Der Prä­
s i den t übernimmt den Vorsitz.) 

Nach dem Zweiten Weltkrieg war es oberstes 
Gebot, sämtliche Bundesländer wieder zu einer 
Einheit zusammenzuführen, weshalb für eine 
tiefgreifende föderalistische Verfassungsreform 
kein Platz blieb. Im Gegenteil: Bei sehr vielen 
Verfassungsänderungen setzte sich immer wieder 
die Zentralgewalt durch, und das hat letztlich 
dazu geführt, daß die Möglichkeiten der Länder 
eher immer wieder eingeschränkt wurden. 

Mit dem für Österreich nun bevorstehenden 
Großereignis der Integration in die Europäische 
Gemeinschaft - wobei uns allerdings noch eini­
ges an Arbeit bevorsteht, bevor dieser Akt vollzo­
gen werden kann - besteht, wie ich glaube, die 
Chance, dem Föderalismus als gesellschaftlichem 
Ordnungsprinzip eines demokratischen Staates 
den ihm gebührenden Stellenwert wiederzuver­
schaffen. 

Es geht um die Eigenverantwortung der Län­
der, um das Recht kleinerer Einheiten, selbständi­
ge Entscheidungen treffen und in anderen Berei­
chen mitbestimmen zu können. Macht und Kom­
petenzen werden auf verschiedene Organe 
verteilt, wobei grundsätzlich davon auszugehen 
ist, daß der Bund und die Länder gleichrangig 
wirken. Föderalismus ist damit aber auch Macht­
regulierung und gegenseitige Kontrolle - durch­
aus im Interesse der Bürger. 
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Die Bürger wollen keine aufgeblähte Bürokra­
tie und Steuerung sozusagen "fern der Heimat". 
Der Wunsch nach Bürgerbeteiligungsverfahren 
ist nur ein Ausdruck für den Wunsch nach ver­
stärkter Mitwirkung im demokratischen Willens­
bildungs- und Entscheidungsprozeß. 

Meine Damen und Herren! Auch im großen 
Rahmen wird man die grundsätzliche Entschei­
dung zu Verwaltungsvereinfachung und größerer 
Bürgernähe treffen müssen. Die Chance, die sich 
derzeit ergibt, darf aus unser aller Verpflichtung 
dem Bürger gegenüber nicht versäumt werden. 
Sowohl der Bund als auch die Länder haben den 
Bedarf der Bereinigung der Verfassungsstruktur 
zugunsten der Länder erkannt. Seit zwei Jahren 
arbeitet man an der sogenannten Strukturreform, 
die - und darauf bin ich als momentaner Vorsit­
zender der Landeshauptleutekonferenz besonders 
stolz - zu ersten konkreten Ergebnissen geführt 
hat. 

Einmütig hat die Landeshauptleutekonferenz 
in ihrer Herbsttagung im November des Vorjah­
res und am 2. März dieses Jahres - das war eine 
außerordentliche Sitzung dieses Gremiums -
ihre Vorstellungen zu einer grundlegenden Ände­
rung der Verfassung dargelegt. 

Ich kann weiters berichten, daß der Herr Bun­
deskanzler seine Verhandlungsbereitschaft dazu 
bekundet und sein Verhandlungsteam bereits no­
miniert hat. - (Der Redner \1.'eist auf den auf der 
Regieruflgsbank sitzenden Staatssekretär Dr. Ko­
stelka.) Ein Teilnehmer daran sitzt zu meiner 
Linken. 

Des weiteren freut es mich auch, feststellen zu 
können, daß bereits vorige Woche erste Verhand­
lungen über den Abschluß eines Bund-Länder­
Paktums geführt wurden. Gegenstand der Forde­
rungen der Länder ist vor allem eine grundsätzli­
che Kompetenzbereinigung: In verschiedenen 
spezifischen Bereichen sollen die Kompetenzen 
überhaupt an die Länder verlagert werden. 

Im Zuge des Abbaues von Grenzen wünschen 
sich die Länder, direkt mit Regionen ihrer Nach­
barländer Verhandlungen führen und Verträge 
abschließen zu können. 

Sämtliche Kompetenzverschiebungen - das 
sage ich mit allem Nachdruck - dürfen sich aber 
nicht allein darauf beziehen und nicht allein darin 
erschöpfen, daß Kompetenzen abgegeben wer­
den, sondern es müssen selbstverständlich auch 
die notwendigen finanziellen Mittel zur Wahr­
nehmung neuer Kompetenzen vorhanden sein, 
~aß eben auch gleichzeitig eine entsprechende 
Anderung des Finanzausgleichs Platz greift. 

Nun aber zu einer Frage, die Sie direkt betrifft, 
nämlich zur Frage: Welchen Stellenwert, welchen 

neuen Stellenwert, wie ich glaube, sollte der Bun­
desrat in den zukünftigen Uberlegungen im Hin­
blick auf eine Stärkung des Föderalismus haben? 

Am 2. März - darüber kann ich mit Freude 
berichten - haben die Landeshauptleute einhel­
lig festgestellt, daß der Bundesrat eine Aufwer­
tung erfahren soll. Meiner Ansicht nach sollte der 
Umfang jener Gesetzesbeschlüsse erweitert wer­
den, für die eine Zustimmung des Bundesrates 
notwendig ist. Dies gilt vor allem für Angelegen­
heiten, welche die Interessen der Länder stark be­
rühren, besonders natürlich auch für finanzielle 
Fragen. 

Ich kann mir aber auch durchaus vorstellen, 
daß dem Bundesrat weiter reichende Möglichkei­
ten zur Einleitung plebiszitärer Maßnahmen, also 
im Bereich von Volksbegehren oder Volksabstim­
mungen, eingeräumt werden. Es scheint mir 
überlegenswert zu sein, die Kontrollbefugnisse 
des Bundesrates hinsichtlich der Vollziehung aus­
zubauen. Gemäß der derzeitigen realen Verfas­
sungslage werden die Kontrollrechte des Natio­
nalrates gegenüber der Regierung teilweise doch 
recht deutlich durch eine politisch gleichgelagerte 
Mehrheitsbildung in Regierung und Parlament 
beeinträchtigt, sodaß den Ländern über den Bun­
desrat stärkere Kontrollrechte zukommen sollten. 

Es muß auch die Diskussion - ich weiß, das ist 
ein heißes Eisen, wo es sicher keinen sofortigen 
Konsens geben kann - über die Rechtsstellung 
der Mitglieder des Bundesrates selbst unvoreinge­
nommen und demokratiepolitisch wertfrei ge­
führt werden. Ich meine, daß es notwendig ist, 
auch die Frage freies Mandat oder gebundenes 
Mandat im Sinne von Landtagsentscheidungen zu 
diskutieren. 

Aus der Sicht Kärntens möchte ich jedoch noch 
einen Punkt in die Diskussion einbringen, näm­
lich die Frage, nach welchem Prinzip die Zusam­
mensetzung des Bundesrates erfolgen soll: aus­
schließlich nach dem demokratischen Prinzip, das 
eine Vertretung der Länder nach ihrer Stärke 
vorsieht, oder nach dem föderalistischen Prinzip, 
wonach allen Bundesländern die gleiche Stärke 
im Bundesrat zukommen soll? 

Die derzeitige Verfassungslage ist in Wahrheit 
eine Mischform aus diesen beiden Prinzipien. 
Doch trete ich als überzeugter Föderalist für eine 
konsequentere Umsetzung des echten föderalisti­
schen Prinzips ein. Die Gleichstellung aller Bun­
desländer darf sich nicht auf politische Alltags­
aussagen beschränken, sondern sie sollte auch in 
der Zusammensetzung des Bundesrates ihren 
Niederschlag finden. Unbestritten nach dem Fö­
deralismusprinzip aufgebaute Staaten - wie etwa 
die Schweiz oder die USA - können und sollen 
uns hiefür durchaus als positives Beispiel und 
Vorbild dienen. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte daher alle im Bundesrat vertretenen 
Fraktionen und Länder zu einer unvoreingenom­
menen und sachlichen Diskussion all dieser Fra­
gen ermuntern, und ich hoffe, daß wir in gemein­
samer Arbeit unserer gemeinsamen Überzeugung 
zum Durchbruch verhelfen können, daß ein Staat 
nur dann gesund ist, wenn auch seine Strukturen 
auf gesunden, föderalistischen Grundlagen beru­
hen. 

Nun ein paar Worte - ich verspreche: nicht 
allzu viele - zum Thema EG. Österreich steht 
unausweichlich vor einer der bedeutendsten au­
ßenpolitischen Weichenstellungen für die näch­
sten Jahrzehnte. Die Entscheidung, dem Europäi­
schen Wirtschaftsraum anzugehören, in ihm zu 
arbeiten und als vollwertiges Mitglied mittelfristig 
in der Europäischen Gemeinschaft mitzuent­
scheiden oder zwar direkt anzugrenzen, ja in Zu­
kunft vielleicht sogar als Insel eingeschlossen zu 
sein, aber keinen Einfluß nehmen zu können. ist 
eine Entscheidung, die nicht so sehr die derzeitige 
Generation berührt. Vielmehr berührt es jene 
Generation, die nach uns kommen wird, sie be­
rührt den Wohlstand. die Entwicklungsmöglich­
keiten, die Perspektiven für unsere Kinder und 
für unsere Jugend. Wir haben daher die Pflicht, 
diese Entscheidung sehr sorgfältig zu fällen, wo­
bei die gegebene Freiwilligkeit diese Entschei­
dung sicherlich nicht leichter macht. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf 
hinweisen, daß gerade die Länder diese Frage 
sehr ernst zu nehmen haben und durchaus im 
Sinne der auch von der EG selbst in ihren letzten 
Erklärungen nachdrücklich beschworenen Subsi­
diarität auch zu nutzen und bereits in der Ent­
scheidungsfindungsphase dieses Integrationspro­
zesses sehr tatkräftig und sehr aufmerksam mit­
zuwirken haben. 

In diesem Zusammenhang kann ich berichten, 
daß die Länder selbst in der vorigen Woche mit 
der Unterzeichnung einer Vereinbarung unter 
sich einmal Einigung darüber erzielt haben, wie 
sie zukünftig in EG-Integrationsangelegenheiten 
mitwirken wollen. Ebenso hat bereits die Bundes­
regierung jenen Vertrag mit den Ländern sanktio­
niert, der die Zusammenarbeit zwischen dem 
Bund und den Ländern regelt. Ich freue mich des­
halb, daß ich dieses heute dem Bundesrat berich­
ten kann, weil gerade hinsichtlich der Mitwir­
kungsrechte der Länder doch einige unterschied­
liche Konzeptionen bestanden haben. Mit der Ei­
nigung dahin gehend, daß das Präsidium des 
Bundesrates in die Integrationskonferenz der 
Länder mit einzubeziehen ist, wurde, wie ich 
glaube, ein Beitrag dazu geleistet, die Zusammen­
arbeit zwischen Ihnen, sehr geehrte Damen und 
Herren des Bundesrates, und den Organen der 
Länder zu intensivieren. 

Mir ist bewußt - und das möchte ich aufgrund 
eines Vorgespräches mit Vizepräsident Scham­
beck hier durchaus anführen -, daß offensicht­
lich in der Redaktion der Einbindung des Bun­
desratspräsidiums vielleicht nicht ganz der richti­
ge Ton gefunden wurde; die Intention aber, mei­
ne Damen und Herren, ist vollinhaltlich aufrecht. 
Das möchte ich in diesem Zusammenhang nur 
betont haben. (Beifall bei der ÖVP. - Bundesrat 
5 t r u ( zen b erg e r: Der Applaus dürfte ver­
früht sein! Es steht anders drin, und das ist unter­
schrieben!) Okay. 

Hohes Haus! Als dritten Punkt - ich habe das, 
wie gesagt, sehr bewußt gewählt, weil es sehr sei­
ten die Gelegenheit gibt, auf Wiener Boden zu 
diesem heiklen Thema Stellung zu nehmen -
habe ich mir die Frage der Minderheiten- und 
Volksgruppenpolitik in Kärnten gestellt, weil ich 
glaube, daß gerade der Bundesrat als Vertretung 
der Länder im Bereich der Legislative über die 
Entwicklungen in diesem Bereich Bescheid wis­
sen sollte. 

Weiters halte ich dieses Thema durchaus auch 
im Anschluß an eine Diskussion über EG-Fragen 
für ganz entscheidend, weil ich davon ausgehe, 
daß das Umgehen mit ethnischen und nationalen 
Minderheiten in einem neuen Europa wahr­
scheinlich eine der großen Bewährungsproben 
für dieses neue Europa darstellen wird. Ich bin 
überzeugt davon - das möchte ich an hand eini­
ger Fakten hier auch auflisten -, daß Österreich 
tatsächlich eine große Vorreiterrolle spielen 
könnte, weil ich meine, daß der Minderheiten­
schutz sowie die Volksgruppenpolitik in Öster­
reich tatsächlich vorbildlich sind und wir heute 
davon ausgehen können - und das bezieht sich 
auch auf die slowenische Minderheit. auf die slo­
wenische Volksgruppe in Kärnten -, daß wir ge­
rade in diesem Bereich einen Standard erreicht 
haben, von dem man nachhaltig und mit Über­
zeugung sagen kann, daß er sich deutlich über 
dem Durchschnittsstandard anderer Länder 
Weste uropas befindet. 

Meine Damen und Herren! Sie werden gleich 
daraufkommen, daß das keine leeren Worte sind, 
die ich sage, denn Minderheitenschutz und Volks­
gruppenpolitik äußern sich ja weniger in Geset­
zen oder Regulativen, sondern sie sind eigentlich 
nur meßbar am Bestand und an der Lebendigkeit 
der Volksgruppe, für die sie gemacht sind. 

Ich sage das auch deshalb, weil gerade Kärnten 
in diesem Bereich eine Ausnahmesituation dar­
stellt. Es sind sehr häufig Vorurteile, gerade was 
Kärnten und den Umgang mit seiner Minderheit 
anlangt, Stoff für Diskussionen, aber auch Stoff 
für Ferndiagnosen gewesen - sehr häufig von 
Leuten, die die konkrete Situation bei uns im 
Land wirklich zuwenig kennen. 
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Wir haben in Kärnten nämlich ein Zusammen­
leben der beiden Volksgruppen über einen sehr 
langen Zeitraum, wie es das selten woanders gibt, 
in vielen Ländern Westeuropas sind Minderhei­
ten spurlos verschwunden. Wir können auf eine 
kontinuierliche gemeinsame Geschichte zwischen 
der deutschsprachigen und slowenischen Minder­
heit in Kärnten über einen Zeitraum von über 
1 000 Jahren zurückblicken, und wir sind gut ge­
fahren mit diesem Zusammenleben. 

Wenn ich die Situation hinsichtlich der slowe­
nischen Minderheit in Kärnten kurz schildern 
darf, so möchte ich durchaus auch die Rahmenbe­
dingungen miteinbeziehen, unter denen diese 
Diskussionen insgesamt stattfinden. Ich bin über­
zeugt davon, daß der Demokratisierungsprozeß 
in Slowenien selbst, das Entstehen einer plurali­
stischen Demokratie westlichen Zuschnitts, sehr 
wesentlich auch dazu beigetragen hat, daß sich 
das Verhältnis zwischen Kärnten und Slowenien 
insgesamt, aber natürlich auch was das Verhältnis 
der Volksgruppe in Kärnten zur anderen Volks­
gruppe anlangt, deutlich entkrampft hat. 

Was die Rechtsposition anlangt - ich habe das 
schon erwähnt -. steht die slowenische Minder­
heit in Kärnten international gesehen deutlich 
über dem Durchschnitt vergleichbarer Minder­
heiten in westlichen Demokratien. Überhaupt 
kann Österreich nach Aussage des bekannten 
französischen Minderheitenexperten, dem man 
europäischen Rang zubilligen kann, Guy Heraud. 
für sich in Anspruch nehmen, daß das Niveau sei­
nes Minderheitenschutzes über dem westeuropäi­
schen Standard liegt. Der Beweis für diese Be­
hauptung, meine Damen und Herren, braucht 
nicht durch die Aufzählung von Rechtsvorschrif­
ten erbracht zu werden, sondern kann aufgrund 
von Fakten geführt werden. 

Laut Volkszählung des Jahres 1981 gab es in 
Kärnten etwa 14 000 bis 15 000 Bürger, die die 
slowenische Sprache als ihre Umgangssprache an­
gegeben haben. Die Zahl der Kärntner Slowenen 
hat in der Zeit bis 1981 laut allen Volkszählungen 
kontinuierlich abgenommen. Dieser Rückgang -
es ist besonders erfeulich, das feststellen zu kön­
nen - ist nunmehr gestoppt. Laut Ergebnissen 
der Volkszählung 1991, die zwar noch nicht in 
ihrer Gesamtheit vorliegen, wovon aber Teile 
schon bekanntgeworden sind, scheint eine leichte 
Zunahme der Zahl jener Personen, die Slowe­
nisch als Umgangssprache angeben, erfolgt zu 
sein. Dies darf durchaus als Folge der fördernden 
Minderheitenpolitik Kärntens und Österreichs 
angesehen werden. 

Als Vergleich dazu möchte ich nur betonen, 
daß in allen vergleichbaren Situationen in Europa 
dieser Trend nicht eingetreten ist. sondern eine 
weitere Abnahme der Zahl der Angehörigen der 
jeweiligen Minderheit stattgefunden hat. 

Als besonders signifikant - und darauf sind 
wir stolz - sind die Auswirkungen der Minder­
heitenschulreform im Rahmen des Kärntner Päd­
agogenmodells zu bezeichnen. Seit dieser Schul­
reform steigt die Zahl der Schüler, die zum zwei­
sprachigen Unterricht angemeldet werden, konti­
nuiertlich. Im laufenden Schuljahr sind 23 Pro­
zent. also fast ein Viertel aller Volksschüler, die 
im Geltungsbereich des Minderheitenschulgeset­
zes in Kärnten wohnen. im zweisprachigen Un­
terricht angemeldet. Wenn ich mir die Ver­
gleichszahlen aus dem Jahr 1975/76 vor Augen 
führe. als es nur 14 Prozent waren. dann muß ich 
sagen: Das ist ein, wie ich glaube, schlagkräftiger 
Beweis dafür, daß die Reform, die da durchge­
führt wurde, ihr Ziel wahrlich erreicht hat. 

Wir haben am slowenischen Gymnasium in 
Klagenfurt derzeit 436 Schüler. Die im Aufbau 
befindliche und erst vor kurzem installierte zwei­
sprachige Handelsakademie wird bereits von 
66 Schülern besucht. Seit kurzem gibt es in der 
Landeshauptstadt Klagenfurt zwei zweisprachige 
Volksschulen, eine private und eine öffentliche, 
die ebenfalls 100 Anmeldungen aufweisen kann. 

Die Lehrpläne für den Bereich der Minderhei­
tenschulen in Kärnten sehen nach der Schulre­
form auch für diejenigen Schüler, die zum zwei­
sprachigen Unterricht nicht angemeldet sind, ein 
Vertrautmachen mit dem slowenischen Nachbarn 
und seiner Sprache vor. Auch für die deutsch­
sprachigen Kinder ist es nun möglich, Slowenisch 
als Freigegenstand zu wählen beziehungsweise im 
Rahmen einer unverbindlichen Übung zu erler­
nen. Von dieser Möglichkeit wird immer stärker 
Gebrauch gemacht. Auch da können wir bereits 
auf etwa 450 Anmeldungen verweisen. 

Daß diese, wie ich glaube, europaweit rich­
tungsweisende Schulpolitik, was Minderheiten­
schulen anlangt, natürlich auch entsprechende fi­
nanzielle Aufwendungen erfordert. möchte ich 
nur der Ordnung halber hier betonen und darauf 
hinweisen, daß wir bei zukünftigen, offensichtlich 
nicht zu verhindernden Verhandlungen mit dem 
Bund, was die Erstattung von Personalkosten für 
den Pflichtschulbereich anlangt, ganz klar depo­
nieren werden, daß das, was im Rahmen von etwa 
40 bis 60 Millionen Schilling ausgegeben werden 
muß, jedenfalls deutlich dem Bereich der Volks­
gruppenförderung zuzuordnen ist und nicht In­
halt unserer Verhandlungen mit dem Bund im 
Bereich der Schule sein kann. 

Im Mittelpunkt - und es ist ebenfalls erfreu­
lich, das feststellen zu können - aller bildungs­
politischen Maßnahmen steht in Kärnten die In­
tegration der slowenisch- und deutschsprachigen 
Kinder. Diese soziale Integration ist vollinhaltlich 
gelungen. Es gibt keine Erhöhung von Spannun­
gen, von denen Kritiker dieses Schulmodells zu 
Beginn redeten, es gibt auch keine Probleme des 
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Zusammenlebens, es herrscht ein einwandfreies 
und spannungsfreies Klima. Es sind vermehrt Zu­
sammengehörigkeitsgefühl und Gemeinsamkeit 
zu verspüren. 

Für die Lebenskraft der Kärntner Slowenen -
auch darauf sollte man hinweisen - ist besonders 
deren reiches Vereinsleben signifikant. Es gibt 
etwa 80 slowenische Vereine in Kärnten. Von die­
sen Vereinen werden jährlich über 1 000 Veran­
staltungen organisiert. Es gibt im Land drei slo­
wenische Wochenzeitungen, etliche Periodika, 
slowenische Verlage und wissenschaftliche Ein­
richtungen. Der Österreichische Rundfunk, Stu­
dio Kärnten, hat eine eigene slowenische Abtei­
lung mit täglichen slowenischen Rundfunksen­
dungen und einer wöchentlichen Fernsehsen­
dung. Die slowenische Bevölkerung - auch das 
ist ein Indiz dafür, wie Förderungspolitik tatsäch­
lich gemacht wurde und auch gegriffen hat - hat 
sich traditionell früher aus Vertretern von Klein­
bauern und Arbeitern zusammengesetzt; Selb­
ständige und Intellektuelle gab es nur vereinzelt. 
Dies hat sich in den letzten Jahren ganz entschei­
dend geändert: Bezogen auf die Gesamtbevölke­
rung ist bei den unter 40jährigen heute festzustel­
len, daß der Anteil jener. die Akademiker, Matu­
ranten, gut ausgebildete Angestellte und Fachar­
beiter sind. im Bereich der slowenischen 
Volksgruppe prozentuell sogar über dem entspre­
chenden Anteil an der Gesamtbevölkerung liegt. 
Das ist zweifellos ein Hinweis auf bildungspoliti­
sche Initiativen, die finanziert und gesetzt wur­
den. 

Es ist heute ein Hauptanliegen der Kärntner 
Politik, das friedlich verständnisvolle Zusammen­
leben von Kärntnern beider Sprachgruppen zu 
unterstützen. Wir haben dazu unter anderem 
auch ein eigenes Volksgruppenbüro im Amt der 
Kärntner Landesregierung eingerichtet, das ins­
besondere auch mit den vorhin genannten Aufga­
bensteIlungen betraut ist. Dieses Volksgruppen­
büro - das vielleicht nur zur Ergänzung - ist 
auch beauftragt, jährlich einen Volksgruppen­
kongreß in Kärnten durchzuführen. wo auf Ex­
pertenebene, unter Beiziehung selbstverständlich 
aller Betroffenen, sehr intensiv wesentliche The­
men der Volksgruppenpolitik diskutiert werden 
können, wo Wissenschaftler aus der ganzen Welt 
ihre Vorstellungen zu einzelnen Themen darle­
gen können, sodaß ich wirklich feststellen kann: 
Wir haben ein offenes Klima des Dialogs in unse­
rem Land, ein offenes Klima, für das wir uns 
nicht nur nicht zu genieren brauchen, sondern 
das tatsächlich als vorbildlich für ganz Europa 
gelten kann. 

Meine Damen und Herren! Daß uns mit dem 
neuen demokratischen Slowenien korrekte und, 
wie ich sagen kann, durchaus bereits freund­
schaftliche Beziehungen verbinden, möchte ich 

nur am Rande erwähnen. Das hat sich aber ohne­
hin ausgeprägt, vor allem anläßlich der Ereignisse 
des vergangenen Sommers, als Kärnten eines der 
ersten Länder überhaupt war, wo es, was die An­
erkennung Sloweniens und Kroatiens anlangt, ei­
nen über alle Parteigrenzen gehenden Konsens 
gegeben hat, wo es einstimmige Regierungsbe­
schlüsse und Landtagsbeschlüsse aller dort vertre­
tenen politischen Fraktionen gegeben hat, die 
sehr nachdrücklich die rasche Anerkennung Slo­
weniens und Kroatiens gefordert haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben aber noch viel zu tun in diesem Bereich; 
darüber sind wir uns im klaren. Es steht zum Bei­
spiel die Frage einer stärkeren Verankerung der 
Volksgruppe auch im Bereich der Entscheidungs­
findungs- und Entscheidungsprozesse im demo­
kratischen Gesamtgefüge zur Debatte. Ich habe 
da aus meinem Herzen nie eine Mördergrube ge­
macht und weiß mich hier auch einig mit den we­
sentlichen Repräsentanten aller politischen Grup­
pierungen in unserem Land. die meinen, daß es 
konstruktive Verhandlungen mit der sloweni­
schen Volksgruppe geben kann, um zu einer tat­
sächlich demokratisch legitimierten Vertretung 
der Volksgruppe als Gesprächspartner für die de­
mokratisch legitimierten Vertreter der Legislative 
und der Vollziehung im Lande zu kommen. 

Ob das im Rahmen einer Volksgruppenkam­
mer. die wie eine Interessenvertretung organisiert 
ist, oder unter Einbindung der Volksgruppe in 
den Kärntner Landtag geschehen soll, wird si­
cherlich noch Thema der Verhandlungen sein, die 
die demokratischen Parteien in Kärnten, aber 
selbstverständlich auch die Volksgruppe selbst zu 
führen haben werden. 

Bislang zeichnet sich - das möchte ich mit al­
lem Nachdruck sagen - vor allem seitens der 
Volksgruppe noch keine einheitliche Meinung ab, 
in welcher Form diese Einbindung stattfinden 
soll. Ich stehe nur dafür ein - das möchte ich 
auch hier betonen -. daß wir mit Sicherheit kei­
ne Regelung beschließen werden, die gegen die 
Interessen der Volksgruppe oder gegen Interessen 
von Teilen dieser Volksgruppe verstößt. Ich glau­
be, daß wir bei jener Vorgangsweise bleiben sol­
len, mit der wir in Kärnten in den vergangenen 
Jahren und Jahrzehnten immer gut gefahren sind; 
wir sollten bezüglich aller Fragen im Hinblick auf 
die slowenische Volksgruppe, im Hinblick auf die 
Sicherung ihrer Stellung in Kärnten jenen Weg 
beschreiten, der bisher erfolgreich war, nämlich 
den Weg des Konsenses aller politischen Parteien 
unter Einbeziehung der Vertreter der sloweni­
schen Minderheit. 

Meine Damen und Herren! Ich entschuldige 
mich dafür, daß meine Rede doch etwas länger 
geworden ist, als ich das ursprünglich geplant 
habe. Abschließend möchte ich noch einige Be-
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merkungen zu Kärnten im allgemeinen machen, 
die in diesem Zusammenhang nicht fehlen di..ir­
fen. 

Wir Kärntner sind - wie bestimmt alle wissen 
- leidenschaftlich Kärntner; wir sind aber ganz 
bestimmt auch patriotische Österreicher. Kritik 
an uns - das möchte ich festhalten - weisen wir 
manchmal recht schroff zurück. weil wir so man­
chen Ferndiagnosen unser Land betreffend nicht 
ohne weiteres zustimmen können. 

Immerhin haben sich das Zusammenleben und 
die Einheit in unserem Land, wie vorhin schon 
erwähnt. mehr als 1 000 Jahre bewährt. Ich bin 
davon überzeugt, daß diese Einigkeit - trotz all 
der Unterschiede, die es in unserem Land gibt -
das wichtigste Kapital darstellt, das uns befähigt, 
jene Probleme zu meistern. die in Zukunft an uns 
herankommen werden. Diese nationale Einheit 
wünschen wir uns auch für unser gemeinsames 
Österreich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
sollte eigentlich der Schluß meiner Rede sein. 
aber ich konnte sehen, daß während meiner Aus­
führunaen der regierende Präsident des Bundes-

b . h rates den Vorsitz übernommen hat. Da es sIe um 
einen Kärntner handelt, möchte ich es nicht ver­
absäumen, meiner besonderen Freude darüber 
Ausdruck zu verleihen, daß meine erste Rede hier 
im Bundesrat unter Kärntner Führung stattfin­
det. Ich darf dir, Herr Präsident, für deine Tätig­
keit im Bundesrat, vor allem aber auch für jene 
für die Länder insgesamt im Rahmen der Fortent­
wicklung des Föderalismus und der Bedeutung 
des Bundesrates viel Erfolg wünschen. 

Wir haben gemeinsam die Möglichkeit, einiges 
weiterzubringen, denn das Schicksal hat es so ge­
wollt, daß du in der Zeit Präsident des Bundesra­
tes bist. in der ich - ebenfalls für ein halbes Jahr 
- Vorsitzender der Landeshauptleutekonferenz 
bin. Ich freue mich auf diese Zusammenarbeit 
und danke Ihnen allen für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Be~fall bei der Ö VP und bei Bundesräten der 
SPO.) n·N 

Präsident: Als Kärntner und Präsident des 
Bundesrates danke ich dem Kärntner Landes­
hauptmann und dem derzeitigen Vorsitzenden 
der Landeshauptleutekonferenz für seine Aus­
führungen. Diese stehen nunmehr zur Debatte. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Vizepräsident 
Walter Strutzenberger. Ich erteile ihm dieses. 

1 :2.44 .. 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPO, 

Wien): Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! 
Zunächst gestatten Sie mir eine Anmerkung: Ich 
bin froh darüber, daß der Bundesrat den Willen 
zur Zusammenarbeit mit den Ländern, mit den 
Landeshauptleuten dadurch unter Beweis gestellt 

hat, daß wir den Landeshauptleuten ein Rede­
recht im Bundesrat eingeräumt haben. (Bundesrat 
Ing. Pe n z: Nicht wir, die Verfassung!) Wir! Denn 
der Antrag - Herr Kollege, bevor Sie mich korri­
gieren, sollten Sie nachdenken (Bundesrat Ing. 
Pe n z: Das ist ein Faktum.') - ist von uns gekom­
men. Sie können das in Abrede stellen, wenn Sie 
wollen. Ich bleibe dabei, daß wir den Beweis er­
bracht haben, daß über unseren Antrag die Lan­
deshauptleute das Rederecht im Bundesrat be­
kommen haben. (Bundesrat lng. Pe n z: So ist es.' 
Da stimme ich Zlr.') Ich sage nochmals: Ich freue 
mich darüber, weil ich der Hoffnung war und die­
se Hoffnung nicht aufgeben will, daß auch deE 
umgekehrte Weg möglic~. ist. (Beifall bei der SPO 
und bei Bundesräten der OVP.) 

Herr Landeshauptmann! Mir wurde vor zwei 
Tagen von Ihrem Landeshauptmann-Kollegen 
Dr. Purtseher, der die Landeshauptleute im Un­
terausschuß des Verfassungsausschusses vertreten 
hat, auf diese Anspielung hin gesagt: Es könnte 
aber auch für die Bundesräte gefährlich werden, 
wenn sie vor ihrem Landtag - wenn sie das Re­
derecht im Landtag bekommen - ihr Abstim­
mungsverhalten begründen müßten. Ich habe 
darauf geantwortet, daß ich nie Schwierigkeiten 
hätte, meinem Landtag gegenüber mein Abstim­
mungsverhalten zu begründen. 

Herr Landeshauptmann! Ich begrüße ganz be­
sonders. daß Sie heute nicht nur als Landeshaupt­
mann von Kärnten - ich achte und schätze die 
Kärntner sehr und habe viele Freunde in Kärn­
ten, um Ihren Schlußsatz abzuschwächen - da 
sind, sondern gleichzeitig natürlich auch als der­
zeitiger Vorsitzender der Landeshauptleutekon­
ferenz. Ich glaube, diesbezüglich gibt es - zu­
mindest von meiner Warte aus - doch einiges zu 
Ihren Ausführungen zu sagen. 

Ich möchte feststellen, daß das Großereignis 
EG-Integration den Ländern die Chance gibt, 
dem Föderalismus als gesellschaftlichem Ord­
nungsprinzip den ihm gebührenden Stellenwert 
zu verschaffen. 

Herr Landeshauptmann! Für mich stellt sich 
daher die Frage - das hat sich aus Ihren Ausfüh­
rungen so ergeben - wie dieser Begriff Födera­
lismus verstanden wird. Geht es nur darum, Kom­
petenzen zu verschieben oder vom Bund an die 
Länder zu übertragen? Oder geht es nicht doch 
darum. ein Modell zu erstellen, daß das Zusam­
menwirken aller Gebietskörperschaften - ich 
meine nicht nur den Bund und die Länder, son­
dern auch Städte und Gemeinden - aufbauen 
soll? 

Herr Landeshauptmann! Sie haben ausgeführt, 
daß grundsätzlich die Eigenverantwortlichkeit 
der Länder im Mittelpunkt steht, wonach diese 
das Recht erhalten sollen, selbständig Entschei-
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dungen zu treffen und in anderen Bereichen mit­
zustimmen. 

Ich pflichte dem vollkommen bei, möchte aber 
feststellen, daß zumindest für die sozialdemokra­
tische Bundesratsfraktion, die ich hier vertrete, 
Föderalismus etwas mehr bedeutet, als Kompe­
tenzverschiebungen vorzunehmen. Es ist nämlich 
für uns ebenso von Bedeutung, wer diese Kompe­
tenzen ausübt, ob sie der Verfassung entspre­
chend von einem parlamentarischen Organ oder 
ausschließlich von einem Organ der Vollziehung 
ausgeübt werden und, wieweit diese, wenn sie ei­
nem Organ der Vollziehung zukommen, der par­
lamentarischen Kontrolle bei der Ausübung die­
ser Kompetenz unterliegen. 

Ich komme damit zu den Bemerkungen, die Sie 
hinsichtlich des Bundesrates gemacht haben, Herr 
Landeshauptmann. Ich begrüße es, wenn Sie sa­
gen, daß der Bundesrat aufgewertet werden soll 
und diesbezüglich Überlegungen angestellt wer­
den sollen. Sie haben ja sogar eine Aufforderung 
ausgesprochen zur Diskussion über die Probleme 
in der Landeshauptleutekonferenz beziehungs­
weise unter den Landeshauptleuten mit den Ver­
tretern des Bundesrates. 

Ich muß aber schon feststellen - ich weiß jetzt 
nicht. wie lange Sie schon Landeshauptmann 
sind. da bin ich überfragt -, daß der Bundesrat. 
das Präsidium des Bundesrates seit Jahren be­
strebt war. zusammen mit den Landeshauptleuten 
diesen Dialog. diese Diskussion zu führen. Wir 
haben gebeten, zu Landeshauptleutekonferenzen 
eingeladen zu werden. Bis heute: Echo null bis 
negativ! Wir wurden also nicht gehört. Daher 
höre ich Ihre Aufforderung mit Vergnügen, wenn 
auch etwas spät. denn es ist ja zwischenzeitlich 
einiges passiert. 

Jetzt komme ich zu den Integrationsüberlegun­
gen, zum Beispiel zu den Artikel ISa-Verträgen. 
Selbstverständlich ist es jedem Land und dem 
Bund unbenommen. mit den Ländern Arti­
kel ISa-Verträge abzuschließen oder zu vereinba­
ren. Aber es wurden zwei Vereinbarungen getrof­
fen, eine Vereinbarung Bund-Länder und eine 
Vereinbarung Land-Länder, bezüglich derer man 
mit dem Bundesrat als dem Vertretungsorgan der 
Länder - wir sind ja aufgerufen, die Interessen 
der Länder, jetzt unterstreiche ich etwas, was uns 
immer vorgehalten wird, in der B und e s g e -
set z g e b u n g zu vertreten - bisher kein .ein­
ziges Wort über eine Einbindung, eine Mitwir­
kung, eine Mitwirkungsmöglichkeit im Integra­
tionsprozeß gesprochen hat. 

Zweitens zum Vertrag, der vorliegt. Sie haben 
ihn selbst erwähnt, ich entschuldige mich noch­
mals für den kurzen Zwischenruf "Der Applaus 
ist etwas verfrüht gewesen!" Herr Landeshaupt­
mann! Sie haben gesagt, Sie hätten von Kollegen 

Schambeck gehört, daß da ein Redaktionsfehler 
passiert sei. Ich habe aber zwei Vereinbarungen 
vor mir. Die eine war ein erster Entwurf, wie mir 
gesagt wurde, in der der Bundesrat überhaupt 
noch nicht erwähnt wird. Da heißt es in Artikel 2: 
In der IKL - Integrationskonferenz der Länder 
- sind alle Länder durch den Landeshauptmann 
und den Landtagspräsidenten vertreten. - Das 
war der erste Entwurf, Herr Landeshauptmann! 

Jetzt komme ich zu der Vereinbarung, die an­
geblich unterschrieben wurde. Ich sage das nicht 
nur hier, sondern ich habe das im Unterausschuß 
auch dem Herrn Landeshauptmann Purtscher 
und dem Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter 
Mayr gesagt. Ich habe Bedenken. wenn es hier 
heißt: In der Integrationskonferenz der Länder 
sind alle Länder durch den Landeshauptmann 
und den Landtagspräsidenten vertreten. Das Prä­
sidium des Bundesrates ist zur Teilnahme an den 
Sitzungen berechtigt. 

Sie erklären mir - auch Landeshauptmann 
Purtscher hat das gesagt -: Na ja, das ist ein Re­
daktionsfehler, ich kann nichts dafür, wenn das 
drinnensteht. 

Die letzte Seite dieser Vereinbarung sollte neun 
Unterschriften tragen. Herr Landeshauptmann! 
Sie werden meine Bedenken verstehen, wenn 
neun Landeshauptleute unterschreiben und jeder 
- einer nach dem anderen - sagt: Das habe ich 
nicht so gemeint, das ist ein Redaktionsfehler! , 
ich aber bisher noch niemand gefunden habe. der 
gesagt hätte, der Bundesrat sei in diese Integra­
tionskonferenz der Länder eingebunden. Ich be­
haupte, daß der Bundesrat nicht eingebunden ist. 
Ich behaupte, daß das Präsidium des Bundesrates 
nur als Zuhörer daran teilnehmen kann. 

Das scheint mir bei einer gedeihlichen. einver­
nehmlichen Zusammenarbeit zwischen den Län­
dern und demjenigen, der sie in der Bundesge­
setzgebung zu vertreten hat, nämlich dem Bun­
desrat, etwas zuwenig zu sein! (Beifall bei der 
SPÖ und Beifall des Bundesrates Mag. Lakner.) 

Herr Landeshauptmann! Noch etwas: Wir ha­
ben ein Modell erarbeitet, wie wir uns vorstellen 
könnten, daß die Zusammenarbeit zwischen Bun­
desrat. Landeshauptleutekonferenz und den 
Landtagen aussieht. Ich betone ausdrücklich: Von 
einer gewissen Ebene her fühle ich mich als Bun­
desrat ohnehin nicht mehr allein gelassen, son­
dern ich zittere, daß auch die Landtage etwas ver­
nachlässigt werden. Aber das ist ihr Problem. 

Ich möchte jedenfalls noch einmal die Feststel­
lung treffen, daß ich der Meinung bin, daß eine 
engere Kooperation stattfinden solle. Wie gesagt, 
wir haben ein Modell erarbeitet, wie wir uns eine 
gemeinsame Vertretung der Länderinteressen 
vorstellen könnten. Es gibt einen Wiener Aus-
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spruch - ich weiß nicht, ob es in Kärnten auch so 
heißt -, der lautet: Nicht einmal ignorieren! Das 
ist mit unseren Überlegungen gemacht worden. 
Man hat nicht einmal darüber diskutiert. Es ha­
ben eben einmal ein paar etwas gesagt. 

Ich hoffe, Sie mißverstehen meine Wortmel­
dung nicht. Aber ich habe eben Bedenken. Ich 
getraue mich auch, sie hier im Bundesrat auszu­
sprechen. Es gibt einige, die zwar in Vier-Augen­
Gesprächen darüber reden, die sich das aber hier 
anscheinend nicht zu artikulieren getrauen. Ich 
finde aber, da gehört gar kein Mut dazu. Ich stelle 
also fest, daß die Zusammenarbeit Bund, Bundes­
rat, Länder, Landtage meiner Meinung nach ver­
bessert werden könnte. 

Herr Landeshauptmann! Für die Aussagen, die 
Sie gemacht haben, bin ich sehr dankbar. Wir 
werden sicherlich einige Ihrer Anregungen, so­
weit sie nicht in unseren Überlegungen schon ent­
halten sind, aufnehmen, womit die Wertigkeit des 
Bundesrates angehoben wird, womit die Kompe­
tenzen des Bundesrates erweitert werden. Wir 
sollten nicht wie bei einer Sonntagsrede nur re­
den. sondern die Möglichkeit dort, wo wir sie ha­
ben, ergreifen. Schließlich sind alle hier herinnen 
aus einem Gremium der Länder entsendet wor­
den, nicht vom Landeshauptmann. sondern vom 
Landtag. Ich glaube, daß da eine Kooperation 
doch sehr wichtig wäre. 

Ich möchte schon zum Schluß kommen und sa­
gen: Ich wehre mich dagegen, als Bundesrat ein 
gebundenes Mandat zu haben. und zwar nicht 
deswegen, weil ich nicht den Mut habe oder weil 
ich nicht daran interessiert bin, das Land, das 
mich entsendet hat, hier zu vertreten, sondern ich 
wehre mich deshalb dagegen, weil das nur mehr 
ein Abstimmungsmechanismus wäre, so nach 
dem Motto: Ich hole mir einen Zettel, auf dem 
steht. wie ich abzustimmen habe. Dann gehe ich 
herein, brauche mich nicht einmal zu Wort zu 
melden, sondern ich brauche nur die Hand zu he­
ben. wenn der Wiener Landtag - ich nenne jetzt 
meinen eigenen Landtag - es so bestimmt hat. 
Also je nachdem darf ich die Hand heben oder 
nicht. Das wäre nicht das Richtige. 

Meine Damen und Herren! Ich würde nie zu­
stimmen dem Ansinnen, daß man den Bundesrat 
so verändert, wie sich das so manche vorstellen, 
nämlich daraus nur mehr einen verlängerten Arm 
der Landeshauptleute zu machen. (Beifall des 
Bundesrates Meier.) 

Wenn schon nicht im Land die Demokratie so 
beachtet wird - das ist kein persönlicher Vor­
wurf LInd nicht auf Kärnten bezogen, Herr Lan­
deshauptmann (Zwischenbemerkung des Landes­
hauptmannes Dr. Zer n alt 0) - und der eigene 
Landtag vernachlässigt wird, indem man ver­
sucht. Legislative und Exekutive so lange zu ver-

mischen, bis die Exekutive auch die Legislative 
ist, so sollte man das wenigstens in jenem Organ, 
das die Interessen der Länder in der Bundesge­
setzgebung zu vertreten hat, beachten, denn mir 
würde es nicht genügen, einfach zu sagen: Da ist 
zuwenig Platz herinnen, bauen wir nicht den Saal 
aus, sondern verkleinern wir den Inhalt! Das wäre 
sicherlich nicht in meinem Interesse. Ich glaube, 
ich finde auch hier etliche, die meiner Meinung 
sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Schluß. Herr Landeshauptmann, noch 
einmal: Wir sind gerne bereit, als derzeitiger Vor­
sitzender der Landeshauptleutekonferenz könn­
ten Sie das im ersten Halbjahr noch veranlassen, 
mit den Llndeshauptleuten über Verbesserungen 
in bezug auf Zusammenarbeit, über Verbesserun­
gen der Aufgaben, die der Bundesrat in Vertre­
tung der Länderinteressen hat, aber auch über all­
gemeine Verbesserungen dieses Bundesrates zu 
diskutieren. Sie finden in mir auf jeden Fall - ich 
nehme an und hoffe auch in anderen Mitgliedern 
des Präsidiums - einen Partner mit offenem 
Ohr, aber - das möchte ich gleich dazusagen -
nicht nur einen mit offenem Ohr, sondern auch 
einen mit offenem Mund. Nicht so wie es in der 
IKL ist, daß ich eingeladen werde. mit offenem 
Ohr dort zu sein, aber den Mund nicht aufma­
chen darf. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.J 
/3.1)/ 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Andreas Mölzer. Ich erteile 
ihm dieses. 

/3.02 
Bundesrat Andreas Mö}zer (FPÖ, Kärnten): 

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Hohes 
Haus! Ich gebe zu, daß der Beifall der freiheitli­
chen Fraktion nach den Ausführungen des Kärnt­
ner Landeshauptmannes heftiger hätte sein kön­
nen und wohl auch hätte sein sollen, handelt es 
sich doch bei seinen Ausführungen - vor allem 
wenn es um die Darstellung erfolgreicher Ent­
wicklungen und positiver Akzente geht, die insbe­
sondere in der Volksgruppenpolitik gesetzt wur­
den - um Dinge, die unter seinem Vorgänger. 
einem freiheitlichen Landeshauptmann. in die 
Wege geleitet wurden. (Beif(lll bei der FPÖ.j 

Herr Landeshauptmann! Sie haben sich am Be­
ginn Ihrer Ausführungen zur Nachbarschaftspoli­
tik geäußert und dabei auch von der Möglichkeit 
oder vom Streben nach Direktverhandlungen mit 
benachbarten Regionen gesprochen. Sie wollen 
dabei erfreulicherweise - aus unserer Sicht -
einen Weg fortsetzen, den Ihr Vorgänger begon­
nen hat. Er hat dies vor etwa einem Jahr hier in 
diesem Hause, genau am 7. 3. des Vorjahres, skiz­
ziert. Er brachte dabei - er nannte es "südosteu­
ropäische Komponente" im Hinblick auf die 
österreichische Außenpolitik, es handelte sich um 
die Debatte über den Außenpolitischen Bericht 
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- ein, daß es notwendig wäre, in diesem nachbar­
schaftlichen Bereich Österreichs die demokrati­
schen Entwicklungen zu unterstützen und diese 
auf der Basis des Selbstbestimmungsrechts zu si­
chern. 

Der damalige Landeshauptmann von Kärnten, 
Jörg Haider, erinnerte daran, daß es Kärnten war, 
das als eine der ersten europäischen Regionen 
dieses Selbstbestimmungsrecht in Anspruch ge­
nommen hatte, welches heute im Süden und Süd­
osten dieses Kontinents zum Durchbruch gelangt. 

Auch der jetzige Präsident des Bundesrates er­
klärte ja in seiner Antrittsrede, "die Kärntner sei­
en am Beginn der Geschichte dieser Republik 
durch die Ausübung dieses Selbstbestimmungs­
rechtes am 10. Oktober 1920 die wohl bewußte­
sten Österreicher gewesen". Als dann allerdings 
- auch daran erlaube ich mir, Sie zu erinnern -
die freiheitlichen Bundesräte am 10. Oktober 
1991 einen Entschließungsantrag, der die soforti­
ge Anerkennung Sloweniens und Kroatiens for­
derte, einbrachten, verweigerten die sozialisti­
schen Kollegen aus Kärnten ihre Zustimmung, 
und zwar trotz eines einstimmigen Beschlusses 
des Kärntner Landtages. 

Jörg Haider jedenfalls erklärte am 7. 3. in die­
sem Hause, unsere Aufgabe müsse es im Hinblick 
auf die Nachbarschaftspolitik sein, sich jetzt stär­
ker denn je auf die Seite der Demokratie zu stel­
len, auf die Seite jener, die auch tatsächlich mit 
dem Risiko, ihre persönliche Existenz zu verlie­
ren, in einzelnen Teilstaaten im südosteuropäi­
schen Raum, insbesondere im ehemaligen Jugo­
slawien, um die Durehsetzung des Selbstbestim­
mungsrechts kämpfen. 

Herr Landeshauptmann! Sie haben sich auch 
sehr ausführlich zur Kärntner Minderheitenfrage 
geäußert. Und auch hier möchte ich es dem Bun­
desrat nicht ersparen, daran erinnert zu werden, 
daß a11 dies Entwicklungen sind - positive Ent­
wicklungen, wie wir auch meinen -, die im we­
sentlichen in den Jahren der freiheitlich-christ­
lichkonservativen Koalition unter einem Landes­
haup~!llann Jörg Haider im südlichsten Bundes­
land Osterreichs in die Wege geleitet wurden. 

Sie sprachen davon, Kärnten habe nach einem 
142 Jahre andauernden Schulstreit gerade in die­
ser Schulfrage eine vorbildliche Lösung gefun­
den. Sie sagten wortwörtlich, "diese Lösung liege 
deutlich über dem Mindeststandard westeuropäi­
scher Länder". Ich nehme an, das war ein Ver­
sprecher. Ich würde doch wohl sagen, daß diese 
Lösung deutlich über dem durchschnittlich guten 
Standard westeuropäischer Länder liegt. 

Ich glaube, es ist notwendig, darauf hinzuwei­
sen, daß gerade in der so sensiblen Volksgruppen­
und Minderheitenproblematik in Kärnten ein 

freiheitlicher Landeshauptmann in der Lage war, 
Problembereiche in Bewegung zu bringen, die 
seit 40 Jahren - während der sozialistischen Re­
gierung - stagnierten und versteinert waren. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Eine Klimaänderung wurde in den Jahren zwi­
schen 1989 und 1991 eingeleitet, die gerade die 
Volksgruppenpolitik massiv betraf. Ich erinnere 
daran, daß in dieser Zeit ein Volksgruppenbüro 
im Bereich der Kärntner Landesregierung einge­
richtet wurde, das auch mit einem prominenten 
Slowenen besetzt wurde. 

Ich erinnere daran, daß dieser Europäische 
Volksgruppenkongreß, den Sie auch erwähnten, 
im wesentlichen von den Freiheitlichen - zwei­
fellos in Zusammenarbeit mit der ÖVP - gestar­
tete Initiative war. Ich erinnere daran, daß eine 
zweisprachige Handelsakademie geschaffen wur­
de, weil es in der Bevölkerung eine gewisse Unzu­
friedenheit mit dem slowenischen Gymnasium 
gegeben hat. Und auch die Initiativen, die zur 
Schaffung eines demokratisch gewählten Organs 
zur Vertretung der Volksgruppe ergriffen wur­
den, gehen meines Erachtens von freiheitlicher 
Seite aus. Man bedenke das Modell, welches der 
Innsbrucker Rechtslehrer Pernthaler erarbeitet 
hat. Und auch die damit in Zusammenhang ste­
hende Diskussion um eine Anpassung des Wahl­
rechts, die den Einzug eines slowenischen oder 
mehrerer slowenischer Vertreter in den Kärntner 
Landtag ermöglichen sollte, geht auf freiheitliche 
Initiativen zurück. 

Herr Landeshauptmann! Sie haben zur Födera­
lismusdebatte Stellung genommen. Sie haben ge­
meint, der Bürger wolle keine aufgeblähte Zen­
tralbürokratie und auch keine Steuerung fern der 
Heimat. Auch diesbezüglich möchte ich es dem 
Bundesrat nicht ersparen, sich zu erinnern, daß es 
der Kärntner Landeshauptmann Jörg Haider war, 
der vor etwa einem Jahr die eher akademisch und 
bürokratisch geführte Debatte um diesen Födera­
lismus populär gemacht hat. (Bundesrat Po m -
per: Ein guter Mann.') 

Das vielleicht nicht so gern gehörte Schlagwort 
"Freistaat" war es zweifellos, das diese Debatte 
popularisiert hat. Er sagte im Bundesrat am 
7. 3. 1981 ... (Bundesrat Dr. Sc harn b eck: Die 
Welt als . ... ') Ja, ja! Trotzdem, Herr Präsident 
Schambeck, muß man sagen, daß diese Freistaats­
debatte vielleicht zum erstenmal in der Geschich­
te der Zweiten Republik ein Anstoß war, daß 
auch die sogenannten kleinen Leute und einfa­
chen Bürger dieses Landes einmal gewußt oder 
erkannt haben, worum es bei dieser Föderalis­
musdebatte geht und es nicht nur Staatsrechtler 
sind, die darüber debattieren sollen, sondern auch 
der einfache Bürger. (Beifall bei der FPÖ.) 
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In diesem Zusammenhang sei es mir erlaubt, 
darauf hinzuweisen, daß es Ihr Parteifreund Er­
macora war, der diese Idee des Freistaats insofern 
definiert hat, als er gesagt hat, es handle sich da­
bei nur um eine geminderte territoriale Souverä­
nität des Zentralstaates gegenüber den Ländern. 
Und ich glaube, auch diesbezüglich ist das letzte 
Wort noch nicht gesprochen. 

Apropos letztes Wort. Meine Damen und Her­
ren! Nach 40 Jahren Alleinherrschaft der SPÖ -
darauf möchte ich in diesem Zusammenhang hin­
weisen - gab es in Kärnten ein Maß an politi­
schem Druck, an Parteibuchzwang, an Pleiten in 
der Wirtschaftspolitik und im Gesundheitssystem 
sowie eine gewisse Tatenlosigkeit und intellektu­
elle Intoleranz. (Blmdesrat Po m per: Was hat 
der Haider gemacht? - Überhaupt nichts.') Meine 
Damen und Herren! Das sagen Sie auf der linken 
Seite, aber die Bevölkerung Kärntens sieht das 
anders. 

Die bürgerliche Koalition, meine Damen und 
Herren - daran möchte ich Sie erinnern -, hat 
begonnen aufzuräumen, an ihrer Spitze der frei­
heitliche Landeshauptmann. Das war der Grund, 
weswegen er weg sollte. Er hat zweifellos jene stil­
le Koalition der rot-schwarzen Machtaufteilung, 
wie sie auch in Kärnten vorhanden war, gefähr­
det, was letztlich auch der Grund für seine Ab­
wahl war. (Bundesrat Po In per: Weil er unfähig 
'vI,'ar!) 

Meine Damen und Herren! Trotzdem sind elie 
Spuren jener politischen Erneuerung, die ein frei­
heitlicher Laneleshauptmann in die Wege geleitet 
hat, nicht mehr zu verwischen. Sie werden zwei­
fellos bei den nächsten Landtagswahlen sehen, 
daß die Kärntner den Wert dieser politischen Tä­
tigkeit erkannt haben und wohl auch jene, deren 
Vertrauen er vorher noch nicht hatte. (Bundesrat 
Ing. Roh r: Das haben wir bei den letzten Ge­
meinderatswahlen am Sonntag gesehen.') 

Meine Damen und Herren! Ich schließe meine 
Ausführungen mit dem Hinweis, daß wahrschein­
lich nicht nur Herr Klestil und viele andere Politi­
ker der Volkspartei es heute bedauern, daß es zu 
dieser Abwahl gekommen ist, weil sie gesehen ha­
ben, daß sie sich selbst damit innenpolitisch 
nichts Gutes getan haben, sondern daß wahr­
scheinlich ein zunehmender Anteil der Kärntner 
Bevölkerung diese Abwahl bedauert, weil sie den 
Wert der damals gesetzten politischen Initiativen 
erkennen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 13.10 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr. Alfred Gusenbauer. Ich 
erteile es ihm. 

13.10 

Bundesrat 01'. Alfred Gusenbauer (SPÖ, Nie­
derösterreich): Sehr geehrter Herr Präsident! 

Herr Landeshauptmann! Sehr verehrte Kollegin­
nen und Kollegen des Hohen Bundesrates! Der 
Herr Landeshauptmann hat sich in seiner Rede 
zentral mit der Frage der Europäischen Integra­
tion und deren Auswirkungen auf den Föderalis­
mus auseinandergesetzt. 

In der Tat scheint ja die Frage der Europäi­
schen Integration eine Trägerrakete für tiefgrei­
fende politische Veränderungen in Österreich zu 
sein. Es hat durchaus den Anschein, daß alle Ver­
änderungen, die .. nicht im Zuge der Europäischen 
Integration in Osterreich durchgeführt werden, 
sehr lange auf sich warten lassen werden. 

Ganz offensichtlich wird es durch die Teilnah­
me Österreichs an der Europäischen Gemein­
schaft und durch die Europäische Integration zu 
Verschiebungen der Kompetenzen in diesem 
Land kommen. Es wird nicht nur zu einer Verän­
derung der Kompetenzen zwischen Bund und 
Ländern, sondern auch in verschiedensten Berei­
chen bis hin zu den Gemeinden kommen. denn 
gerade so eine große Organisation wie die Eu­
ropäische Gemeinschaft wird darauf angewiesen 
sein, eine möglichst bürgernahe, bürgerunmittel­
bare Verwaltungseinheit zu haben, wie sie eigent­
lich die Gemeinden auch darstellen. 

Bei der gesamten Analyse dessen. wie sich in 
Hinkunft diese Kompetenzen mit den von Ihnen 
dazu geforderten Richtlinien für einen nellen Fi­
nanzausgleich entwickeln werden, wird sich na­
türlich auch die Frage steHen, wie wir zu dieser 
neuen Kompetenzverteilung kommen und wie 
die Teilnahme der unterschiedlichen Körper­
schaften am Integrationsprozeß ausschaut. 

Die bisher eingenommene österreichische Posi­
tion war ja, daß man dieselbe demokratische Qua­
lität auch dort, wohin man Kompetenzen transfe­
riert. beibehalten will. Das ist einer der wesentli­
chen Gründe. wieso wir Österreicher dafür 
eintreten, daß das Europäische Parlament ein 
Voll parlament wird, das heißt, ein Parlament, 
welches die volle legislative Kraft auch innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft ausübt. Wir sind 
nicht mit den eingeschränkten parlamentarischen 
Rechten zufrieden, die das Europäische Parla­
ment derzeit genießt. 

Es ist natürlich klar, daß wir die demokrati­
schen Ansprüche, die wir an eine supranationale 
Einheit, nämlich an die Europäische Gemein­
schaft, stellen, auch an uns selbst stellen müssen. 
Tun wir das, dann stellt sich doch die Frage, wie 
hoch die demokratische Qualität der Integration 
des Bundesrates im Europäischen Integrations­
prozeß entwickelt ist. Ist es ausreichend, wenn das 
Präsidium des Bundesrates die Möglichkeit hat, in 
einer sehr eingeschränkten Form mitzuwirken? 
Ist das das Maximum an demokratischer Quali­
tät? 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
Sie an die Geschichte der Debatte, die wir hier 
seit eineinhalb Jahren führen, erinnern. Bisher 
waren wir der Auffassung - auf Basis des Ent­
schließungsantrages des Bundesrates -, daß diese 
demokratische Qualität nicht ausreichend ist und 
eine stärkere Einbindung des Bundesrates in den 
Europäischen Integrationsprozeß stattzufinden 
hat. Es wird daher eine Nagelprobe für den Bun­
desrat und dafür, ob er sich selbst ernst nimmt, 
sein, wie wir unter anderem diesen Staatsvertrag 
nach Artikel 15a auch hier im Bundesrat disku­
tieren und behandeln werden. (Bundesrat Dr. 
S 1 r i mit zer: Was sagt der Bundeskanzler 
dazu?) Der Bundeskanzler ist, wie Sie wissen, 
nicht Mitglied des Bundesrates. Er hat zwar mit 
den Landeshauptleuten diese Vereinbarung ge­
schlossen, aber ... (Bundesrat S 1 ru [ zen b e r -
ger: Was sagt der Minister Weiss dazu. Kollege 
Strimitzer? - Bundesrat K 0 n e {n y: Etwas ganz 
anderes als der Bundesrat Weiss!! 

Im übrigen sind wir uns darüber im klaren, sehr 
verehrte Damen und Herren. daß der Bundesrat 
nicht das Vollzugsorgan der österreichischen 
Bundesregierung ist, das entspricht nicht unserem 
Selbstverständnis. Wir sind hier im Bundesrat -
auch wenn es einen Diskussionsbeitrag des Herrn 
Landeshauptmannes gegeben hat, der das zur 
Überlegung gestellt hat - nach wie vor auf Basis 
eines freien und nicht eines gebundenen Manda­
tes tätig. Es wird daher auf unsere Diskussionen 
und auf unsere Entscheidungen ankommen, wie 
sich dieser Bundesrat in dieser Frage entschließt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
wird sich an dieser Frage entscheiden, Herr Kolle­
ge Strimitzer, wie groß unsere eigene Bereitschaft 
geht, uns für eine tatsächliche Aufwertung des 
Bundesrates einzusetzen, nämlich über da und 
dort gehaltene Sonntagsreden hinaus. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Wir leben in Österreich in einem Konflikt oder 
in einer Konkurrenz zwischen Exekutivorganen 
und Legislativorganen. Man hat in diesem Oster­
reich des öfteren den Eindruck, daß es eine gewis­
se "Exekutivlastigkeit" gibt und daß die parla­
mentarischen Vertretungen fast tagtäglich darum 
ringen müssen, in umfassendem Ausmaß ihre tat­
sächlichen Kompetenzen wahrnehmen zu kön­
nen. 

Herr Landeshauptmann! Insofern müßte man 
all jene Vorschläge, die die Anzahl der Bundesrä­
te und ähnliches mehr betreffen. natürlich im 
Kontext der österreichischen Gesamtverfassung 
sehen. Wenn man zum Beispiel das amerikani­
sche Senatsmodell hernimmt, das ja auf Basis ei­
ner gleichmäßigen Vertretung der einzelnen ame­
rikanischen Bundesstaaten funktioniert, dann 
muß man das im Kontext der amerikanischen 

Verfassung und der amerikanischen Verfassungs­
wirklichkeit sehen. 

Das heißt, eine Gleichstellung der Bundeslän­
der auf Basis einer gleichen Anzahl von Bundes­
räten müßte eine Generaldebatte darüber nach 
sich ziehen, wie das Zusammenwirken der einzel­
nen Körperschaften in diesem Land, in diesem 
Staat zu gestalten ist. 

Herr Landeshauptmann! Ich wollte in diesem 
Zusammenhang, da Sie momentan eine so bedeu­
tende Funktion wie die des Vorsitzenden der Lan­
deshauptleutekonferenz innehaben, nicht die 
Möglichkeit vorbeigehen lassen, Ihnen die Anlie­
gen von uns Bundesräten ans Herz zu legen. Es 
ist ein Zufall, daß vor einer Woche diese Verein­
barung beschlossen wurde und Sie bereits eine 
Woche danach als Vertreter der Landeshauptleu­
te diese auch hier im Bundesrat vertreten und wir 
elie Möglichkeit haben, unmittelbar unsere Vor­
stellungen und auch unsere Kritikpunkte an die­
ser Vereinbarung einzubringen. - Danke. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 13.16 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Mag. Georg Lakner. Ich erteile ihm die­
ses. 

13.16 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­

burg): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Herr 
Landeshauptmann! Ein paar grundSätzliche 
Überlegungen meiner Fraktion zu dieser Proble­
matik seien erlaubt. Ich werde keine Landes­
hauptmannbeschimpfung starten, aber ich werde 
natürlich unsere Wünsche an die Landeshaupt­
männerkonferenz darlegen, mit deren Ausfüh­
rungen ich auch unzufrieden bin. 

Grundsätzlich darf ich vorausschicken, es ist 
hier sicherlich nicht der geeignete Platz, über 
Kompetenzbereinigung zu reden, da gebe ich Ih­
nen durchaus recht. Ich würde sogar weitergehen, 
ich meine, daß im Zeichen der Europäischen In­
tegration doch endlich eine große Kompetenzbe­
reinigung kommen und nicht ein Stückwerk fort­
gesetzt werden sollte. Nur - das ist auch keine 
Beschimpfung -, mein Kollege Stadler aus Vor­
arlberg hat einmal so schön gesagt: Die Länder 
fordern, da gibt es das Tiroler Modell, das Vorarl­
berger Modell, und dann drücken sie sich. Den­
ken Sie zum Beispiel an die Bestimmungen über 
die Sicherheitsdirektionen. Zuerst gab es große 
Empörung in allen Ländern, und dann kam - ich 
zitiere meinen Kollegen Stadler wörtlich - nicht 
einmal ein "Muh" aus den Ländern, keine Reak­
tion. Das ist symptomatisch. 

Wenn auch viel vom Stellenwert des Bundesra­
tes gesprochen wird - Sie haben ihn dankens­
werterweise auch angezogen -, dann, muß ich 
sagen, werden wir den Stellenwert des Bundesra-
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tes nicht dadurch ändern, daß wir das eine oder 
andere "Kompetenzerl" dazubekommen oder 
nicht. Ich glaube, es muß ein echtes und offenes 
Anliegen der Leute sein. Es müssen die Landesre­
gierung, die Bundesregierung, der Nationalrat 
und die Landtage dafür sein. 

Vor allem aber müssen wir selber dafür sein, 
und da habe ich manchmal meine Zweifel - jetzt 
schaue ich absichtlich ein bißchen vorwurfsvoll 
nach rechts. 

Und auch die Parteien müßten dafür sein. 
Auch das dürfte nicht immer so ganz klar sein. 
Aber es liegt an uns allen, das entsprechend 
durchzusetzen, wenn es unser Anliegen ist. 

Ich glaube, eine Lösung gibt es nur dann, wenn 
der Bundesrat eine echte Ländervertretung wird. 
Die Anerkennung des Bundesrates durch die 
Länder ist die einzig mögliche, effiziente und auf 
die Dauer wirkungsvolle Aufwertung des Bundes­
rates. Und auf diese warten wir. 

Natürlich gibt es noch ein paar Kleinigkeiten. 
Ich habe schon hundertmal gesagt, daß die Funk­
tion der Ausschüsse für mich unbefriedigend ist. 
Die Ausschüsse müßten vor Behandlung der Re­
gierungsvorlage im Nationalrat tagen, und es 
müßte einen Vermittlungsausschuß oder derglei­
chen geben. Also die Ausschüsse sind nicht effi­
zient. 

Eine weitere Frage ist die Einbindung in die 
Landtage. Ich weiß, das wird unsere Arbeitszeit 
bis an die Grenze der Kapazität beanspruchen. 
Aber ohne Einbindung in die Landtage werden 
wir nie eine entsprechend effiziente Länderver­
tretung werden. 

Die Punkte, die Sie angeführt haben, sind alle 
sehr schön, das habe ich ohnehin schon gesagt. 

Wir haben einen Initiativantrag betreffend Fi­
nanzausgleich beschlossen, ich glaube, dieser 
führt ein genüßliches Dasein in irgendeiner 
Schublade. Daran sieht man, daß nichts weiter­
geht. 

Herr Präsident Strutzenberger! Das gebundene 
Mandat halte ich grundsätzlich schon für mög­
lich. Ich glaube nicht, daß bei jeder Entscheidung 
der Landtag bestimmen wird, so und so müßt ihr 
euch verhalten. Das wäre sicher nur in wichtigen 
und grundsätzlichen Fragen der Fall. Ob man das 
jetzt einschränken kann oder ob es in der Praxis 
de facto ohnehin nicht zum Tragen kommt, weiß 
ich nicht. Aber ich könnte mich damit anfreun­
den. (Bundesrat Dr. G u sen bau e r: Ist Ihnen 
der Landeshallptmann lieber als der Parteiob­
mann, aLs derjenige, der das bestimmt?) Wieso der 
Landeshauptmann? Ich bin an den Landtag ge­
bunden und nicht an den Landeshauptmann. 

Der zweite Punkt war das Stärkeverhältnis im 
Bundesrat. Ich glaube, man sollte darüber nach­
denken dürfen, ob es da zwischen drei und zwölf 
... Gut, als Salzburger mit vier Mandaten kann 
ich mich wahrscheinlich damit leichter anfreun­
den als die Wiener und die Niederösterreicher. 
(Bundesrat 5 t r u tz e n b erg er: So H/ie jetzt die 
Bänke frei sind. wären jetzt noch mehr freU) leh 
habe mich vor allem deshalb gemeldet, um meine 
tiefe Enttäuschung über das § I5a-Übereinkom­
men und über das Bundesverfassungsgesetz ... 
I Bundesrat Dr. Sc ha mb eck: Artikel.') Ja, Sie 
sind der Jurist, Herr Präsident. Ich bedanke mich 
für die Belehrung, darum habe ich mich ja vorher 
gemeldet, damit Sie mich korrigieren können. 
Wenn wir einmal miteinander Latein reden, dann 
können wir es umdrehen. (Bundesrat Dr. 
Sc h am b eck: Dann sind Sie der Stärkere.!) 

Herr Präsident! Ich sehe also diesen Artikel als 
ein Symptom, als ein Symptom für das Scheitern 
unserer Bemühungen um die Aufwertung des 
Bundesrates. Wir haben so viele Vorschläge ge­
macht, und alle sind verpufft, ins Leere gegangen, 
und nichts ist zurückgekommen, keiner dieser 
Vorschläge ist verwirklicht worden, nirgends sind 
wir wirklich. Kollege Gusenbauer hat durchaus 
recht. es ist eine demokratische Qualität, da gebe 
ich Ihnen völlig recht. 

Ich fordere - in diesem Fall von der ÖVP -
diesen Einspruch ein. Wenn dieses Bundesverfas­
sungsgesetz in den Bundesrat kommt und es vor­
her keine entsprechende Einigung gibt, der Bun­
desrat also nicht eingebunden ist, fordere ich, daß 
man das zurückweist. Und ich hoffe, daß Sie da 
mitziehen in unserem Interesse, in unser aller In­
teresse. Ich weiß schon, die Gespräche gehören, 
wie Herr Gusenbauer gesagt hat, in ein großes 
Gebäude hinein. Warum nicht, diese Gespräche 
können wir ja führen, dem steht ja nichts entge­
gen. 

Vielleicht noch so ein markanter Ausspruch 
zum Schluß: Ich wundere mich, daß die SPÖ so 
schöne föderalistische Züge zeigt, was mich freut, 
und ich bin enttäuscht, daß die ÖVP auf einmal 
so zentralistisch agiert. und ich frage: Warum sind 
Sie plötzlich zu Zentralisten geworden? (Bundes­
rat Dr. Sc h am b eck: Herr Professor.') Herr 
Präsident, Sie werden das vielleicht beantworten. 
- Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 13.25 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Ing. August Eberhard. Ich 
erteile ihm dieses. 

/3.25 

Bundesrat lng. August Eberhard (ÖVP, Kärn­
ten): Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich wollte mich eigentlich nicht zu Wort 
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melden, aber die Ausführungen des Kollegen 
Mölzer haben mich geradezu herausgefordert. 

Als erstes möchte ich feststellen, daß ich mich 
als Kärntner Bundesrat über die Anwesenheit un­
seres Landeshauptmannt:;~ hier im Bundesrat se~r 
freue. (Beifall bei der OVP.) Ich glaube, damit 
bekundet er seine Wertschätzung für die Länder­
kammer und damit für den Bundesrat. 

Nun aber zu den Ausführungen des Kollegen 
Mölzer, leider ist er nicht anwesend. Kollege Möl­
zer hat die Dinge so dargestellt, als würde all das, 
was in Kärnten geschieht, im besonderen was an 
Positivem geschieht, auf den jetzigen Nationalrat 
Jörg Haider zurückzuführen sein. (Bundesrat 
S t r u t zen b erg e r: Dem ist er gerade berichten 
gegangen!) Die Realität in Kärnten ist jedoch eine 
ganz andere, und ich möchte hier eine unabhängi­
ge Kärntner Tageszeitung zitieren, die in einem 
Artikel gemeint hat: Jörg Haider ist ein Ankündi­
gungsriese, aber ein Realisierungszwerg. Ich glau­
be, diese Kärntner Tageszeitung hat mit dieser 
Aussage den Nagel auf den Kopf getroffen. was 
die Bewertung der Arbeit und der Tätigkeit von 
Jörg Haider betrifft, denn wir wissen, daß seine 
Arbeit und seine Tätigkeit aus vielen Ankündi­
gungen bestehen, es aber letzten Endes an den 
echten Taten fehlt. 

Für die Kärntner Bevölkerung oder für die Be­
völkerung überhaupt ist nicht so entscheidend, 
daß viele Dinge angekündigt werden. sondern die 
Bevölkerung hat ein Anrecht darauf, daß echte 
Taten gesetzt werden. (Bundesrat Mag. L a k n e r: 
Das habt ihr verhindert!) Und ich glaube, unser 
Landeshauptmann Dr. Christof Zernatto wird da­
für sorgen. daß es bei uns in Kärnten nicht nur 
bei Ankündigungen bleibt, sondern er wird echte 
Taten setzen. Das hat er während seiner kurzen 
Zeit als Landeshauptmann in Kärnten schon wie­
derholt unter Beweis gestellt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wir freuen uns darüber und sind sehr stolz dar­
auf, und wir sind auch sehr zuversichtlich für die 
Zukunft, daß dieser begonnene erfolgreiche Weg 
mit Landeshauptmann Dr. Christof Zernatto in 
Kärnten für die Kärntner Bevölkerung auch fort­
gesetzt wird. - Danke schön. (Beifall bei der 
Ö VP. - Bundesrat S t r u l zen b erg e r: Der 
Haider hat gesagt, das verhindert er.') 13.28 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Ing. Reinhart Rohr. Ich er­
teile ihm dieses. 

/3.28 .. 
Bundesrat Ing. Reinhart Rohr (SPO, Kärnten): 

Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Landeshaupt­
mann! Mit großer Verwunderung mußte ich zur 
Kenntnis nehmen, daß Sie als Kärntner Landes­
hauptmann einige Anliegen, die das Bundesland 

Kärnten durchaus auch an die Republik Öster­
reich, an den Nationalrat, an den Bundesrat, her­
antragen sollten, in Ihren Ausführungen nicht er­
wähnt haben. Ich glaube, es wäre notwendig, daß 
Sie das in irgendeiner Form noch nachholen, 
denn es ist nicht von ungefähr, daß gerade wir 
Kärntner Sozialdemokraten - auf grund einer In­
itiative der sozialdemokratischen Regierungsmit­
glieder - mit dem Bundeskanzler Verhandlun­
gen über einen Aufholvertrag für Kärnten auf­
nehmen. Warum ein Aufholvertrag? Weil - das 
ist für Sie, Herr Landeshauptmann, wahrschein­
lich auch nicht so angenehm - zwei Jahre 
schwarz-blaue Koalition in Kärnten bewiesen ha­
ben, daß durch diese zwei Jahre schwarz-blaue 
Koalition die 40jährige erfolgreiche sozialdemo­
kratische Arbeit in diesem Land zerstört wurde. 
(Beifall bei der SPÖ. Bundesrat Mag. 
L a k n e r: Das muß nicht viel w~rt gewesen sein! 
- Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Herr Kollege Mölzer! Weil Sie hier eine Lobes­
hymne auf Ihren Kurzzeit-Landeshauptmann an­
gestimmt haben, werde ich Ihnen eine Liste von 
unerledigten Fakten präsentieren. (Bundesrat 
Po m per: Sonst verliert er aufs neue!) 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel nennen: Es war 
die FPÖ beispielsweise, die im Jahre 1991 ein 
Budget korrigiert hat, das vom sozialdemokrati­
schen Finanzreferenten eingebracht wurde, und 
die Korrektur dieses von der FPÖ korrigierten 
Budgets hat das Land 40 Millionen Schilling ge­
kostet, weil derart viele Fehler. über 50 grobe 
Fehler, im Budget vorhanden waren, die von frei­
heitlichen Regierungsmitgliedern verursacht wur­
den. - Das nur zu Ihrer Kenntnis. 

Ich frage Sie: Wo sind die Erledigungen im Zu­
sammenhang mit der Umfahrung Klagenfurt, der 
Drautal Bundesstraße geblieben? Wo ist die Erle­
digung des Gailtalzubringers. wo ist die Erledi­
gung des Autobahnteilstückes Völkermarkt -
Klagenfurt Ost? (Bundesrat M ö l zer: 40 Ja~re 
spon Wo ist die Erledigung der Frage zweite 
Tunnelröhre Autobahnumfahrung Klagenfurt, 
Falkenbergtunnelröhre? (Bundesrat S t r II (Z e n -
be r ger: War nicht einmal Straßenbaureferent 
ein Freiheitlicher?) 

Herr Kollege Mölzer! Ich frage Sie: Wer hat die 
Verantwortung für das Straßenbaureferat ge­
habt? Sollten Sie es nicht wissen: Es war Ihr Par­
teiführer, Landeshauptmann, Landesrat - ich 
weiß nicht, in wie vielen Funktionen in Kärnten, 
auf jeden Fall hat er dort gewirkt und nichts zu­
stande gebracht. Nur zu Ihrer Information, zur 
Auffrischung Ihres Gedächtnisses. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, Kärnten 
hat es notwendig, einige Schritte zu setzen, die 
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das Verhältnis zwischen dem Bund und dem Land 
Kärnten entscheidend verbessern. 

Ich zitiere sogar den Herrn Landeshauptmann, 
wenn ich sage: Man soll nicht von Kärnten aus 
Wien bekämpfen, um in Wien für Kärnten nich~s 
zu erreichen, wie es unter Landeshauptmann Hal­
der zwei Jahre lang erfolgt ist, sondern wir sollten 
versuchen, mit Wien gemeinsam für Kärnten alles 
zu erreichen, und hier haben wir entsprechende 
Initiativen gesetzt. 

Es wurde ein Aufholvertrag für Kärnten in 
Verhandlung genommen, und es gibt auch bereits 
konkrete Ergebnisse, die sich für die Kärntner 
Bevölkerung mit Sicherheit positiv auswirken 
und auch im Kärntner Landtag eine entsprechen­
de demokratische Basis finden werden, damit sie 
umgesetzt werden können. 

Herr Landeshauptmann! Ich hätte mir auch er­
wartet, daß Sie zur wirtschaftlichen Entwicklung 
in Kärnten insgesamt einiges zum Ausdruck brin­
gen werden, denn die einkommenspolitische Si­
tuation der in unserem Land arbeitenden Men­
schen ist nicht gerade rosig. Wir sind unter ande­
rem in der Zeit der zweijährigen schwarz-blauen 
Koalition wieder auf die vorletzte Stelle unter den 
österreichischen Bundesländern abgesackt. Wir 
haben in dieser Zeit die höchste Zahl an Firmen­
pleiten und Konkursen zu verzeichnen gehabt. 
Ich glaube, hiezu bedarf es auch entsprechender 
Antworten seitens des Landeshauptmannes von 
Kärnten. Ich möchte Sie auffordern, daß Sie dazu 
Stellung beziehen. 

Im übrigen möchte ich zum Ausdruck bringe~, 
daß sich Kärnten nicht dafür eignet, daß em 
FPÖ-Parteiführer (Bundesrat Mag. La k n e r: 
Obmann heißt das.'), wie er es für den nächsten 
Landtagswahlkampf angekündigt hat, persönliche 
Rachegelüste befriedigt. Politik ist etwas, was 
mehr Verantwortung in sich birgt, Politik ist et­
was, wodurch man den Menschen zu helfen ver­
suchen sollte, Politik hat keinen Platz für Rache­
gelüste. Die Stimmung in Kärnten ist eigentlich 
- und das hat sich bei den letzten Gemeinderats­
wahlen am Sonntag ganz deutlich gezeigt - nicht 
für Haider (Bundesrat Mag. L a k n e r: Haben Sie 
die Lektion gelernt?), sondern für ein konstrukti­
ves Klima und für Politiker, die bereit sind, Ver­
antwortung zu tragen. Und das hat sich positiv 
für die Kärntner Sozialdemokraten ausgewirkt. -
Danke. (Beifall bei der SPÖ.) /3.35 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Vize präsident Professor Herbert 
Schambeck. 

13.35 .. 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (GVP, Nie­

derösterreich): Herr Präsident! Herr Landes­
hauptmann! Herr Staatssekretär! Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Hoher Bundesrat! Es 
ist wirklich ein Fortschritt für Parlamentarismus 
und Föderalismus in Österreich, daß aufgrund ei­
nes Wunsches des Bundesrates und der Landes­
hauptleute - hier habe ich in gleicher Weise den 
früheren Landeshauptmann von Tirol, den gott­
seligen Eduard Wallnöfer und den früher~n Lan­
deshauptmann und Bürgermeister von WIen und 
späteren Nationalratspräsidenten Leopold Gra~z 
zu nennen - erreicht werden konnte, daß dle 
Landeshauptleute das Rederecht im Bundesrat 
haben. Das war ein korrespondierender Wunsch 
von seiten der Regierungschefs, der ersten Reprä­
sentanten der Bundesländer und auch der Län­
derkammern. 

Der Verfassungsgesetzgeber 1920 und folgende 
Novellen hatten das nicht vorgesehen. Das wurde 
Mitte der achtziger Jahre eingeführt, und ich darf 
Ihnen sagen, daß es gleich bei der ersten Sitzung 
nach dieser Beschlußfassung im Dezember mög­
lich war - das darf ich als ÖVP-Fraktionsob­
mann sagen -, daß der Landeshauptmann von 
Gberösterreich Dr. Josef Ratzenböck zu uns kam 
und über zwei wesentliche Dinge sprach, die heu­
te genauso aktuell sind wie damals: über Finanz­
ausgleich und Spitalsfinanzierung. 

Viele Landeshauptleute - hier habe ich auch 
den Landeshauptmann von Vorarlberg, der oft­
mals hier war, Dr. Kessler wie seinen Nachfolger 
Dr. Martin Purtscher zu nennen - sind zu uns 
gekommen. Wir haben auch den Landeshaupt­
mann von der Steiermark Dr. Krainer bei uns ge­
habt, und ich bin überzeugt davon, daß auch die 
Landeshauptleute, die noch nicht den Weg zu uns 
gefunden haben - es liegt in der Natur der Sac.he, 
daß heute ein Miteinander in EG-Fragen gefor­
dert ist -, den Weg zu uns noch finden wer.~en. 
Ich möchte nicht hier neben dem von der GVP 
gestellten Landeshauptmann von Kärnten stehen 
können, ohne hier auch aus objektiver Sachlich­
keit darauf hinzuweisen, daß ich 1988, als ich 
Vorsitzender des Bundesrates war und gemein­
sam mit Vizepräsidenten Strutzenberger die En­
quete über "Parlamentarismus und Föderalis­
mus" vorzubereiten hatte, alle Landeshauptleute 
dazu eingeladen habe, und neben meinem Lan­
deshauptmann Siegfried Ludwig ist auch der H~rr 
Landeshauptmann von Kärnten Wagner, der em­
mal Bundesrat war, zu uns gekommen. (Bundes­
rat S t r U l zen b erg er: Ambrozy war auch da!) 
Aber nicht am Rednerpult. (Bundesrat Sr r u t -
zen b erg e r: Am Rednerpult als Landeshaupr­
mann war er.') Ich kann mich nicht daran erin­
nern, aber ich bin erst 23 Jahre im Bundesrat, 
meine Damen und Herren, ich kann mich nicht 
daran erinnern. Aber das, woran ich mich erin­
nern kann, das möchte ich aussprechen. 

Meine sehr Verehrten! Wenn wir heute die 
Freude haben, den Herrn Landeshauptmann von 
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Kärnten Dr. Zernatto bei uns zu haben, dann 
möchte ich dafür ein aufrichtiges Wort des Dan­
kes aus mehrfachen Gründen sagen: erstens weil 
sich Dr. Zernatto schon in seiner Funktion als 
Abgeordneter zum Nationalrat, als er noch nicht 
der Landesregierung angehört hat, immer für fö­
deralistische Anliegen eingesetzt hat. Dafür 
möchte ich ihm aufrichtig Dank sagen! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Das zweite ist: Für einen Dr. Zernatto ist der 
Föderalismus nicht eine Frage der Funktion, son­
dern der Lebensanschauung, der politischen Ver­
antwortung gewesen. Verantwortung tragen, ver­
langt Antwort geben. Wer die Fassung seiner heu­
tigen Rede und des vorbereiteten Manuskripts 
sieht, der weiß, daß er diese Anschauung teilt. 
Herr Landesparteisekretär von Kärnten, ich darf 
Ihnen sagen, der Landeshauptmann hat das nicht 
alles vorgetragen, aber er hat sein ganzes Konzept 
und seine Wünsche an den Bund in dem Text, den 
ich dem Herrn Fraktionsobmann geben durfte, 
formuliert. Ich möchte dem Landeshauptmann 
aufrichtig dafür danken, daß er den Text voraus­
geschickt hat, weil er am Dialog interessiert ist. 

Herrn Vizepräsidenten Strutzenberger, der ein 
engagierter Föderalist ist, der mit seinen Diskus­
sionsbeiträgen, ob sie akzeptiert werden oder 
nicht - das hängt ja nicht von uns alleine ab bei 
der Vielfältigkeit der föderalistischen Verantwor­
tung -, einen bedeutenden Platz in der föderali­
stischen Diskussion hat. das möchte ich hier auch 
aussprechen, möchte ich sagen: Die Tatsache, daß 
in der ersten Fassung des Artikel-ISa-Vertrages 
das Bundesratspräsidium nicht drinnengestanden 
ist, aber dann hineingekommen ist, ist das Ver­
dienst dieser Persönlichkeit. dieses Dr. Zernatto. 
der sich als Landeshauptmann von Kärnten und 
als Vorsitzender der LH-Konferenz dafür einge­
setzt hat, daß das Bundesratspräsidium aufge­
nommen wurde. Und auch dafür möchte ich dem 
Herrn Landeshauptmann danken. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

In der Urfassung wurde also das Bundesrats­
präsidium neben den Landeshauptleuten und 
dem Landtagspräsidium nicht erwähnt, und es ist 
auf eine Initiative des Landeshauptmannes von 
Kärnten, der in diesem Halbjahr Vorsitzender der 
Landeshauptmännerkonferenz gewesen ist, und 
auf eine Initiative des Landeshauptmannes von 
Vorarlberg Dr. Martin Purtscher und unseres 
Bundesministers Jürgen Weiss zurückzuführen, 
daß das Bundesratspräsidium in dieser zweiten 
Fassung in die Beschlußfassung der Landeshaupt­
männerkonferenz von Klagenfurt aufgenommen 
wurde. 

Ich bedaure es . .. (Bundesrat S t r U I zen -
b erg e r: Entschuldige. ich mache dir sonst keine 
Zwischenrufe, aber bille. darf ich dir den Text 
überreichen. und dann mußt du erklären, was du 

da sagst.') Jawohl! Du weißt, es ist bei der Landes­
hauptmännerkonferenz in Klagenfurt beschlos­
sen worden - wo übrigens auch der Herr Staats­
sekretär dabeigewesen ist, der würde das ja bezeu­
gen können -, daß neben den Landeshauptleu­
ten und den Landtagspräsidenten das 
Bundesratspräsidium Teil dieses Integrationsor­
ganes sein soll und daß - das möchte ich auch 
klären, weil das ein Mißverständnis ist, wir Bun­
desratspräsidialmitglieder dieselbe Rechtsstellung 
haben wie die Landtagspräsidenten, nicht mehr 
und nicht weniger. Denn bei diesem Abkommen 
ist vereinbart worden: Das Stimmrecht übt der 
Landeshauptmann aus. leh bedaure es nur sehr, 
daß derjenige, der diese Formulierung getroffen 
hat - ich weiß nicht genau, wer das war; es soll 
kein Politiker, sondern ein Landesamtsdirektor 
gewesen sein -, eine Formulierung getroffen hat, 
die zum Aufkommen von diskriminierenden Ge­
fühlen Anlaß gibt. Das möchte ich nicht leugnen. 
(Bundesrat Sir u tz e n be r ger: Nicht nur von 
Gefühlen, bitte! Das haben neun LandeshaupcLeUle 
unterschrieben.' Das verstehe ich nicht!) 

Der Herr Landeshauptmann hat klargestellt, 
daß er diesen Eindruck gar nicht erwecken wollte, 
und ich glaube auch nicht, daß die anderen Lan­
deshauptleute dies wollten. denn das Ergebnis 
dieses ISa-Vertrages lautet: Die Landeshauptleu­
te, die Landtagspräsidenten und das Bundesrats­
präsidium bilden dieses Länderbeteiligungsorgan, 
und das Stimmrecht für das jeweilige Land hat 
nur der Landeshauptmann, während die Land­
tagspräsidenten genauso wie die Mitglieder des 
Bundesratspräsidiums Sitz, aber nicht Stimme ha­
ben. Und sie brauchen nicht nur zuhören, Herr 
Vizepräsident Strutzenberger, sondern sie kön­
nen auch mitsprechen - aber sie können nicht 
abstimmen. Und wenn ich ehrlich sein soll: Die 
Teilnahme und das Mitsprechen ist etwas, auf das 
ich nicht verzichten möchte, aber es kann jeder 
verzichten, wenn er es so will: Wir von der Öster­
reichischen Volkspartei werden nicht darauf ver­
zichten, das möchte ich jetzt schon sagen. Das 
Stimmrecht üben die Landeshauptleute aus, und 
das darf niemanden, auch Sie nicht, Herr Kollege 
Gusenbauer, überraschen, denn im Bundes­
verfassungsgesetz 1920 heißt es: Repräsentant des 
jeweiligen Bundeslandes ist der Landeshaupt­
mann. Daher ist diese Regelung im Einverneh­
men mit dem Bundesverfassungsgesetz 1920 in 
der geltenden Fassung. - Hoher Bundesrat, das 
ist die KlarsteUung. (Beifall bei der ÖVP.J 

Und ich danke dem Landeshauptmann von 
Kärnten Dr. Zernatto als Vorsitzendem der LH­
Konferenz und auch den übrigen Landeshaupt­
leuten und den beteiligten Persönlichkeiten wie 
Herrn Bundesminister Jürgen Weiss und auch 
Herrn Staatssekretär Dr. Kostelka, der auch Bun­
desrat gewesen ist und sich im Rahmen seiner 
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Möglichkeiten föderalistisch engagiert, daß sie 
diese Möglichkeiten geboten haben. 

Und wenn Sie Bundeskanzler Dr. Vranitzky zi­
tiert haben, dann möchte ich Sie - wobei ich 
mich aber als ÖVP-Fraktionsobmann nicht zur 
Verteidigung eines sozialistischen Bundeskanz­
lers berufen fühle - darauf hinweisen, daß der 
jetzige Bundeskanzler Vranitzky, was ich ihm sei­
ber auch schon mehrmals gesagt habe, weil ich 
seit 1975 Fraktionsobmann bin und zu allen Re­
gierungserklärungen geredet habe, als Finanzmi­
nister die ersten Gespräche über den finanzrecht­
lichen Teil des Länderforderungsprogramms ge­
führt hat, was ich ihm nicht vergesse und was ich 
anerkennen möchte, auch wenn er heute nicht 
hier ist. (Beifall des Bundesrates Pomper. ) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Da­
her haben Sie von der SPÖ keinen Grund, in 
irgendeiner Form Herrn Dr. Vra~itzky zu kriti­
sieren. Das können wir von der OVP tun, Herr 
Kollege Gusenbauer, aus anderen Gründen, aber 
nicht in föderalistischen Dingen und EG-Angele­
genheiten. Das möchte ich hiemit klarstellen. 

Hohes Haus! Was das Weitere anbetrifft, 
möchte ich Ihnen sagen, daß wir gar nicht weit 
auseinanderliegen, denn Herr Vizepräsident 
Strutzenberger hatte selbst - unabhängig von 
mir; da haben wir getrennt das gleiche gewollt -
vor Monaten - da war noch keine Rede von dem 
Länderbeteiligungsorgan - den Wunsch geäu­
ßert, genauso wie ich, daß das Präsidium des Bun­
desrates die Möglichkeit haben sollte, an der Lan­
deshauptmännerkonferenz nicht mit Stimme, 
aber mit Sitz teilzunehmen. Und wir freuen uns 
heute wirklich gemeinsam - ich glaube, das aus­
sprechen zu müssen -. daß das, was wir erzielen 
wollten bei der Landeshauptmännerkonferenz, 
und zwar schon als Dr. Zernatto noch nicht in der 
Landeshauptmännerkonferenz war - was bedau­
ernswert war für diese Landeshauptmännerkon­
ferenz, weil sie jetzt eine Qualifikationssteigerung 
erfahren hat -. auch tatsächlich erreicht wurde: 
mit Sitz und mit Teilnahmemöglichkeit, aber, bit­
te, nicht mit Stimme, denn das Abkommen bietet 
nur den Landeshauptleuten eine Stimme. Das 
heißt, die Landtags- und die Bundesratspräsiden­
ten haben die gleiche Möglichkeit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dazu 
möchte ich Ihnen eines sagen: Glauben Sie mir, in 
der politischen Wirklichkeit kommt es ja - und 
das wissen Sie doch - nicht allein darauf an, wo­
von man normativ geprägt ist, sondern ob man 
imstande ist, politisch etwas daraus zu machen. 
Und ich zweifle nicht daran, daß der Bundesrat 
und diese Landeshauptleute und ihre Amtsdirek­
toren das Richtige für die Bundesländer auf dem 
Weg nach Brüssel tun werden. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich danke dem Herrn Präsidenten Wedenig vor 
dem Landeshauptmann von Kärnten, daß auch er 
den Wunsch geäußert hat, eine Enquete über EG, 
Föderalismus und Europäische Integration abzu­
halten. Und ich darf jetzt schon einladen, daß wir, 
wenn dann diese Enquete im Mai stattfindet -
wir hoffen, daß auch der Herr Landeshauptmann 
daran teilnimmt; wenn seine Zeit es ermöglicht, 
wäre es für uns eine Ehre und Freude -, die Dis­
kussion über den Text - Herr Kollege Gusen­
bauer hat bereits treffend darauf hingewiesen -
des Abkommens führen, daß wir uns damit aus­
einandersetzen. Wir werden im zweiten Halbjahr 
den europäischen Vergleich dazu anstellen, weil 
ich die Absicht habe, als Präsident des Bundesra­
tes zu einer internationalen Enquete über "Föde­
ralismus und Regionalismus im Europa von mor­
gen" einzuladen. 

Hohes Haus! Ich darf sagen, wir stehen nicht 
mit leeren Händen da, weder in bezug auf die 
österreichische noch in bezug auf die internatio­
nale Situation. Ich bescheinige Ihnen - ich bin 
nämlich gerade dabei, eine Gastvorlesung an der 
Heidelberger Universität in der Woche nach 
Ostern vorzubereiten -, die Lösung, die jetzt im 
15a-Vertrag gefunden wurde, ist sogar in Teilen 
besser als in den deutschen Bundesländern. Das 
soll man, bitte, im Vergleich nicht übersehen. Ich 
werde in Heidelberg über Europäische Integra­
tion und Föderalismus sprechen, und ich werde 
auch darauf näher eingehen. 

Hoher Bundesrat! Unser Länderbeteiligungs­
verfahren hält dem internationalen Vergleich 
stand. Und obwohl der Österreicher dazu neigt, 
eher das Negative als das Positive zu sehen, soll­
ten wir das Positive dabei herauskristallisieren -
zumal ich auch dem Herrn Außenminister Dr. 
\1ock bescheinige, daß er sich mit seinem Völker­
rechtsbüro unter der Leitung des Herrn Dr. Türk 
und mit qualifiziertesten Mitarbeitern immer da­
rum bemüht, daß die föderalistische Sicht bei der 
Europäischen Integration nicht verlorengeht. Ich 
darf den Herrn Bundesminister, dessen Reden ich 
immer aufmerksamst studiere, bitten, daß er uns 
sein föderalistisches Engagement so wie bisher 
auch weiter zugute kommen läßt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

N ur eines möchte ich noch dazu sagen - und 
das knüpfe ich an das an, was dankenswerterweise 
Kollege Strutzenberger gesagt hat -: Ich würde 
Sie, Herr Landeshauptmann, als Vorsitzenden der 
Landeshauptleutekonferenz bitten - ich sage das 
auch in Anwesenheit des Herrn Staatssekretärs, 
der sich föderalistisch engagiert -, ich würde 
wirklich bitten, daß die politisch Verantwortli­
chen sich den Text, den die Beamten dann am 
Schluß formulieren, genau anschauen. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Bundesräten der SPÖ.) Denn 
ich habe in der Zwischenzeit mit einer Reihe von 
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Landeshauptleuten gesprochen, die mir alle dies­
bezüglich recht gegeben haben; auch Herr Bun­
desminister Weiss, der ein ehemaliger Bundesrat 
war. Wir haben die Freude, zu unserem Jürgen 
"Herr Altbundesrat" zu sagen, und ich hoffe, daß 
viele noch die Chance haben, hier zu sein. Wenn 
das Vorwahlmodell jetzt zu allen Parteien 
kommt, werden Sie sehen, meine Damen und 
Herren Bundesräte, welche Aufwertung der Bun­
desrat durch die politische Praxis erfährt. Aber 
das tangiert uns ja nicht, denn wir stehen ja nicht 
auf einer litfaßsäule in Hundehöhe. 

Hier wird es also darauf ankommen, daß wir 
zueinander stehen und daß sich die politisch Ver­
antwortlichen genau ansehen, was ausformuliert 
wird. Denn ich muß ehrlich sagen, die Formulie­
rung, auf die ich von Kollegen Strutzenberger an­
gesprochen wurde, hätte ich nie für möglich ge­
halten. Das war für mich äußerst überraschend, 
und ich als einer, der sich bemüht, das Recht 
halbwegs zu verstehen und zu lehren, muß ehr­
lich sagen, es ist eine ganz schlechte Formulie­
rung. Es wäre viel besser gewesen, und das möch­
te ich ganz besonders fürs Protokoll sagen, wenn 
es heißen würde: Diese Konferenz besteht aus 
den Landeshauptleuten, aus den Präsidenten der 
Landtage und des Bundesrates; oder: der Präsi­
denten der Landtage und den Mitgliedern des 
Bundesratspräsidiums. Die Stimme für das ein­
zelne Bundesland gibt der Herr Landeshaupt­
mann ab. - Aus. Das alleine wäre genügend ge­
wesen und hätte all das, was wir alle wollen, deut­
lich ausgedrückt, während die jetzige Formulie­
rung - wie die Wortmeldung des Herrn 
Vizepräsidenten Strutzenberger zeigt - zu Miß­
verständnissen führt. 

Ich danke dem Vorsitzenden der LH-Konfe­
renz, dem Herrn Dr. Zernatto, daß er schon vor 
der Wortmeldung des Vizepräsidenten Strutzen­
berger gesagt hat, daß er auch für die Zusammen­
arbeit mit dem Bundesratspräsidium in diesem 
Integrationsorgan ist. Das hat er nicht als Regie­
rungschef Kärntens, sondern als der derzeitige 
Vorsitzende der LH-Konferenz zum Ausdruck 
gebracht, wofür ich Dank sagen möchte. 

Hohes Haus! Es ist schon aus den treffenden 
Ausführungen meiner Vorredner deutlich gewor­
den, daß sich die EG-Debatte nicht alleine im Or­
ganisatorischen, nämlich in der Frage, welches 
Organ wofür zuständig wird, erschöpft. Martin 
Purtscher, der Landeshauptmann von Vorarlberg, 
der uns in dankenswerter Weise - auch über 
Vorschlag des Herrn Außenministers und damali­
gen Vizekanzlers Dr. Mock - bei den großen eu­
ropäischen Regionalkonferenzen vertritt, die im­
mer mit den Namen Edgar Faure, Bernini, Späth, 
mit dem Namen des jetzigen bayerischen Mini­
sterpräsidenten verbunden sein werden, sagt, wir 
müßten uns bemühen, die Sternstunde des Föde-

ralismus zu nützen, um zu einer neuen Kompe­
tenzverteilung zu gelangen. Und ich bitte Sie, daß 
wir uns gemeinsam bemühen, das zu erreichen, 
was Dr. Zernatto so treffend gesagt hat: Es 
kommt auf eine neue Kompetenzverteilung an. 
Und dann fügt er hinzu: Man muß auch immer 
fragen, wer das bezahlt. Ich begrüße es daher, daß 
bei der letzten Landeshauptmännerkonferenz 
darauf hingewiesen wurde, daß über den finanz­
rechtlichen Teil des Länderforderungsprogramms 
und der neuen Kompetenzverteilung zu sprechen 
sein wird. Und das ist jetzt der richtige Augen­
blick. Sie kennen ja den Schlager: "Es kommt auf 
die Sekunde an" - in diesem Fall beim Föderalis­
mus. (Heiterkeit bei der Bundesrätin SOlOna.J -
Sie haben an etwas anderes gedacht, Frau Kolle­
gin! (Lebhafte Heiterkeit.) Wir sind doch in der 
Fastenzeit! 

Allerdings, Frau Kollegin - Sie kommen aus 
Wien -: Ich bin unlängst am Historischen Mu­
seum der Stadt Wien vorbeigefahren, und da habe 
ich ein Plakat gesehen mit Willi Forst, das mich 
auch daran erinnert hat, ja das sogar das Lebens­
gefühl bei mir so gesteigert hat, daß ich mir vor­
genommen habe, in einem ruhigen Augenblick 
hineinzugehen - der sich aber noch nicht ab­
zeichnet. 

Meine Damen und Herren! Es kommt also dar­
auf an, daß wir auch den finanzrechtlichen Teil 
besprechen. Und da bin ich dem Herrn Landes­
hauptmann von Kärnten Dr. Zernatto sehr dank­
bar, daß er auch gesagt hat - und das kommt aus 
seinen Worten deutlich heraus -, der Finanzaus­
gleich sei zu bedenken. In diesem Jahr, 1992, ist 
auch ein neuer Finanzausgleich abzuschließen. 
Hier sind wir alle einer Meinung, und ich freue 
mich, daß ich das sagen darf. Denn ich bescheini­
ge auch Herrn Professor Mag. Lakner, ebenso wie 
seit vielen Jahren Herrn Vizepräsidenten Strut­
zenberger, föderalistisches Engagement. Wir ha­
ben unter der Präsidentschaft des Herrn Hofrates 
Dr. Strimitzer gemeinsam eine Gesetzesinitiative 
ergriffen - ganz im Sinne des Herrn Dr. Zernat­
to - zu einer Erweiterung des Zustimmungs­
rechtes des Bundesrates, nicht alleine für die 
Kompetenzen und damit auch für das Finanzver­
fassungsgesetz, sondern auch für den Finanzaus­
gleich. 

Kollege Strutzenberger hat einmal gesagt: Ja, 
ob das alle so richtig verstehen werden? Ich habe 
mir erlaubt, zu sagen: Ja wissen Sie, so viel Ver­
ständnis wie die Nationalräte haben wir im Bun­
desrat auch für den Finanzausgleich, um nichts 
weniger. (Heiterkeit.) Es sitzen hier und dort Ka­
pazitäten - und auch andere -, und es sitzen 
hier und dort Gemeindebürger und auch dort Ge­
meinderäte, Bürgermeister und Vizebürgermei­
ster, worauf wir stolz sind und worüber wir uns 
freuen. 
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Da wir heute die Ehre haben, daß uns der Herr 
Landeshauptmann von Kärnten eine europäische 
Leistung des Minderheitenschutzes zeigte, möch­
te ich sagen: Er hat bei allem mitgetan als Bürger 
Kärntens, als Mitglied der Landesregierung, als 
Landeshauptmannstellvertreter und als Landes­
hauptmann. Ich darf sagen, daß wir großes Ver­
ständnis für den Minderheitenschutz haben. Herr 
Bundesrat Dr. Milan Linzer ist als Repräsentant 
- auch als Repräsentant neben vielen anderen 
Kollegen - der slowenischen Minderheit des 
Burgenlands unter uns, und wir freuen uns dar­
über. Und wir freuen uns darüber, daß unser vor­
maliger Vorsitzender des Bundesrates, unser Kol­
lege, der Herr Altbundesratspräsident Franz 
Pomper, seit 30 Jahren Bürgermeister von Ro­
tenthurm ist. Dort sind vier Nationalitäten in ei­
ner Gemeinde! Eine wahrlich europäische Lei­
stung! - Nur damit der Herr Landeshauptmann 
sieht, wie sehr das aufgenommen wird, was er 
sagt. - Dort gibt es eine deutsche, eine ungari­
sche, eine kroatische Minderheit und auch das, 
was wir als "Zigeuner" bezeichnen. Hier, meine 
ich, besteht eine Solidarität über Partei- und Lan­
desgrenzen hinweg. Denn - das habe ich schon 
von meinem Lehrer Merkl gelernt; wer ihn erlebt 
hat, der weiß, daß er immer für den Minderhei­
tenschutz war - am Minderheitenschutz zeigt 
sich die politische Qualität eines Volkes. Das ist 
uns nach 1918 mehr abverlangt worden als vor 
1918, denn damals hat es Nationalitäten gegeben, 
und jetzt gibt es eine Nation mit Minderheiten. 
Und dafür muß man Verständnis haben. 

Unser hochverehrter Altbundespräsident Dr. 
Rudolf Kirchschläger, der viel getan hat für den 
Minderheitenschutz - er ist immer selbst hinge­
fahren, das wissen auch die Kärntner -, hat ein­
mal zu mir gesagt: Merken Sie sich: Solange es 
Minderheiten gibt, so lange wird es Minderheiten­
probleme geben. und die bedürfen des besonde­
ren Verständnisses. Wenn es einem Kind nicht so 
geht wie den anderen Kindern, bedarf es der be­
sonderen Liebe und des Verständnisses. Und auf 
das, verehrter Herr Landeshauptmann - auch als 
Vorsitzender der Landeshauptmännerkonferenz 
-, Herr Bundesminister und Herr Staatssekretär. 
pochen wir hier auch als Bundesrat, denn wir sind 
ja durch das Schicksal der Verfassungswerdung 
benachteiligt, und wir versuchen, das nachzuho­
len. Wer für den Bundesrat etwas tun will, der 
möge das jetzt tun und den Antrag Strimitzer und 
Kollegen verabschieden, denn dieser liegt seit 
über einem Jahr im Nationalrat. Der Antrag zielt 
darauf ab, die Korrekturfunktion zu bekommen. 

Schon die Frau Vorsitzende des Bundesrates 
Dr. Hieden-Sommer - die, was ich bedaure, aber 
das ist die Sache der SPÖ, nicht die meinige, nicht 
mehr Parlamentarierin ist; dafür haben wir keine 
Verantwortung; ich grüße sie herzlich - hat 
schon damals den Wunsch geäußert, daß wir die 

Korrekturfunktion für den Bundesrat bekom­
men. Dem haben wir uns angeschlossen. Wir ha­
ben den Wunsch geäußert, daß eine Minderheit 
Gesetzesinitiativen ergreifen kann und daß au­
ßerdem - die Möglichkeit besteht - der Finanz­
ausgleich in unser Zustimmungsrecht fällt. Das 
ist, bitte, seit über einem Jahr beim Nationalrat 
liegend. Wir haben daher alle die Möglichkeit, das 
zu verabschieden, und wir sind sehr daran interes­
siert, daß das geschieht - vielleicht auch mit den 
Stimmen der Freiheitlichen Partei und der Grü­
nen, weil es jetzt im Ausschuß des Nationalrates 
liegt. Daher darf ich das hier aussprechen, daß 
wir unabhängig von dem 15a-Vertrag das verab­
schieden sollten. 

Hohes Haus! Weiters hat der Herr Landes­
hauptmann auf Fragen hingewiesen, die von 
grundlegender Bedeutung für eine Länderkam­
mer sind. Ich empfehle Ihnen, in der einschlägi­
gen Literatur nachzublättern, etwa in der Schrift 
- diese empfehle ich Ihnen. vielleicht will Ihnen 
jemand ein Ostergeschenk machen - von Hans 
Kelsen - nicht Gelsen, die Gelsen stechen, Kel­
sen bereichert - "Vom Wesen und Wert der De­
mokratie". Die Schrift ist schon am Beginn der 
zwanziger Jahre erschienen. 1926 in Japanisch er­
schienen: ich konnte mich daher auch in Tokio 
immer auf ihn berufen. Das Buch hat grundle­
gende Bedeutung. Auch Kreisky und Broda - 2. 
Auflage Broda/Gratz: "Lösungsvorschläge der 
österreichischen Innenpolitik" - haben ihn zi­
tiert. in diesem Buch hat ihn Dr. Kreisky schon 
im Vorwort zitiert - was aber bei mir keine Prü­
fungsfrage ist. (Heiterkeit.) 

Damals hat schon Dr. Hans Kelsen darauf hin­
gewiesen. daß es für eine Länderkammer von ent­
scheidender Bedeutung ist, ob es ein freies oder 
ein gebundenes Mandat gibt und ob es eine glei­
che oder nach der Bevölkerung differenzierte An­
zahl der Ländervertreter im Bundesrat gibt. Da­
her hat eier Herr Landeshauptmann Zernatto als 
treffender Kenner der allgemeinen Staatslehre 
und des vergleichenden öffentlichen Rechts dar­
auf hingewiesen, daß das die Grundfrage ist. 
Denn ich sage Ihnen: Der Bundesrat wird umso 
mehr Länderkammer sein. auch in einem Partei­
bundesstaat, desto mehr er sich an den Beschlüs­
sen des Landtages orientiert (Bundesrat S t r Cl t -
zen b erg e r: Parteipolitische Meinungen des 
einzeLnen Landeshaupcmannes.') - nein, Walter, 
laß mich das erklären! -, der Landeshauptmän­
nerkonferenzen und der Landesregierungen. 

Unter dem Vorsitz unseres damaligen Bundes­
parteiobmannes Dr. Alois Mock haben wir in Ma­
ria Plain, als wir dort noch über Föderalismus 
sprachen, darauf hingewiesen und beschlossen, 
daß der Bundesrat auch die Möglichkeit haben 
sollte, Empfehlungen des Stimmverhaltens -
"Empfehlungen"; so vornehm war er damals, der 
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Dr. Mock, ebenso wie die Landeshauptmänner 
von uns ... (Bundesrat 5 t ru l zen be r ger: 
Das ist ja das, was mir suspekt ist!) Nein, Herr 
Präsident! Es ist empfohlen: ein Stimmverhalten, 
und das heißt ja noch nicht, es ist ein Zwang. 

Außerdem muß ich dich und die SPÖ-Bundes­
ratsfraktion an einen Brief des Herrn Landes­
hauptmannes von Wien Bundesminister a. D. 
Professor Dr. Zilk erinnern, in dem er sich ein­
deutig gegen die Tendenzen, die hier vertreten 
wurden, ausgesprochen hat. Der Bürgermeister 
von Wien Zilk hat ... (Bundesrat S t r U l zen -
be r ger: Das isr ja nicht mein Problem.') Ja 
schon, denn du bist Wiener Bundesrat! Ich darf 
dir sagen, daß ich mit meinem Landeshauptmann 
Siegfried Ludwig seit Jahrzehnten immer ein 
Herz und eine Seele war. Der Penz, die Frau 
Schierhuber und Karl Litschauer, alle sind es. Wir 
sind immer alle einer Meinung mit unserem Lan­
deshauptmann, während das in Wien ... (Bun­
desrat S t r Cl tz e n b erg e r: Das ist der Unter­
schied zwischen uns beiden: daß ich mich ans 
Mandat gebunden fühLe, und du fühlst dich wei­
sungsgebunden.') Nein, ich fühle mich weisungs­
frei! Aber was das Schöne ist: daß wir zum selben 
Ergebnis kommen. 

Da möchte ich euch sagen: Es ist doch begrü­
ßenswert, daß der Herr Präsident des Bundesrates 
Wedenig, Vizepräsident Strutzenberger, Kollege 
Lakner und auch meine Wenigkeit denselben 
Wunsch haben, nämlich mit den LandeshauptIeu­
ten und den Landtagspräsidenten gemeinsam auf­
grund der Integration von österreichischem poli­
tischem Wollen der Bundesländer den Weg zur 
europäischen Einigung gemeinsam zu beschrei­
ten. 

Ich möchte Ihnen sagen, daß in einem solchen 
Fall die Meinungen über die Art der Integration 
von Bundesland zu Bundesland verschieden sind 
und wir uns daher bemühen sollten, daß zu der 
Enquete Mitte Mai, die Präsident Wedenig dan­
kenswerterweise schon in seiner ersten Ansprache 
angeregt hat, auch all diese Repräsentanten kom­
men, wobei ja der Weg hierher für alle gar nicht 
so weit ist wie der des Landeshauptmannes von 
Kärnten; das darf ich ehrlich sagen. 

Außerdem wird der sehnlichste Wunsch des 
Herrn Bundesrates lohn Gudenus erfüllt - Sie 
sehen, welch wesentliches Anliegen uns das ist, 
Herr Kollege. (Bundesrat 5 t r u I zen be r ger: 
Er wird sich ja bald verabschieden, wenn er in den 
Nationalrat gehl.') 

Herr Kollege Strutzenberger! Am Wort bin ich, 
und ich werde mir gestatten. gemeinsam mit Kol­
legen Lakner das Meine dazu beizutragen, daß 
der Abschiedsschmerz bei Präsidenten Strutzen­
berger, sollte Kollege Gudenus den Nationalrat 
aufwerten wollen. nicht zu groß ist, damit er kei-

nen gesundhei~lichen Schaden davonträgt. (Hei­
terkeit bei der 0 VP.) 

Hohes Haus! Die Aufgaben, die sich vor uns 
befinden, sind daher. das unter dem Vorsitz des 
Dr. Zernatto möglich gewordene Integrationsor­
gan mit unserem Geist in einem Miteinander -
über alle Bundesländer- und Parteigrenzen hin­
weg - zu erfüllen. Denn glauben Sie mir: Auf 
dem Weg nach Brüssel fragt einen kein Mensch: 
Woher kommen Sie? Von welcher Partei aus wel­
chem Land?, sondern: Was bringen Sie für mich 
zustande? Und in Brüssel selbst geschieht dies 
noch weniger. Daher müssen wir hier aufgrund 
dieser Sachintegration diesen neuen Weg gehen. 
Und ich bin Herrn Bundesminister Dr. Mock 
dankbar, daß er einer der ersten in Österreich war 
- was wir nie vergessen wollen -, der den Weg 
nach Br.~ssel geebnet hat, Hohes Haus. (Beifall 
bei der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl Wer hätte es sich je 
gedacht, daß die Sozialistische Partei sich zu einer 
Sozialdemokratischen Partei mausern und mit ei­
nem Europaabzeichen vor die Öffentlichkeit tre­
ten wird? (Bundesrat 5 l r u tz e n be r ger: Jetzt 
kommt heraus, wer die wahren Eu.ropäer sind.') Ja­
wohl. 

Und jetzt sehen Sie, daß hier auch Änderungen 
eintreten können. Sie brauchen nur die früheren 
Reden des Kollegen Konecny, der Frau Dr. Karls­
son und anderer zu lesen. Hier sehen Sie: Es geht 
etwas weiter. Und wir freuen uns, wenn die Initia­
tiven der ÖVP auch von anderen angenommen 
werden, Hohes Haus. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.J 

Und wenn man es auch in der heutigen Zeit 
erlebt, daß das Negativum, und wenn es 5, 6 Pro­
zent sind, immer herausgestellt wird, so bin ich 
doch überzeugt, daß das Ergebnis der heutigen 
Diskussion äußerst positiv ist. Ich schließe. Sie 
sehen, ich fasse mich dieses Mal kurz. (ALlgemei­
ne Heiterkeit.) Ich war ja auch nicht vorbereitet. 
Meine sehr Verehrten! Ich bin zwar sonst immer 
der Meinung, man soll sich auf jede Art von Ren­
dezvous geistig, seelisch und psychisch vorberei­
ten, aber in diesem Fall konnte man es nicht, weil 
man ja nicht gewußt hat, was der Vorredner spre­
chen wird. 

Aber was das Schöne ist: Wir kennen einander 
schon so lange. Wir wissen um die Probleme und 
um die Verantwortung für die Bürgerinnen und 
Bürger zwischen Neusiedler See und Bodensee, 
was uns über alle Fraktionsgrenzen hinweg ver­
eint. Und in diesem Bewußtsein, Herr Vorsitzen­
der der Landeshauptleutekonferenz, hoffe ich 
sehr, daß uns unser Wunsch in Erfüllung geht: 
nach einem Miteinander, mit den Landeshaupt­
leuten im Bundesrat, mit dem Präsidenten des 
Bundesrates, in der Landeshauptleutekonferenz 
gemeinsam mit den zuständigen Repräsentanten 
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der Landtage im Integrationsorgan, und wir so ei­
nen Beitrag leisten lassen, sodaß man einmal von 
uns sagen wird. wir sind keine bloßen Epigonen 
gewesen, sondern echte Nachfolger, wovon ich 
für Kärnten bei Landeshauptmann Dr. Zernatto 
fest überzeugt bin. - Wir wünschen ein herzli­
c.~es Glückauf! Ad multos annosL (Beifall bei der 
OVP und bei Bundesräten der SPO.) 14.04 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Staatsekretär Dr. Peter Kostelka. Ich 
erteile ihm dieses. 

14JN 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter 
Kostelka: Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Landeshauptmann! Hohes Haus! Wenn ein Lan­
deshauptmann im Bundesrat das Wort ergreift. 
dann ist das in den meisten Fällen eine föderalisti­
sche Feierstunde, bei der sich ein Staatssekretär 
in der Regel nicht zu Wort meldet. 

Da ich aber gemerkt habe, daß wir in der weite­
ren Debatte in die alltägliche Diskussion mit all 
ihrer Aufregung hineingeraten sind und sehr kon­
krete Ereignisse angesprochen wurden, und zwar 
im Rahmen der außerordentlichen Landeshaupt­
leutekonferenz am 2. März dieses Jahres, bei der 
ich als Bundesvertreter anwesend war, möchte ich 
doch. nicht zuletzt, um der Wahrheit zur Ehre zu 
verhelfen, ein paar Bemerkungen machen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Ländermitwirkung, die hier in den Referaten 
manchmal schon angezogen worden ist. ist etwas, 
was wir uns von der grundsätzlichen Konzeption 
her von der Bundesrepublik Deutschland abge­
schaut haben. dem einzigen föderalistisch organi­
sierten Staat der EG, den es bisher gibt. Und wir 
haben uns daher - verständlicherweise - daran 
orientiert, bevor wir innerösterreichische Ent­
scheidungen getroffen haben. 

Ich möchte hinzufügen, daß auch ich der Auf­
fassung bin. daß wir hier einige Schritte über das 
bundesrepublikanische Rechtsgebäude hinausge­
hen, nicht zuletzt deswegen, weil wir dies verfas­
sungsrechtlich verankern, was in der Bundesrepu­
blik Deutschland ja nicht der Fall ist. 

Es war aber ein selbstverständlicher Akt des 
Bundes, eine Reverenz dem Föderalismus gegen­
über, daß der Bund von sich aus darauf verzichtet 
hat. zu fixieren. wie die Länder den Willen bilden 
mögen, der Voraussetzung ist, um das Verhalten 
des Bundes in Brüssel wirklich herbeizuführen. 
Wir haben von Anfang an seitens des Bundes ge­
sagt: Wir geben den Ländern dieses Mitwirkungs­
recht. Die Frage der internen Willensbildung ist 
Angelegenheit der Länder selbst. Ich bitte Sie 
auch. in dieser Hinsicht die Regierungsvorlage 
nachzulesen. 

In weiterer Folge hat es eine Diskussion gege­
ben. Die Länder haben sich über dieses IKL, ein 
im Grunde genommen in einem eigenen Vertrag 
nach Artikel 15a unter den Ländern selbst festge­
haltenes Verfahren, geeinigt, und der Bund hat 
das im wesentlichen entsprechend seinen vorher­
gegangenen Äußerungen zur Kenntnis genom­
men und einen weiteren Staatsvertrag Länder­
Bund mit zehn Partnern übernommen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht 
verhehlen, daß ich mir persönlich durchaus vor­
stellen kann, daß der Bundesrat in diesem Ver­
fahren weit über das jetzige Maß hinaus eine Rol­
le zu spielen vermögen wird. Es wird nicht zuletzt 
daran liegen, wie die Erfahrungen in den näch­
sten Monaten und Jahren sein werden, weil das 
bisherige Instrumentarium vielleicht doch ein 
bißchen überfordert sein dürfte, wenn eine höhe­
re Zahl und ein höheres Maß und eine Vielzahl 
an Entscheidungen abgefordert wird. 

Aber lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
der Wahrheit halber auch feststellen, daß ich der 
einzige Vertreter des Bundes war, der in dieser 
Landeshauptleutekonferenz auf diese mögliche 
und sinnvolle stärkere Einbindung des Bundesra­
tes über das jetzt vereinbarte Maß hinaus hinge­
wiesen hat. rBeifaLl bei der SPÖ.J 

Ich persönlich würde meinen, daß wir diese 
Diskussion, nicht zuletzt auch im Schoße des 
Bundesrates. fortführen sollen. Ich möchte als ein 
Bundesrat, der es in dieser Kammer auf nicht län­
ger als fünfeinhalb Monate gebracht hat, Ver­
ständnis für die frühlingshaften Ausritte eines 
jungen Bundesrates zeigen, glaube aber doch, daß 
der Bundesrat, wenn er diese seine Funktion als 
Ländervertretung ernst nimmt. nicht sehr gut be­
raten ist. wenn er ein Mitwirkungsrecht der Län­
der. das verfassungsgesetzlich festgehalten wer­
den soll, durch eine parlamentarische Entschlie­
ßung oder einen parlamentarischen Akt aufhält 
und damit dieses Mitwirkungsrecht der Länder als 
Länderinteressenorgan zu Fall oder doch zu einer 
Verzögerung bringt. 

Ich würde ersuchen. daß man das noch einmal 
überdenkt, was nicht heißt, daß der Bundesrat 
sich seine Funktion im Sinne einer Weiterent­
wicklung der Rolle und auch unserer Verfassung 
~.icht überlegen sollte. (Beifall bei SPÖ und 
OVP.J 14.10 . 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Herr Vizepräsident Walter Strutzenber­
ger zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

14.10 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 
Wien): Herr Bundesminister, Herr Staatssekretär! 
Herr Landeshauptmann! Ich möchte zwei Dinge 
festhalten. 
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Das eine: Es bedarf sicherlich nicht einer be­
sonderen Aufforderung an den Bundesrat, sich zu 
überlegen, welches Abstimmungsverhalten er 
hier an den Tag legen soll, wenn die Novelle in 
den Bundesrat kommt. Denn ich bin überzeugt 
davon, daß eine Seite dieses Hauses auf jeden Fall 
jeder Novelle zustimmen würde, egal, was es ist, 
nur um nicht an irgendwelche Überlegungen ei­
ner Landeshauptleutekonferenz oder sonstwo an­
zustreifen. 

Aber zur tatsächlichen Berichtigung. Es ist na­
türlich eine Vermessenheit. wenn ich dich, lieber 
Herbert - wenn ich dich so ansprechen darf -, 
als Universitätsprofessor und hervorragenden J u­
risten zu berichtigen versuche. Aber ich glaube, 
es ist notwendig. Denn wenn du es als Erfolg be­
zeichnest, wo doch im ersten Entwurf überhaupt 
nichts drinnengestanden ist, und dich jetzt beim 
Herrn Landeshauptmann Dr. Zernatto bedankst, 
daß es dann überhaupt noch hineingekommen ist. 
dann muß ich sagen: Ich habe schon von verfrüh­
tem Applaus gesprochen, und ich bleibe dabei. 

Ich möchte aber feststellen, daß auch das. was 
dann hineingekommen ist, über wessen Antrag, 
Vorstellung, Vorschreibung auch immer, nicht 
dem entspricht, was du uns jetzt - ich sage die 
Reihenfolge -, nach zwei Landeshauptleuten, 
uns, mir, klarmachen möchtest. 

Ich zitiere: "Artikel 2", Überschrift: "Mitglie­
der: In der Integrationskonferenz der Länder sind 
alle Länder durch den Landeshauptmann und den 
Landtagspräsidenten vertreten. Das Präsidium 
des Bundesrates ist zur Teilnahme an der Sitzung 
berechtigt." Nächste Seite: " ... ist beschlußfähig, 
wenn fünf Länder dort sind. Jedes Land hat eine 
Stimme, sie wird vom Landeshauptmann abgege­
ben." Okay. Ein Beschluß kommt zustande. wenn 
mindestens fünf Länder zustimmen und kein 
Land eine Gegenstimme erhebt. Der Bundesrat 
ist - und ich bleibe dabei, und mir soll das je­
mand jetzt juristisch anders auslegen - berech­
tigt, mit den Ohren teilzunehmen, er kann aber 
keine Wortmeldung abgeben, denn - ich wieder­
hole es noch einmal - die ersten beiden Zeilen 
sagen, aus wem diese IKL besteht, und dann steht 
dabei, daß der Bundesrat berechtigt ist, an den 
Sitzungen teilzunehmen. 

Herr Landeshauptmann! Sie haben - und ich 
anerkenne das ja - gesagt: Die Textierung ist 
nicht so, wie es gemeint ist. Kollege Schambeck 
hat gesagt: Die Textierung ist nicht so, wie es ge­
meint ist. - Ich bleibe dabei, daß es eine Textie­
rung ist, die von neun Landeshauptleuten - und 
ich nehme keinen einzigen aus, und ich beschul­
dige nicht einen - unterschrieben ist. Und ich 
frage mich: Wenn es so ist, wie man versucht, es 
uns einzureden: Ihr seid ohnehin eingebunden, 
das steht halt nur nicht so da, dann frage ich 
mich, ob dennn keiner der neun das gelesen hat, 

denn die Formulierung - und da bin ich jetzt 
wieder mit Kollegen Schambeck einer Meinung 
- ist eben nicht klar und eindeutig. 

Und ich habe vorgestern zu Ihrem Landes­
hauptmann-Kollegen, dem so viel zitierten allei­
nigen Föderalismuschef und Landeshauptmann 
von Vorarlberg, Dr. Purtscher, gesagt: Niemand 
hindert die Landeshauptleute, diese Vereinba­
rung, wenn unsere Meinung beziehungsweise ihre 
Absicht richtig ist, mit einer kurzen Notiz. die 
auch wieder gemeinsam beschlossen wird, so zu 
ändern, daß das drinnen steht, was gemeint ist. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ich bin überzeugt davon, daß keiner der 
neun Landeshauptleute es wirklich möchte, daß 
das Präsidium des Bundesrates wirklich in diese 
IKL eingebunden ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein Satz noch, Kollege Herbert Schambeck be­
züglich deiner Euphorie, wer denn der erste und 
der zweite auf dem Weg nach Brüssel war: Die 
einen reden, und die anderen handeln! Und ich 
will dir daher das SPÖ-Abzeichen, wo rot-weiß­
rot und auch die Fahne von Europa drinnen ist, 
überreichen. Bitte sehr. (Bundesrat Strutzenber­
ger überreichl Bundesrat Dr. Schambeck das ge­
nannte Abzeichen. - Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
14.15 

Präsident: Zu einer weiteren tatsächlichen Be­
richtigung hat sich Herr Dr. Alfred Gusenbauer 
zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

14.15 
Bundesrat Dr. Alfred Gusenbauer (SPÖ, Nie-

derösterreich): Sehr verehrter Herr Landeshaupt­
mann! Herr Minister! Herr Präsident! Liebe Kol­
leginnen und Kollegen des Hohen Bundesrates! 
Bei aller Wertschätzung, Herr Präsident ... 
(Bundesrat Dr. Sc h am b eck: Das mußte kom­
men.') Das mußte kommen, Sie wußten es. (Bun­
desrat Dr. Sc h am b eck: Sie sollten sich mehr 
mit Ihrem Staatssekretär beschäftigen.') 

Zum einen: Wir sind sehr glücklich darüber, 
daß wir nach wie vor das freie Mandat haben und 
daher jeder Abgeordnete das sagen kann, was er 
persönlich von seiner Überzeugung her für rich­
tig hält, ohne sich Kommandos, Anordnungen 
oder ähnlichem unterwerfen zu müssen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Es ist aber auch nicht notwendig, Herr Präsi­
dent, mir Kritik am Herrn Bundeskanzler zu un­
terstellen, um ihn dann verteidigen zu können. 
(Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
S c h a m b e c kJ 

Ich habe auf Anfrage unseres Kollegen Strimit­
zer nach der Position des Bundeskanzlers ... 
(Bundesrat Dr. S tri m i I zer: Und Parteiobman­
nes!) ... und Parteiobmannes zur Frage der Ein-
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bindung des Bundesrates die Auskunft gegeben, 
daß er sich mit den Landeshauptleuten geeinigt 
hat und daß der Bundesrat seine Position auto­
nom entwickeln wird und bei einer der nächsten 
Sitzungen, so die Vorlage kommt, diese bekannt­
geben, erarbeiten und entscheiden wird. was im 
Kern noch keine Kritik ist, sondern eine KlarsteI­
lung der unterschiedlichen Formen der Willens­
bildung. 

Zum zweiten Punkt: Sie haben überrascht dar­
auf hingewiesen, daß sich die SPÖ, vormals So­
zialistische Partei, zu einer sozialdemokratischen 
Partei entwickelt hat. (Bundesrat Dr. Sc hain -
b eck: Nach dem Desaster des Karl Marx.') Sie 
wissen ja, Herr Präsident, ganz sicherlich, daß 
.,Sozialdemokratische Partei" der alte Name un­
serer Partei ist, zu dem wir wieder zurückgekehrt 
sind (Beifall bei der SPÖ J, und daß der Sozialde­
mokratie auch in ihrem Parteiprogramm 1978 die 
entscheidende Kategorie der sozialen Demokratie 
zugeschrieben wird, unter anderem definiert als 
die Durchflutung aller Lebensbereich mit Demo­
kratie. Und ich bin gerne bereit, mich im An­
schluß an diese Sitzung noch intensiver mit Ihnen 
über die sozialdemokratischen Inhalte, die sich 
kontinuierlich auch mit der Geschichte der Zwei­
ten Republik entwickelt haben und sich zweifels­
frei auch mit dem Namen "Sozialdemokratie" 
identifizieren lassen, auseinanderzusetzen. 

Und zum dritten, zur Europafahne im Hinter­
grund, über die Sie so erstaunt sind, möchte ich 
Ihnen doch sagen, daß die österreichische Sozial­
demokratie mit Kar! Cernetz, Bruno Kreisky und 
vielen anderen unbestrittenen, aufrechten Euro­
päern in der gesamten Geschichte der Zweiten 
Republik die Europäische Integration betrieben 
hat, und daher dürfte das neue Symbol für Sie 
nicht überraschend kommen, sondern es sollte 
nur ein .. nach außen hin getragenes Symbol für 
unsere .~berzeugung sein. - Danke. (Beifall bei 
der SPO.) f./..19 

Präsident: Zu Wort kommt jetzt Herr Landes­
hauptmann Dr. Zernatto. 

14.19 

Landeshauptmann von Kärnten Dr. Christof 
Zernatto: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
meinen Besuch im Bundesrat nicht unnötig in die 
Länge ziehen und werde mich daher bemühen, 
nach diesem Feuerwerk an richtig verstandenem 
Parlamentarismus nur zu einigen Dingen ganz 
kurz Stellung zu nehmen. 

Zunächst zu Ihren Ausführungen, Herr Präsi­
dent Strutzenberger. Der authentischen Interpre­
tation dessen, was im IKL vereinbart ist, und vor 
allem, was die Mitwirkung des Bundesrates an­
langt, durch Kollegen Schambeck habe ich wirk­
lich nichts hinzuzufügen. Ich bin aber gerne be-

reit, dieses Thema in der nächsten Tagung noch 
einmal zur Diskussion zu steHen (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ) und, falls tatsächlich notwendig, eine 
entsprechende Veränderung herbeizuführen. 

Vielleicht ganz kurz: Polemik liegt mir wirklich 
außerordentlich fern. das wissen alle, die mich 
kennen, aber es hat mich sowohl die Wortmel­
dung des Bundesrates Mölzer als auch die Wort­
meldung des Bundesrates Rohr schon ein bißchen 
dazu herausgefordert, das eine oder andere dazu 
zu sagen. Ich werde trotzdem versuchen, das in 
Kürze abzuwickeln. 

Ich habe schon Verstädnis dafür, daß nostalgi­
sche Betrachtungen über die abgelaufenen zwei 
Jahre den Blick für das Wesentliche das eine oder 
andere Mal vielleicht zu trüben imstande sind, 
möchte aber nur einen Hinweis geben: Im Rah­
men der Volksgruppen politik im Land Kärnten 
hat es schon ein Kärntner Pädagogenmodell gege­
ben, als der ehemalige Landeshauptmann, mein 
Vorgänger, meines Wissens noch nicht einmal 
Mitglied der damaligen Landesregierung war. So­
viel nur zum Wahrheitsgehalt dessen, was über 
die "großartigen Erfolge" der vergangenen zwei 
Jahre hier gesagt wurde. 

Dem Kollegen Rohr muß ich allerdings folgen­
des sagen: Die Pleiten und Konkurse im Laufe der 
letzten beiden Jahre, auf die du dich bezogen 
hast, sind, wie ich glaube, nicht unbedingt auf das 
Versagen der schwarz-blauen Koalition zurück­
zuführen, sondern auf eine sozialistische Wirt­
schaftspolitik der letzten 40 Jahre, die ganz offen­
sichtlich übersehen hat, die notwendigen Struk­
turanpassungen auch mit den dazu notwendigen 
Förderungsinstrumentarien zu versehen. 

Das ist eine Feststellung, die nicht ich treffe, 
sondern die letztendlich aus der letzten Analyse 
des WIFO hervorgeht, die jetzt die Grundlage für 
das neue Wirtschaftskonzept in Kärnten darstel­
len wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was die Frage des Aufholvertrages, der für 
Kärnten unabdingbar notwendig ist, anlangt, muß 
ich sagen, bin ich sehr dankbar dafür, daß ganz 
offensichtlich mein bewußter Verzicht auf eine 
Aufzählung im Bundesrat, der an sich keine Lö­
sungskompetenz in diesen Fragen hat, von dir 
zum Anlaß genommen wurde, diese wesentlichen 
Punkte auch den Kollegen des Bundesrates zur 
Kenntnis zu bringen. 

Ich gehe davon aus, daß jene Zusage,:!-, die mitt­
lerweile auch publizistisch längst der Offentlich­
keit zugänglich gemacht wurden, aufgrund der 
Verhandlungen, die ich mit dem Bundeskanzler 
führen konnte, aufgrund der Verhandlungen, die 
mein Kollege Ambrozy mit seinen Freunden und 
mit der gesamten Bundesregierung geführt hat, 
eigentlich nur noch der Effektuierung harren. 
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Die verbalen Zusagen, hier etwas für Kärnten zu 
tun, sind vorhanden. Die Bereitschaft unserer Re­
gierungsmitglieder, diese Beschlüsse mitzutragen, 
ist sogar in einem eigenen Ministerratsvortrag 
entsprechend niedergelegt. Es tut mir leid, daß 
dieser Ministerratsvortrag bis jetzt noch nicht Ge­
genstand der Verhandlungen im Ministerrat war, 
aber ich nehme an, daß es nur aufgrund des gro­
ßen Arbeitsanfalles noch nicht dazu gekommen 
ist und zweifellos in einer der nächsten Minister­
ratssitzungen der Fall sein wird. Denn ich bin mit 
dir einer Meinung, daß es unabdingbar notwendig 
ist, Versäumnisse, die es zweifellos in der Vergan­
genheit gegeben hat, und Ereignisse, mit denen 
wir zurzeit in Kärnten konfrontiert sind, durch 
entsprechende Maßnahmen vor allem auch im 
budgetären Bereich mildern zu helfen. Da besteht 
Übereinstimmung nicht nur zwischen jenen, die 
Einfluß auf die Regierungsmitglieder auf Bundes­
ebene haben, sondern auch bei jenen, die als drit­
te demokratische Kraft im Lande Kärnten immer 
wieder darauf hingewiesen haben, wie wesentlich 
es wäre, da etwas weiterzubringen. 

Ich gehe davon aus, daß es uns in gemeinsamer 
Anstrengung gelingen wird. daß das. was letzt­
endlich, wie ich vorher bereits betont habe, die 
Öffentlichkeit schon wohlwollend zur Kenntnis 
genommen hat, jetzt auch seine tatsächliche Aus­
formung in Form von Beschli.lssen finden wird. 

Ansonsten darf ich mich noch einmal sehr, sehr 
herzlich bedanken, vor allem was die freundlich 
Aufnahme in diesem Gremium anlangt. Es war 
für mich ein Erlebnis, feststellen zu können, daß 
der Parlamentarismus hier tatsächlich lebt. wobei 
ich es wirklich genossen habe, Schambeck einmal 
live erleben zu dürfen. Es war das erste Mal im 
Rahmen einer parlamentarischen Debatte. Noch 
einmal herzlichen Dank. 

Und ich gebe heute gerne das Versprechen ab, 
daß ich, sofern man den Kontakt mit mir aufneh­
men will, als Gesprächspartner jederzeit gerne 
zur Verfügung stehe. - Ich danke schön. (Allge­
meiner Beifall.) 1-1.26 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Da ich sehe, daß jetzt Herr Bundesrat Gauster 
anwesend ist, darf ich ihn fragen, ob er die Wahl 
zum Ordner annimmt. (Heiterkeit bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Bundesrat Bernhard Gauster (FPÖ, Steier­
mark): Ich ne h me die Wahl - und den Grund 
für das Gelächter - gerne a n. 

Präsident: Danke. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz über 
besondere Hilfeleistungen an Wachebedienstete 
des Bundes und deren Hinterbliebene (Wachebe­
diensteten-Hilfeleistungsgesetz - WHG) (3001 A 
- 11-4979 und 415/NR sowie 4234/BR der Beila­
gen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 7. Punkt der 
Tagesordn ung: Wache bediensteten -Hilfelei-
stungsgesetz - WHG. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin IIse 
Giesinger übernommen. Ich bitte sie um den Be­
richt. 

Berichterstatterin Ilse Giesinger: Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Herr Staatssekretär! 
Herr Landeshauptmann! Der vorliegende Geset­
zesbeschluß des Nationalrates trägt vor allem den 
Forderungen nach einer besseren Versorgung der 
Hinterbliebenen von im Dienst tödlich verun­
glückten Wache beamten Rechnung. 

Als Hilfeleistungen für die Hinterbliebenen 
werden ein<:: einmalige Geldleistung sowie die 
vorläufige Ubernahme von Ansprüchen durch 
den Bund als Träger von Privatrechten normiert. 
Auf diese Leistungen besteht ein Anspruch, wenn 
der Bedienstete einen tödlichen Dienst- oder Ar­
beitsunfall erleidet. Dieser Unfall muß in einem 
örtlichen, zeitlichen und ursächlichen Zusam­
menhang mit dem der Dienstpflicht des Wache­
beamten eigenen Element des Aufsuchens der 
Gefahr oder des Verbleibens im Gefahrenbereich 
stehen. 

Weiters ist auch für Wachebedienstete, die im 
Dienst eine Körperverletzung oder eine Gesund­
~eitsschädigung erlitten haben, eine vorläufige 
Ubernahme der Ansprüche des Wachebedienste­
ten gegenüber dem Täter durch den Bund vorge­
sehen. 

Diese besonderen Hilfeleistungen sind vom 
Bund aufgrund einer Auslobung durch den zu­
ständigen Bundesminister dem Wachebedienste­
ten oder seinen Hinterbliebenen zu erbringen. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 17. März 1992 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

551. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 105

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 551. Sitzung - 19. März 1992 26031 

Berichterstatterin Ilse Giesinger 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus den 
A n t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
12. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz über 
besondere Hilfeleistungen an Wachbedienstete 
des Bundes und deren Hinterbliebene (Wachebe­
diensteten-Hilfeleistungsgesetz - WHG) wird 
kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Walter Strutzenberger. Ich erteile ihm dieses. 

J..I.29 .. 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPO, 

Wien): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Mei­
ne Damen und Herren! Zu diesem Gesetzesbe­
schluß möchte ich das gleiche sagen, was ich auch 
zur Novelle zum Bundes-Personalvertretungsge­
setz gesagt habe. Ich werde hier sicherlich nicht 
auf Details eingehen, sondern werde mir erlau­
ben, einige mir wesentlich erscheinende Anmer­
kungen zu dieser überaus wichtigen Gestzesmate­
rie zu machen. 

Ein Slogan lautet: Die Exekutive, dein Freund 
und Helfer. Dieser Slogan wird seit Jahren propa­
giert. und ich glaube, daß es ein Slogan ist, der 
sich auch im täglichen Dienst dieser Beamten be­
weist. Er sagt schon aus, daß die Beamten der 
Exekutive als Freund und Helfer die Gefahr auf­
zusuchen haben und sich in Gefahr begeben müs­
sen. 

Sie sind dazu verpflichtet, im Gegensatz zu je­
dem anderen Bürger, der vernünftigerweise jede 
Gefahr meiden wird. Wenn er eine Gefahr auf 
sich zukommen sieht und vernünftig ist, wird er 
versuchen, dieser auszuweichen. Das ist den Be­
amten der Exekutive nicht möglich, sondern sie 
sind verpflichtet, sich in Gefahr zu begeben. 

Man könnte jetzt das alles abtun und sagen: 
Wenn dort etwas passiert, na ja, bitte, dann ist das 
Berufsrisiko. - Nun, meine Damen und Herren, 
man soll sich das aber nicht so leicht und so ein­
fach machen, denn der Staat hat meiner Ansicht 
nach die Verpflichtung, den Schaden, den ein 
Exekutivbeamter in Erfüllung des Gesetzesauf­
trages, den er hat, erleidet, oder den Schaden, den 
ein Angehöriger eines Exekutivbeamten durch 
die Erfüllung der dem Beamten auferlegten 
Pflicht erleidet, entsprechend zu mildern. Ich 
glaube, es wäre übertrieben, zu sagen, daß der 
Schaden wiedergutgemacht wird, denn, bitte, wie 
und mit welcher Summe will man ein Menschen­
leben ersetzen, wenn ein Beamter zum Beispiel 
tödlich verunglückt. Ich kann trotz allem, was 
hervorragend in diesem Gesetz geregelt ist, im­
mer nur davon reden, daß ich den Schaden milde­
re. 

Ich glaube, daß das notwendig ist, vor allem 
genauso notwendig, wie es vor Jahren als notwen­
dig empfunden wurde, das Verbrechensopferge­
setz hier zu beschließen. Dort hat man eigentlich 
sehr rasch Lösungen gefunden. Ich finde es rich­
tig und finde es gut und möchte es in keiner Wei­
se kritisieren, sondern mit Bedauern feststellen: 
Für das Verbrechensopfer haben wir eigentlich 
relativ rasch eine einfache Lösung gefunden, wo­
durch der Schaden, der jemandem durch ein Ver­
brechen, dessen Opfer er in irgendeiner Form 
wird, entsteht, durch den Staat gemildert werden 
soll. Nur bei der Exekutive, bitte, war es nicht so 
einfach, sondern es hat eigentlich sehr langer Dis­
kussionen bedurft, bis wir uns dazu durchgerun­
gen haben, eine dem Verbrechensopfergesetz ad­
äquate Regelung zu finden. 

Ich möchte nochmals sagen: Ich bin sehr froh 
darüber, daß es nun gelungen ist, in Verhandlun­
gen zwischen der Gewerkschaft Öffentlicher 
Dienst und der Bundesregierung eine Lösung zu 
finden, die dann schlußendlich als Initiativantrag 
im Nationalrat eingebracht werden konnte. 

Hier nur eine kurze Anmerkung am Rande. Es 
gefällt mir, wenn sich Herr Gratzer von der Frei­
heitlichen Partei - wahrscheinlich aus populisti­
schen Gründen, anders kann ich es nicht verste­
hen - im Nationalrat hinstellt - und das ist, bit­
te, nachzulesen in den Protokollen - und plötz­
lich erklärt: Na ja, gut, das ist eigentlich nur das 
Verdienst der FPÖ, denn im Juni vergangenen 
Jahres hat die FPÖ eine Petition eingebracht. 
Überhaupt keine Frage, daß eine Petition einge­
bracht wurde, das stimmt. Aber die Petition wur­
de zu einem Zeitpunkt eingebracht, als 
16 000 Exekutivbeamte in Wien auf der Ringstra­
ße demonstriert haben, um eine Verbesserung ih­
rer Situation herbeizuführen, wozu auch das ge­
hört. Bitte, da sitzt der zuständige Staatssekretär, 
und dieser Staatssekretär hatte schon Wochen 
vorher ein Papier auf dem Tisch, in dem die Ge­
werkschaft Öffentlicher Dienst fordert, daß über 
dieses Problem Verhandlungen aufzunehmen 
sind, und es haben bereits Gespräche stattgefun­
den. 

Also, ich lasse mir ohnehin viel gefallen, aber es 
ist gar nicht wert, daß man so viel darüber redet. 
Ich möchte das hier nur erwähnt haben. 

Schließlich und endlich, meine Damen und 
Herren, und das sei auch offen zugegeben, möch­
te ich sagen: Ausschlaggebend waren die Demon­
strationen, aber auch der tragische Fall - und ich 
möchte diesen Fall hier als Musterbeispiel dafür 
anführen, warum man denn unbedingt die Lö­
sung, die wir heute, wovon ich überzeugt bin, ein­
stimmig beschließen werden, braucht - des jun­
gen Sicherheitswachebeamten Schrottenbach, wo 
es - und da noch einmal: Herr Gratzer hat dies 
vergessen bereits beim Begräbnis im 
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März 1991 zu einer berechtigten Demonstration 
der Exekutive gekommen ist. Denn diese Begräb­
nisfeierlichkeit aus diesem fürchterlichen Anlaß­
fall war eigentlich schon eine Demonstration der 
Exekutive. Ich gebe offen zu, daß ausschlagge­
bend dafür, daß wir heute eine derart gute gesetz­
liche Lösung beschließen können, gerade dieser 
Fall Schrottenbach war, denn er ist ein Muster­
beispiel. 

Gestatten Sie mir. daß ich ihn daher kurz zitie­
re: 

Ein junger Sicherheitswachebeamter, der ver­
heiratet ist, der ein Kind hat, der im Aufbau sei­
nes Umfeldes, seiner Wohnung und so weiter ist, 
der natürlich auch Schulden hat, also in finanziel­
len Schwierigkeiten ist, wird brutal von einem 
Bankräuber auf der Straße ermordet. Jetzt schau­
en wir uns an: Was bekommt die Witwe an Pen­
sion? Er selber war ein junger Beamter, hatte fast 
noch keinen Pensionsanspruch, ein Kind ist da, 
finanzielle Probleme sind da. Und, bitte, niemand 
kann sagen: Na ja, das ist eben so, wie wenn ein 
Dachdecker vom Dach herrunterfällt. Da ist das 
auch so. Ich sage so etwas nicht leichtfertig, son­
dern diese Dinge wurden mir zugetragen. Was 
wollen denn die? Wenn ein Dachdecker vom 
Dach stürzt und tot ist, was ist da anders? 

Ich glaube, es gibt schon Unterschiede. Ich mei­
ne daher, daß dieser Fall Schrottenbach wirklich 
das ausschlaggebende Moment und ein Muster­
beispiel für viele andere Fälle war. Bitte, es wur­
den in letzter Zeit auch Gendarmeriebeamte er­
schossen, und ähnliches mehr. 

Ich glaube daher und bekenne mich voll dazu, 
daß hier das Richtige getan wurde und heute 
durch den Bundesrat zum Abschluß gebracht 
wird, indem man den Schaden mindert, also mini­
miert. 

Etwas Zweites: Wir haben auch eine Bestim­
mung drinnen, wonach eben bei einem Exekuti­
vorgan. wenn es zu Schaden kommt und nicht 
getötet wird, unter bestimmten Voraussetzungen 
bereits eine Hilfeleistung stattzufinden hat, sei es, 
wenn es Rechtsansprüche geltend zu machen hat, 
sei es, wenn der Beklagt im "Häfen" ist oder, wie 
in vielen Fällen, nicht zahlungsfähig und so wei­
ter ist, sodaß diesem Exekutivorgan eine gewisse 
Hilfestellung gegeben werden muß. 

Ich glaube, auch das ist richtig. Ich bin also der 
Meinung, das ganze Gesetz kann bis auf einen 
Punkt, auf den ich gleich zu sprechen kommen 
werde, als hervorragende Lösung im Sinne und 
im Interesse der Beamten der Exekutive und -
bitte, was auch wesentlich erscheint - auch der 
Vertragsbediensteten der Exekutive, denn auch 
solche gibt es, bezeichnet werden. 

Ich habe gesagt, es gibt einen Punkt, den ich 
sehr kritisch vermerken möchte. Wir haben im 
§ 4 Abs. 3 eine Bestimmung, wo es heißt, daß der 
Bund die besondere Hilfeleistung an Wachebe­
dienstete zu erbringen hat, wenn dem Wachebe­
amten dadurch Heilungskosten erwachsen oder 
- und jetzt kommt das, was ich mit etwas Vor­
sicht hinnehme - wenn seine Erwerbsfähigkeit 
voraussichtlich durch mindestens sechs Monate 
gemindert ist. Ich glaube, daß wir bei dieser 
Sechs-Monate-Frist etwas hoch gegriffen haben. 
Ich gebe zu, ich habe selbst die Verhandlungen 
mit geführt, es war dann ein Komprorniß, der 
dazu führte, daß wir diese Textierung auch so in 
Vorschlag gebracht haben und daß sie dann auch 
so beschlossen wurde. 

Gleichzeitig - Herr Staatssekretär, du gestat­
test mir das und nimmst das vielleicht gleich ad 
notam - deponiere ich aber hier, daß sich die 
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und die Ge­
werkschaft der Exekutive, die es nicht als eigene 
Gewerkschaft gibt, einen Beobachtungszeitraum 
vorbehalten werden. Wir werden in diesem Zeit­
raum genau prüfen und anhand von konkreten 
Anlaßfällen feststellen, ob dieser Zeitraum nicht 
zu hoch gegriffen ist. Vielleicht ist er ausreichend. 
Und wir werden dann neuerlich Verhandlungen 
anstreben, um diese Frage des Zeitraums einer 
praktikablen und tatsächlich auch der Realität 
entsprechenden Lösung zuführen zu können. Es 
sollte uns nichts Schlechteres passieren, als das, 
was ich jetzt schon im Bereich von Exekutivbe­
amten in Diskussionen höre. 

Das heißt, wir haben hier - und ich unterstrei­
che das hundertmal -, ich möchte fast sagen, ein 
Jahrhundertgesetz geschaffen. Angesichts der 
Tatsache, wie bisher in Fällen, in denen Beamte 
getötet oder schwer verletzt wurden, vorgegangen 
wurde und vor allem den Hinterbliebenen gegen­
über, so muß man sagen, wir haben ein Jahrhun­
dertgesetz geschaffen. 

Und schon ist ein Kritikpunkt da, der eigentlich 
das Ganze ins Negative kehrt: Das sind diese 
sechs Monate. Und ich sage Ihnen hier, ich weiß, 
wovon ich spreche, denn ich habe viel mit den 
Leuten draußen zu tun, und sie kommen mit die­
ser Kritik: Diese sechs Monate sind unabdingbar. 
Um das zu vermeiden, glaube ich, daß wir gut 
daran tun, hier schon jetzt zu deponieren: Wir 
schauen uns das an und werden dann feststellen, 
ob es der Realität entspricht. 

Ich möchte schon zum Schluß kommen. Ich 
glaube, wir haben mit dem Gesetz zweierlei er­
reicht, oder zumindest hoffe ich es: Wir haben 
zum einen eine wirklich gute Lösung für die Be­
amten, aber auch für die Hinterbliebenen gefun­
den. Zum zweiten, hoffe ich, haben wir damit 
aber auch eine gewisse Beruhigung wieder in die 
Exekutive hineingebracht. 
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Meine Damen und Herren! Wir werden uns 
möglicherweise in den nächsten Wochen und Mo­
naten mit anderen gesetzlichen Bestimmungen. 
welche die Exekutive betreffen, hier auch noch zu 
befassen haben. Denn eines stelle ich fest: Es ist 
in diese Exekutive eine Verunsicherung, eine Be­
unruhigung hineingekommen. Und vor allem: 
Diese Beamten der Exektive fühlen sich von den 
Politikern - und hier herinnen sind lauter Politi­
ker - im Stich gelassen. Ich hoffe, daß mit die­
sem Gesetz die Meinung über die Politiker etwas 
positiver wird. Ich hoffe, daß wir auch bald wie­
der dazu kommen, daß die Exekutivbeamten eine 
andere Haltung, eine andere Meinung zu sich 
selbst finden, also zu ihrer eigenen Stellung ein­
nehmen können, indem wir solch gute Lösungen 
für sie per Gesetz herbeiführen. 

Jedenfalls wird meine Fraktion dem Gesetz die 
Zustimmung geben. - Danke schön. (Allgemei­
ner Beifall.) NA./. 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Ludwig Bieringer. Ich erteile 
ihm dieses. 

/4...f.4 

Bundesrat Ludwig Bieringer (ÖVP. Salzburg): 
Herr Präsident! Sehr verehrter Herr Bundesmini­
ster! Herr Staatssekretär! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der vorliegende Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates. nämlich das Wachebe­
diensteten-Hilfeleistungsgesetz, wird von meiner 
Fraktion begrüßt, weil endlich besondere Hilfe­
leistungen an verunglückte Wache beamte des 
Bundesdienstes und an deren Hinterbliebene vor­
gesehen werden. 

Ich glaube, wir tragen damit einer langjährigen 
und berechtigten Forderung Rechnung. Berech­
tigt deshalb. weil die Wachebediensteten, mehr 
und zwar wesentlich mehr, als andere Berufs­
gruppen hohen berufsbedingten Risken ausge­
setzt sind. Ich möchte, so wie dies auch unser Si­
cherheitssprecher. Abgeordneter Pirker, im Ple­
num des Nationalrates getan hat, an einigen Bei­
spielen aufzeigen. wie notwendig dieses WHG ist. 

Es war im Herbst 1990. Der Gendar­
meriebeamte Habres ist auf einer Patrouillenfahrt 
unterwegs und wird von zwei Kriminellen gestellt 
und kaltblütig erschossen. Zurückbleiben eine 
Witwe und zwei Kinder. Die Witwe muß mit 
nicht ganz 11 000 S das Auslangen für die nun­
mehr reduzierte Familie finden. 

Ich darf stellvertretend für leider viel zu viele 
andere Fälle noch zwei Beispiele anführen. 

Im Frühjahr 1991 ereignet sich ein tragischer 
Bootsunfall auf der Donau. bei dem drei Zollwa­
chebeamte ihr Leben lassen mußten, weil sie von 
einem russischen Frachter abgeschossen wurden. 

- Drei tote Wachebeamte, drei Familien, die mit 
größten finanziellen Problemen zurückbleiben. 

Und schließlich - Herr Präsident Strutzenber­
ger hat diesen Fall auch zitiert - der Sicherheits­
wachebeamte Schrottenbach, der im März ver­
gangenen Jahres bei einem Banküberfall von ei­
nem Räuber kaltblütig ermordet wurde. Zurück­
blieben eine Frau und ein unversorgtes Kind und 
riesige finanzielle Probleme, weil diese Familie 
gerade dabei war, eine Existenz zu gründen. 

Ich glaube, diese Fälle zeigen auf, in welcher 
Gefahr sich Exekutivbeamte sehr oft befinden 
und daß es äußerst notwendig war, ein solches 
Gesetz zu beschließen. 

Drei Punkte sollen mit diesem Gesetz erreicht 
werden: 

Erstens - um es in aller Kürze zu sagen -: die 
Versorgung der Hinterbliebenen, für die der Be­
amte zu sorgen hatte. 1 Million ist immerhin et­
was. obwohl Millionenbeträge nicht einen Men­
schen ersetzen können. (Vizepräsident Dr. 
5 eh Cl mb eck übernimmt den Vorsitz.) 

Zweiten: Der Bund bevorschußt die Ansprüche 
der Beamten gegenüber dem Täter. Auch das er­
achte ich als wesentlich. 

Und schließlich drittens: Der Bund bevor­
schußt auch entstehende Gerichtskosten, die bei 
der Durchsetzung von Ansprüchen von seiten der 
Beamten oder deren Hinterbliebenen anfallen. 

Mit diesen Hilfen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, die sehr konkret sind und die rück­
wirkend greifen sollen, können zwar menschliche 
Verluste nicht ersetzt werden, aber es können zu­
mindest die finanziellen Sorgen gemildert wer­
den. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nachdem dieser Gesetzesbeschluß im Nationalrat 
Einstimmigkeit erzielt hat und die Ausschußbera­
tungen des Bundesrates, wie die Frau Berichter­
statterin ausführte, ebenso einstimmig ausgefal­
len sind, kann ich davon ausgehen, daß der Bun­
desrat keinen Einspruch erheben wird. Aber nach 
diesem Beschluß dürfen wir uns nicht einfach zu­
rücklehnen und sagen: Nunmehr ist alles in Ord­
nung! Wir müssen immer wieder darauf hinwei­
sen, daß Vorsorgemaßnahmen zu treffen sind, die 
unsere Beamten besser schützen; Vorsorgemaß­
nahmen, die eine verbesserte Ausbildung und 
Weiterbildung in Zukunft ermöglichen. Weiters 
soll die Ausrüstung der Beamten verbessert wer­
den zum Schutze der Beamten und somit auch 
zum Schutze und zum Wohle unserer Bevölke­
rung. 

Ich erlaube mir, hier auf die jüngste Diskus­
sion, die im Zusammenhang mit den Schutzwe-
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sten geführt wird, hinzuweisen. Es ist auch Vor­
sorge zu treffen, daß genügend Personal vorhan­
den ist. Ich meine, es gehört in dieses Gesetz auch 
aufgenommen, daß jene Soldaten des österreichi­
schen Bundesheeres, die im Grenzeinsatz stehen, 
in dieses Gesetz einbezogen werden. (Beifall bei 
der FPÖ.) Diese Soldaten leisten auch eindeutig 
Exekutivdienst. 

Mit diesem Hi1fe~eistungsgesetz soll daher auch 
darauf aufmerksam gemacht werden, daß präven­
tive Maßnahmen noch notwendig sind. Darüber 
hinaus aber soll dieses Gesetz der Exekutive, die 
wir brauchen und die wir schätzen, zeigen, daß 
wir die Gefahr richtig einschätzen, in der sich die 
Exekutivbeamten im Dienst befinden. 

Ich darf aber auch der Hoffnung Ausdruck ver­
leihen, daß dieses Gesetz mit den Hilfeleistungen, 
die den Exekutivbeamten und ihren Hinterbliebe­
nen gegeben werden, eine motivierende Anerken­
nung durch die Beamtenschaft findet. Namens 
meiner Fraktion darf ich festhalten, daß wir uns 
der Empfehlung der Frau Berichterstatterin an­
schließen und keinen Einspruch erheben werden. 
(Allgemeiner Beifall.) N.5l 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist weiters Herr Bundesrat Bern­
hard Gauster. Ich erteile es ihm. 

N.5 , 

Bundesrat Bernhard Gauster (FPÖ, Steier­
mark): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister! Herr Staatssekretär! Hoher Bundes­
rat! Es ist schon sehr viel zum vorliegenden Ge­
setz gesagt worden, und ich kann mich den 
Ausführungen meiner Vorredner wirklich vollin­
haltlich anschließen. 

Ich möchte aber mit etwas anderem beginnen, 
das nicht ganz sachbezogen ist, und versuche, es 
kurz zu machen. Es ist nicht der Josefitag gewe­
sen, der mich heute verhindert hat, rechtzeitig zu 
kommen, sondern es war ein anderer Termin. Ich 
habe die Entschuldigung deponiert. Es ist nicht 
früher gegangen: es tut mir leid. Der Josefitag ist 
ein steirischer Ehrentag, wir müßten gar nicht ar­
beiten. Ich als Bundesrat bin aber gerne bereit 
gewesen, nach Wien zu fahren, weil ich es genie­
ße, bei euch sein zu können. (Heiterkeit.) Sie kön­
nen meinetwegen lachen. Es ist für mich eine 
Ehre, es ist nicht einmal Arbeit, es ist Passion. 
Das muß ich wirklich sagen. (Bundesrätin Dr. 
Kar l s S 0 n: Auch die anderen Steirer!) Der Jose­
fitag gilt für uns alle. Wir sehen das nicht so eng 
wie Sie, Frau Dr. Karlsson. Wir haben keine 
Feindbilder aufgebaut unter den steirischen Bun­
desräten. 

Ich möchte zu dieser Gesetzesmaterie meine 
Erfahrungen einbringen, weil ich noch unmittel­
bar bis vor einem halben Jahr im aktiven Gendar-

meriedienst stand, momentan aber durch mein 
Mandat etwas verhindert bin, den Gendarmerie­
dienst auszuüben. Das tut mir leid, weil ich sehr 
gerne Gendarm bin und auch .,. (Bundesrat 
S t ru tz e n be r ger: Legen Sie das Mandat zu­
rück. wenn es Ihnen so leid tut.') Ich bin gewählter 
Bundesrat, und es ist für mich eine große Ehre, 
das Mandat auszuüben. Das hat mit dem Zurück­
legen des Mandats gar nichts zu tun. Aber ich 
muß mich sehr in diese Materie einlesen, auch 
einarbeiten, und es fehlt mir wahrscheinlich die 
Kraft dazu, zwei' wichtige Berufe - und diese 
sind für mich eine Berufung - auszuüben, Herr 
Kollege Strutzenberger. (Zwischenruf der BUI1-

desrätin Dr. Kar l S S 0 n.) 

Auch das ist etwas Wichtiges. Der Leibwächter 
ist auch keine schlechte Tätigkeit, Frau Karlsson, 
auch mit einer Uniform. Ich würde es auch für 
Sie machen, wenn Sie einmal Bedarf hätten, wenn 
Sie das wünschen. Ich habe gegen Sie auch kein 
Feindbild, wirklich nicht. Ganz im Gegenteil! Ich 
bin nur manchmal verwundert. 

Ich habe mir aus dem ,,standard" etwas heraus­
kopiert, und da steht: "Ein wenig Glück braucht 
der Gendarm." Er braucht sogar mehr als ein we­
nig Glück, er braucht sehr viel Glück. Er muß 
wirklich sehr viel Glück haben, um immer unver­
sehrt nach Hause zu kommen. Das haben meine 
Vorredner schon eindrucksvoll geschildert, dazu 
gibt es nicht mehr sehr viel zu sagen. 

Um das ein bißchen in das richtige Licht zu 
rücken: Es sind zirka 30 000 Beamte davon be­
troffen. und zwar nicht nur Gendarmerie und Po­
lizei, sondern auch die lustizwache und die Zoll­
wache. die auch mehr oder weniger exekutive Tä­
tigkeiten entwickeln und Anspruch auf die Ge­
fahrenzulage haben. Das ist ja die Voraussetzung, 
um unter diese Gesetzesmaterie zu fallen. 

Ein kleines Zahlenspiel von mir bei aller Dra­
matik und Traurigkeit: Es ist im Jahre 1990 ein 
Beamter tödlich verletzt worden, 179 sind schwer 
verletzt worden. Im Rahmen der Bundesgendar­
merie sind seit 1945 insgesamt 225 Beamte töd­
lich im Dienst verletzt worden, um nicht zu sa­
gen, "gefallen", denn "gefallen" klingt zu militä­
risch. Grundsätzlich ist es bei einer zivilen Hand­
lung passiert. 3 528 wurden schwer verletzt. Ich 
will das nicht auf mich münzen, auch ich habe 
bereits schwere Verletzungen im Dienst erlitten. 
Das sage ich aber ohne Pathetik. 

Ich möchte Ihnen ein bißchen aus der Vielfalt 
meiner Gendarmerie- und Exekutivtätigkeit in 
Streiflichtern erzählen. Es ist nicht der Verkehrs­
dienst, der böses Blut macht, unser Hauptdienst 
also, sondern der Ordnungsdienst im allgemei­
nen, der Kriminaldienst, der Alpindienst im länd­
lichen Bereich, wo wir alpine Einsatzgruppen ha-
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ben, wobei durch den Tourismus einiges dazu bei­
getragen wird. 

Um touristische Bereiche anzusprechen: Es 
können sich unsere Bergfreunde sicher darauf 
verlassen, daß, wenn wirklich Gefahr droht oder 
Gefahr eingetreten ist, Alpingendarmen aufstei­
gen und Hilfe leisten. Da ist das Gefahrenpotenti­
al immens groß, wie die Erfahrung gezeigt hat. 

Stichwort Wasserdienst: Auf allen Seen und 
Flüssen gibt es die Stromgendarmerie, die Was­
sergendarmerie. Auch da wird große Hilfe gelei­
stet, denn auch da kann einiges passieren. Dazu 
kommt die Flugpolizei allgemein - auch das 
wird vom Innenministerium betreut -, die tag­
täglich ihr Leben riskiert, und da sind die Gefah­
renmomente riesengroß. Beim Gendarmerieein­
satzkommando, Frau Dr. Karlsson, sind die Leib­
wächter, von denen unser aller Herr Bundeskanz­
ler begleitet wird. (Bundesräcin Dr. Kar l s s 0 n: 
Sie sind ja nicht Leibwächter bei der Gendarmerie, 
sondern woanders!) Ja, bitte schön, wogegen un­
ser Bundesparteiobmann nicht das Anrecht hatte, 
nicht ein Privileg wie der Herr Bundeskanzler. 
Auch Herr Dr. Vranitzky hat Leibwächter, die 
das Gendarmerieeinsatzkommando stellt. Eine 
hochqualifizierte Arbeit! Das sei dazu genug be­
merkt. 

Jetzt zu einem anderen Bereich: Es hat mich 
sehr gefreut, daß Kollege Bieringer, der zurzeit 
nicht da ist. auch das Bundesheer erwähnt hat. Ich 
muß sagen: Mir ist auch bewußt geworden. daß 
unsere Kollegen des Bundesheeres. die momen­
tan Grenzsicherungsdienst im Assistenzdienst im 
Burgenland, im Mittelburgenland. im Südburgen­
land, auch im Nordburgenland, leisten, von dieser 
Gesetzesmaterie nicht betroffen sind. Das ist 
wirklich eine Lücke, die mir selber sofort und 
spontan aufgefallen ist. Ich mache jetzt ein biß­
chen Eigenlob für die Gendarmerie. der ich seit 
18 Jahren angehöre. Es war so wie an den Gren­
zen in der Südsteiermark: Urplötzlich war der 
Friedenszustand beendet, und ein fiktiver Alarm­
plan, der "Alarmplan Süd" hieß. der unter dem 
eigenartigen Codewort Primel 1, 2, und 3 ausge­
löst war, stand fest. Wieder war es die Gendarme­
rie, die spontan an die Grenze eilte und sofort 
militärische Aufgaben übernahm, wie das schon 
in der Monarchie der Fall war - leider ist Herr 
Präsident Schambeck nicht da, der hätte das si­
cherlich auch bestätigt. (Bundesrat S l r u ( zen -
b erg e r: Hinter Ihnen sitZt er.') Entschuldigung! 
Er wird mir das bestätigen. - Also wiederum war 
es die Gendarmerie, die die Grenzsicherung so­
fort spontan übernahm und spontan an der Gren­
ze war, als das Bundesheer politisch noch nicht in 
Einsatz kam. Da bestand wirklich eine tolle Ko­
existenz. Wir waren derart schlecht ausgerüstet 
und bekamen ohne viele bürokratische Hinder­
nisse sofort Schutzwesten vom Bundesheer. Wir 

mußten uns auch die Bewaffnung vom Bundes­
heer ausleihen, weil wir so schlecht ausgerüstet 
waren. Wir sind die ersten drei oder vier Tage -
gemeinsam mit der Zollwache - an der Grenze 
gestanden. Ich selbst war in Radkersburg, in der 
Südsteiermark, wo fünf Meter vor der Staatsgren­
ze der erste Panzer stand. Unser Posten mußte 
evakuiert werden. weil wir unter Beschuß lagen, 
und das stellt - das muß ich schon anführen -
ein Gefahrenmoment dar, bei welchem es mir 
selbst wirklich mulmig war. Damals habe ich zum 
erstenmal die nackte Angst in meiner Gendarme­
rieexistenz verspürt. - Das zu meinem Beruf. 
Dadurch wollte ich den Stellenwert dieses Berufes 
ein wenig hervorheben. 

Ich möchte zum Ausdruck bringen, daß es für 
mich eine Sternstunde ist. am Rande an der Wer­
dung dieses Gesetzes teilnehmen zu dürfen. Es ist 
für mich eine Genugtuung sondergleichen, hier 
für meine vielen Kollegen ganz am Rande etwas 
zu tun. Natürlich ist meine Zustimmung voll und 
ganz gegeben. 

Ich möchte zum Schluß der Hoffnung Aus­
druck verleihen, daß dieses Gesetz möglichst sel­
ten, besser gar nicht zur Anwendung kommt. 
(Allgemeiner Beifall,) Ich wäre glücklich darüber, 
dieses Gesetz nie anwenden zu müssen. 

Folgendes noch. weil ich aus der Steiermark 
komme: Vor einer Woche ist in der Steiermark 
ein Gendarm außer Dienst, der sich auf einer 
Raststätte befand, Zeuge eines Raubüberfalls ge­
worden. Unser Berufspathos ist so hoch, daß wir 
- das wissen die wenigsten - verpflichtet sind. 
uns sofort auch privat in den Dienst zu stellen. 
Wir müssen das tun, wir können uns da nicht ver­
abschieden und abmelden, wir müssen tätig wer­
den. (Bundesräcin Dr. Kar l s S 0 n: Beanuer ist 
immer Beamter!! Frau Dr. Karlsson, das ist so, das 
BOG weist das aus. Dieser Gendarm hat gedacht. 
er habe Aussicht auf Erfolg - den muß er haben 
-. und hat diesen Räuber zu überwältigen ver­
sucht. Er ist dabei zweimal angeschossen worden, 
hat zwei Bauchschüsse erlitten und ringt immer 
noch mit dem Tode. Ich bin jetzt nicht juristisch 
vorbereitet und auch nicht in der Lage, das zu 
verifizieren, aber ich hoffe - Kollege Strutzen­
berger wird mir das sicherlich sagen können -, 
daß auch in diesem Fall, auch wenn der Gendarm 
außer Dienst war, die rechtliche Sicherheit gege­
ben ist. (Bundesrat S t r u (Z e n b erg er: Ja.') 
Das finde ich eigentlich als optimalen Punkt in 
dieser Gesetzesmaterie, der diesem Umstand 
Rechnung trägt. Ich hoffe, daß das juristisch rich­
tig von mir gesagt wurde. - Der Herr Staatsse­
kretär nickt und auch der alterfahrene, bereits in 
Pension befindliche Kriminalabteilungsinspektor 
Strutzenberger, der bereits in Pension ist und das 
auch genießt als Bundesrat, er braucht auch sein 
Mandat nicht niederzulegen. (Heiterkeit.) Ich 
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wurde gefragt, Herr Kollege Strutzenberger: Der 
Strutzenberger, ist der wirklich noch im Bundes­
rat? Ich sage immer: Es ist nach wie vor aktiv und 
übt sein Mandat in bester Brillanz aus. 

Meine lieben Bundesräte! Ich trage die Hoff­
nung in mir, daß dieses Gesetz möglichst selten 
zur Anwendung kommt. Es ist ein weiterer Mo­
saikstein in der momentan guten Behandlung un­
seres Berufsstandes. 

Der Herr Staatssekretär hat mir einmal vor­
weihnachtliche Gefühle unterschoben, aber was 
ich damals gebracht habe, ist sicherlich nicht von 
mir allein gekommen, das war ein Arbeitskreis. 
Es ist mir eigentlich suspekt vorgekommen. daß 
wir mit unserer berufsspezifischen Besoldung ... 
Natürlich, Herr Staatssekretär, ist der Tellerrand 
in diesem Fall zu klein gewesen. 

Aber eine kleine Hoffnung möchte ich noch 
deponieren. In das Nachtschicht- und Schwerar­
beitergesetz sollte auch unsere Berufsgruppe 
durch den Wechseldienst miteinbezogen werden. 

Ich muß sagen: Wenn es nicht so traurig wäre, 
was man da erzählen muß, wäre ich mit Freude 
bereit, zu sagen, daß sich meine Fraktion vollin­
haltlich der Zustimmung anschließen wird und 
daß das von uns wirklich mit Genugtuung ge­
macht wer0.en wird. - Ich danke Ihnen. (Beifall 
bei der FPO.J 15.no 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Staatssekretär Dr. 
Kostelka. Ich erteile es ihm. 

/5.00 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter 
Kostelka: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Hohes Haus! Aus manchen 
Wortmeldungen in der vergangenen dreiviertel 
Stunde war herauszuhören, als wäre mit diesem 
Gesetz eine erste Grundlage für eine Versorgung 
von Gendarmerie-, Polizei-, lustizwache- und 
Zollbeamten geschaffen, wenn ihnen in Aus­
übung ihres Dienstes etwas zustößt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang mit al­
lem Nachdruck festhalten, daß es um eine weite­
re, um eine zusätzliche Versorgung in diesem Zu­
sammenhang geht. Neben der, auch für Gendar­
meriebeamte, auch für Polizeibeamte und andere 
Exekutivbeamte, begünstigten Beamten-Kran­
ken- und Unfallversicherung, neben den besonde­
ren Vorkehrungen im Pensionsgesetz, aber auch 
neben dem Verbrechensopfergesetz bringt dieses 
Gesetz die Möglichkeit, ein besonderes Faktum. 
das bei diesen spezifischen Berufen auftritt, näm­
lich daß sie verpflichtet sind, sich nicht nur der 
Gefahr auszusetzen, ja sie sogar aufzusuchen und 
in ihr zu verweilen, abzugelten. Das ist etwas, was 
sonst kein anderer Berufsstand, kein anderer Be-

rufsbereich als Pflicht im öffentlichen Dienst auf 
sich nehmen muß. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
auch auf den Assistenzeinsatz des Bundesheeres 
an der Grenze hinweisen. Ich will nicht verken­
nen, daß das ein schwieriger Dienst ist. Ich will 
nicht verkennen, daß er auch seine Gefahren und 
Gefährdungen hat, aber es ist eben nur ein Assi­
stenzeinsatz. Wenn es zu Schwierigkeiten käme 
und wenn eine entsprechende hoheitliche Hand­
lung zu setzen wäre, dann hätte sie auch im Falle 
eines solchen Assistenzeinsatzes von den Exeku­
tivbeamten gesetzt zu werden und nicht von An­
gehörigen des Bundesheeres, die im übrigen ja 
durch die vorher genannten Gesetze durchaus in 
ausreichendem Maße, würde ich meinen, abgesi­
chert sind. (Bundesrat Mag. G u d e fl U s: Ich hof­
fe. daß das die Täler auch wissen. Herr Slaatsse­
krelär.') 

Von dieser Stelle aus ist es nicht meine Aufga­
be, Zwischenrufe zu qualifizieren. Wenn Täter 
wüßten, was sie tun, würden sie Handlungen die­
ser Art in der Regel unterlassen. 

Lassen Sie mich ein Letztes sagen, und zwar zu 
dem, was Präsident Strutzenberger zur Sechsmo­
natsfrist gesagt hat. Ich bekenne mich voll und 
ganz zu dem Verhandlungsergebnis. Wir haben ja 
längere Zeit mit der Gewerkschaft gesprochen 
und dieses Ergebnis, glaube ich, befriedigend für 
beide Teile erreicht. Wir haben dann in einem 
zusätzlichen Verfahren in den letzten vier bis 
sechs Wochen nicht nur die Hinterbliebenen hin­
eingenommen, sondern zusätzlich auch noch die 
Verletzung in Ausübung des Dienstes der Wache­
beamten selbst berücksichtigt. Dabei ist es gelun­
gen, ganz besonders schwierige, diffizile und pro­
blematische Verletzungen mitzuberücksichtigen. 
Das ist, glaube ich, mit der Sechs-Monats-Frist 
geschehen. Sonst findet ja in den bereits genann­
ten Bestimmungen eine entsprechende Abgeltung 
und personelle und auch familiäre Absicherung 
der Familien statt, wo es zu solchen Berufsunfäl­
len kommen sollte. Nach einer gewissen Erfah­
rungszeit sind wir sicherlich wie auch in anderen 
Bereichen zu weiteren Gesprächen gerne bereit. 
Man sollte aber darüber nicht den Blick verlieren, 
was Herr Präsident Strutzenberger gesagt hat: 
daß es ein Jahrhundertgesetz ist. Er hat das sehr 
großmütig formuliert, aber wenn es ein Personal­
vertreter tut, dann, würde ich meinen, hat man 
das zu glauben, insbesondere wenn man damit 
auch als Arbeitgebervertreter ein bißchen gelobt 
wird. Ich tue das daher gerne und nehme das zur 
Kenntnis. - Danke. (Allgemeiner Beifall.) 15.06 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Mag. lohn Gu­
denus. 
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15.06 
Bundesrat Mag. lohn Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Das Buch .,Die schutzlose Gesell­
schaft" von Thomas Lenz und Kurt Mason - ei­
nige von Ihnen haben es vielleicht schon gelesen: 
das dürften Pseudonyme sein - zeigt erschrek­
kend die Sicherheitssituation in Österreich auf. 
Etwas, was in diesem Buch besonders heraus­
kommt, ist die Situation der Exekutivbeamten. 
Sie fühlen sich von der Bevölkerung, aber weni­
ger von der Bevölkerung als vielmehr von den 
Politikern mit ihren Anliegen allein gelassen. 

Dieses Gesetz zeigt, daß sie nicht allein gelas­
sen sind. Aber das soll nur ein Anfang sein. Ich 
meine, daß nicht nur finanzielle Forderungen an 
den Brötchengeber berechtigt sind, sondern ich 
glaube, es ist Aufgabe der gesamten Bevölkerung, 
diesen Personenkreis, der verniedlicht als "die 
Polizei. dein Freund und Helfer" dargestellt wird. 
auch schulmäßig, erziehungsmäßig nicht als 
"Bullen" qualifizieren zu lassen, sondern als Bür­
ger, der die Pflicht gegenüber der Allgemeinheit 
übernommen hat, die Sicherheit für uns sicherzu­
stellen. (Beifall bei der FPÖ und Beifall des Bun­
desrates Slrulzenberger.) 

Es stört mich immer, wenn man viele Filme 
sieht, in denen von "Bullen" gesprochen wird. Es 
irritiert mich zutiefst, obwohl ich kein Exekutiv­
beamter bin, wenn junge Leute um mich herum 
und vielleicht sogar meine Söhne von "Bullen" 
reden. Es sind das abwertende Begriffe, die durch 
Geld nicht gutzumachen sind. Die Polizei. die 
Exekutive als Ganzes, muß wissen, daß sie von 
der Bevölkerung gewollt ist und nicht nur ein lei­
diges Anhängsel in der Verwaltung darstellt. An­
dererseits müssen wir auch verlangen, daß die 
Exekutive so gut ausgebildet ist, daß sie nicht 
schon dem kleinsten Trick eines gewieften, inter­
national geübten Ganoven zum Opfer fällt. Ich 
fordere daher gesellschaftliche Anerkennung für 
die Exekutive. 

Ich danke den Vorrednern, insbesondere Herrn 
Kollegen Bieringer, daß er das Bundesheer in die­
sen Kreis einbezogen haben möchte. Ich wider­
spreche aber ein wenig mit allem Respekt dem 
Herrn Staatssekretär, wenn er meint, daß das 
Bundesheer eben nicht diesen Gefahren ausge­
setzt ist. Wir wissen ja nicht, wann die Gefahr 
einem Exekutivbeamten gegenübertritt. Wir wis­
sen auch nicht, wann dem Bundesheer im Assi­
stenzeinsatz an der Grenze Gefahr droht. Sie 
droht prinzipiell immer, wir haben ja nichts da­
von, wenn wir sagen: Na ja, das war an der Gren­
ze, der Ausländer kennt die österreichischen Ge­
setzesbestimmungen nicht. Die Soldaten sollen 
erst die Polizei oder die Gendarmerie rufen. So 
einfach ist es nicht, und ich bin auch überzeugt 
davon, der Herr Staatssekretär hat es so einfach 

nicht gemeint. Wir wissen, daß diese Ansprüche 
den Exekutivbeamten im Einsatz zustehen. Es ist 
auch gesagt worden, daß das Bundesheer im Assi­
stenzeinsatz die gleichen Rechte haben sollte. Ich 
meine, wir sollten einen gemeinsamen Entschlie­
ßungsantrag einbringen, der das Bundesheer im 
Assistenzeinsatz der Exekutive in ihrer Aufga­
benerfüllung gleichsetzt. Ich ersuche, bei einer 
der nächsten Sitzungen diesen Antrag gemeinsam 
beschließen zu wollen. (Beifall bei der FPÖ.) 15.10 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht gegeben. 

Wir gelangen daher zur A b s tim m u n g. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen den vor­
liegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
dies 5 tim m e n ein hel I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m m e n. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Einräumung von Privilegien an nichtstaatli· 
che internationale Organisationen (287/A·II. 
4625 und 407/NR sowie 4235/BR der Beilagen) 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Europäisches Über. 
einkommen über die Anerkennung der Rechts· 
persönlichkeit internationaler nichtstaatlicher 
Organisationen (348 und 408/NR sowie 4236/BR 
der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 8 und 9 der Tagesord­
nung, über die die Debatte unter einem abgeführt 
wird. 

Es sind dies Beschlüsse des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend 

ein Bundesgesetz über die Einräumung von 
Privilegien an nichtstaatliche internationale Or­
ganisationen und 

ein Europäisches Übereinkommen über die 
Anerkennung der Rechtspersönlichkeit interna­
tionaler nichtstaatlicher Organisationen. 

Die BerichterstJlwng über die Punkte 8 und 9 
hat Herr Bundesrat Dr. Milan Linzer übernom-
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men. Ich ersuche ihn höflich um die Berichter­
stattung. 

Berichterstatter Dr. Milan Linzer: Hoher Bun­
desrat! Ich bringe den Bericht des Außenpoliti­
schen Ausschusses über den Beschluß des Natio­
nalrates vom 11. März 1992 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Einräumung von Privile­
gien an nichtstaatliche internationale Organisa­
tionen. 

Durch den gegenständlichen Beschluß des Na­
tionalrates sollen die Voraussetzungen für die 
Einräumung von Privilegien an nichtstaatliche in­
ternationale Organisationen geschaffen werden. 

Mit der wachsenden Bedeutung von Wien als 
Sitzstaat zwischenstaatlicher internationaler Or­
ganisationen äußern nämlich nichtstaatliche in­
ternationale Organisationen - vor allem solche 
mit Konsultativstatus bei den in Wien angesiedel­
ten staatlichen internationalen Organisationen -
in zunehmendem Maße den Wunsch, nach Öster­
reich zu übersiedeln, wobei allerdings die Verle­
gung des Sitzes von der in Österreich eingeräum­
ten Rechtsstellung abhängig gemacht wird. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
17. März 1992 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen. dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Außen­
politische Ausschuß somit den An t rag. der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
11. März 1992 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Einräumung von Privilegien an nichtstaatli­
che internationale Organisationen wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Ich bringe weiters den Bericht des Außenpoliti­
schen Ausschusses über den Beschluß des Natio­
nalrates vom 11. März 1992 betreffend ein Eu­
ropäisches Übereinkommen über die 
Anerkennung der Rechtspersönlichkeit interna­
tionaler nichtstaatlicher Organisationen. 

Der vorliegende Beschluß des Nationalrates 
trägt dem Umstand Rechnung, daß die Anzahl 
internationaler nichtstaatlicher Organisationen 
(NGOs) seit 1945 sprunghaft zugenommen hat. 
Dem internationalen Charakter ihrer Ziele ent­
sprechend betreiben diese Organisationen ihre 
Aktivitäten, im Unterschied zu Vereinen und 
sonstigen auf einen Staat beschränkten Institutio­
nen, in mehreren Ländern. In der Frage, ob sich 
die Rechtspersönlichkeit einer internationalen 
nichtstaatlichen Organisation, die sie in jenem 
Staat genießt, nach dessen Recht sie sich konstitu­
iert hat, auf andere Staaten, in denen sie tätig ist, 
erstreckt, besteht eine gewisse Rechtsunsicher-

heit. Daraus können solchen Organisationen bei 
der Durchführung ihrer "transnationalen" Akti­
vitäten erhebliche Schwierigkeiten erwachsen. 

Zu deren Ausräumung wurde im Rahmen des 
Europarates ein Übereinkommen über die Aner­
kennung der Rechtspersönlichkeit nichtstaatli­
cher Organisationen ausgearbeitet. Bei der 
78. Tagung des Ministerkomitees am 24. April 
1986 wurde es von Österreich gemeinsam mit 
Belgien, Griechenland, der Schweiz, Großbritan­
nien und Portugal unter dem Vorbehalt der Rati­
fikation unterzeichnet. Das Übereinkommen ist 
am 1. Jänner 1991 in Kraft getreten, vier Staaten 
haben es bisher ratifiziert (Belgien, Griechenland, 
die Schweiz und Großbritannien). 

Das vorliegende Übereinkommen weist inso­
fern einen sehr eingeschränkten Regelungsbe­
reich auf, als es lediglich die Anerkennung der 
Rechtspersönlichkeit internationaler nichtstaatli­
cher Organisationen zum Gegenstand hat, nicht 
aber die Einräumung irgendwelcher besonderer 
Rechte. 

Da der gegenständliche Staatsvertrag auch An­
gelegenheiten des selbständigen Wirkungsberei­
ches der Länder berühren kann, bedarf dessen 
Abschluß im Sinne des Artikels 50 Abs. I B-VG 
der Zustimmung des Bundesrates. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
17. März 1992 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen. dem Hohen Hause zu 
empfehlen, dem Abschluß des Staatsvertrages im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 1 B-VG die Zustim­
mung zu erteilen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Außen­
politische Ausschuß somit den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Dem Beschluß des Nationalrates vom 11. März 
1992 betreffend ein Europäisches Übereinkom­
men über die Anerkennung der Rechtspersön­
lichkeit internationaler nichtstaatlicher Organisa­
tionen wird im Sinne des Artikels 50 
Abs. 1 B-VG die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein, die über die zusammenge~ 
zogenen Punkte unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Albrecht Konecny. Ich erteile dieses. 

15.16 .. 
Bundesrat Albrecht Konecny (SPO, Wien): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Ich möchte diese Vorlagen zum 
Anlaß nehmen, drei kurze Bemerkungen anzu­
schließen, weil es notwendig erscheint, in diesem 
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Zusammenhang die zunehmende Internationali­
sierung nicht nur unseres politischen Lebens, son­
dern auch des Entscheidungsprozesses hervorzu­
heben. 

Die erste Bemerkung bezieht sich auf die Wur­
zel unserer Befassung mit diesem Rechtsbereich, 
nämlich mit dem in seinen Auswirkungen, in sei­
ner Bedeutung für viele Rechtsbereiche im eu­
ropäischen Raum manchmal etwas gering ge­
schätzten Europarat. 

Ich selbst und einige andere Kollegen aus die­
sem Haus hatten und haben die Gelegenheit, an 
der Arbeit der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates mitzuwirken und dabei immer 
wieder zu erleben, wie viele Initiativen, die für 
unser Land beziehungsweise für Probleme, die 
für unser Land Bedeutung haben, wichtig wer­
den, von dort ihren Ausgang nehmen. Auch wenn 
das gegenständliche Beispiel - das Übereinkom­
men über die Anerkennung der Rechtspersön­
lichkeit internationaler nichtstaatlicher Organisa­
tionen - wirklich kein weltbewegendes ist, so ist 
gerade in dieser Situation darauf zu verweisen, 
welch gewaltige neue Aufgabengebiete dem Eu­
roparat in den letzten Jahren dadurch zugewach­
sen sind, daß der Kreis der demokratisch verfaß­
ten Staaten Europas so erfreulich und so gewaltig 
angewachsen ist, sodaß dieses Gremium - dieser 
internationale Zusammenschluß stand ja schon 
etwas vor der Situation, bei einer absehbaren 
wirtschaftlichen Einigung des westlichen Teils des 
Kontinents ein bißchen seine Funktion einzubü­
ßen - nun eine wichtige Brückenfunktion, eine 
wichtige gesamteuropäische Funktion zu über­
nehmen hat, die die EG so noch lange nicht 
spielen wird können. 

Die zweite Bemerkung, die ich machen möchte, 
bezieht sich auf den Gegenstand der beiden Rege­
lungen, nämlich darauf, daß die sogenannten 
NGOs, die nichtstaatlichen internationalen Orga­
nisationen, in den letzten 20 Jahren für eine Rei­
he von Sachbereichen, für die Arbeit einer Reihe 
internationaler Organisationen gewaltig an Be­
deutung gewonnen haben. 

Es ist gerade das Zusammenspiel zwischen den 
NGOs und den internationalen Organisationen, 
das in vielen Fällen erst praktikable Lösungen 
möglich macht. Ich weiß - und ich habe das 
selbst bei vielen einschlägigen Veranstaltungen 
erleben dürfen -, in welch hohem Maße der Rat, 
das spezialisierte Wissen dieser NGOs in interna­
tionalen Konferenzen geschätzt wird, wie oft und 
wie sehr von ihnen wesentliche Impulse zur Lö­
sung wichtiger Problemfelder ausgehen. 

Und die dritte Bemerkung, die ich machen 
möchte, bezieht sich auf die heute zu treffende 
bundesgesetzliche Regelung, auch wenn sie den 

vielleicht in Österreich nicht sehr populären Titel 
der Zuerkennung von Privilegien trägt. 

Tatsache ist, daß wir sehr erfreut und mit sehr 
POSitiven Entwicklungseinschätzungen zur 
Kenntnis nehmen können, daß Wien als UNO­
Stadt, als Stadt, in der neben Einrichtungen der 
UNO auch andere internationale Zentren ange­
siedelt sind, in zunehmendem Maße auch als Sitz 
für NGOs interessant wird, wie auch in den Er­
läuternden Bemerkungen ausgeführt wird, vor al­
lem für solche NGOs, die KonsuItativstatus bei 
den in Wien ansässigen internationalen Einrich­
tungen haben. 

Das hat eine Fülle von positiven Auswirkungen 
für unser Land und insbesondere naturgemäß für 
Wien, nicht nur daß es hier einen gewaltigen 1n­
fluxus an auch anders nützbarem Expertenwissen 
geben könnte, nicht nur daß jedes Büro einer 
NGO auch ein paar Arbeitsplätze bedeutet, nicht 
nur daß es ein Bedeutungs- und irgendwo auch 
ein Wirtschaftsimpuls für diese Stadt ist, wenn -
was ja häufig die Folge ist - eigene Konferenzen 
und Sitzungen dieser NGOs am Sitz der Organi­
sation - und das könnte Wien sein - stattfinden. 

Daß wir als Ausgleich für jene Folgewirkungen, 
die die Ansiedlung nichtstaatlicher internationa­
ler Organisationen in Wien mit sich bringen 
könnte, hier in einem bescheidenen Umfang 
rechtliche, devisenrechtliche, vor allem aber steu­
erliche Regelungen anbieten, die es diesen Orga­
nisationen leichter machen, sich für Wien zu ent­
scheiden, ist eigentlich eine Selbstverständlich­
keit. 

Ich wollte diese drei Gesichtspunkte in einer 
kurzen Diskussion über eine Frage, die sicherlich 
kein großes Aufsehen erregen wird, zu bedenken 
geben. Ich glaube, daß hinter all dem die gemein­
same oder die dies zusammenfassende Überzeu­
gung stehen muß, daß sich Entscheidungsprozes­
se, Diskussionsprozesse, die ganze Systematik der 
Entwicklung von Lösungen in Zukunft sehr viel 
weniger nationalstaatlich, sondern sehr viel mehr 
international abspielen werden, nicht nur im Rah­
men j,ener Zusammenschlüsse, denen die Repu­
blik Osterreich angehört, sondern eben auch im 
Zusammenspiel mit einer Vielzahl von interna­
tional tätigen nichtstaatIichen Organisationen. 

Es ist selbstverständlich, daß wir Sozialdemo­
kraten diesen beiden Vorlagen unsere Zustim­
mung geben. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 15.23 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Herr Bundesrat Profes­
sor Dr. Manfred Mautner Markhof. Ich erteile es 
ihm. 

15.23 
Bundesrat Dr. h.c. Manfred Mautner Markhof 

(ÖVP, Wien): Herr Präsident! Herr Bundesmini-
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ster! Hoher Bundesrat! Ich darf mich den Aus­
führungen meines Vorredners im wesentlichen 
anschließen und möchte ebenfalls darauf hinwei­
sen, daß die Anzahl dieser sogenannten NGOs, 
Non-Governmental Organisations, mit ihren län­
derübergreifenden Aktivitäten seit 1945 sprung­
haft angestiegen ist. Somit stellt sich die Frage, ob 
sich die Rechtspersönlichkeit, die derartige Orga­
nisationen in dem Land genießen, in dem sie sich 
konstituiert haben, auch auf die anderen Staaten 
erstreckt, in denen sie tätig sind. 

Um diese Rechtsunsicherheit auszuräumen, 
wurde im Rahmen des Europarates - wie schon 
ausgeführt wurde - ein Übereinkommen über 
die Anerkennung der Rechtspersönlichkeit der 
NGOs ausgearbeitet. Darauf bezieht sich nun die 
eingangs von mir schon genannte Regierungsvor­
lage. 

Darüber hinaus soll das als zweiter Punkt ange­
führte Bundesgesetz die Voraussetzungen für die 
Einräumung bestimmter Privilegien an nicht­
staatliche internationale Organisationen schaffen. 
Dies wurde deshalb notwendig, weil mit der 
wachsenden Bedeutung von Wien als Sitzstaat 
zwischenstaatlicher internationaler Organisatio­
nen auch immer mehr NGOs den Wunsch äu­
ßern, nach Österreich zu übersiedeln, die Verle­
gung des Sitzes allerdings von der in Österreich 
eingeräumten Rechtsstellung abhängig machen. 
Dabei handelt es sich vor allem um Organisatio­
nen, die bei den in Wien angesiedelten staatlichen 
internationalen Organisationen einen Konsulta­
tivstatus haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
außerordentlich begrüßenswert und in jedem Fall 
zu unterstützen, wenn international tätige Orga­
nisationen bestrebt sind, ihren Sitz nach Öster­
reich beziehungsweise nach Wien zu verlegen. 

Zum ersten kommt deren wertvolle Arbeit 
etwa auf den Gebieten der Wissenschaft, Kultur, 
Wohltätigkeit oder Gesundheit letztendlich auch 
uns zugute. Und zweitens wird damit Wiens Stel­
lung als international renommierter Ort der Be­
gegnung weiter ausgebaut. 

Die seinerzeitige Einrichtung der UNO-City 
war ein entscheidender und wichtiger Schritt. Das 
heißt aber nicht, daß wir uns nun zufrieden zu­
rücklehnen können und alles beim Status quo be­
lassen sollen. 

Man kann, so meine ich, nicht oft genug beto­
nen, daß wir alles unternehmen müssen, um et­
waige Barrieren und Hindernisse, die einer Ansie­
delung nichtösterreichischer Unternehmungen 
oder Organisationen entgegenstehen, aus dem 
Weg zu räumen. Internationalität ist eine unum­
gängliche Voraussetzung, will eine Weltstadt, will 

ein Staat am Ende des 20. Jahrhunderts nicht in 
die absolute Bedeutungslosigkeit versinken. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
bei dieser Gelegenheit einige mahnende Worte. 
Ich höre förmlich schon die Stimmen, die mei­
nen: Bei uns leben sowieso schon so viele Men­
schen, uns geht es jetzt ja auch gut, und wozu 
brauchen wir das alles überhaupt? 

Daß dies leider keineswegs abstrakte, von mir 
erfundene Stimmungsbilder sind, hat uns nicht 
zuletzt das bedauerliche Ergebnis der EXPO-Ab­
stimmung in Wien gezeigt. Deshalb werde ich 
nicht müde, zu appellieren, daß wir, meine Da­
men und Herren, mit all unserer Kraft die Bevöl­
kerung in unserem Lande von der Notwendigkeit 
und den Vorteilen einer breiten internationalen 
Zusammenarbeit überzeugen müssen. 

Daß für uns kein Weg an der EG vorbeigeht, 
brauche ich Ihnen nicht zu erläutern, aber offen­
sichtlich existiert diesbezüglich in den Köpfen 
vieler Österreicherinnen und Österreicher nach 
wie vor eine Mischung aus Unsicherheit, Ängsten 
lind teilweise sehr diffusen Vorstellungen. Wir 
müssen diesen Umstand sehr, sehr ernst nehmen 
lind danach trachten, wirklich gezielte Aufklä­
rungsarbeit zu leisten und den Menschen unmiß­
verständlich nahezubringen, daß ein EG-Beitritt 
nicht nur einigen Wenigen Vorteile bringt, son­
dern für das zukünftige Wohl unseres Staates von 
entscheidender Bedeutung ist. 

Es stimmt mich immer wieder äußerst bedenk­
lich, wenn ich bei so manchem Gespräch feststel­
len muß, daß sich bei einigen Bürgern in unserem 
Land so etwas wie eine "Kirchturmspitzen-Men­
talität" oder Abschottungs- und Einigelungsten­
denzen breitrnachen. Jetzt, da endlich die jahr­
zehntelange Trennung unseres Kontinents über­
wunden wird, zu einem Zeitpunkt, zu dem reelle 
Chancen für eine europaweite Zusammenarbeit 
gegeben sind, da soll Österreich die Politik einer 
"Splendid Isolation" betreiben? - Nein, meine 
Damen und Herren, das können und dürfen wir 
nicht zulassen, und dies müssen wir auch der Be­
völkerung dementsprechend klar vor Augen füh­
ren. 

Es ist kein Zufall, daß die Zahl der internatio­
nal tätigen Organisationen, wie ich schon zu Be­
ginn meiner Ausführungen erwähnt habe, 
sprunghaft gestiegen ist. Diese haben erkannt, 
daß die Lösung eier anstehenden Probleme unse­
rer Zeit in zunehmendem Maße der grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit bedarf. Ob es nun 
so manchem Mitbürger recht ist oder nicht, Tat­
sache ist: Wir leben in einer Welt, in der die ein­
zelnen Staaten in vielen Bereichen immer ver­
netzter und miteinander verflochtener werden. 
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Ich möchte in diesem Zusammenhang etwa den 
Bereich Umweltschutz herausgreifen. Natürlich 
können wir in Österreich auf diesem Gebiet ge­
wisse Einzelrnaßnahmen treffen, aber die großen 
Probleme, meine Damen und Herren, können wir 
ganz sicher nicht im Alleingang lösen. Man denke 
zum Beispiel nur an Themen wie Treibhauseffekt 
oder Ozonloch. Daher verwundert es mich immer 
wieder, wenn bei EG-Gegnern gerade der Um­
weltschutz als Argument gegen den Beitritt her­
halten muß. Denn betrachtet man die Entwick­
lung der Umweltpolitik in der EG, so kann man 
feststellen, daß Österreich bei weitem nicht mehr 
jene Umweltschutz-Vorreiterrolle spielt, die man­
che so gerne sehen würden. 

Außerdem wäre auch ein EG-Mitglied Öster­
reich nicht daran gehindert, strengere Maßnah­
men als die Gemeinschaft zu beschließen, solange 
diese nicht dem Zweck dienen, unter dem Deck­
mantel des Umweltschutzes unliebsame Konkur­
renz auszuschalten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
wäre unnatürlich, würde Österreich sich aus dem 
gesamteuropäischen Einigungsprozeß ausklam­
mern. Zu einem Zeitpunkt. zu dem die Mitgestal­
t.~tng an der Zukunft Europas gefragt ist, darf 
Osterreich nicht plötzlich die Rolle eines Außen­
seiters spielen, der die auch ihn betreffenden Ent­
scheidungen stillschweigend einfach zur Kenntnis 
nehmen müßte. 

Und was gewisse Berührungsängste von Öster­
reichem mit Nichtösterreichern betrifft, so bin 
ich überzeugt. daß gerade die in unserem Land 
ansässigen internationalen Organisationen einen 
wichtigen Beitrag zum Abbau von Vorbehalten 
und Vorurteilen leisten könnten. Unsere Bevöl­
kerung sollte stolz darauf sein, daß Österreich auf 
andere eine gewisse Anziehungskraft hat - sei es 
auf Touristen oder eben auf Institutionen und 
Unternehmen. die sich in unserem Land nieder­
lassen wollen -, denn schließlich ist es ja genau 
diese Anziehungskraft, die uns einen beträchtli­
chen Teil unseres Wohlstandes beschert. - Das 
sollten wir alle nicht vergessen! 

Wien kommt unter den europäischen Städten 
eine große Bedeutung zu, jetzt nach der Beseiti­
gung des Eisernen Vorhanges mehr denn je. Die­
se dürfen wir aber nicht aus kleinkarierten und 
kurzsichtigen Motiven heraus aufs Spiel setzen! 
Ganz im Gegenteil: An uns liegt es, jene Säulen 
zu schaffen, die diese Bedeutung in Zukunft stär­
ken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
vorliegende Bundesgesetz und die Regierungsvor­
lage über die internationalen nichtstaatlichen Or­
ganisationen bedeuten einen wichtigen Schritt in 
Richtung Internationalisierung und Völkerver­
ständigung. Meine Fraktion wird gerne diesen 

Vorlagen ihre Zustimmung geben. - Danke. 
(Allgemeiner Beifall.) J 5.31 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesminister Dr. 
Mock. Ich erteile es ihm. 

/5.3/ 
Bundesminister für auswärtige Angelegenhei­

ten Dr. Alois Mock: Herr Präsident! Meine Da­
men und Herren! Ich möchte die durch diese 
Vorlage, die sich auch mit der Frage der Nieder­
lassung weiterer internationaler Organisationen 
in Österreich beschäftigt. sich bietende Gelegen­
heit benützen, um doch noch einiges zu sagen, 
was an neuen Arbeitsbelastungen auf das Bundes­
ministerium für auswärtige Angelegenheiten zu­
kommt, und zwar im Zusammenhang mit der po­
litischen Wende, die in den letzten zwei, drei Jah­
ren vor allem in Osteuropa Platz gegriffen hat. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Ihre Auf­
merksamkeit darauf lenken, daß es im Jahre 1985 
2 Millionen Einreisen von Österreich nach Un­
garn gegeben hat, im Jahre 1990 waren es 
5.2 Millionen. Wenn man weiß, was oft an Papie­
ren, an Pässen verlorengeht, wie viele Kraftfahr­
zeugunfälle passieren, kann man sich die rapide 
Zunahme der Aufgaben der Botschaftsangehöri­
gen vorstellen: So hat im Jahre 1986 die österrei­
chische Botschaft in Budapest 3 500 Sichtver­
merkserteilungen durchgeführt, 1990 waren es 
39 OOO! Im Jahre 1985 wurden von unserer Bot­
schaft in Moskau 13 500 Visa ausgestellt, 1990 
waren es 46 000. Und das, meine Damen und 
Herren, bei einem Personalstand, der zum Bei­
spiel in der Botschaft in Budapest gleichblieb, 
ebenso in Moskau. 

Durch die Neuregelung des Asylrechtes, durch 
die Neuregelung, was die Niederlassung in Öster­
reich anlangt, die dazu führt. daß sich die Bot­
schaften schon mit der Prüfung der entsprechen­
den Anträge beschäftigen müssen, die dann an 
das Innenministerium gehen, kommt eine neue 
Welle von Arbeit auf die diplomatischen Missio­
nen zu. Allein das Niederlassungsgesetz wird vor­
aussichtlich dazu führen, daß 18 000 zusätzliche 
Anträge pro Jahr von den Botschaften bearbeitet 
werden müssen. 

Man könnte diese Liste fortsetzen, so etwa auch 
das Wahlrecht für Auslandsösterreicher anfüh­
ren, das eingeführt wurde, das einen beachtlichen 
demokratischen Fortschritt darstellt: Bei der letz­
ten Nationalratswahl wurden 160 000 Auslands­
österreicher von den Vertretungsbehörden be­
züglich der Modalitäten der Inanspruchnahme 
dieses ihres Wahlrechtes angeschrieben. 

Meine Damen und Herren! Sie werden daher 
verstehen, daß sich das natürlich negativ auf die 
Bereitschaft, in den Dienst des Bundesministeri-
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ums für auswärtige Angelegenheiten einzutreten, 
niederschlägt beziehungsweise zu einer hohen 
Abgangsrate führt. Von jenen 40 Damen, die 
1991 als Sekretärinnen aufgenommen wurden, 
sind 24 wieder ausgeschieden. Wenn man weiß, 
daß eine Sekretärin in einem Vorstand eines gro­
ßen Wirtschaftsunternehmens, die zwei, drei 
Sprachen spricht, durchaus zwischen 30 000 S bis 
oft über 50 000 S erhält, man aber einer solchen 
Mitarbeiterin lediglich ein Drittel dieses Betrages 
dafür anbieten kann, daß sie mit diesen Qualifi­
kationen im Außenamt arbeitet, noch dazu mit 
längeren Auslandsaufenthalten, so ist es sicher­
lich nicht überraschend, daß viele ihren Dienst 
wieder quittieren. Es verdienen also jene, die 
trotzdem bleiben, ganz besondere Anerkennung, 
aber langfristig müssen wir uns darüber im klaren 
sein, daß die Qualität der Arbeit insgesamt natür­
lich darunter leiden wird. 

Bekanntlich beschäftigt sich das Außenministe­
rium mit der Erstellung eines Gesetzentwurfes, 
der den besonderen dienstrechtlichen Aufgaben­
steIlungen der Mitarbeiter des Außenministeri­
ums Rechnung tragen soll. Es ist das sicherlich 
vom Dienstrechtlichen als auch vom Finanziellen 
her eine schwierige Frage. Es gibt einige wenige 
Länder, die ein solches Statut bereits haben. 

Ich möchte daher auch die Damen und Herren 
Bundesräte bitten, wenn diese Vorlage dem Ho­
hen Haus übermittelt werden wird, ihr besondere 
Aufmerksamkeit und Unterstützung angedeihen 
zu lassen. 

Es ist doch heute nicht mehr so, daß man unter 
diplomatischem Dienst versteht, lediglich politi­
sche Informationen auszutauschen, sonst aber 
nichts zu tun, wie das vielleicht vor hundert Jah­
ren noch der Fall war, als man sich kaum mit 
sozialen Fragen beschäftigt hat, auch nicht mit 
Wirtschaftsfragen, mit Visaanträgen et cetera. 

Der diplomatische Dienst ist ein Dienst gewor­
den, der sich faktisch mit allen Bereichen der Ge­
sellschaft befaßt, wobei hinzukommt, daß das 
Netz der diplomatischen Beziehungen ungeheuer 
dicht geworden ist. Vor hundert Jahren hat es 
vielleicht zwei oder drei internationale Organisa­
tionen gegeben, heute gibt es Organisationen, in 
denen oft mehr als 100 000 Beamte tätig sind, die 
betreut werden müssen und die auch Einfluß auf 
Beziehungen und sehr oft Einfluß haben, was die 
Interessen unseres Landes betrifft. 

Ich meine daher, es ist unbedingt notwendig, 
spätestens in den kommenden ein, zwei Jahren 
eine dienstrechtliche Regelung zu finden, mit der 
speziellen Aufgaben des Außendienstes Rech­
nung getragen wird und die dazu führt, daß die 
hohe Qualität der Dienstleistungen keinen Ein­
bruch erleidet, denn das würde zweifelsohne den 

Interessen unseres Landes schaden. - Danke. 
(Allgemeiner Beifall.) 1538 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird seitens des Berichterstatters ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht gege­
ben. 

Die Ab s tim m u n g über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 11. März 1992 be­
treffend ein Bundesgesetz über die Einräumung 
von Privilegien an nichtstaatliche internationale 
Organisationen. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
S tim m e n ein hell i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m m e n. 

Wir gelangen weiters zur Abstimmung über 
den Beschluß des Nationalrates vom 11. März 
1992 betreffend ein Europäisches Übereinkom­
men über die Anerkennung der Rechtspersön­
lichkeit internationaler nichtstaatlicher Organisa­
tionen. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem vorliegenden Beschluß des Nationalrates 
im Sinne des Artikels 50 Abs. 1 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zustimmen, um ein Handzeichen. -
Dies ist S tim m e n ein hell i g k e i t. 

Der Antrag, dem vorliegenden Beschluß im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 1 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zuzustimmen, ist somit a n g e -
no m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Dringliche Anfrage 

der Bundesräte Mag. Lakner, Dr. Kapral und 
Kollegen an den Bundesminister für Unterricht 
und Kunst betreffend gröbliche Versäumnisse in 
der Ressortführung durch Bundesminister Dr. 
Rudolf Scholten (852/J-BR/92) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nunmehr zur Verhandlung über die dring­
liche Anfrage der Bundesräte Mag. Lakner und 
Kollegen an den Herrn Bundesminister für Un-
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terricht und Kunst betreffend gröbliche Versäum­
nisse in der Ressortführung durch Bundesmini­
ster Dr. Rudolf Scholten. 

Da diese Anfrage inzwischen allen Bundesräten 
schriftlich zugegangen ist. erübrigt sich eine Ver­
lesung durch die Frau Schriftführerin. 

Die dringliche Anfrage hat folgenden Wortlalll: 

Bildungspolitik ist ein wesel1llicher Teil der Ge­
seLLschaftspolitik. legen wir doch mit u.nseren Bil­
dungseinrichtungen den Grundstein für die Zu­
kunft. Internationale Konkurrenzfähigkeit llnd 
Qualität des Bildungssystems hängen untrennbar 
miteinander zusammen. weshalb gerade Fragen 
und Probleme der Bildungspolitik dem politisch 
Verantwortlichen besondere Anliegen sein müssen. 
Die Bildungspolitik der letzcen 30 Jahre hat es 
zH/eifellos mit sich gebracht. daß soziale und regio­
nale Benachteiligungen weitgehend abgebaut wer­
den konnten. denlZoch sind die Probleme an unse­
ren Schulen nicht weniger. sondern eher mehr ge­
worden. Dies iSi die Folge einer ganzen Reihe VOll 

FaklOren: 

Die Kompetenzen im Bildllngsbereich sind allS 
parteipolitischen Gründen auf Zlyei Bundesmil1i­
sterien aufgeteilt. was Zll ständigen negativen Kom­
petenzkonflikten in finanzieller und sachlicher 
Hinsicht führt. 

Die Verabschiedung von Schulgesetzen bedarf 
im ParlamelU einer Z~veidriuelmehrheit (soge­
nanl1te sozialpartnerschaftl fche Spernninorität): 
wissenschaftlich fundierte piidagogische Erkennt­
nisse müssen daher geselLschaftspolitischen Korn­
promissen weichen. Anstelle einer zllkllnftsweisen­
den Problemlösung pädagogischer Fragen ist die 
lypische Form großkoalilionärer Problem lösung 
getreten (sogellannte ständestaacLiche Zemel1lie­
rung). die Verdrängung der tatsächlichen Fehlel1l­
IvickLungen. 

Die Landesschulräte als bildungspolilische Ver­
wairungsorganisacionsform in den Bundesländern 
sind von Bürokratismus. finanzieller Verschwen­
dung lind Parleibuchwirtsclzaft geprägt. 

Die politischen Parteien verfügen über einen er­
schreckend großen Einfluß an unseren Schulen. 
Vom Direktor über die Lehrer bis hin zu Eltern­
und Schülervertretungen ist alles großkoalitionä­
rer Einflußnahme unterworfen. Über schuLisches 
und berufliches Weiterkontmen entscheidet - bis 
auf wenige Ausnahmen - das Parteibuch statt Lei­
sllmg und Können. 

Schul- und Bildungspolilik sind nicht unweseru­
lieh von standespolitischen Interessen getragen. 
Allzuofl siegen die Interessen der Lehrergewerk­
schaft über die Notwendigkeit größerer Flexibilität 
im Schulalltag. allzlloft vermauern von den Leh-

rervertretern durchgesetzte gesetzLiche Bestimmun­
gen pädagogische Freiräume. 

Die österreichische Schule leidet unter einer lO­
talen Verrechtlichung. Zeruralisierung und unifor­
mierenden Bürokratisierung. Formale Regelungen 
der allgemeinen Verwaltung werden auf die inner­
schuLische pädagogische Kooperation von Eltern. 
Lehrern und Schülern angewandt und umergraben 
die Ansätze einer fruchtbringenden Zusammenar­
beit, statt diese zu unterstützen. Die Entwicklung 
der Schulgesetzgebllng ist daher nicht Ausdruck 
der Rechtssicherheit. sondern ein Ausdruck der 
Ohnmacht und Entmündigung geworden. 

Parallel dazu kippt die österreichische Bildungs­
landschaft um. Während es auf der einen Seite eine 
AHS-Malurantensch~'emme lind in ~veilerer Folge 
Akademikerarbeitslosigkeit gibt. leidet die österrei­
chische Wirtschaft auf der anderen Seite unter ei­
/lem zunehmenden Lehrlings- und Facharbeiter­
mangel. Das österreichische Bildungswesen ist 
heUle nicht mehr imstande. die aus der Gesell­
schaft kommenden Anjorderungsprofile mit ihrem 
Bildungsangebot abzudecken. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten hat alle die­
se objektiv vorhandenen Problembereiche seit sei­
nem Amtsantritt vor mehr als einem Jahr mehr 
oder weniger ignoriere. Weder im Bereich der 
Lehrplanreform. der SchulaulOnomie oder der in 
Zukunft so H/icllIigen Fachhochschulen hat er auch 
flllr Spurenelemente eines Leistungsnach\t'eises 
beibringen können. Stau dessen untergräbt er mit 
seineIl unausgegorenen und von praktisch allen 
kompetenten Pädagogen abgelehnten Vorschlägen 
rtllld um eine obligatorische Aufstiegsklausei ohne 
LeistulZgsnachweis bei einem Nicht genügend die 
Leistllngsmoral aller Schüler. 

Die unterfertigten Bundesräte stellen daher an 
den Herrn Bundesminister für Unterricht und 
Kllnsr folgende 

Dringliche Anfrage 

I. Die in Begutachtung stehenden Vorschläge 
zum § 25 SChllG und zu der darin enthaltenen 
Aufstieg~automatik bei einem Nicht genügend sind 
in der Offemlichkeit. aber auch bei Ihrem Koali­
tionspartner auf Ablehnung geslOßen. 

Welche KOllsequen.zen ziehen Sie daraus, bezie­
hungsweise werden Sie an den vorgeschlagenen 
drei Varianten festhalten? 

2. Wenn Sie daran festhalten. welche Gründe 
haben Sie dafür? 

3. Wenn Sie nicht daran festhalten. welche 
Gründe haben Sie dafür? 

.J. In der Beantwortung einer parlamentari­
schen Anfrage vom 18. September 1991 haben Sie 

551. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 71 von 105

www.parlament.gv.at



26044 Bundesrat - 551. Sitzung - 19. März 1992 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck 

die Ausarbeitung einer grundlegenden Studie zum 
Problem des Schulversagens ohne die Nennung 
stichhaltiger Gründe abgelehnt. 

Warum weigert sich das Ministerium unter Ihrer 
Ressortfiihrung. solch eine Studie in Auftrag zu ge­
ben? 

5. Auf welcher ~vissenschaftlichen Basis fußen 
somit Ihre Reformvorschläge zur Allfstiegsklausel 
oder geslehen Sie durch diese Vorgangsweise ein, 
daß Ihre einschlägigen Vorschläge grundsätzlich 
ohne fundierte I-vissenschaftliche Forschungs­
grundlagen erarbeitet werden? 

6. Die auf Landes- und Bezirksebene die Schul­
verwaltung adm.inistrierenden Landes- und Be­
zirksschulräte sind gerade in einer der jüngsten 
Rechnungshofberichte als nach sachlichen und fi­
nanziellen Gesichtspunkten ineffizient kritisiert 
worden (Rechnungshofbericht über den Nieder­
österreichischen Landesschulrat ). 

Hat der Rechnungshof in der Vergangenheit 
auch andere LandesschIllräte geprüft, und ~i'enn ja, 
~velche Ergebnisse liegen vor? 

7. Welche Konsequenzen ziehen Sie daraus. und 
werden Sie dafür eintreten, daß die Landes- und 
Bezirksschulräte abgeschafft und in die allgemeine 
Verwaltung inkorporiert werden? 

8. Wenn Sie keine Konsequenzen daraus ziehen. 
wie begründen Sie das? 

9. Aus ideologischen Gründen haben die sozia­
listischen Unterrichtsmillister Sinowau. ZiLk. Mo­
ritz. HaH'licek den Hauptschulsektor systematisch 
ausgehöhlt und in eine bildungspolitische Diaspo­
ra geführt. Auch in Ihrer bisher reichlich ergebnis­
losen AI111sführung wird dieser Weg konsequent 
\1/eitergegangen. Die österreichische Hauptschule 
wird vor allem in den Ballungszentren immer 
mehr zur Resthauptschule. Efu.tziel scheint eine ge­
meinsame Schule der 10- bis 14jährigen. 

Warum wird auch unter Ihrer Ressorlfiihrung 
der Hauplschulbereich im wahrsten Sinne des 
Wortes ,.links" liegengelassen, ohne ihm eine spe­
zielle Förderung angedeihen zu lassen? 

1 O. Die Leistungsgruppen im Bereich der Haupt­
schulen haben aus pädagogischer Sicht wenig In­
novation gebracht. In der Mehrzahl der pädagogi­
schen Alltagsprobleme haben sie im Gegenteil eine 
Allfweichung des Leistungsprinzips gebracht. da 
sich in diesem System weder Spitzenbegabungen 
fordern noch Minderbegabungen entsprechend 
fördern lassen. 

Denken Sie daran, diese pädagogische Sackgasse 
wieder zu verlassen und zum alten Klassen ver­
bandssystem in allen Fächern zurückzukehren, 
oder wollen Sie die derzeitigen Leislllngsgruppen 

rnir all ihren negativen Konsequenzen für die Aus­
bildung im Hauplschulsektor beibehalten? 

11. Wenn ja. bis wann? 

12. Wenn nein. warum nicht? 

13. Aus einem ZI-vischenbericht einer bundes­
weiten Arbeitsgruppe zum Polytechnischen Lehr­
gang geht hervor. daß der Polytechnische Lehr­
gang als ein Überbleibsel der bisher reichlich inef­
fizienten SchulretQrl1l gilt. Der positive Abseht uß 
des Polytechnischen Lehrgangs finde auch keine 
ausdrückliche Anrechnung in der dualen Ausbil­
dung. 

Werden Sie Retormvorschläge vorstellen. die die 
ausdrückliche Anrechnung der positiv absolvierten 
neunten SchulslUfe in der dualen Ausbildung ge­
währleisten, und bis wann ist damit zu rechnen? 

Werden Sie insbesondere dafür eintreten, daß 
durch eine geänderte Lehrplangestaltung und 
Schwerpunklselzung eine Neupositionierung des 
Polytechnischen Lehrganges im Gesamlbildungs­
system erfolgen kann? 

14. Wenn nein. warum nicht? 

15. In übereinstimmenden wissenschaftlichen 
Studien werden ein Fachschulsterben und eine zu­
lZehmende Unaurakcivität des Berufsschulsektors 
prognostiziert. 

Zieht Ihr Bundesministerium daraus Konse­
quenzen. und wenn ja. welche? 

16. Wenn nein. warum nicht? 

17. In einem llllerview in der Tageszeitung 
"Salzburger Nachrichten" Ende Jänner haben Sie 
eine Fülle VOll negativen .4.11ßerungen gegen die 
Lehrerschaft insgesamt getätigt {md damit einen 
Teil der SchIllgemeinschaft pauschal abqualifi­
ziert. 

Wie sehen Sie vor dem Hintergrund dieser lm­
qualifizierten Äußerungen insgesamt Ihre Rolle als 
oberster Dienstherr der Lehrer. und welche Rolle 
messen Sie den Lehrern in einer zukünftigen 
Schulgemeinschatt überhaupt zu? 

18. Die Schulbu.chaktion führt nun schon seit 
bald zwei Jahrzehnten zu exorbitant überhöhten 
Kosten. Die Bücher werden immer teurer. ihre 
Qualität immer schlechter. Die Beträge. die den 
Schulen zur Verfügung gestellt werden. passen sich 
nicht den aktuellen Erfordernissen an. 

Welche Konsequenzen ziehen Sie daraus? 

19. Welche Verwaltungsvereinfachung bringt die 
Schulautonomie im einzelnen? Wird sich der Tä­
tigkeitsbereich der Landes- beziehungsweise Be-
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zirksschulräte auf den einer Rechls- und Finanz­
aufsichcsbehörde beschränken? 

20. Welchen Diskussionszeitraum wird die Ein­
führung der Schulautonomie in Anspruch nehmen. 
und bis wann wird das Bundesministerium konkre­
te LösungsmodeLLe vorstellen? 

21. Welchen Diskussionszeitraum wird die Ein­
führung einer flellen Ferienordnung in Anspruch 
nehmen. und bis wann vvird das Bundesministeri­
um konkrete Lösllngsmodelle vorstellen? 

22. Welchen Diskussionszeitraum wird die Ein­
führung der Fünftagewoche in Anspruch nehmen. 
und bis wann wird das Bundesministerium konkre­
te Lösungsmodelle vorsteLLen? 

23. Die Umfragen des Bundesministeriums für 
Unterricht und Kunst bezüglich Ferienordnung 
und Fünftagewoche waren nach übereinstimmen­
der Meinung \'Oll Eltern. Schülern und Lehrern 
laienhaft und ohne ~9issenschaftlichen Hinter­
grund. 

Welche Kosten sind dem Bund daraus entStafl­

den. ~ver trägt dafür auf Beamtenebene in Ihrem 
Ministerium die VerafUHiortllng, Ivas passiert mit 
den unbrauchbaren Ergebnissen, und wann wird 
eine nach streng soziallt'issenschaftlichen Kriterien 
erstellte Befragung für seriöses Datenmaterial in 
dieser Problematik sorgen? 

2-1. Aus welchen Gründen kommt es zur Lehrer­
wochenswndenkomingefUiercmg in der AHS. lilld 
welche Aus'rvirkungen ergeben sich daraus, insbe­
sondere für die Macurareform. die im Schuljahr 
/992/93 in Kraft tritt? 

25. Im Hinblick auf die Internationalisierung 
der österreichischen Wirtschaft kommt den 
Sprachkenntnissen der in der Wirtschaft Tätigen 
und damit der Sprachausbildung steigende Bedeu­
tung zu. Nach Aussagen der dafür verantlt'ortli­
ehen Experten i~l die derzeitige schulische Sprach­
ausbildung in Osterreich stark verbesserungswür­
dig. 

Was werden Sie unternehmen. um die Sprach-
aCl,sbildung insgesamt im öseerreichischen 
Schulwesen zu verbessern? 

26. Die zukünftige europäische Imegration ver­
langt nach einer adäquaten Ausbildung der Lehr­
kräfte in allen spezifischen Fachgebieten, die das 
Thema "Europa" betreffen. 

Welche Initiativen werden Sie setzen, um die 
Ausbildung der Lehrkräfte dahin gehend zu inten­
sivieren? 

In formeller Hinsicht wird gemäß § 61 Abs. 3 
der Geschäftsordnung des Bundesrates verlangt, 
diese Anfrage als dringlich zu behandeln und dem 

Erstunterzeichneten Gelegenheit zur Begründung 
zu geben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Ich er­
teile zunächst Herrn Bundesrat Professor Mag. 
Lakner als erstem Fragesteller zur Begründung 
der Anfrage das Wort. 

15AO 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­

burg): Herr Präsident! Herr Minister! Hohes 
Ha~s! Es ist dies die dritte dringliche Anfrage der 
FPO hier im Bundesrat. (Bundesrat S t r II tz e n -
b erg e r: Das ist flicht lobenswert, aber bitte.') 
Wir werden uns bessern, Herr Präsident! 

Die vorhergehenden Dringlichen hatten kon­
krete Ereignisse zum Anlaß: Da ging es um die 
Anerkennung Sloweniens und Kroatiens. Wir wa­
ren auf lange Sicht erfolgreich, wenn auch leider 
nicht gleich. (Bundesrätin Dr. Kar l s SOll: Die 
jetzige Anfrage war so "dringlich". daß Sie zwei 
Woche/l damit warten konnten.') Ich komme gleich 
darauf zu sprechen, Frau Karisson. 

Bei unserer zweiten Dringlichen ging es um das 
Transitabkommen, und heute geht es um den 
Schulbereich. 

Es ist diesmal vielleicht kein konkreter Anlaß­
fall gegeben, den ich an einer Bestimmung auf­
hängen will, sondern der Grund dafür ist ein all­
gemeines Unbehagen, ein allgemeines Unbeha­
gen, das sich freilich vermehrt um eine Summe 
von, wie wir meinen, Unzulänglichkeiten und 
Versäumnissen. (Bundesrat Mag. Bös c h: Was ist 
daran bille dringlich?) Kollege. es stellt das eine 
Reihe von "Schneebällen" dar, die - eine Utopie, 
die hoffentlich nicht Wirklichkeit wird - zu ei­
ner Lawine werden könnten. Und um diese Lawi­
ne zu verhindern, ist diese Dringliche unbedingt 
notwendig. (Bul1desrätin Dr. Kar L s SOll: Der 
Wimer ist schon vorbei!) 

Ich könnte es mir natürlich jetzt leichtmachen 
und aus den Pressediensten der letzten zwei, drei 
Wochen zitieren. Dann wäre, glaube ich, diese 
Lawine auch schon offenkundig. Aber ich will 
doch lieber auf eigene Gedanken denn auf fremde 
zurückgreifen. 

Herr Minister! Sie haben uns am Anfang Ihrer 
Tätigkeit. also vor rund zwei Jahren, mit einigen 
"Sagern" - wie man das so salopp nennt - neu­
gierig gemacht. Da waren interessante Sager da­
bei, da waren mutige Sager dabei, und da waren 
auch innovative Sager dabei. Das hat in uns 
durchaus die Hoffnung erweckt, Sie hätten Ent­
schlußkraft, dynamische Unvoreingenommenheit 
und Zukunftsperspektiven, was die Schulpolitik 
anlangt. Und es gab die Hoffnung - das darf ich 
auch ganz offen aussprechen - auf Rücknahme 
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der so stark eingedrungenen SPÖ-Ideologie im 
Schulbereich. 

Dieser Hoffnung ist - leider! - relativ bald 
Enttäuschung gefolgt, Enttäuschung über die all­
mähliche Rücknahme dieser Sager, nach Ihrer 
"Besinnung" auf die SPÖ-Ideologie erst recht. 
(Bundesrätin Dr. Kar Iss 0 n: Das ist ja nichts 
Schlechtes!) Nicht apriori, Frau Kollegin, aber 
unser Schulwesen darf nicht monocolor werden. 
(Neuerlicher ZJ.i'ischenruf der Bundesrätin Dr. 
Kar Iss 0 n.) 

Was in letzter Zeit besonders virulent gewor­
den ist, war die finanzielle Aushöhlung im Bil­
dungsbereich. 

Herr Minister! Ohne Ihnen allzunahe treten zu 
wollen: Mir ist da irgendwo der Vergleich mit 
dem DDR-Krenz vom "Wendehals" eingefallen. 

Auf diese Enttäuschung folgte dann Funkstille; 
vielleicht war es auch eine schöpferische Pause, 
wenn wir das ins Positive kehren wollen. vielleicht 
war es ein Rückzug auf das Kunstministerium, für 
das Sie, Herr Minister, vermutlich prädestinierter 
sind als für den Schulbereich. 

Was immer aber Anlaß dafür war: Auf diese 
schöpferische Pause folgte - vermutlich auf­
grund von Kritik aus allen möglichen Reihen -
eine Art hektische Aktivität. Diese hektische Ak­
tivität führte zu schlecht vorbereiteten Maßnah­
men, zu unabgesprochenen Maßnahmen - vor 
allem mit den Beteiligten unabgesprochenen 
Maßnahmen - und zu tendenziös programmati­
schem Eindringen von Vorstellungen in die 
Schulpolitik, wo wir sie nicht haben wollen. Zu­
sätzlich gab es prononcierte Ablehnung in bezug 
auf eine Gesprächsbereitschaft mit FPÖ-Vertre­
terno - Ich verstehe nicht, daß ein Minister Ver­
treter von 20 Prozent der Bevölkerung überhaupt 
nicht anhören will. 

Der Minister - ich darf Sie daran erinnern -
ist der erste Diener des Staates, er muß für alle 
Österreicher dasein. Ich bitte Sie, Herr Minister 
Scholten, sich auf diese Rolle des ersten Dieners 
im Staate zu besinnen! Jedes Pauschalurteil - das 
habe ich schon letztes Mal die Ehre gehabt, zu 
sagen - ist auch aus unserem Blickwinkel als fa­
schistoid zu bezeichnen. 

Meine Damen und Herren! Es ist die Sorge um 
die Bildungspolitik, die mich heute zwingt, zum 
Rednerpult zu gehen, die Sorge um eine Bil­
dungspolitik, die einer immer schnelleren gesell­
schaftlichen Entwicklung unterliegt, gesellschaft­
liche Veränderungen, die aufgearbeitet werden 
müssen, ohne daß es aber zu Reibungen kommt. 
Es sind die Wanderungsbewegungen in Europa, 
die uns vor Probleme stellen, und es sind weiters 

Fragen der Europäischen Integration, die eine 
Herausforderung für die Schule darstellen. 

Ich gebe zu, Sie haben es nicht leicht, Herr Mi­
nister Scholten, denn Ihre Vorgänger haben den 
Garten nicht gerade gründlich bestellt. Es gibt 
diese Husch-Pfusch-Schulpolitik ja schon seit 
Jahrzehnten. Sie, Herr Minister, können daher 
leider auf keine gesicherten Grundlagen zurück­
greifen, und es ist schwer, sich diese Grundlagen 
in kurzer Zeit zu erarbeiten. 

Ich kann aber trotzdem nur hoffen, daß Sie, 
Herr Minister Scholten, nicht die Reihe der resi­
gnierenden Unterrichtsminister fortsetzen wer­
den. Nach Hawlicek hat man gedacht, jetzt müßte 
es besser werden, aber offenbar gilt doch das 
Sprichwort: .,Es kommt nie etwas Besseres nach." 
(Bundesrätin Dr. Kar l S S 0 n: Also bitte, so 
schlecht war die Hawlicek nicht! - Bundesrat 
S t r u t zen be r ger: Nehmen Sie nicht das Maß 
an Ihrer Arbeit.') Die Zeit freiheitlicher Unter­
richtsminister. Herr Präsident, geht in die Erste 
Republik zurück; da war die Tradition keine 
schlechte. (Bundesrat S t r u tz e n b erg er: Ich 
sehe die Dinge nicht so eng '.vie Sie.') Das ist An­
sichtssache. 

Zu diesen Vorwürfen kommen natürlich auch 
einige - durchaus persönliche - Vorwürfe. Ich 
gestehe natürlich jedem seinen persönlichen Stil 
zu, aber es ist doch die Frage, ob gerade im Be­
reich der Schulpolitik eine gewisse Arroganz am 
Platz ist. Arroganz sehe ich darin, daß Sie, Herr 
Minister, Vorschläge negieren. Arroganz sehe ich 
darin, daß Sie Kontakte meiden, statt solche zu 
suchen. 

Ich erinnere etwa daran: Wir hatten die Ehre, 
daß Sie, Herr Minister, auch "meine" Schule ein­
mal besuchten, in Salzburg eben. Aber weder die 
Schüler noch die Lehrer haben Sie dabei zu Ge­
sicht bekommen. Sie haben sich zwar mit Lehrer­
vertretern irgendwo im Direktionszimmer getrof­
fen, auch mit Schülervertretern, aber ob das die 
ideale Art der Kontaktaufnahme ist, um von den 
wirklichen Problemen zu hören, darf ich zumin­
dest anzweifeln. 

Und dann kam etwas hinzu, das mich beson­
ders gestört hat, nämlich die Diskriminierung der 
Lehrer. Ich erinnere an Ihr Interview von Ende 
Jänner dieses Jahres mit den "Salzburger Nach­
richten", das ich mitgenommen habe. Darin heißt 
es - ich zitiere nur einen Satz, Sie können das ja 
dann ergänzen, wenn Sie meinen, es sei aus dem 
Zusammenhang gerissen. (Ruf bei der SPÖ: Nicht 
aus dem Zusammenhang zitieren.') 

Es heißt dort: "Man kann ja nicht die Lehrer 
immer grundsätzlich für dumm halten." 
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Herr Minister! Ich muß schon sagen: Wenn das 
der oberste Dienstherr aller Lehrer sagt, dann 
gibt es nur zwei Möglichkeiten: entweder er ent­
schuldigt sich - oder er tritt zurück! (Beifall bei 
der FPO. - Bundesrätin Dr. Kar Iss 0 n: Das ist 
~vohl ein absichtliches "Mißverständnis", das Sie 
da konstruieren! Sie wissen ganz genau, daß der 
Kontext ein anderer war.') Der Kontext, Frau Kol­
legin, war kein wesentlich anderer! 

Ich bedaure, daß sich im Unterrichtsministeri­
um offenbar auch unter Ihrer Ägide die Tendenz 
fortsetzt, daß es ein Handeln nach Anlaß, nicht 
aber ein Handeln nach Konzepten gibt. Konzepte 
Ihrerseits sehe ich nicht, aber Sie, Herr Minister, 
haben ja heute Gelegenheit, uns solche darzule­
gen. - Auch das ist ein Grund für unsere Anfra­
ge. 

Der Bundsrat hat nicht die Möglichkeit, einen 
Mißtrauensantrag zu stellen. Verstehen Sie aber 
unsere Dringliche durchaus in die Richtung, daß 
wir mißtrauisch geworden sind und daß wir von 
ernster Sorge um die Bildungspolitik in unserem 
Lande befallen sind. - Es ist das auch meine per­
sönliche Sorge als Bildungspolitiker, auch als El­
ternteil, als ganz junger Großvater und auch als 
Lehrer. 

Die Reformen im Schulbereich - jetzt bringe 
ich zwar ein Pauschalurteil, ich weiß das, aber ich 
bitte, das der Kürze der Zeit wegen zu tolerieren 
- sind als durchwegs negativ zu bezeichnen. Was 
die Schule braucht, ist eine kontinuierliche Ent­
wicklung - nicht aber eine Spielwiese für Experi­
mente ohne Evalu ... Evalu ... Evaluisierung. 
(Bulldesräcin Dr. Kar l s s 0 n: Ihre Schulbildung 
ist auch flicht die beste.' Aber dafür kann der Mini­
ster nichts.' - Heiterkeit bei der SPÖ.) Offenbar 
schleicht sich beim Klingenkreuzen doch ein biß­
chen Nervosität ein. 

Die Schule braucht eine vorsichtige Anpassung, 
und sie soll und darf nicht Mittel zu gesellschafts­
politischer Beeinflussung sein. Sie kann und darf 
auch nicht Handlungsort für Bürokraten oder Le­
gisten sein! 

Wir halten - da sind uns so manche Beamte 
und leider auch Bildungspolitiker nicht immer 
Vorbild - durchaus das Wahre, Gute, Schöne, 
das oft in Grundsätzen steht, für erhaltenswert. 
Experimente mit Organisationen - ich weiß, Sie 
haben unlängst in einem Interview diese Organi­
sationen abgelehnt - sind abzulehnen, denn 
wenn wir dauernd die Organisation der Schule 
ändern, dann wird sich nie etwas beruhigen und 
wird sich auf lange Sicht auch nichts bessern. Es 
bedarf da auch einer gewissen Ruhe, einer gewis­
sen Sicherheit. Sie haben das zwar angesprochen, 
aber ich kann das noch nicht erkennen. Es bleibt 
sehr vieles von Ihnen doch auch im Organisatori­
schen stecken. 

Erfahrung und Engagement von Lehrern, 
Schülern und Eltern, das ist es, was wir brauchen, 
das ist es, was gestärkt gehört - aber nicht das 
Organisatorische. 

Gerade hier im Bundesrat darf ich das sagen: 
Wir wollen eine Liberalisierung, auch eine stärke­
re Verländerung des Schulwesens beziehungswei­
se des Bildungswesens, aber keine Zunahme bei 
der Zentralisierung. 

Wir wollen durchaus - das ist ein uralter frei­
heitlicher Gedanke - die Schulautonomie. Das 
ist ein Gedanke, mit dem wir uns gern beschäfti­
gen, der uns fasziniert, aber die Schulautonomie 
darf kein Vorwand sein für Kürzungen, für Ein­
sparungen, kein Mäntelchen dafür, irgendein an­
deres Vehikel in Gang zu setzen. Wir wollen für 
die Schule einen Rahmen, der klare Bedingungen 
festlegt. Wir wollen die Schule mit Leben erfüllen 
und nicht mit Paragraphen. 

Ich appelliere an Sie: Retten wir unsere Schule, 
solange es noch Zeit ist! 

Ich bin natürlich jetzt verpflichtet, ein paar die­
ser gröblichen Mankos anzureißen. 

Es ist die Neue Hauptschule, die versagt hat. 
Die Neue Hauptschule ist leider zu einem Fiasko 
geworden mit all den Rahmenbedingungen bis 
zur Restschule hin. Es ist die AHS in eine U nsi­
cherheit geraten, in der es sich schwer arbeiten 
läßt. Die Langform wird ausgehöhlt, die Popula­
tion geht zur Hälfte nach der Unterstufe in ande­
re Schulen. Das kann nicht Ziel der Langform 
sein! 

Der Zweck der Studienbefähigung in der AHS 
ist ausgehöhlt. Es kann nicht Ziel der AHS sein, 
für etwas anderes auszubilden als zur Studienbe­
fähigung, es sei denn. Sie ändern die gesamte Or­
ganisation. Und die Leistung und Anforderung in 
diesem Schulbereich sinken ständig. 

Die Volksschule vermittelt nicht mehr in tradi­
tionell bewährter Weise die Kulturtechniken. Die 
Kulturtechniken werden immer mangelhafter be­
herrscht. Die Berufsschule produziert immer we­
niger Lehrlinge, immer weniger Facharbeiter, 
aber dafür lernt man dort Englisch. Hören Sie 
sich einmal das Englisch in den Berufsschulen an! 
(Ruf bei der SPÖ: Sind Sie gegen Englisch? -' 
BUfldesrätin Dr. Kar l s so n: Er ist für Deutsch.') 

Die berufsbildenden Schulen sind nicht mehr 
europareif. Man sieht das schon daran, daß Fach­
hochschulen - die wir durchaus begrüßen -
notwendig sind. Das heißt, man hat auch in die­
sem Bereich etwas versäumt. Und die Pädagogi­
schen Akademien - als sechstes Beispiel - pro­
duzieren am Bedarf vorbei und sind total verpoli­
tisiert. 
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Wir wollen die großen Linien sehen und nicht 
an den Stückwerken hängenbleiben. Herr Mini­
ster! Wo sind die großen Linien geblieben in der 
Objektivierung? Alles ist im Schulwesen beim al­
ten geblieben, die Posten werden weiterhin nach 
Proporz vergeben. (Bundesrätin Dr. Kar l s s 0 n: 
Die FPÖ nimmt sie ein.' Scadtschulracsvizepräsi­
dem zum Beispiel.') Es gibt keinerlei Anzeichen 
von Objektivierung. 

Was geschieht mit den ganztagtgen Schulfor­
men? In diesem Bereich wird seit Jahren experi­
mentiert, und es liegt noch immer kein Ergebnis 
vor. Alle Vorschläge, die kommen, werden wieder 
umgekrempelt und verändert. Das führte dazu, 
daß man die ganztägigen Schulformen als fami­
lienfeindlich bezeichnet hat, was bei diesem Zick­
zackkurs sicherlich kein Wunder ist. 

Die Ergebnisse jahrelanger Schulversuche müs­
sen doch einmal in die Regelschule übernommen 
werden. Ein weiterer Faktor, der uns die großen 
Linien vermissen läßt, ist die Unsicherheit in der 
Notengebung. Die Definition der Noten in unse­
ren Schulen ist längst überholt und unpraktikabel 
geworden, nicht nur beim Nichtgenügend, son­
dern auch bei allen anderen Stufen der Notenge­
bung. Die verbalen Ansätze mögen zwar ihre Be­
rechtigung haben, aber sie verunsichern zurzeit 
nur. Ich habe es schon angesprochen: Es gibt eine 
Flut von Schulversuchen mit unterschiedlichsten 
Motivationen, aber leider auch mit unterschied­
lichsten Notwendigkeiten. Und immer wieder 
fehlt die Kontrollklasse, es fehlt die Evaluation. 

Wir haben eine Maturareform. Die Maturare­
form ist nach einigen schönen Ansätzen Stück­
werk geblieben. Sie ist in Einzelrnaßnahmen stek­
kengeblieben. Die Maturakommission ist in ihrer 
Funktionsfähigkeit nach wie vor unbefriedigend, 
elie Vergleichbarkeit eier Maturaergebnisse ist 
nicht gegeben, auch die Bedingungen liegen 
durchaus im argen. 

Sie haben die Reformkommission wieder ein­
berufen. Aber sie ist, wie ich mir habe erzählen 
lassen, nicht wiederbelebt worden, sondern ist 
weiterhin ineffizient und ohne Schwung. 

Ich glaube, ein Minister muß ein Minimum an 
Anforderungen erfüllen. Er muß die Anforde­
rung der Gesprächsbereitschaft erfüllen; ich habe 
das bereits angesprochen. Es mag vielleicht im 
Bereich der Kunst nicht erforderlich sein, daß 
man gesprächsbereit und entgegenkommend ist, 
aber im Sozialbereich wie der Schule kann man es 
sich sicher nicht leisten, nicht gesprächsbereit zu 
sein. 

Ich glaube, es geht, wenn Sie Gespräche mit der 
FPÖ ablehnen, wohl auch darum, daß Ihnen un­
ser Leistungsgedanke nicht so sehr in Ihr Konzept 
paßt. Leider! 

Da gibt es das Beispiel des Aufsteigens mit dem 
Nichtgenügend. Ich habe grundsätzliche Beden­
ken gegen jede Automatik und natürlich auch ge­
gen die Automatik beim Aufsteigen mit einem 
Nichtgenügend. Ich habe schon darauf hingewie­
sen: So blöd sind die Lehrer doch wieder nicht! 

Wir haben ein eigenes Modell entwickelt, viel­
leicht darf ich Ihnen das einmal vorstellen. Man 
müßte nach wie vor dabei bleiben: Das Aufstei­
gen mit einem Nichtgenügend muß ganz einfach 
die Ausnahme bleiben! Ich kann ja nicht begrün­
den müssen, warum ein Schüler mit einem Nicht­
genügend nicht aufsteigen darf. Es muß ganz an­
ders laufen! Wobei ich die Ausnahmeberechti­
gungen durchaus anerkenne. Ich verstehe nicht, 
warum man vor dem Sommer bereits die Erlaub­
nis zum Aufsteigen mit Nichtgenügend erteilen 
muß. Das öffnet ja der Spekulation bei den Schü­
lern Tür und Tor. Ich verstehe auch nicht, daß in 
der Klassenkonferenz Lehrer mitbestimmen und 
mitstimmen, die den Schüler gar nicht unterrich­
ten. 

Sie haben voriges Jahr im Nationalrat einen 
Antrag auf Erstellung einer Studie zum Schulver­
sagen abgelehnt. Sie wollen auf der einen Seite 
keine Studie zum Schulversagen durchführen las­
sen, auf der anderen Seite machen Sie aber eine 
Umfrage, worin Sie die Schulgemeinschaftsaus­
schüsse befragen, was sie zum Aufsteigen mit 
Nichtgenügend sagen. Also da sehe ich einen Wi­
derspruch. Ich muß mich zuerst der Bedingungen 
annehmen, dann kann ich erst diese Fragen stel­
len. Ich habe schlechterdings den Eindruck, daß 
die Umfrage unpräzis und unwissenschaftlich ist. 

Ich stelle an einen Minister auch die Anforde­
rung, daß er Reaktionen zeigt, Reaktionen auf 
Mißstände, Reaktionen überhaupt. Es gibt keine 
Reaktion Ihrerseits auf den Rechnungshofbericht 
betreffend den Landesschulrat von Niederöster­
reich. Und es gibt kein Konzept für die Landes­
schulräte und Bezirksschulräte, wo einiges ver­
besserungswürdig ist und unter Umständen bis 
zur Abschaffung reichen würde. 

Ich verlange von einem Minister Lösungskom­
petenz. Sie haben keine Lösungskompetenz ge­
zeigt bei der Neuen Hauptschule. Diese ist nach 
wie vor eine Restschule, SchulschLießungen sind 
nach wie vor der Fall, und das Ansehen unserer 
Neuen Hauptschule ist alles andere als das, was 
wir wollen. 

Diese offensichtlichen Gründe für dieses Schei­
tern müßten Sie zum Reagieren bringen, und Sie 
müßten sich die Folgen daraus überlegen. Viel­
leicht liegt es an den wortidenten Lehrplänen. 
Dann kann man nicht stur daran festhalten, dann 
muß man sich überlegen, ob man nicht doch wie­
der weggeht von den wortidenten Lehrplänen. 
Vielleicht liegt es an den Leistungsgruppen. Aber 
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diese sind ja tabu, darüber darf man nicht reden. 
Warum sind sie tabu? (Zwischenruf des Bundesra­
tes Pa y e r.> Lieber Kollege, du redest ohnehin 
gleich nach mir. 

Ich vermute, daß Sie unbedingt an der Gesamt­
schule, an dem Konzept der Gesamtschule fest­
halten wollen und daß deswegen diese Dinge 
nicht objektiv und unvoreingenommen betrachtet 
werden. Das habe ich mit der monocoloren Idee 
ja gemeint. 

Es ist ein sehr fragwürdiges Vorgehen, wenn 
ich durch Scheitern etwas erzwingen will, und es 
geht auf dem Rücken der Schüler. Eltern und 
Lehrer aus, wenn ich durch das Scheitern des Bil­
dungswesens ein Konzept, meinetwegen das Ge­
samtschulkonzept, erzwingen will. Ich würde das 
durchaus als einen nihilistischen Ansatz bezeich­
nen, als einen nihilistischen Ansatz, der zuerst 
zerstören und dann auf der Zerstörung aufbauen 
will. Ich würde sagen: Das können wir nicht brau­
chen. 

Suchen Sie einen anderen Weg, Herr Minister, 
und zerstören Sie unsere Schule nicht! 

Ich weiß, die Zerstörerei gibt es schon einige 
Zeit. Sie hat begonnen mit Sinowatz, wurde fort­
gesetzt von Zilk, Moritz und Hawlicek. Das war 
eine "verdienstvolle" - unter Anführungszei­
chen - Zerstörerei. Und diese wollen wir nicht 
fortgesetzt haben. 

Gesprächsbereitschaft sollte es für einen Mini­
ster wohl nach allen Seiten hin geben. Wir haben 
ein Bildungsmodell - auch das würden wir gerne 
einmal diskutiert haben -, ein Bildungsmodell, 
nach dem die KuIturtechniken durch eine Verlän­
gerung der Volksschulzeit wieder gefestigt wer­
den sollen und in dem der Polytechnische Lehr­
gang in Frage gestellt wird. Ich habe heute erst 
eine Aussendung der Industriellenvereinigung ge­
lesen, die in diese Richtung geht, daß man über 
die Polys sozusagen nachdenken sollte. Ich bin 
neugierig, wie Sie uns darüber nachdenken lassen. 

Es ist evident, daß unsere Fachschulen sterben 
und daß die Berufsschulen unattraktiv geworden 
sind. Wir erleben das tagtäglich anhand des Fach­
arbeiter- und Lehrlingsmangels. 

Ich habe Ihre Lehrerfeindlichkeit - das kann 
ich mir für einen Minister auch nicht vorstellen 
- bereits angesprochen; ich darf das noch einmal 
betonen. 

Ich würde mir von einem Minister auch erwar­
ten, daß er flexibel ist. Ein Beispiel dafür, daß Sie 
sehr wenig bis gar nicht flexibel sind, sind die 
Schulbücher. Es gibt in bezug auf die Schulbü­
cher steigende Kosten, aber stagnierende Fixbe­
träge. Es gibt aber eine Erweiterung, immer mehr 
Lehrer wollen Schulbücher; ob das richtig ist, will 

ich jetzt gar nicht bewerten. Es ist sicher nicht 
gut, nach Büchern zu unterrichten, sondern Ziel 
müßte es sein, nach dem Lehrplan zu unterrich­
ten. Aber die BE-Lehrer, die Musiklehrer wollen 
jetzt auch ein Schulbuch, und dann kommt der 
Kampf ums Schulbuch. Dann gibt es, wie es in 
unserer Schule passiert ist, kein Englischwärter­
buch mehr. Das finde ich mehr als bedauerlich. 

Da müßte es Lösungen geben, pädagogische 
Lösungen, die den Büchern ihren gebührenden 
Stellenwert zumessen und die auch Anregungen 
zum Sparen in diesem Bereich geben und auch 
einen Hinweis darauf, daß man Geld vielleicht für 
pädagogisch sinnvollere Dinge einsetzen kann. 

Herr Minister! Ich habe den Eindruck, Sie ha­
ben in der Regierung keine sehr große Durch­
schlagskraft. Ich denke nur an die Schulautono­
mie, die nach meinen Vorstellungen ein Mäntel­
chen für Einsparungen ist, ein Mäntelchen für 
Stundenkontingentierung. Wir haben das ja in der 
Presse in den letzten Tagen verfolgen können. 
Auch die sozialistischen Gewerkschafter haben in 
Wien ihren Finger draufgelegt. Salzburg und 
Wien steigen halt leider besonders schlecht aus. 
Ich weiß, das kann man durch Durchschnitt er­
rechnen, soundso viele Schüler, ein Lehrer, da 
gibt es ein bißehen mehr und dort gibt es ein biß­
chen weniger. Aber es gibt auch landschaftliche 
und andere Gegebenheiten, die berücksichtigt 
werden müssen. 

Um noch einmal auf die Stundenkontingentie­
rung zurückzukommen: Wir befinden uns mitten 
in der Oberstufenreform. Durch die Oberstufen­
reform fallen zusätzliche Stunden an, und wenn 
man das Angebot in der Reform nicht mehr in 
jenem Maße aufrechterhalten kann, dann ist auch 
diese Oberstufenreform zu Fall gebracht und 
zum Scheitern verurteilt. 

Herr Minister! Ich muß wirklich fragen: Ist Bil­
dung nichts mehr wert für Sie, wenn Sie derart 
massive Einsparungen machen? Ich war gestern 
selber im Burgtheater, aber: Peymann darf nicht 
wichtiger sein als die Schule. 

Ich erwarte von einem Minister auch, daß er 
Unwesentliches von Wesentlichem unterscheidet. 
Es mag die Fünftagewoche durchaus ein Rand­
problem der Schule sein, es mag die Ferienord­
nung ein Randproblem sein, aber ob Randproble­
me es rechtfertigen, derartige Umfragen massiv­
ster Art durchzuführen, das bezweifle ich. Ich 
glaube, wir haben in unserer Schule Wichtigeres 
zu tun. 

Meine Bitte, Herr Minister: Nehmen Sie sich 
nicht nur selbst ernst, sondern versuchen Sie, mit 
mehr Unvoreingenommenheit an Themen heran­
zugehen. Vielleicht gibt es noch eine Möglichkeit, 
daß Sie in die erste dienende Rolle eines Ministers 
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uns~rer Republik hineinwachsen. (Beifall bei der 
FPO.) 16.05 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zur Be­
antwortung der Anfrage hat sich Herr Bundesmi­
nister Dr. Rudolf Scholten zum Wort gemeldet. 
Ich erteile ihm dieses. 

16JJ5 
Bundesminister für Unterricht und Kunst Dr. 

Rudolf Scholten: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Bundesrat La­
kner, ich darf Sie zu Beginn beruhigen: Die Kon­
taktsuche der Vertreter der FPÖ in Schulfragen, 
wenn es um Personal- und Standortinterventio­
nen ging, war durchaus zufriedenstellend. (Hei­
terkeit. - Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Bundesrat 
Mag. L a k II e r: Quod erat demonstrandum.' Das 
kann man leicht sagen!) 

Bevor ich zur eigentlichen Beantwortung kom­
me: Die Einsparungen, die reklamiert wurden, 
äußern sich darin. daß wir vom laufenden Schul­
jahr in das kommende, nämlich von 1991192 auf 
1992/93, einen Zuwachs bei den angesprochenen 
Bundesschulen von 13 000 Lehrerwochenstunden 
haben werden, das entspricht 650 Posten. Das ist 
ein Zuwachs, der der höchste im Vergleich zu den 
letzten acht Jahren ist. Wenn das Einsparung ist, 
so bekenne ich mich gerne zu Einsparung. 

Die Ausstattung der Schulen hat sich in der 
Vergangenheit allerdings in einem bundesländer­
intern sehr unterschiedlichen Verhältnis bewegt, 
das wenigen Ansprüchen auf Transparenz und 
Fairneß hinsichtlich der jeweils gerade von Ihnen 
vorher zu Recht genannten lokalen Bedingungen 
gerecht wurde. Ich will ganz sicherlich nicht von 
einem Weg abgehen, der sich an einem Modell 
orientiert, das durchsichtig, das auch jederzeit zu 
hinterfragen, in Frage zu stellen und kontrollier­
bar ist. 

Wir werden ein System haben, in dem jeder 
weiß, welche Stunden auch in einem anderen 
Bundesland für welchen Schultyp angesetzt sind. 
Das erzeugt eine unbequeme Situation, weil diese 
Relationen auch entsprechend diskutiert werden. 
Der Preis der Transparenz mag durchaus die Un­
bequemlichkeit sein. Diesen Preis werden wir im 
Dienste eines gerechten Systems zu bezahlen ha­
ben. 

Gestatten Sie, daß ich, bevor ich auf die einzel­
nen Fragen eingehe, auch einige Anmerkungen 
zur Begründung Ihrer Anfrage mache. 

Sie verwundern mich gleich zu Beginn, und 
zwar in doppelter Hinsicht: erstens, daß Sie Be­
stimmungen in unserer Bundesverfassung, wo­
nach für einzelne Bundesgesetze eine qualifizierte 
Mehrheit erforderlich ist, als "sozialpartner­
schaftliche Sperrminorität" diffamieren, und 
zweitens, daß Parlamentsabgeordnete einem 

Bundesminister als einem Verwaltungsorgan ver­
fassungsgesetzliche Regelungen vorwerfen. 

Ich kann nicht umhin, hier im Parlament - wie 
gesagt, als Verwaltungsorgan - den Parlamenta­
rismus und die Rechtsstaatlichkeit vor ihren eige­
nen Abgeordneten in Schutz zu nehmen. Abgese­
hen davon hat die Zweidrittelmehrheitsregelung 
nichts mit Sozialpartnerschaft und Ständestaat­
lichkeit, sehr wohl aber etwas mit Demokratie 
und Föderalismus zu tun. (Bundesrat Mag. La k -
Il e r: Das könnte man hinterfragen.') 

Ich bin sehr dafür - das gehört auch zum Stil 
meiner Amtsführung -. daß in der Verwaltungs­
tätigkeit dort auf fundierte wissenschaftliche Er­
kenntnisse zurückgegriffen wird, wo solche vor­
liegen. Den Widerspruch, den Sie hier zwischen 
wissenschaftlich fundierter Arbeit und einer qua­
lifizierten Mehrheit für bestimmte Schulgesetze 
herstellen, lehne ich aus demokratiepolitischen 
Gründen ab. Ich bekenne mich zur demokrati­
schen Republik und nicht zu einer zweifelhaften 
Gelehrtenrepublik! 

In Ihrer weiteren generellen Diagnose des 
österreichischen Schulwesens orte ich eine gewis­
se Unschlüssigkeit. Zum einen sind die Schulen 
und Schulbehörden angeblich verpolitisiert, zum 
anderen verrechtlicht. 

Auch ich stehe nicht an, hier zu sagen - wie 
ich dies an anderer Stelle schon mehrmals getan 
habe -, daß ich die parteipolitisch motivierte 
Vergabe von Posten und Leitungsfunktionen ei­
nes modernen entwickelten europäischen Rechts­
staates für unwürdig halte. Um dem entgegenzu­
wirken, habe ich aber umgehend nach meinem 
Amtsantritt die Initiative meiner Amtsvorgänge­
rin zur Objektivierung der Leiterbesetzungen im 
Schulbereich aufgegriffen. Dazu liegt seit einigen 
Wochen ein von meinem Ressort ausgearbeiteter 
Gesetzentwuf im Bundeskanzleramt und wird 
auch von dort weiter bearbeitet. 

Ich meine, daß dieser Gesetzesvorschlag durch 
seine radikale Transparenz und die demokrati­
sche Entscheidungsorganisation, die er bringen 
wird, ein ganz wesentlicher Beitrag zur Versachli­
chung der Besetzung von Leitungsfunktionen im 
Schulbereich sein wird. 

Zu Ihrem Hinweis, daß die österreichische Bil­
dungslandschaft umkippe und zu viele AHS-Ma­
turanten und zu wenige Facharbeiter hervorbrin­
ge, möchte ich sehr deutlich sagen, daß Öster­
reich im internationalen Vergleich nach wie vor 
einen sehr geringen Maturanten- und Akademi­
keranteil aufweist. Oder es wird der zunehmende 
Lehrlings- und Facharbeitermangel auf Versäum­
nisse der Schulpolitik zurückgeführt und dabei 
vergessen, daß sich dieser Mangel erstens nur auf 
ganz bestimmte Bereiche beschränkt und zwei-
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tens die Gründe dafür einerseits in der demogra­
phischen Entwicklung und andererseits in den 
Bedingungen, die diese Berufsfelder bieten, zu 
suchen sind. (Der Prä s i den ( übernimmt den 
Vorsitz.) 

Lassen Sie mich grundsätzlich festhalten, daß 
das Bildungswesen in Österreich in seiner Ge­
samtheit gut auf die gesellschaftlichen Herausfor­
derungen eingestellt ist. In den letzten Jahrzehn­
ten konnte durch umfassende Maßnahmen si­
chergestellt werden, daß nicht nur an unseren 
Schulen ein hoher Bildungs- und Qualifizierungs­
standard herrscht, sondern daß auch in einem 
breiten Demokratisierungsprozeß optimale Bil­
dungsmöglichkeiten im Sinne sozialer Gerechtig­
keit gewährleistet werden. 

Diese positive Wirkung des Schulwesens zeigt 
sich unter anderem darin, daß heute 99 Prozent 
eines Altersjahrganges eine weiterführende Aus­
bildung nach der Pflichtschule absolvieren und so 
auch breite Akzeptanz des Bildungswesens unter 
Beweis stellen. 

Für mich bedeutet dies die Verpflichtung, an 
einer weiteren Öffnung und Demokratisierung 
unseres Bildungswesens vor dem Hintergrund der 
Herausforderungen in einem neuen Europa und 
der Entwicklungen in unserem Land zu arbeiten. 
Ich sehe in den von mir schon mehrmals darge­
legten Leitprinzipien der Bildungspolitik für die 
kommenden Jahre, nämlich Autonomie und Inte­
gration, wichtige Orientierungspunkte, an denen 
bildungspolitische Maßnahmen zu messen sein 
werden. 

Die derzeit bereits angelaufene Diskussion zum 
Autonomiebereich soll vor allem eine richtige 
Abstimmung von nötigen, bundesweit geltenden 
Rahmenrichtlinien und Vorgaben sowie verstärk­
te Entscheidungsmöglichkeiten an den einzelnen 
Schulen garantieren. Dazu bedarf es der Stärkung 
der schulpartnerschaftlichen Gremien am einzel­
nen Standort, um sicherzustellen, daß mit dem 
ausgeweiteten Entscheidungsraum kooperativ 
umgegangen werden kann. Diese Diskussion wird 
bereits seit dem Vorjahr geführt, so auch in der 
Schulreformkommission, in der auch die Parla­
mentsparteien vertreten sind, die mit dieser The­
matik bereits sehr früh befaßt wurden. Gerade 
vor den vielfältigen neuen Herausforderungen ist 
es wichtig, daß die Schule rasch und flexibel, aber 
auch abgestimmt auf die regionalen Erfordernisse 
reagieren kann. 

Mit dem eingeleiteten Prozeß der Autonomie 
scheint mir gewährleistet zu sein, daß wir die 
Schule besser in die Lage versetzen, auf aktuelle 
Herausforderungen zu reagieren. 

All das zeigt doch eindeutig, daß wir für den 
wichtigen Bereich der Bildung gute Vorausset-

zungen geschaffen haben und daß auch die innere 
Verfaßtheit des Systems nicht dem entspricht, 
was in der pauschalierenden Form in der Anfrage 
zum Ausdruck gebracht wurde. 

Die Schulentwicklung der kommenden Jahre 
wird davon gekennzeichnet sein, daß an den ein­
zelnen Standort wesentliche Entscheidungsrechte 
abgetreten werden. Alle Vorwürfe wie Partei­
buchwirtschaft, Bürokratisierung oder Zentralis­
mus sind solange rein parteipolitische Polemik, 
solange die einzelne Schule ihre Angelegenheiten 
nicht selbst regeln kann. Schulpolitik eignet sich 
mit Sicherheit nicht für die Oberflächlichkeit der 
tagespolitischen Auseinandersetzung. (Bufldesrat 
Mag. La k n e r: Richtig.') Die Zukunftschancen 
einer ganzen Generation stehen auf dem Spiel 
und verdienen mehr Beachtung als die Kurzat­
migkeit der politischen Routinereflexe. 

Der in der Einleitung zur Fragestellung zum 
Ausdruck gekommene Rundumschlag dem öster­
reichischen Schulsystem gegenüber ist Beispiel 
für die zynische Großzügigkeit, in der mit der 
Zukunft unserer Jugend umgegangen wird. 

Unser Schulsystem in dieser Form als miserabel 
zu schildern, heißt, der nächsten Generation eine 
miserable Zukunft vorherzusagen. Ganz neben­
bei stellt sich dabei die Frage. welches Schulsy­
stem denn für die derzeit erfolgreich im Arbeits­
leben Stehenden verantwortlich war. 

Die Sicherheit, mit der eingleisige Prognosen 
gestellt werden, müßte die Jugend als bedrohlich 
empfinden. Manchmal wäre es schon eine Ver­
besserung, wenn Erwachsene bei Schülern jenen 
sorgfältigen Umgang akzeptieren, der ihnen 
selbst. nämlich den Erwachsenen. selbstverständ­
lich ist. 

Disziplinierung als wichtigster Leistungsan­
reiz? - Erwachsene ließen sich das wohl nicht 
gefallen! 

Pönalisierung durch Entzug eines Lebensjahres 
als Säule der Motivation? - Für Erwachsene 
wäre das nicht geeignet! 

Sture quantitative Wissensvermittlung als si­
cherster Weg zum Aufstieg? - Arbeitnehmern in 
der heutigen Gesellschaft könnte man das nicht 
mehr begreiflich machen! 

Persönlichkeitsentwicklung wird daher ein we­
sentlich zu stärkendes Bildungselement sein. 

Die Fähigkeit, selbstbewußt und mit Rückgrat 
die eigenen Angelegenheiten vertreten zu kön­
nen, ist für den Erfolg der nächsten Generation 
genauso wichtig wie das Wissen um Informatik 
und Fremdsprachen. Politische Bildung als ein 
wichtiges Instrument zur demokratischen Kultur! 
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Diejenigen Schüler, die heute bereits lernen, 
demokratisches Miteinander - im Wortsinn -
zu pflegen, werden als Erwachsene Widerspruch 
ertragen können und für ihre eigene Haltung de­
mokratisch eintreten. 

Diejenigen Schüler, die in der Schule den re­
spektvollen Umgang mit ausländischen Kollegin­
nen und Kollegen erleben und erlernen, werden 
sich als Erwachsene zu anderer - menschenver­
achtender - Haltung nicht verführen lassen. 

Diejenigen Schüler, deren Persönlichkeitsbil­
dung von Rückgrat und Verantwortungsbewußt­
sein geprägt ist, werden eine sorgfältige Bezie­
hung zu ethnischen und religiösen Minderheiten 
leisten und keinen politisch-autoritären Versu­
chungen zum Opfer fallen. 

Ich darf nun zur Beantwortung der einzelnen 
Fragen kommen. 

Auf die Fragen 1 bis 3 darf ich in einem ant­
worten. 

Ihre Behauptung, die in Begutachtung stehen­
den Vorschläge enthielten eine "Aufstiegsauto­
matik" , ist unzutreffend. Denn jede der drei zur 
Debatte stehenden Varianten für ein "Aufsteigen 
mit einem Nicht genügend" sieht die notwendige 
Erfüllung bestimmter allgemeiner und individu­
eller Voraussetzungen und außerdem einen An­
trag des Schülers vor. 

Die Möglichkeit zum Aufsteigen mit einem 
"Nicht genügend" ist bereits seit 1974 vorhanden. 
Nach der derzeit geltenden Regelung bedarf es 
dafür nur eines entsprechenden Beschlusses der 
Klassenkonferenz. Da die langjährige Praxis eine 
äußerst unterschiedliche. vielfach umstrittene 
und auch nach Auffassung einer Mehrheit von 
Landesschulinspektoren und vieler Lehrer unge­
rechte Handhabung dieser Möglichkeit gezeigt 
hat. strebe ich eine gerechtere, praktischere und 
unbürokratischere Lösung an; eine Lösung, die 
auch pädagogisch sinnvoller und für den Lerner­
folg insgesamt ertragreicher wäre. 

Die sehr engagierte Diskussion der letzten Zeit 
hat gezeigt, daß eine breite Erörterung von Fra­
gen der Leistungsbeurteilung notwendig ist und 
wir nicht nur mit punktuellen Reformmaßnah­
men auskommen werden. Ich meine, daß wir 
diesbezüglich noch viel Überzeugungsarbeit zu 
leisten haben werden, um zu einer transparenten, 
objektiven sowie für den Schüler fairen Vor­
gangsweise zu gelangen. 

Zur Frage 4: 

In der von Ihnen zItIerten parlamentarischen 
Anfrage der Frau Abgeordneten Mag. Karin 
Praxmarer habe ich keineswegs die Ausarbeitung 
einer grundlegenden Studie zum Problem des 

Schulversagens abgelehnt. Ich habe einem sol­
chen Auftrag nur zum damaligen Zeitpunkt, 
nämlich dem 18. September 1991, keine Priorität 
eingeräumt, da die in meinem Ressort dafür vor­
handenen Personal- und Finanzkapazitäten für 
andere wichtige Bereiche eingesetzt waren. 

Ich betone nochmals, daß ich mich keineswegs 
prinzipiell dagegen verwahre, und ich stelle hier 
gerne in Aussicht, daß die zuständige Abteilung 
meines Hauses damit beauftragt wird, konkrete 
Vorschläge hiezu zu machen. 

Zur Frage 5: 

Die vorgeschlagene Vorgangsweise beruht ne­
ben den schon genannten Gründen auf der stati­
stischen Tatsache, daß die derzeitige Vorschrift, 
wonach die Lehrerkonferenz über den Aufstieg 
im Falle eines ,.Nicht genügend" entscheidet, zu 
deutlich ungleicher Anwendung geführt hat. Das 
heißt, es gibt sehr viele Schulen, an denen die 
Aufstiegsoption sehr zahlreich - das heißt: libe­
ral - eingesetzt wird, zugleich gibt es einige we­
nige, die sie äußerst restriktiv - das heißt: kaum 
- anwenden. 

Die unterschiedliche Handhabung liegt mit Si­
cherheit nicht im Begabungsunterschied der 
Schüler, sondern in der unterschiedlichen Bezie­
hung der entsprechenden Lehrkörper zur Frage 
"Aufsteigen mit einem Nicht genügend". 

Die Fragen 6, 7 und 8 möchte ich wegen Ihres 
inneren Zusammenhanges unter einem beant­
worten. 

Die Schulbehörden des Bundes werden - wie 
der gesamte Verwaltungsbereich - in regelmäßi­
gen Abständen vom Rechnungshof überprüft. In 
der jüngsten Vergangenheit waren dies von den 
Landesschulbehörden der Stadtschulrat für Wien 
- dieser Bericht wurde bereits hier im Hohen 
Haus diskutiert -: der nunmehr dem Parlament 
zugeleitete Bericht über die Prüfungen des Lan­
desschulrates für Niederösterreich und die bereits 
in meinem Haus vorliegenden Berichte über den 
Landesschulrat für Burgenland und Kärnten. Der 
Bericht über Niederösterreich konnte deshalb 
noch nicht diskutiert werden, da erst ein Aus­
schußtermin festgesetzt werden mußte und daher 
auch noch die entsprechende Plenumsdiskussion 
bevorsteht. In diesen Berichten werden Fakten 
aufgezeigt, die nach Ansicht des Rechnungshofes 
Mißstände darstellen, teilweise aber auch aus­
drückliches Lob für die - ich zitiere - "bemühte 
und auf Sparsamkeit ausgerichtete Verwaltungs­
führung" angesprochen. (Zwischenruf bei der 
FPÖ.) Das bezieht sich auf Wien. 

Im Bereich des Stadtschulrates wurden auch 
bereits konkrete Konsequenzen gezogen. Auf­
grund einer Organisationsuntersuchung einer pri-
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vaten Unternehmensberatung wurden Maßnah­
men zur Straffung der Aufbauorganisation und 
Verbesserung der Verwaltungsabläufe eingeleitet. 

Selbstverständlich wird jeder einzelne Kritik­
punkt seitens meines Ressorts genauestens ge­
prüft und, soweit dies für richtig gehalten wird 
und möglich ist, auch abgestellt. Da der Rech­
nungshof als Kontrollorgan des Parlaments tätig 
wird, habe ich als zuständiger Minister darüber 
hinaus noch hier im Hohen Haus Rede und Ant­
wort über Kritikpunkte zu stehen. 

Soweit dieser Exkurs über die Sach- und 
Rechtslage. Wenn Sie mich nun über Konsequen­
zen hinaus fragen, mich fragen, ob ich mich dafür 
einsetze, die Kollegialbehörden Landes- und Be­
zirksschulräte abzuschaffen, so antworte ich Ih­
nen mit einem klaren Nein. 

Bei aller Problematik, die diese kollegialen 
Konstruktionen der Schulbehörden zweifelsohne 
auch haben, so gehört es dennoch nicht zu mei­
nem Grundverständnis über diese Republik und 
die Demokratie überhaupt, daß man eine Behör­
denorganisation, die in diesem sensiblen Bereich 
Schule in besonderer Weise auf demokratische 
und föderalistische Bedürfnisse Rücksicht nimmt, 
einfach abschafft, nur weil es für den Ressortchef 
bequemer oder leichter organisierbar wäre. 

Zur Frage 9: 

Die in der Frage zum Ausdruck gebrachte Be­
wertung der Hauptschule trifft in dieser Weise si­
cherlich nicht zu. Eine zuletzt durchgeführte 
bundesweite Befragung bezüglich der Akzeptanz 
der Schularten zeigt - im Gegenteil! -. daß im 
Vergleich zum Jahr 1978 die Akzeptanz der 
Hauptschulen bei den Eltern von 58 auf 62 Pro­
zent gestiegen ist. In verschiedensten Regionen 
unseres Landes haben daher die unterschiedli­
chen Maßnahmen im Bereich der 10- bis 14jähri­
gen gegriffen; auch in der Hauptschule. 

Ich kann mich daher bei Ihrer Fragestellung 
nicht des Eindrucks erwehren, daß Sie hier mehr 
ein Problem herbeireden, als eine Realbeschrei­
bung wiedergeben. Allerdings stimme ich zu, daß 
in Ballungszentren - dort, wo die Alternative der 
beiden Schularten für den Bereich der 10- bis 
14jährigen besteht - die Hauptschule große Ak­
zeptanzprobleme hat. Natürlich wird angesichts 
der gestiegenen Bildungserwartungen von den EI­
tern in bester Absicht im Zweifelsfall für die AHS 
entschieden. 

Daher gibt es seit Jahren regional abgestimmte 
Versuche, die Lösungsansätze für diesen Bereich 
erproben. Ich darf in diesem Zusammenhang un­
ter anderem den Schulverbund in Wien und Graz 
nennen. Längerfristig scheint mir aber als Struk­
turlösung im Bereich der 10- bis 14jährigen sehr 

wohl eine gemeinsame Schule mit einem hohen 
Maß an innerer Differenzierung - wie es übri­
gens in den meisten EG-Staaten bereits schon 
vorhanden ist - eine zukunftsorientierte Lösung 
zu sein. 

Die Fragen 10, 11 und 12 darf ich wiederum 
unter einem beantworten. 

Die in der Frage 10 zum Ausdruck gebrachte 
Einschätzung bezüglich des Effekts von Lei­
stungsgruppen an ,Hauptschulen widerspricht den 
empirischen Ergebnissen, die im Rahmen der 
sehr umfassenden Evaluation der Schulversuche 
durch das Zentrum für Schulversuche und Schul­
entwicklung durchgeführt wurden. Die wissen­
schaftliche Evaluation hat gezeigt, daß an Schu­
len mit Leistungsgruppen, die eine Schülerpopu­
lation mit sehr breiter Begabungsstreuung auf­
weisen, sowohl individuelle Begabungsforderung 
als auch Förderung möglich sind und nicht Nivel­
lierungstendenzen - was immer sie im Detail be­
deuten mögen - auftreten. Eher läßt sich ablei­
ten, daß schwächere Schüler von diesem System 
profitieren. 

Sicherlich ist in Hauptschulen in den Ballungs­
zentren, die oft ein engeres Begabungsspektrum 
bei den Schülern aufweisen, eine Aufteilung in 
drei Leistungsgruppen nicht der Weisheit letzter 
Schluß. Da gibt es eine breite Palette von Ent­
wicklungen: So arbeiten Schulen mit heterogenen 
Lerngruppen und weisen sehr gute Erfolge auf. 
Dies hat unter anderem dazu geführt, daß wir 
diese Möglichkeit im Rahmen der letzten Schul­
organisationsgesetz-Novelle, die im Vorjahr auch 
vom Bundesrat beschlossen wurde, auf 10 Pro­
zent der Hauptschulklassen ausgeweitet haben. 
Auch dieser Bereich verlangt eine differenzierte 
Sichtweise hinsichtlich der jeweiligen Schülerpo­
pulation und der regionalen Gegebenheiten. 

Zu den Fragen 13 und 14: 

Zunächst einmal muß festgestellt werden, daß 
es sich beim Polytechnischen Lehrgang nicht um 
ein - ich zitiere aus Ihrer Anfrage - "Über­
bleibsel einer ineffizienten Schulreform" handelt. 
sondern um das Ergebnis eines Kompromisses, 
der - wie die Erfahrungen zeigen - nicht opti­
mal gelungen ist. Die sehr positive Komponente 
der Berufsorientierung, die der Polytechnische 
Lehrgang als einzige Schulform als Grundprinzip 
anzubieten hat, wird leider von Eltern und Schü­
lern nicht in jenem Maße angenommen, wie es 
sich diese Schulform eigentlich verdient hätte. 

Die fehlende Anrechnung in der dualen Ausbil­
dung ist sicherlich einer der Gründe für die ab­
nehmende Attraktivität. Allerdings muß ich Sie 
doch wohl nicht darüber aufklären, daß diese An­
rechnung nicht vom Unterrichtsministerium, 
sondern vom Wirtschaftsministerium abhängt. 
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Die nicht sehr weit zurückliegenden Auseinan­
dersetzungen über die Berufsberechtigungen in 
den berufsbildenden mittleren und höheren 
Schulen belegen dies ja sehr deutlich. Außerdem 
widersprechen derzeit einer solchen Anrechnung 
Jugendschutzbestimmungen. 

Ein weiterer Grund für die Abnahme von 
Schülerzahlen im Polytechnischen Lehrgang, der 
zu einem gut Teil natürlich auch auf demographi­
sche Entwicklungen zurückgeht, ist in der stei­
genden Attraktivität des berufsbildenden mittle­
ren und höheren Schulwesens zu sehen, welche 
auch Ausdruck eines allgemeinen feststellbaren 
Trends zu höherer Bildung ist. 

Für eine Verbesserung der Situation des Poly­
technischen Lehrgangs werde ich sicherlich ein­
treten. und der von den Anfragern zitierte Be­
richt einer Arbeitsgruppe zum Polytechnischen 
Lehrgang belegt ja in Wirklichkeit das Tätigwer­
den des Unterrichtsministeriums in dieser Frage. 

So soll der Polytechnische Lehrgang durch eine 
Erhöhung der horizontalen und vertikalen 
Durchlässigkeit und eine verstärkte Anbindung 
an die anderen Oberstufenformen aus seiner 
Sackgasse herausgeführt werden. Eine weitere 
Verbesserung der Berufsorientierung und ein 
Hereinnehmen auch von berufsvorbereitenden 
und berufsausbildenden Inhalten wird dabei 
überlegt. 

Zu den Fragen 15 und 16: 

Das Bild vom Sterben der Fachschulen scheint 
mir eher eine ideologische Metapher, denn eine 
Beschreibung des realen Zustandes zu sein. Denn 
das sogenannte Fachschulsterben und die - ich 
zitiere aus Ihrer Anfrage - .,zunehmende U nat­
traktivität des Berufsschulsektors" , häufiger als 
sogenannter Facharbeitermangel apostrophiert, 
entpuppen sich bei näherem Hinsehen zunächst 
einmal als Rückgang der Schülerzahlen aufgrund 
der sinkenden Geburtenraten. So liegt die Schü­
lerzahl im Bereich der Berufsschulen seit Jahren 
konstant bei etwa 45 Prozent eines Jahrganges. 
Das heißt, die Lehrlingszahlen nehmen nur ent­
sprechend der demographischen Entwicklung ab. 
Im Bereich der berufsbildenden mittleren und 
höheren Schulen ist die Gesamtzahl sogar leicht 
zunehmend - derzeit etwa 36 Prozent eines 
Jahrganges -, allerdings wachsen die berufsbil­
denden höheren Schulen, wenn auch wiederum 
unterschiedlich nach Schularten, relativ stark zu­
ungunsten der berufsbildenden mittleren Schu­
len. Dies ist allerdings nicht so sehr Ausdruck für 
eine Abnahme der Qualität der Fachschulen, son­
dern vielmehr für die schon zitierte zunehmende 
Bildungsaspiration von Schülern und Eltern, ein 
Wunsch nach Höherqualifizierung - gerade auch 
im berufsbildenden Bereich - und ein verstärk­
ter Wunsch nach Erlangung einer Reifeprüfung. 

Im europäischen Zusammenhang werden übri­
gens perspektivische Zahlen genannt, was zum 
Beispiel in Frankreich an Maturadichte erreicht 
werden soll, die etwa das Dreifache des österrei­
chischen gegenwärtigen Zustandes beträgt. Dort 
bemüht man sich, gemeinsam diese Anhebung 
der Bildungsabschlüsse zu erreichen, und beglei­
tet sie nicht mit derart apokalyptischen Perspekti­
ven. die die einzelnen dann zu erwarten haben. 

Außerdem muß auch angemerkt werden, daß 
die Attraktivität 'von Schulformen nicht allein 
durch die Schule gegeben ist, sondern gerade im 
Bereich der berufsbildenden Schulen sehr stark 
von der Attraktivität und den Bedingungen der 
späteren beruflichen Tätigkeit abhängt: Eine Ver­
besserung der Bedingungen für Lehrlinge, Fach­
arbeiter und Berufstätige mit Fachschulausbil­
dung in den Problembereichen könnte da wesent­
lich besser Abhilfe schaffen als rein schulische 
Maßnahmen. 

Was Ihre Frage nach den Konsequenzen aus 
den von Ihnen in eine bestimmte Richtung inter­
pretierten Entwicklungen betrifft, möchte ich fol­
gendes feststellen: 

Im Bereich der Berufsschulen wird von mei­
nem Ressort seit vielen Jahren versucht, eine Ver­
besserung der Berufsschulausbildung herbeizu­
führen, die zwar auch von seiten der Arbeitgeber 
immer wieder verbal unterstützt, im Endeffekt je­
doch oft torpediert wird. Dies äußert sich zum 
Beispiel darin, daß die Hereinnahme von Fach­
englisch in die Lehrpläne immer noch bekämpft 
wird und eine notwendige weitere Ausweitung 
der Berufsschulzeit auf erbitterten Widerstand 
stößt. Dadurch können so wichtige Anliegen wie 
eine weitere Verstärkung der Fachtheorie zur Be­
wältigung der neuen Technologien oder eine auch 
in diesem Bereich immer notwendiger werdende 
Allgemeinbildung nicht erreicht werden. Eine 
weitere Konsequenz wäre die Einführung von 
Flächenberufen nicht nur in der dualen Ausbil­
dung, sondern auch in der Fachschule. 

Im Bereich der berufsbildenden mittleren 
Schulen wird durch die laufende Adaptierung von 
Lehrplänen auf die sich ändernden Bedingungen 
reagiert. Ein neuer Lehrplan für die Handels­
schule befindet sich derzeit in Begutachtung, 
neue Lehrpläne für die humanberuflichen Schu­
len sind in Bearbeitung, und auch in den techni­
schen Schulen werden laufend Anpassungen an 
die technologische Entwicklung vorgenommen. 
Fachrichtungen mit guten Arbeitsmarktprogno­
sen sind keinesfalls vom "Absterben" bedroht. 
sondern erfreuen sich bester Gesundheit. 

Eine weitere positive Entwicklung für das dua­
le System und für die Fachschulen wird sicherlich 
die Einrichtung von Fachhochschulen sein -
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nicht aber als Reaktion auf die angeblich so 
schlechten Zustände. 

Fachhochschulen werden im übrigen auch 
nicht eingerichtet, weil wir die Defizite aufzuar­
beiten haben, sondern weil wir ohne Fachhoch­
schulen keine Abschlußebene in Österreich ha­
ben, die es in wichtigen EG-Ländern gibt, und wir 
daher die flexibler werdenden Arbeitsmärkte 
wohl auch für die Bürger und Bürgerinnen dieses 
Landes zugänglich machen und sicherstellen soll­
ten, daß auch in Österreich vergleichbare Ab­
schlüsse erreichbar sind. 

Wir werden aber kein Berufsschul-Problem 
und kein berufsbildendes Schulproblem dadurch 
lösen können, daß wir Fachhochschulen sozusa­
gen daraufsetzen. 

In Fachhochschulen soll ein kurzer, straffer, 
methodisch, didaktisch gangbarer Einstieg für 
Absolventen des dualen und des berufsbildenden 
mittleren Schulwesens sehr wohl gewährleistet 
sein, um auch dem Anspruch der Durchlässigkeit 
gerecht zu werden. 

Zur Frage 17: 

Zunächst möchte ich einmal festhalten, daß vor 
allem Ihre Frage von falschen Behauptungen be­
treffend meine tatsächlichen Aussagen im Inter­
view mit den "Salzburger Nachrichten" vom 
29. Jänner 1992 geprägt ist. Denn ich habe weder 
"eine Fülle von negativen Äußerungen gegen die 
Lehrerschaft insgesamt getätigt", noch - ich zi­
tiere - "einen Teil der Schulgemeinschaft pau­
schal abqualifiziert". 

Eine seriöse Befassung mit meinen Aussagen 
erfordert eine Lektüre. In dem gegenständlichen 
Interview habe ich auf die Frage, ob eine Fünfta­
gewoche vermutlich mehr Geld kosten würde und 
ob ich schon Berechnungen angestellt hätte, fol­
gendermaßen geantwortet: 

Zitat: "Nein. Es geht darum, daß die Schule, 
der einzelne Standort, sich gemäß den Gegeben­
heiten zu entscheiden hat. Eine Schule, die nicht 
imstande ist, die Fünftagewoche abzuhalten, bei­
spielsweise aus baulichen Gründen, wird - ich 
spreche durchaus im Interesse der Schulerhalter, 
der Länder und Gemeinden - das wohl schwer 
machen können. 

Wir werden angesichts der schlechten bauli­
chen Situation bei den Bundesschulen auch mit 
Sicherheit nicht ein Fünf-Tages-Bauprogramm 
einleiten können. Und da die Lehrer diese Ent­
scheidung mittreffen, gehe ich davon aus, daß 
pädagogische Standortfragen mitgedacht werden. 
Man kann ja nicht die Lehrer immer grundsätz­
lich für dumm halten." 

Herr Bundesrat! Ich habe in diesem Zusam­
menhang eindeutig Bezug genommen auf einen 
Zweifel, ob die Lehrer imstande wären, die päd­
agogischen Bedenken gegen eine Fünftagewoche 
einzubringen. Ich meine, daß sie sehr wohl die 
pädagogischen Überlegungen in die Diskussion 
einbringen können und man sie als Vorausset­
zung dafür nicht für dumm halten soll. 

Ich würde es aber für schön finden, wenn sie 
die Äußerung "So blöd sind die Lehrer nicht", die 
gerade gefallen ist, wieder zurücknehmen könn­
ten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher darf ich Ihnen jetzt Ihre Frage so beant­
worten, wie ich es auch auf briefliche Proteste 
einiger Lehrer bereits getan habe. - Ich zitiere 
aus dem Schreiben: 

"Ich habe damit keinesfalls Lehrer/Lehrerinnen 
beleidigen wollen. Dies kann man mir auch nur 
unterstellen, wenn man diesen letzten Satz be­
wußt in negativer Absicht liest und die Sätze da­
vor überliest. Denn selbstverständlich ist damit 
ein außerhalb der Schulwelt vorhandenes Vorur­
teil gegenüber Lehrern/Lehrerinnen gemeint. Ich 
hoffe Ihnen mit dieser Klärung Klarheit ver­
schafft zu haben." - Ende des Zitates. 

Auf jeden Fall haben für mich in der Schulpart­
nerschaft alle Partner gleiche Berechtigung und 
verdienen daher ebenfalls alle gleiche Aufmerk­
samkeit für Ihre Anliegen. Das gilt für die Schüler 
und Schülerinnen, für die Eltern und natürlich 
ebenso für die Lehrer und Lehrerinnen. 

Zur Frage 18 betreffend Schulbuchaktion: 

Im Schuljahr 1981/82 - vor mehr als zehn Jah­
ren - betrugen die Kosten für die Schulbuchak­
tion 989,2 Millionen Schilling, also 11 Millionen 
weniger als 1 Milliarde, und zehn Jahre später im 
Schuljahr 1990/91 wenden wir dafür 993,7 Mil­
lionen, also 6,3 Millionen weniger als 1 Milliarde 
auf. Ich meine, Sie müssen mir schon einen ande­
ren Bereich zeigen, bei dem Sie auf eine derartige 
Kostendisziplin verweisen können. Diese Zahlen 
alleine sprechen für die Effizienz des Systems. 
Dies umso mehr, wenn man berücksichtigt, daß 
die Bücher ständig verbessert und den neuen 
Lehrplänen angepaßt werden mußten und müs­
sen. 

Obwohl ich eigentlich für die Vollziehung der 
Schulbuchaktion nicht zuständig bin - dies liegt 
im Bereich meiner Kollegin Feldgrill-Zankel -, 
stelle ich mich gerne hin, dieses - wie ich meine 
- den pädagogischen Erfordernissen sehr gut ge­
rechtwerdende System zu verteidigen. Das Ni­
veau der österreichischen Schulbücher ist ein eu­
ropäisch anerkanntes. Etliche österreichische Bü­
cher werden in der Bundesrepublik Deutschland, 
in der Schweiz und in Südtirol verwendet oder 
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dienen als Grundlage für Lizenzausgaben in ver­
schiedenen mitteleuropäischen Ländern. 

Ihre Behauptung, daß die Schulbücher immer 
schlechter und immer teurer werden, ist pauschal 
und falsch. 

Zur Frage 19: 

Verwaltungsvereinfachung allein bedeutet si­
cher noch kein Mehr an Schulautonomie, aller­
dings kann Verwaltungsvereinfachung eine Vor­
aussetzung für verstärkte Schulautonomie dar­
stellen. Daß eine echte Schulautonomie im Ge­
gensatz zu einer reinen Regionalisierung gerade 
auf der Ebene der Landes- und Bezirksschulräte 
zu einer Verwaltungsvereinfachung führen wür­
de, ist wohl unbestritten. Allerdings werden sich 
die Tätigkeitsbereiche der Landesschulräte und 
Bezirksschulräte sicherlich nicht nur auf Tätig­
keiten einer - ich zitiere aus Ihrer Anfrage -
"Rechts- und Finanzaufsichtsbehörde" beschrän­
ken, denn eine autonome Schule braucht Bera­
tung und wenig Aufsicht. 

Und diese Aufgabe werden Landesschulräte 
und Bezirksschulräte in Zukunft verstärkt wahr­
zunehmen haben. Das heißt also, daß es zu einer 
neuen Gewichtung der Aufgaben der jetzigen 
Schulaufsicht und Administration kommen wird 
müssen. 

Zur Frage 20: 

Bezüglich der Schulautonomie läuft derzeit 
eine breite öffentliche Diskussion, die unter ande­
rem ihren Niederschlag in einer Beratung der 
Schulreformkommission im Vorjahr und in Bera­
tungen der Struktur- und Lehrerkommission ge­
funden hat. Darüber hinaus gibt es bereits zur 
Verdeutlichung entsprechende Veröffentlichun­
gen des Bundesministeriums für Unterricht und 
Kunst, sodaß gewährleistet ist, daß die interessier­
te Öffentlichkeit, die betroffenen Eltern, Lehrer 
und Schüler, vom Beginn an in diesen Diskus­
sionsprozeß eingebunden sind. 

Eine für Autonomieprozesse erforderliche 
Schulorganisationsgesetz-Novelle wird in den 
nächsten Tagen in Begutachtung gehen. Eine 
Schulunterrichtsgesetz-Novelle für diesen Be­
reich befindet sich ebenfalls bereits in Ausarbei­
tung. Damit ist sichergestellt, daß nach entspre­
chenden intensiven Vorbereitungen dieser Pro­
zeß im Schuljahr 1993/94 an den Schulen anlau­
fen kann. Bedenkt man die Komplexheit des 
Bildungssystems, dann ist eine Vorlaufzeit von 
zwei Jahren für dieses Vorhaben ohnedies äußerst 
ehrgeizig bemessen. 

Zu den Fragen 21 und 22: 

Die derzeit laufende Umfrage sieht als Frist für 
die Beantwortung den 23. März 1992 vor. Nach 

einer entsprechenden Ausarbeitungszeit wird das 
Ergebnis von mir auch dementsprechend vorge­
stellt werden, begleitet von Vorschlägen zur wei­
teren Vorgangsweise. 

Wenn es auch in Schulfragen ungewöhnlich ist, 
wird sich das System daran anzupassen haben, 
daß eine Befragung der Betroffenen ernsthaft zu 
bewerten ist und nicht die politischen Entschei­
dungen vorgezogen werden und derart die Einbe­
ziehung der Betroffenen in zynischer Form um­
gangen wird. 

Die inhaltliche Festlegung zur Fünftagewoche 
ist allerdings insofern getroffen, als keinesfalls 
eine zwingende Regel hiezu vorgeschlagen wer­
den wird, sondern die einzelnen Schulgemein­
schaftsausschüsse - Schüler, Lehrer, Eltern -
für ihren Schulstandort einen entsprechenden 
Beschluß fassen können und die Fünftagewoche 
dadurch anwendbar werden wird. Das heißt, eine 
eventuelle Neuregelung bestünde in einem Ange­
bot an die Schulgemeinschaftsausschüsse und 
nicht in einer zwingenden einheitlichen Rege­
lung. 

Ich meine. daß - wie in vielen anderen schuli­
schen Fragen auch - das Recht der Betroffenen, 
ihre eigenen Lebensumstände richtig einschätzen 
zu können, Vorrang vor sogenannten politischen 
Justament-Standpunkten haben muß. 

Im übrigen gibt es seit über 30 Jahren an den 
oberösterreichischen Hauptschulen die Fünftage­
woche. und in den siebziger Jahren gab es eine 
nahezu identische Diskussion zur Frage der Fünf­
tagewoche an Volksschulen - mit dem Ergebnis, 
daß heute das Recht der Betroffenen auf Ent­
scheidung als selbstverständlich empfunden wird 
und die Fünftagewoche an den meisten Standor­
ten eingeführt wurde. 

Zur Frage 23: 

Die fast 5 500 sehr ausführlich beantworteten, 
bereits jetzt eingelangten Fragebögen degradieren 
Ihre Formulierung, die Umfrage sei nach über­
einstimmender Meinung laienhaft. zum politi­
schen Zeitgeist. 

Die Elternverbände haben anläßlich der letzten 
Elternbeiratssitzung einhellig die Durchführung 
derartiger Instrumente begrüßt und in äußerst 
kooperativer Form die organisatorischen Schwie­
rigkeiten sowohl innerhalb der Elternvereine als 
auch seitens des Ministeriums diskutiert. Eine 
weitere derartige Besprechung wurde für den 
Zeitpunkt nach Auswertung der Umfrage verein­
bart. Gleiches gilt für Schüler- und Lehrerorgani­
sationen. 

Wenn man bedenkt, daß 14 Tage vor Einsen­
dungsfrist von 6 500 Schulen 5 500 Fragebögen 
abgegeben worden sind, so glaube ich, daß diese 
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Diskussionsdichte unter den Betroffenen beein­
druckend ist und sich die Schulen und damit die 
Betroffenen gegen alle Versuche, diese Umfrage 
als nicht notwendig abzutun, beeindruckend zur 
Wehr gesetzt haben. 

Wenn die Schulgemeinschaftsausschüsse in 
Hinkunft ganz wesentliche Standortentscheidun­
gen selbständig zu treffen haben werden, so ist es 
äußerst wichtig, schon heute jene Mechanismen 
zu stärken und zu verbessern, die ein demokrati­
sches Instrumentarium für die Schulen darstellen 
werden. Man muß allerdings Schuldemokratie 
wollen, um sich auf diesen Prozeß einzulassen. 

Die Betroffenen wollen sie - vielleicht aber 
nicht immer die Funktionäre! 

Die Genauigkeit bei den schon bisher einge­
langten Antworten bestätigen diese Aussage. 

Die von Ihnen nachgefragten Kosten beinhal­
ten die entsprechende Arbeitszeit einiger Beam­
ter im Ressort und die notwendigen Porto- und 
Papierkosten, um insgesamt zwei Aussendungen 
an rund 6 500 Schulen zu ermöglichen. 

Im übrigen erfolgt die Auswertung nach stati­
stischen Maßstäben und mit Sicherheit nicht nach 
den von Ihnen erfragten sozialwissenschaftlichen. 
- Die beiden Wissenschaften werden Ihnen 
wahrscheinlich diese Verwechslung verzeihen. 

Wenn Sie heute bereits ausdrücklich die Ergeb­
nisse als "unbrauchbar" bezeichnen, trennt uns 
die grundsätzliche Einstellung zur Einbeziehung 
der Betroffenen und zum ernsthaften Umgang 
mit Schuldemokratie beziehungsweise zur Vorbe­
reitung der selbständigen Entscheidungseinrich­
tungen an den Standorten. 

Eine Umfrage - und das an 6 500 Schulen -
zu einem Zeitpunkt, an dem diese noch nicht aus­
gewertet, ja noch nicht einmal offiziell abge­
schlossen ist, in ihrem Ergebnis als "unbrauch­
bar" zu bezeichnen, finde ich eine bemerkenswer­
te, ich würde sogar sagen: verwegene Feststellung. 

Man muß Menschen ernst nehmen können, um 
Ergebnisse einer Umfrage als brauchbar zu be­
zeichnen. 

Zu Frage 24: 

Die Lehrerwochenstundenkontingentierung er­
folgt bereits seit drei Jahren und ist als solche 
auch nicht neu. Es handelt sich dabei um ein Zu­
teilungsinstrument für Lehrerstunden an die je­
weilige Schule in Abstimmung mit den Landes­
schulräten, um die Durchführung im Rahmen des 
Bundesfinanzgesetzes hinsichtlich Personalauf­
wand und Stellenplan sicherzustellen. 

Für das Schuljahr 1992/93 wurde eine Auftei­
lung dieser im Stellenplan zur Verfügung stehen­
den Lehrerwochenstunden nach einheitlichen 
Kriterien bereits vorgenommen. Diese Maßnah­
me betrifft aber nicht nur die AHS, sondern den 
gesamten Schulbereich. 

Für die AHS ist sehr wohl gewährleistet. daß 
die Wahlpflichtfächer angeboten werden können. 
Somit sehe ich keine Auswirkungen auf die AHS­
Maturareform in irgendeiner Weise. 

Zu Frage 25: 

In Österreich wird parallel zu den Entwicklun­
gen in der EG an einem umfassenden Fremdspra­
chenkonzept mit gleichzeitiger Internationalisie­
rung des Bildungssystems gearbeitet. Schon seit 
einigen Jahren gibt es zahlreiche Schulversuche 
und schulische Aktivitäten, die die insgesamt stei­
gende Akzeptanz von Fremdsprachen bei Schü­
lern und Eltern widerspiegeln. Es gibt Schulver­
suche zur Intensivierung der fremdsprachlichen 
Vorschulung zu bilingualen Unterrichtsformen, 
zum Angebot einer zweiten lebenden Fremdspra­
che auf der Mittelstufe von Hauptschule und 
AHS sowie ein erweitertes Sprachenangebot in 
den Wahlpflichtfächern. 

Darüber hinaus bieten Schulen außercurricula­
re Aktivitäten an, wie Intensivsprachwochen im 
Ausland, Schulpartnerschaften mit Kontaktbesu­
chen und gemeinsamen Projekten oder Program­
me interkultureller Sensibilisierung im Pflicht­
schulbereich. 

Zu Frage 26: 

Es ist keine Frage, daß das Thema Europäische 
Integration auch in der Schule eine intensive Be­
handlung zu finden hat und auch weiterhin fin­
den wird. Die Befassung mit Fragen zur Euro­
päischen Integration stellt bereits einen Schwer­
punkt in der Lehrerfortbildung vor allem in den 
Oberstufenformen dar. 

Darüber hinaus wird in Zusammenarbeit mit 
dem Bundeskanzleramt an einer breiten Informa­
tionsaktion sowohl für Lehrer als auch für Schü­
ler gearbeitet. So befindet sich eine Informations­
broschüre für die Schulen in der redaktionellen 
Endarbeit, und es wird auch ein Computerinfor­
mationsprogramm betreffend EG zur Verfügung 
gestellt. 

Seit dem Vorjahr laufen Lehrerfortbildungsse­
minare zu EG-Fragen und zum EWR. Weiters 
werden über außerschulische Träger - wie zum 
Beispiel das Österreichische Wirtschafts- und Ge­
seIlschaftsmuseum - Wanderausstellungen und 
Referenten für schulische Diskussionen zur Ver­
fügung gestellt. 
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Neben den allgemeinen Informationen zur Eu­
ropäischen Integration gibt es Schwerpunktaktio­
nen - so im berufsbildenden Schulwesen -, die 
auf spezielle Erfordernisse für den Unterricht der 
jeweiligen Schulart abgestimmt sind. 

Entscheidend ist für mich, daß sich die Lehrer 
gemeinsam mit den Schülern problemorientiert 
an diese Fragen heranarbeiten und so für sich 
eine entsprechende Urteilsbildung vornehmen. 

Mein Ressort wird dafür die entsprechenden 
unterstützenden Maßnahmen setzen! 

Ich darf zum Abschluß noch feststellen, daß ich 
der festen Überzeugung bin, daß schulische Fra­
gen in einer politischen Diskussion, die der Ver­
suchung nicht widerstehen kann, zu pauschalie­
ren, dadurch gekennzeichnet sind, daß man sehr 
rasch über die Zukunft einer ganzen betroffenen 
Generation hinwegzieht. Wenn nur ein Bruchteil 
von dem eingetroffen wäre, was in der Vergan­
genheit zum Schulsystem gesagt wurde, wäre eine 
Generation der heute 30- bis 40jährigen in abso­
luter Verarmung verblödet. - Das Gegenteil ist 
aber ganz offensichtlich der Fall! 

Ich darf Sie ersuchen, auch in der weiteren Dis­
kussion darauf Rücksicht zu nehmen, daß wir 
über Zukunftschancen einer Generation und 
nicht über Verlockungen, parteipolitisches Klein­
geld herausschlagen zu wollen, sprechen. Verant­
wortungsbewußtsein ist für mich eine wesentliche 
Säule der Schul politik, und von dieser sollte auch 
die öffentliche Diskussion beherrscht sein. - Ich 
danke sehr. (Beifall bei SPÖ llnd ÖVP.) 16 . ./6 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Debatte 
ein. 

Ich mache darauf aufmerksam. daß gemäß § 61 
Abs. 7 der Geschäftsordnung die Redezeit eines 
Bundesrates auf 20 Minuten begrenzt ist. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Peter Kapral. Ich erteile ihm dieses. 

Ifd6 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Hoher Bundes­
rat! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe 
mit großem Interesse Ihren Ausführungen in der 
Anfragebeantwortung gelauscht. Ich bin auf dem 
Gebiet der Bildung, aber auch hier als Mitglied 
des Bundesrates einerseits ein Laie, andererseits 
ein Neuling. Ich möchte aber dennoch auf die Be­
deutung und auf die Wichtigkeit, die unserem 
Schulsystem zukommt, noch aus einem anderen 
Blickwinkel zu sprechen kommen. (Vizepräsi­
dent 5 t r II tz e n b erg e r übernimmt den Vor­
sitz.) 

Sie haben zum Schluß, Herr Bundesminister, 
darauf hingewiesen, daß, wenn all die Vorwürfe, 

die gegen das Schulsystem gerichtet werden, zu­
treffen würden, es heute eine Generation von gei­
stig Minderbemittelten geben müßte, nämlich die 
Generation der 30- bis 40jährigen. 

Unsere Bedenken, unsere Ängste gelten aber 
mehr denjenigen, die derzeit die Schule besuchen, 
weil wir glauben, daß da doch einige Versäumnis­
se geschehen sind und es hoch an der Zeit ist, 
wieder eine Änderung eintreten zu lassen. 

Die wichtigste Voraussetzung für das spätere 
Leben ist eine gute Schulbildung. Sie können mir 
unterstellen, daß die Wirtschaft mit keinen laute­
ren Gedanken an diese Frage herangeht, sondern 
eher in der Schulbildung die Voraussetzung für 
die Heranziehung von künftig guten Mitarbeitern 
sieht. Aber glauben Sie mir, die Bildung - davon 
sind die Wirtschaft und auch ich selbst überzeugt 
- ist ein Wert an sich. 

Österreich baut seine wirtschaftliche Stellung 
auf dem Potential, dem Können und dem Wissen 
seiner Menschen auf. Es muß dies mangels ent­
sprechender materieller Voraussetzungen, mate­
rieller Ressourcen, wie zum Beispiel Rohstoffe 
oder letztlich auch Energie, tun. Das Können. das 
Geschick, das Wissen der einzelnen Mitarbeiter 
ist die Kraft unserer Wirtschaft und die Basis für 
die Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen In­
dustrie. 

Es ist äußert wichtig, daß dieses Potential auch 
weiter erhalten bleibt. Die Voraussetzung dafür 
ist eine entsprechende Schulausbildung, ein ent­
sprechendes Schulsystem. Die Anzeichen mehren 
sich leider, daß da keineswegs alles zum besten 
steht, und ich darf auf die heutige Ausgabe der 
Tageszeitung "Die Presse" verweisen, in der 
ebenfalls diese Bedenken geäußert werden. 

Österreich steht vor großen Herausforderun­
gen. Die Verwirklichung des Binnenmarktkon­
zeptes in Europa steht knapp bevor. Wir stehen 
vor der Behandlung unseres Beitrittsansuchens 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. -
~11 das bringt neue Herausforderungen, neue 
Uberlegungen und neue Notwendigkeiten mit 
sich. 

Ich darf in diesem Zusammenhang einen un­
verfänglichen Zeugen zitieren, den kürzlich neu­
gewählten Präsidenten des Forschungsförde­
rungsfonds für die Gewerbliche Wirtschaft, der 
vor kurzem in einem Interview für die Zeitschrift 
"Die Industrie" folgendes gesagt hat - ich zitiere 

"Man müßte schon den Kindern in der Schule 
beibringen, daß Kreativität und Innovation das 
sind, was in der Wirtschaft gefragt ist. Man dürfte 
sie, das sei am Rande bemerkt, auch nicht alle ins 

551. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)86 von 105

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 551. Sitzung - 19. März 1992 26059 

Dr. Peter Kapral 

Gymnasium schicken, sondern müßte die Haupt­
schule aufwerten." 

Weiters heißt es dort: "Für mich ist Geisteswis­
senschaft eine Frage zusätzlicher Bildung. Auch 
ein guter Naturwissenschafter sollte über eine 
umfassende Bildung verfügen, weshalb das Gym­
nasium einen minimal gebildeten und nicht nur 
einen teilweise informierten Typus von Mensch 
in die Studienwelt entlassen müßte." 

Ich erspare mir zu zitieren, was weiter gesagt 
wurde über die Notwendigkeit, die naturwissen­
schaftliche Ausbildung an den Hochschulen zu 
forcieren, weil das in den Bereich des Wissen­
schaftsministers fällt. 

Ich darf aber noch einmal auch auf die mir sehr 
wesentlich scheinende Frage des Sprachunter­
richts an den österreichischen Schulen zu spre­
chen kommen. Die Kenntnis von Fremdsprachen 
ist im Zusammenhang mit der Europäischen Inte­
gration eine ganz wesentliche Voraussetzung da­
für, daß Österreich seinen Platz im Konzert der 
europäischen und der Weltmitbewerber mit Er­
folg verteidigen kann. Ich glaube daher, es geht 
gar nicht so sehr darum, daß man schon in der 
dritten Klasse Volksschule eine Wochenstunde 
Englisch anbietet, sondern es geht darum, daß 
eine wirklich fundierte Ausbildung auf dem Sek­
tor Sprachen erfolgt. Der Ihnen sicherlich nicht 
unbekannte Präsident der Industriellenvereini­
gung Mayer-Gunthof hat ja schon vor Jahren auf 
die Wichtigkeit des Sprachunterrichts und der 
Sprachkenntnisse hingewiesen und gemeint. daß 
hierin ein wesentlicher Faktor für das Bestehen 
Österreichs im Wettbewerb zu sehen ist. 

Ein weiterer Aspekt ist die Notwendigkeit 
und da darf ich besonders an Sie, Herr Bundesmi­
nister, appellieren -, klar Stellung zur europäi­
schen Frage zu beziehen. Es wäre sehr zu begrü­
ßen, wenn Sie einmal bei einer sich bietenden Ge­
legenheit auch für Ihre Person klar zum Aus­
druck bringen, daß Sie die Linie der 
Bundesregierung betreffend Europäische Integra­
tion voll mittragen und voll weiter mit ihr ziehen. 

Die Lehrerausbildung - gerade im Zusam­
menhang mit dem, was mit Blickrichtung EG auf 
uns zukommt - bedarf sicherlich noch einer wei­
teren Intensivierung. Darüber hinaus sollte es 
auch an entsprechendem Informationsmaterial 
für Schüler nicht mangeln, wozu sicherlich auch 
die Überlegung gehört, zu prüfen, ob nicht eine 
Initiative in Richtung eines eigenen Lehrbuches 
gesetzt werden könnte, um den Schülern entspre­
chende Informationen zukommen zu lassen. 

Wir zielen ja mit unserem Beitritt zur EG nicht 
auf die jetzige Generation der Berufstätigen ab, 
sondern vor allem auf die kommende Generation, 
was ja auch heute hier in einem Debattenbeitrag 

schon zum Ausdruck gebracht wurde. Jene Gene­
ration, die heute die Schulen besucht, wird dieje­
nige sein, die Österreichs Stellung in Europa aus­
bauen und festigen muß. Gerade aus dieser Über­
legung heraus glaube ich, daß dem Europagedan­
ken, dem Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Gemeinschaft und den damit verbundenen Her­
ausforderungen auch im Bereich des Schulwesens 
mehr und entscheidendere Bedeutung zugemes­
sen werden müßte. 

Im Sinne der heutigen Diskussion und im Sinne 
der gestellten dringlichen Anfrage darf ich ab­
schließend einen Entschließungsantrag einbrin­
gen. 

Entschließungsantrag 

der Bundesräte Dr. Kapral. Mag. Lakner. Mag. 
Gudenus und Kollegen belreffend Ablehnung der 
Aufstiegsautomatik bei einem "Nichtgenügend" 

Im Zuge der anstehenden Novellierung des 
Schlliunterrichtsgesetzes wurden von seiten des 
Bundesministers für Unterrichllind Kunst drei Va­
rianten einer Atlfstiegsautomalik in die nächsthö­
here Schulstufe trotz .. Nichtgenügend" im Jahres­
zeugnis vorgeschlagen. Da dieser Vorstoß zu einer 
t,veiteren Aushöhlung des Leistungsprinzips an un­
seren Schulen führt, ohne objektive Verbesserun­
gen für die Schüler zu bewirken. stellen die ll/ucr­
zeichneten Bundesräte folgenden 

Entschließungsantrag: 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Unterricht und Kunst 
H:ird aufgefordert, alle Änderungsvorschläge des 
Schulllluerrichtsgesetzes. die eine AufstiegsaulO­
matik bei einem "Nichtgenügend" in die nächsthö­
here Schulscufe zur Folge haben, nicht t,veiter zu 
rerfolgen. 

Im Sinne Ihrer Beantwortung der dringlichen 
Anfrage wird es sicherlich möglich sein, eine ent­
sprechende Mehrheit für diesen Entschließungs­
antrag zu finden. - Danke. (Beifall bei der FPO.) 
16.56 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Payer das Wort. 

16.57 
Bundesrat Johann Payer (SPÖ, Burgenland): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Erlauben Sie mir, daß 
ich am Beginn meiner Ausführungen Herrn Mag. 
Lakner korrigiere. Er hat über die Anzahl der 
dringlichen Anfragen gesprochen und hat wahr­
scheinlich vergessen, daß er bereits in der letzten 
Sitzung des Bundesrates diese dringliche Anfrage 
eingebracht hatte. Warum er sie damals zurück-
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gezogen hat - wir haben damals über das Ver­
botsgesetz diskutiert -, darauf können wir uns 
selbst einen Reim machen. 

Herr Mag. Lakner, ich bezeichne Ihre heutige 
dringliche Anfrage als Fleißaufgabe. Als ehemali­
ger Lehrer darf ich Ihnen sagen, es gibt zwei Ar­
ten von Fleißaufgaben: Die eine Art, die positive 
Art, ist, daß ein Schüler zusätzliche Arbeit leistet, 
um sich zu verbessern, und die zweite Art der 
Fleißaufgabe - und die werden Sie in Ihrem 
Schulleben ja auch erlebt haben - zielt darauf ab. 
vom Nichtwissen beziehungsweise von anderen 
Problemen abzulenken. Und da zeichnen halt 
Schüler, anstatt daß sie weitere Rechnungen ma­
chen, einen großen, färbigen, bunten Rand. -
Und ich glaube, mit Ihren 26 Fragen haben Sie 
heute eine solche Fleißaufgabe gemacht, eine 
Fleißaufgabe, um vielleicht von Ihren innerpar­
teilichen Problemen abzulenken (Bundesrat Mag. 
La k n e r: Da hätten wir es aber letztes Mal ge­
macht!), um davon abzulenken, daß innerparteili­
ehe Demokratie in Ihrer Partei eigentlich ein 
Fremdwort ist. Sie haben eine Fleißaufgabe ge­
macht, um abzulenken davon, daß das liberale 
Element in Ihrer Partei keinen sehr großen Stel­
lenwert hat. 

Für diese Fleißaufgabe haben Sie sich ein Mini­
sterium und einen Minister ausgesucht, bei dem 
Offenheit und Fachkompetenz mit sehr großer 
Liberalität gepaart sind, Liberalität, die nicht Ih­
nen persönlich, aber einigen von Ihnen fehlt, und 
diejenigen, die diese Liberalität bei Ihnen zeigen, 
werden ins politische Out katapultiert. 

Schulpolitik - der Herr Minister hat das ja ge­
sagt - muß abgehoben von der Tagespolitik be­
trachtet werden. Schulpolitik sollte außerhalb des 
tagespolitischen Hickhacks gesehen werden. Die­
se 26 Fragen dienen aber sicher nicht der Verbes­
serung des Schulwesens. (Bundesrat Mag. G lI­
den II s: Es gehl um die Schlllen!) Bei der Schul­
politik geht es um die Chancen unserer Kinder. es 
geht um die Chancen der Jugend, und diese 
Chancen werden durch parteipolitisches Gezänk 
nicht vergrößert. (Bundesrat Mag. G ud e n II s: 
Das wissen wir.') Sie beklagen. daß für die Verab­
schiedung von Schulgesetzen eine Zweidrittel­
mehrheit notwendig ist. Diese Zweidrittelmehr­
heit hat meiner Meinung nach ihre Berechtigung, 
sie ist eine Notwendigkeit, um Schule und Bil­
dung nicht zum Spielball von momentanen oder 
- unter Anführungszeichen - "modernisti­
schen" Strömungen zu machen. Kontinuität stellt 
im Schulwesen eine Notwendigkeit dar. Kontinui­
tät hat ihre Berechtigung. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Schule ist 
meiner Meinung nach eine Funktion der Gesell­
schaft. Zirka 100 000 Lehrer leisten tagtäglich 
wertvolle Arbeit an unseren Kindern, an unserer 
Jugend. Nennen Sie mir bitte einen Betrieb in 

dieser Größenordnung, in dem es so wenig Kon­
fliktstoffe gibt, wie das in unseren Schulen der 
Fall ist. Schulen betreffen aber nicht nur Lehrer 
und Schüler, sondern auch Eltern und Großel­
tern verfolgen mit Akribie die Arbeit in den 
Schulen, sie interessieren sich für Bildungs- und 
Erziehungsarbeit. Und das, glaube ich, ist richtig 
und wichtig. 

Kennen Sie vielleicht ein Unternehmen. das so 
sehr unter den wachsamen Augen der Bevölke­
rung steht wie die Schule? Kennen Sie ein Unter­
nehmen, daß so große Akzeptanz in der Öffent­
lichkeit genießt wie unsere Schule? - Ich kenne 
kein Unternehmen in dieser Größenordnung! 

Sie stellen in Ihrer Anfrage auch die Einrich­
tung der Landesschulräte und der Bezirksschulrä­
te in Frage. Landesschulräte und Bezirksschulräte 
sind demokratisch zusammengesetzte Gremien, 
in denen Elternvertreter, Lehrervertreter und 
Gemeindevertreter gute Arbeit leisten. Diese 
Gremien sind ein Musterbeispiel für demokrati­
sche Willensbildung. 

Sie von der FPÖ strapazieren in Ihrer Anfrage 
wieder einmal mehr lLlS Schlagwort "Parteibuch­
wirtschaft", die angeblich in den Kollegien der 
Landesschulräte herrscht. Ich weiß nicht, ob Sie 
sich schon einmal die Mühe gemacht haben, zu 
erheben oder nachzufragen, welche Versuche in 
den einzelnen Bundesländern gemacht werden, 
um personelle Entscheidungen objektiver. nach­
vollziehbarer und transparenter zu gestalten. Es 
werden - ich komme aus dem Burgenland und 
kann Ihnen diesbezüglich etliches zur Verfügung 
stellen - wirklich große Anstrengungen unter­
nommen, ich gebe aber zu, daß Objektivierungs­
versuche kein Allheilmittel darstellen. f Bundesrat 
Mag. L a k n e r: Gibt es einen freiheitlichen Direk­
tor inz Burgenland?J Es gibt sehr wenige Freiheit­
liche im Burgenland, und bei der vergangenen 
Gemeinderatswahl - in 13 Gemeinden wurde 
gewählt - haben Sie klägliche sieben Mandate 
erreicht. (Bundesrat P 0 m per: GOlt sei Dank.') 

Meine Damen und Herren! Ich bin beim The­
ma Objektivierungsversuche, und da möchte ich 
Sie auf folgende Tatsache aufmerksam machen: 
Personalentscheidungen sind schwierige Ent­
scheidungen. Es gibt aber - insbesondere seit 
Bundesminister Scholten für diesen Bereich ver­
antwortlich ist - zahlreiche Initiativen, Versu­
che, ich habe diese schon genannt, durch nach­
vollziehbare Punktesysteme oder durch Hearings 
vor Experten - im Burgenland, in der Steier­
mark - Personalentscheidungen im Schulbereich 
transparenter zu gestalten. Ihre Kollegen im Bur­
genland, Kollege Rauter und Kollege Nicka, aner­
kennen, daß wir diese Hearings im Landesschul­
rat veranstalten, sie loben diese Hearings sehr, 
und sie sprechen, seit wir diese Hearings machen, 
nicht mehr von Parteibuchwirtschaft. 
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In Ihrer Anfrage schreiben Sie auch, daß durch 
die Bildungspolitik in den letzten 30 Jahren so­
ziale und regionale Benachteiligungen weitge­
hend abgebaut werden konnten. - Das haben Sie 
richtig erkannt. In Frage 18 stellen Sie Ihre eige­
ne und richtige Aussage aber in Frage, und zwar 
mit Ihrer Kritik an der Schulbuchaktion. 

Ich trete dafür ein, daß man über die Schul­
buchaktion diskutiert, daß man über diese nach­
denkt und Verbesserungsvorschläge einbringt. Da 
bin ich wiederum bei einem Punkt, der die Man­
datare der Großparteien von Mandataren der 
FPÖ unterscheidet: Ich kann hier ungestraft Kri­
tik am sozialdemokratischen Minister anbringen, 
ohne Gefahr zu laufen, reglementiert oder abge­
setzt zu werden. (Bundesrätin Dr. R i e s s: So wie 
es dem Herrn Flecker gegangen ist.') Bei uns ist 
Kritik erlaubt. Ich habe sie hier auch angebracht; 
bei uns wird Kritik sogar gefördert. Bei Ihnen 
aber werden kritische Stimmen mundtot ge­
macht. (Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat Mag. 
G Cl den u s: Wie geht es dem Herrn Flecker?) 

Ich könnte Ihnen jetzt eine Liste nennen, ich 
glaube, es waren 12 oder 13 Mandatare, die man 
in Ihrer Partei auf ein Nebengleis geschoben hat. 
(Bundesrat Mag. G u d e fl U s: Warum '.vollen Sie 
zum Flecker flichts sagen?) Das ist ein Problem 
der steirischen SPÖ gewesen. (Bundesrat Mag. 
G Li d eil U s: Warum wollen Sie zum Herrn Flek­
ker nichts sagen? - Bundesrätin Dr. R i e s s: Die 
burgenländische SPÖ hat auch eine Menge Proble­
me.') Die burgenländische SPÖ hat weniger Pro­
bleme als die Bundes-FPÖ, die Führer-Partei. 

Sie werden mit mir aber darin übereinstimmen, 
daß durch die Schulbuchaktion ein Innovations­
schub auf dem Schulbuchsektor erreicht wurde, 
der seinesgleichen in Europa sucht. Unter "Inno­
vationsschub" meine ich vor allem eine inhaltli­
che Erneuerung, ich meine moderne didaktische 
Überlegungen, ich meine methodische Erneue­
rungen. ich meine Anpassungen an Lehrplanän­
derungen. 

Es gibt eine Untersuchung, die besagt, daß 
durch die Schulbuchaktion die Lehrerschaft dazu 
animiert wurde. als Schulbuchautoren mitzuar­
beiten. Die Lehrerschaft wurde dazu animiert, 
ihre praktischen Erfahrungen, ihre methodischen 
Erkenntnisse, die sie aus der Praxis gewonnen ha­
ben, als Schulbuchautoren miteinzubringen. Die­
se Kooperation zwischen Wissenschaftlern und 
Praktikern hat sich, glaube ich, bewährt. 

Diese Kooperation ist ein Ausfluß der von Ih­
nen kritisierten Schulbuchaktion. 

Sie von der FPÖ äußern auch Kritik an den 
Kosten der Schulbuchaktion. Ich habe den Ein­
druck, daß Sie sich die Kostenentwicklung nicht 
angesehen haben. Hätten Sie das nämlich getan, 

dann wüßten Sie, daß da wirklich sehr kostenspa­
rend gearbeitet wurde. 

Auf Seite 2 Ihrer Anfrage schreiben Sie: "Über 
schulisches und berufliches Weiterkommen ent­
scheidet das Parteibuch, statt Leistung und Kön­
nen." - Mit dieser Aussage diskriminieren Sie 
Tausende SchiHerinnen und Schüler, die in der 
Schule Leistungen erbringen. die in der Schule 
Können erwerben. Sie diskriminieren Tausende 
Lehrerinnen und Lehrer, Sie werten deren schwe­
re lind engagierte Arbeit ab. 

Aber zur Lehrerschaft haben Sie sowieso ein 
Verhältnis, das ich - unter Anführungszeichen 
- als "gestört" bezeichnen möchte. Bei den im 
Vorjahr durchgeführten Bundes-Personalvertre­
tungswahlen hat Ihnen nämlich gerade die Leh­
rerschaft eine sehr klare und deutliche Absage er­
teilt. 

Ebenso schreiben Sie auf Seite 2 Ihrer dringli­
chen Anfrage: "Schul- und Bildungspolitik sind 
nicht unwesentlich von standespolitischen Inter­
essen getragen." - Dazu bekenne ich mich voll­
inhaltlich. 

Meine Damen und Herren! Ich habe 25 Jahre 
lang mit dem Kollegen Strutzenberger in der Ge­
werkschaft gearbeitet. Es ist eine Tatsache, daß es 
in einer guten Schule zufriedener Mitarbeiter be­
darf, denn nur zufriedene Mitarbeiter sind moti­
vierbar. 

Sie von der FPÖ behaupten, daß Lehrervertre­
ter pädagogische Freiräume vermauern. - Gera­
de das Gegenteil ist der Fall: Neben besoldungs­
rechtlichen, neben dienstrechtlichen Fragen, mit 
denen sich die Gewerkschaft beschäftigt, geht es 
der Sektion 10, der Lehrersektion, vor allem um 
Innovation. Es geht nicht nur immer ums Finan­
zielle, sondern es geht auch um eine gute österrei­
chische Schule. 

Eine Schule ist dann gut, wenn Lehrer und 
Schüler sie gerne besuchen - und das ist in 
Österreich der Fall! In Österreich haben wir eine 
tadellos gute Schule! (Beifall bei der SPÖ.) 

In Ihrer Anfrage kritisieren Sie auch die inner­
schulisch-pädagogische Kooperation von Eltern, 
Lehrern und Schülern. Sie kritisieren damit de­
mokratisch gewählte Elternvereine, Schulgemein­
schaftsausschüsse, Schülervertretungen. Sie kriti­
sieren das Klassenforum. das Schulforum. Sie kri­
tisieren auch, daß Schulpartnerschaft gesetzlich 
geregelt ist. - Meine Damen und Herren! Demo­
kratische Partnerschaft benötigt ein demokrati­
sches Regulativ. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
kurz zur Frage Schulautonomie kommen. - Die 
Diskussion darüber wurde ja von Bundesminister 
Scholten initiiert. Gerade in einer Zeit des U m-
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bruchs, in einer Zeit der Neuordnung Europas, in 
einer Zeit, die gekennzeichnet ist durch das Fal­
len des Eisernen Vorhangs, in einer Zeit, in der 
wir über EWG und EWR diskutieren, ist diese 
Diskussion über Autonomie notwendig. 

Neue Herausforderungen kommen auf die 
Schule zu. Wichtig dabei scheint mir zu sein, daß 
die Schule rasch, flexibel und abgestimmt auf re­
gionale Erfordernisse reagieren kann. Auf aktuel­
le Herausforderungen müssen Antworten gege­
ben werden. Es wird auch notwendig sein, daß 
den einzelnen Schulstandorten Entscheidungs­
rechte zugebilligt werden. 

In Ihrer Anfrage und auch im Entschließungs­
antrag beschäftigen Sie sich mit dem Aufsteigen 
mit Nichtgenügend. Sie wissen ja, das war ja bis­
her aufgrund eines Konferenzbeschlusses möglich 
und hat sich zum Teil - ich betone: nur zum 
Teil! - bewährt. Es hat sich als kindgemäß be­
währt, in einzelnen Punkten als pädagogisch 
wertvoll. Diese Regelung gibt es schon seit 1974. 
Das Problem dabei ist, daß die Handhabung sehr 
unterschiedlich ist: Einerseits gibt es sehr liberale 
Schulen, andererseits gibt es Schulen, die diesen 
Paragraphen sehr restriktiv gehandhabt haben. 
Daher ist die Suche nach einer gerechteren päd­
agogischen Regelung notwendig. 

Meine Damen und Herren von der FPÖ! Sie 
kritisieren die Leistungsgruppen, und dieser Kri­
tik an den Leistungsgruppen schließe ich mich 
persönlich ohne Furcht an. Sie wissen aber wahr­
scheinlich auch, daß es gerade in der Hauptschule 
zahlreiche Schulversuche gibt, die darauf abzie­
len, diese Problematik aufzuarbeiten; ich erwähne 
in diesem Zusammenhang den Schulverbund 
Wien und Graz. Man muß zukunftsorientierte 
Lösungen suchen, und ich mache kein Hehl dar­
aus: Ich glaube, wenn wir in die EG kommen, 
dann brauchen wir auch die Gemeinsame Schule 
der 10- bis 14jährigen. Sie kritisieren das, und da­
her sage ich: Die Gemeinsame Schule der 10- bis 
14jährigen ist die Schule der EG. 

Sie von der FPÖ kritisieren auch den Polytech­
nischen Lehrgang - ich glaube, zu Unrecht. Von 
der Konzeption mit den Wahlpflichtfächern her 
zählt meiner Ansicht nach der Polytechnische 
Lehrgang zu den modernsten Schularten. Er bie­
tet auch die Möglichkeit zu einer Berufsorientie­
rung. Daß er in der Bevölkerung nicht diese Ak­
zeptanz findet, diesbezüglich gebe ich Ihnen 
recht. (Bundesrat Mag. G ud e n u s: Was ist 
schuld daran?) Schuld daran, glaube ich, war -
und jetzt werde ich wirklich sehr persönlich und 
sage es so, wie ich das in meinem Schulleben 
selbst erfahren habe -, daß man dieses neunte 
Schullahr eigentlich aufgepfropft hat. Es hätte 
hier Uberlegungen geben müssen. dieses neunte 
Schuljahr vielleicht an die Hauptschule anzu­
schließen, vielleicht am selben Schulstandort, 

aber ... (Bundesrat Mag. G u den u s: Das Mini­
sterium ist schon seit IJieLen Jahren in Ihren Hän­
den! Sie hätten aLso so etwas, was Sie als Kritik 
empfinden, einbringen können.') Das Ministerium 
hat gerade beim Polytechnischen Lehrgang sehr 
viele Lehrplanänderungen durchgeführt. Ich den­
ke da etwa an die Wahlpflichtfächer, ich denke an 
die Berufsorientierung, die es dort ja gibt. 

Aber Sie haben ja noch mehr kritisiert. Sie 
üben auch Kritik an der Umfrage des Bundesmi­
nisteriums bezüglich Ferienordnung und Fünf­
tagewoche. Ich bin dem Minister wirklich sehr 
dankbar dafür, daß zum ersten Mal die Betroffe­
nen, nämlich die betroffenen Eltern. Lehrer und 
Schüler, die Möglichkeit haben, daran mitzuwir­
ken. Bisher hatte ich nämlich den Eindruck, daß 
sich vor allem die Wirtschaft - da vor allem die 
Fremdenverkehrswirtschaft - mit der Änderung 
der Ferienordnung beschäftigt und daß besonders 
die Wirtschaft immer wieder die Ferienordnung 
in die Diskussion gebracht hat. Ich glaube, päd­
agogische Gründe und die Meinung der Betroffe­
nen müssen dabei ausschlaggebend sein, müssen 
die Grundlage für eine zukünftige Entscheidung 
bilden. 

Sie von der FPÖ sagen auch, es gebe zu viele 
AHS-Maturanten. es gebe zuwenig Facharbeiter. 
Der Minister hat darauf hingewiesen: Im interna­
tionalen Vergleich weist Österreich eine geringe 
Zahl von Maturanten und Akademikern auf. Ich 
glaube, man kann sehr schwer das Problem Lehr­
lings- und Facharbeitermangel mit der Schule 
verquicken. Es ist aber sicherlich notwendig, die 
Fehler für diese Entwicklung in den jeweiligen 
Bereichen, in den jeweiligen Berufsfeldern zu su­
chen. 

Meine Damen und Herren! Zum Abschluß 
kommend und zusammenfassend möchte ich die­
se dringliche Anfrage als eine unnötige Fleißauf­
gabe bezeichnen. Diese 26 Fragen sind ein politi­
scher Rundumschlag im Schulbereich, der der 
österreichischen Schule sicher nicht förderlich ist. 
Dem demokratischen und parlamentarischen 
Mittel der dringlichen Anfrage wurde mit diesen 
26 Fragen kein guter Dienst erwiesen. 

Sie haben 26 Fragen gestellt - ich möchte dem 
Minister auch eine Frage stellen, und zwar aus 
zwei Gründen. 

Erstens: Wir haben in der letzten Sitzung hier 
im Hohen Haus das Verbotsgesetz diskutiert und 
haben dabei - alle Fraktionen - die Wichtigkeit 
der politischen Bildung herausgestrichen. 

Zweitens: Am selben Tag hat es einen Antrag 
im Burgenländischen Landtag gegeben, einge­
bracht von der Freiheitlichen Partei, in dem es 
heißt, der Landeshauptmann solle verhindern, 
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daß ehemalige Widerstandskämpfer in Schulen 
zum Zeitgeschichteunterricht eingeladen werden. 

Daher meine Frage an den Minister, ob er die 
politische Bildung in den Schulen forcieren 
möchte und ob es ihm dabei auch um eine ver­
stärkte Aufklärung über den Rechtsextrem.~smus 
geht. - Danke schön. (Beifall bei der SPO und 
bei Bundesräten der Ö VP.) 17.18 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Der von 
Bundesrat Dr. Kapral und Kollegen eingebrachte 
Entschließungsantrag liegt schriftlich vor. Er ist 
genügend unterstützt und steht somit mit zur Dis­
kussion. 

Als nächstem Redner erteile ich Herrn Bundes­
rat Ing. Eberhard das Wort. 

17.19 .. 
Bundesrat lng. August Eberhard (OVP, Kärn-

ten): Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ho­
hes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Obwohl der Herr Bundesminister für 
Unterricht und Kunst bereits sehr ausführlich die 
aufgeworfenen Fragen beantwortet hat, erlaube 
ich mir doch, einige grundsätzliche Be~.erkungen 
zu Bildung und Ausbildung bei uns in Osterreich 
zu machen. 

Fragen der Bildungspolitik gewinnen in letzter 
Zeit immer mehr an Aufmerksamkeit - auch in 
der Öffentlichkeit. Das Bewußtsein, daß die 
Schule alle Bevölkerungsschichten angeht, wird 
immer allgemeiner. Der U nterrichts- und der 
Wissenschaftsbereich können zur Bewältigung 
der Integrationsfragen in einem größeren Europa 
einen zentralen Beitrag leisten. Dieser Beitrag 
kann aber nur dann geleistet werden, wenn es uns 
gelingt, eine rasche Internationalisierung und Eu­
ropäisierung unseres Bildungswesens zu errei­
chen. 

Mit Blickrichtung EG und unter dem Aspekt 
einer dringend notwendigen Internationalisierung 
des Bildungswesens braucht unser Schulsystem 
zukunftsorientierte Maßnahmen, wie zum Bei­
spiel die Aufwertung und Verbesserung des dua­
len Bildungssystems - ich meine da vor allem 
unsere Berufsschulen - in Partnerschaft zwi­
schen Schule und Betrieb sowie die Errichtung 
von Fachhochschulen - sie wurden ja heute vom 
Minister schon erwähnt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf ei­
nen Umstand hinweisen, der in Richtung Höhere 
Technische Lehranstalten geht. Im Rahmen der 
Realisierung des Fachhochschulwesens darf das 
berufsbildende Schulwesen nicht zu kurz kom­
men. Im wesentlichen geht es darum, daß im Rah­
men der Lösung der Fachhochschulfrage ein Weg 
gegangen wird, daß zum Beispiel ein Teil der 
Ausbildung an unseren Höheren Technischen 
Lehranstalten auch in die Fachhochschulausbil-

dung eingerechnet wird. Bekanntlich umfaßt ja 
die Fachhochschulzeit sechs Semester, und sei­
tens der HTL wird der Wunsch geäußert, das 
fünfte HTL-Jahr mit zwei Semestern in die Fach­
hochschulzeit miteinzurechnen. 

Als weitere Maßnahmen darf ich die Interna­
tionalisierung des Schulsystems durch den Aus­
bau des Fremdsprachenunterrichtes in allen 
Schulsparten erwähnen und darf das zusammen­
fassend als eine Art "Fremdsprachenoffensive" 
bezeichnen. Ich g4aube, die allgemeine Entwick­
lung mit Blickrichtung EG erfordert diesbezüg­
lich entsprechende Maßnahmen, die rasch gesetzt 
werden müssen. 

Des weiteren darf ich hier die Begabtenförde­
rung erwähnen. Es darf in unserem Bildungswe­
sen zu keiner "Gleichmacherei" kommen. Ich bin 
sehr froh darüber. daß sozusagen eine Aufstiegs­
automatik mit einem "Nichtgenügend" nicht 
mehr zum Tragen kommen soll. Wenn meine In­
formationen stimmen, soll der § 25, der diese 
Aufstiegsautomatik mit einem Nichtgenügend be­
inhaltet. in der neuen Regierungsvorlage nicht 
mehr enthalten sein. 

Ich glaube, daß es in Zukunft für die Interna­
tionalisierung unseres Schulsystems nicht ent­
scheidend sein wird, ob und wo wir eine Fünf­
tagewoche oder eine Sechstagewoche haben oder 
ob die Sommerferien um eine Woche länger oder 
kürzer sein werden oder ob ein Bezirks- oder 
Landesschulrat mit mehr oder weniger Kompe­
tenzen ausgestattet wird, sondern entscheidend 
wird sein, ob die Schulabgänger in Österreich mit 
dem Ausbildungsniveau international mithalten 
können oder nicht und ob unsere Schulabsolven­
ten den Anforderungen der Gesellschaft und der 
Wirtschaft entsprechen können. 

Es geht darum, die Qualität des Bildungswe­
sens dort zu verbessern, wo Schwachstellen und 
ein Nachholbedarf zu verzeichnen sind; der 
Kampf auf Nebenschauplätzen bringt längerfri­
stig sicherlich keine Lösung. 

Das Schulwesen in Österreich braucht in Zu­
kunft weniger Bürokratie, aber mehr Autonomie 
in wirtschaftlicher und auch in pädagogischer 
Hinsicht. Ich begrüße in diesem Zusammenhang 
die Autonomiebestrebungen und die Regionali­
sierungsbemühungen unseres U nterrichtsmini­
sters. Unser Wunsch wäre, daß der eingeleitete 
Weg konsequent fortgesetzt wird. 

Was die Kritik an den zwei Ministerien betrifft, 
am Wirtschaftsministerium und am Unterrichts­
ministerium: Meiner Meinung nach ist von ihrer 
Wichtigkeit her die Eigenständigkeit beider Mini­
sterien sicher gerechtfertigt. Ich kann mich nicht 
erinnern, daß die FPÖ in der Zeit ihrer Mitregie­
rung auch nur ein einziges Mal ihre Stimme für 
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die Zusammenlegung dieser Ministerien erhoben 
hätte, und ich glaube, sie würde es auch jetzt nicht 
tun, wenn sie selbst in der Regierung sitzen wür­
de. (Bundesrat Mag. G u den u s: Lassen wir es 
darauf ankommen.') 

Was die Infragestellung der Bezirks- bezie­
hungsweise Landesschulräte betrifft, so wäre Ihre 
Forderung nach deren Abschaffung für mich erst 
dann glaubwürdig, wenn sich die FPÖ dort, wo 
sie in Landes- beziehungsweise Bezirksschulräten 
vertreten ist, davon zurückziehen würde. Denn es 
gibt ja bekanntlich sowohl auf Landesschulrats­
ebene als auch auf Bezirksschulratsebene FPÖ­
Vertreter. (Z'rI-'ischenrufe bei der FPÖ.) Die Praxis 
zeig.t aber ein ganz anderes Bild, daß nämlich die 
FPO dort, wo sie in den Bezirks- und Landes­
schulräten vertreten ist, sehr wohl sehr fleißig 
"mitmischt" und sich für freiheitliche Kollegen 
und Kolleginnen entsprechend einsetzt. 

Ich darf daher abschließend - an die Adresse 
der FPÖ gerichtet - folgendes festhalten: Man 
kehre zuerst vor der eigenen Tür, bevor man an 
anderen - zum Teil unberechtigte - Kritik übt. 
- Danke schön. (BeifaLL bei der ÖVP und bei 
Bundesräten der SPÖ.) 17.:26 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Mag. Gudenus. Ich er­
teile ihm das Wort. 

17.27 

Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ. Wien): 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Die 
Schlußworte bezüglich des "Vor-der-eigenen­
Türe-Kehrens" gefallen mir, aber Herr Bundesrat 
Payer hat ja erst uns Vorwürfe gemacht. Ich sage 
dazu nur: Frasz, Sinowatz verurteilt. Sipötz, 
Grandits. Kery, Vogl, Pinter - ich glaube, zur 
Fahndung ausgeschrieben, oder so ähnlich, nicht 
wahr? Also: Das "Vor-der-eigenen-Türe-Kehren" 
lasse ich gelten bei den Kollegen von der Sozial­
demokratischen Partei. 

Man redet sehr viel von "Europareife" in bezug 
auf Bildung. Ich glaube. zur Europareife gehört 
nicht nur eine Schule, die Schulpolitik betreibt 
und die die Tagespolitik in der Schule ablehnt. 
Das ist ein Unsinn, Herr Kollege, was Sie gesagt 
haben, denn Schulpolitik ist eine Funktion der 
Gesellschaft, wie die Politik insgesamt, und 
selbstverständlich soll sie in die Schule einwirken. 
Wir wollen doch nicht die Schüler europafern er­
ziehen. indem sie überhaupt nichts von der Poli­
tik, von dem, was sich tut, wissen. (Bundesrat 
Pa y e r: Da zitieren Sie mich aber falsch. Herr 
Kollegen Ja, gut, aber Sie geben mir immerhin die 
Möglichkeit, Sie zu interpretieren. Herr Professor 
Schambeck sagt immer: Man soll nicht das sagen, 
was man denkt. sondern was der andere verstehen 
könnte. - Ich habe Sie eben so verstanden. Also: 

Las~en Si~. das bitte bleiben! (Zwischenrufe bei 
SPO und OVP.) 

Ich glaube, es ist ein Fehler, unseren Schülern, 
aber auch den Eltern - mancher Schüler wurde 
inzwischen zum Elternteil - einen ständigen 
Versuch als geglücktes "Schulvorbild" vorzuge­
ben. Die österreich ischen Kinder, die österreichi­
schen Eltern leiden ja darunter, daß sie eigentlich 
vielfach gar nicht mehr wissen, was die Wirklich­
keit ist, denn kaum haben sie es begriffen, beginnt 
der nächste Versuch. Und das kann ja Bildung 
nicht heißen, daß man die Dynamik, die das Le­
ben mit sich bringt, durch einen ständigen Schul­
versuch den Kindern nahebringen möchte. Das 
sind ja andere Dy'namiken, die wir verlangen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Die Schule soll ja nicht nur ausbilden, die Schu­
le soll bilden, was Sie und ich - wahrscheinlich 
alle - wollen. Sie soll zu Höherem heranziehen 
und nicht nur die Gosse predigen. Und deswegen 
werfe ich dem Herrn Minister vor, wenn er in 
einer Anfragebeantwortung schreiben läßt (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ): Es mag schockieren, aber 
es ist nicht zu leugnen, daß die Umgangssprache 
von Jugendlichen und jungen Menschen den Vor­
stellungen älterer Generationen nicht entspricht. 
- Das stimmt. Es ist nicht zu leugnen. Aber es 
wäre Sache der Schule, diese Art Umgangsspra­
che erst gar nicht aufkommen zu lassen, sondern 
in der Schule zu versuchen, eine Art Überein­
kunft bezüglich Sprache zu finden, die eben nicht 
die Krätze, das Schlechte und das Böse als Allge­
meinsprache nimmt. Und dieses Schlechte und 
Böse wird im österreichischen Kulturleben der­
zeit geprägt (Beifall bei der FPÖ). weil man nicht 
mehr in der Lage ist, mit anständigen Worten et­
was Anständiges auszudrücken, weil die Schau­
spieler nicht mehr in der Lage sind, etwas durch 
eine gesunde Geste auszudrücken, sondern nackt 
auf~~'eten müssen. (Neuerlicher Beifall bei der 
FPO. - Bundesrat K 0 n e C n y: Wer den Kopf 
hoch oben hat. ist deshalb nicht unbedingt ~veüer 
VOll der Gosse entfernt.' - Bundesrat Pa y e r: Die 
SchuLe hat aber auch die Aufgabe, dafür zu sorgen. 
daß Worte wie" Umvolkung" nicht vorkommen.') 

Machen Sie mit! Helfen wir da gemeinsam! Ich 
sehe. Sie geben mir recht! Wir werden schauen, 
daß wir Worte verwenden, für die wir beide nicht 
rot werden müssen. Ja, rot wollen wir nicht wer­
den. Sie haben es gesagt. (Bundesrat W ö LI e r t: 
Sie sollten rot vor Scham werden.') 

Es soll auch nicht das Ziel einer Schule sein, 
daß für alle das gleiche als Bildung vorgegeben 
ist, sondern für jeden das Seine, sein ihm Ange­
messenes. Die menschlichen Qualitäten sind ver­
schieden. Der eine eignet sich zum Handwerker 
und soll ein guter Handwerker werden. Der ande­
re eignet sich zum Professor und wird ein guter 
Professor. So soll die Schulbildung sein! Und an 
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diesen Dingen fehlt es bei uns, indem die Schule 
derzeit alle in einen Eintopf wirft, ohne einigen 
die Möglichkeit zu bieten, sich zur Elite heraus­
zubilden. Das Wort "Elite" darf nicht mehr ein 
Tabu sein; das habe ich bei den Worten des Herrn 
Ministers vermißt. Denn die Europazugehörig­
keit ist für uns nur mit einer Elite möglich, und 
zwar mit einer Elite auf allen Ebenen: beim 
Handwerker, beim Hilfsarbeiter - in einem ge­
wissen Sinn als Arbeitsethos - und beim Profes­
sor. (Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat Eng. 
Pe n z: Sie bringen das so zum Ausdruck. als ob 
unsere Handwerker keine Qualifikacion häuen.' Sie 
werten einen Berufsstand einfach ab.') 

Vizepräsident Walter Strutzenberger (das 
Glockenzeichen gebend): Herr Bundesrat Gude­
nus ist am Wort! Ich bitte ihn, fortzusetzen! 

Bundesrat Mag. John Gudenus (fortsetzend): 
Ich will Ihnen nicht direkt widersprechen. Ich will 
Ihnen nur ein Erlebnis der letzten Tage wiederge­
ben, als ich mit einem Unterrichtsminister eines 
eherdem volksdemokratischen Landes gespro­
chen habe. Er hat gesagt, 40 Jahre Marxismus 
brachten uns zuwenig gut ausgebildete Lehrlinge 
und zu viele schlecht ausgebildete Akademiker. 
Darauf konnte ich nur antworten: Ich hoffe, Sie 
reden nicht von Österreich. Da hat er gesagt: 
Nein, weit davon entfernt. ich rede von meinem 
Land. Da habe ich ihm gesagt, das könnte eigent­
lich der Inhalt einer Rede gewesen sein, die wir 
hier im Bundesrat halten. Sicherlich keine des 
Ministers, so viel Selbstkritik würde ich nicht ein­
mal einem eigenen Minister zutrauen, geschweige 
denn einem Minister von einer anderen Partei. 
aber grundsätzlich ist es so, und ich glaube, wir 
müssen auf diese Ziele zugehen, sonst marschie­
ren wir geradewegs an Europa vorbei, mit noch so 
viel Fremdsprachenausbildung. 

Man spricht immer von Fremdsprachenausbil­
dung. Ja, welche Fremdsprachenausbildung? Ler­
nen wir die Sprachen der Nachbarländer, oder 
lernen wir nur noch Fremdsprachen und können 
nicht mehr das ausdrücken, was wir eigentlich 
technisch ausdrücken sollten? Denn die Fremd­
sprache ist eigentlich nur ein Vehikel, um das 
Wissen weiterzubringen. Sie ist ja nicht Selbst­
zweck. Für den Urlaub brauche ich keine Fremd­
sprachen zu können. Bestenfalls macht man ein 
Hobby daraus. Es soll also unser technisch-fachli­
ches Wissen mit der Sprache in ein anderes Land 
und von einem anderen Land zu uns gebracht 
werden. 

Und an dem fehlt es bei uns, und an dem wer­
den wir Freiheitlichen, die wir sehr leistungsbe­
wußt sind, diese Regierung in ein paar Monaten, 
vielleicht auch erst in einem Jahr, wenn es böse 
geht, messen müssen: beim nächsten Wahlkampf. 
- Ich danke fürs Zuhören. (Beifall bei der FPO.) 
/7.35 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Meier. Ich erteile ihm 
das Wort. 

/7.35 
Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Steiermark): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Minister! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte. am Anfan.g 
auf einen Zwischenruf aus den Reihen der FPa 
betreffend den Landtagsabgeordneten Kurt Flek­
ker, obwohl es nicht zum Thema gehört, antwor­
ten zu dürfen, weil ich aus diesem Bezirk komme. 
Herr Dr. Flecker hat Kritik geäußert, das haben 
wir in allen Zeitungen gelesen. (Bundesrat Mag. 
G Cl d e nll s: Das war sehr wichtig.') Er hat aber 
sein Landtagsmandat mit Zustimmung alIer be­
halten, und er übt auch weiterhin Kritik, er hat 
einen Beruf und ein Abgeordnetenmandat, und 
das ist eben der Unterschied. (Bundesrälin Dr. 
R i e s s: Dann häue er auch Landesparteisekretär 
bLeiben können!) 

Ihre Mandatare verlieren ihre Mandate, und es 
wird ihnen nahegelegt, weil sie nicht mehr im 
Bundesparteivorstand sind, sollen sie auch das 
Abgeordnetenmandat niederlegen - da werden 
Sie mir recht geben -, oder sie verlieren es auf 
andere Weise, wie die heutige APA-Meldung 
eben mitteilt, daß der Klubobmann der FPÖ im 
Kärntner Landtag am Donnerstag vor dem Be­
zirksgericht Klagenfurt wegen Zeitungsdiebstahls 
zu einer Geldstrafe von 18 000 S bedingt auf drei 
Jahre sowie zur Bezahlung der Prozeßkosten ver­
urteilt wurde. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Er wurde 
für schuldig befunden, am 6. Jänner vergangenen 
Jahres in Klagenfurt aus einem Zeitungsständer 
zwei Tageszeitungen entwendet zu haben. 

Ich sage auch, daß man nicht gegenseitig auf­
rechnen sollte, das kann es überalI geben, und ich 
möchte auch nicht verallgemeinern. Nur muß je­
der selber vor seiner eigenen Türe kehren. (Bun­
desrat Mag. T rat t Il e r: Sie können gerne einmal 
eine gescheite Aufrechnung haben.') Sie können 
nur aufrechnen, das können wir aber auch. 

Zu den Worten des Herrn Bundesrates Mag. 
Lakner einige Anmerkungen. Mir scheint, daß die 
Betonung, daß es sich um die dritte dringliche 
Anfrage handelt, darauf abzielt, die Anfragen zu 
zählen, um als besonders fleißig zu erscheinen, 
obwohl, wie Sie selber gesagt haben, für deren 
Stellung kein konkreter Anlaß vorhanden war. 
Sie haben Herrn Minister Scholten mehrmals als 
den "SageI''' bezeichnet. Ich finde das nicht sehr 
höflich. Sie werden mir zustimmen, daß dieses 
Wort eine abwertende Bedeutung hat. 

Sie haben auch gesagt: Es kommt nichts Besse­
res nach. Das hat mir auch nicht gefallen. Sie ha­
ben wortwörtlich gesagt: Die Neue Hauptschule 
ist ein Fiasko geworden. Ich wehre mich heftigst 
gegen diese verallgemeinernde und unsachliche 
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Ausführung. Sie können die Hauptschulen besu­
chen, und Sie werden sehen: Das stimmt weder 
für Schüler noch für Lehrer. 

Sie haben zum Thema Aufsteigen mit einem 
"Nichtgenügend" gesagt: So blöd sind die Lehrer 
nicht, und Ihre Betonung des Wortes "so" bedeu­
tet wohl, daß Sie meinen, daß sie schon blöd sind, 
nur nicht so blöd. Ich glaube, man sollte die Dis­
kussion sachlicher führen. 

Herr Bundesrat Gudenus, Sie haben gesagt, die 
Schule solle bilden - dem stimme ich zu - und 
nicht die Gosse predigen. Ich lehne es ab, die Be­
hauptung aufzustellen, daß die Schule irgendwo 
die Gosse predige. Das geschieht doch nicht. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Auch über das Wort "Elite" ließe sich von der 
Definition her diskutieren. Und ich könnte mir 
vorstellen - es würde aber zu lange dauern, das 
auszuführen -, unter Elite jene zu verstehen, die 
der Gesellschaft mehr geben als sie nehmen und 
dadurch Selbstlosigkeit für die Gesellschaft unter 
Beweis stellen. (Bundesrat Mag. G II den II s: Tun 
Sie das! Machen Sie das zum Thema.') In dieser 
Richtung müßten wir im Zusammenhang mit 
"Elite" diskutieren. 

In Ihrer dringlichen Anfrage schreiben Sie 
das ist etwas Positives -: "Die Bildungspolitik 
der letzten 30 Jahre hat es zweifellos mit sich ge­
bracht, daß soziale und regionale Benachteiligun­
gen weitgehend abgebaut werden konnten." -
Ich möchte das ergänzen: Auf vielen Ebenen ist 
ein breites Angebot an Bildungsmöglichkeiten da­
zugekommen. Wenn Sie diesen Satz schreiben 
und ernst nehmen, so betrifft das auch jene Mini­
ster, die Sie an weiterer Stelle dann als negativ 
hinstellen. Ich meine, damit widersprechen Sie 
sich selbst. 

Sie schreiben dann weiter von "sogenannten so­
zialpartnerschaftlichen Sperrminoritäten" und 
"sogenannter ständestaatlicher Zementierung". 
Ich glaube, das Wort "sogenannte" beweist schon, 
daß es keine echte ständestaatliche Zementierung 
oder sozialpartnerschaftliche Sperrminorität ist, 
wenn man mit Zweidrittelmehrheit Schulgesetze 
beschließt. Das ist eben eine Sache der Verfas­
sung, die vor der heutigen Situation, auch vor der 
heutigen Parteienlandschaft, entstanden ist. 

Ich könnte mir vorstellen, daß auch eine einfa­
che Mehrheit in diesem Zusammenhang kritisiert 
würde, denn manche befürchten, daß eine so 
wichtige Materie wie die Schulgesetzgebung so 
allzuleicht änderbar wäre. Ich würde das bei einer 
funktionierenden Kontrolle vielleicht gar nicht so 
fürchten, aber man kann eben über lange beste­
hende Verfassungsbestimmungen nicht einfach 
hinweggehen. 

Es gibt auch eine Reihe anderer Zwiespältigkei­
ten in Ihren Auffassungen. Sie behaupten, daß die 
Gewerkschaften zu sehr das Schulwesen beein­
flussen, haben aber bei der letzten Personalver­
tretungswahl zu den Lehrern gesagt: Eure Ge­
werkschaften haben zuwenig erreicht. Also, so 
stark können die Lehrergewerkschaften hier auch 
wiederum nicht gewesen sein. 

Herr Mag. Lakner! Sie haben in einem Zwi­
schenruf gefragt, wie viele freiheitliche Direkto­
ren es im Burgenland gibt. Ich entnehme daraus, 
daß Sie, wenn es eine bestimmte Anzahl gegeben 
hätte, schon zufrieden gewesen wären. Sie kriti­
sieren es nur, weil es anscheinend keine gibt. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Dabei möchte ich sagen, daß es bei diesen Be­
stellungen nicht um parteipolitische Richtlinien 
gehen sollte. aber es dürfte nicht verboten sein, 
daß ein Schulleiter einer Partei angehört. Es geht 
um seine Qualifikation. Es gibt derzeit schon 
Hearings und Abstimmungen. (Bundesrätin Dr. 
R i e s s: Bei jedem Hearing kommt wieder ein So­
zialist heraus.') Nein, das stimmt erstens nicht, ich 
könnte Ihnen das mit gegenteiligen Beispielen aus 
unserem Bezirk beweisen. (Bundesrätin Dr. 
R i e s s: Bitte erzählen Sie es, das interessiert mich 
sehr.') Ich könnte Ihnen aber auch sagen, daß 
nach Hearings eigentlich immer jener Schulleiter 
bestellt wird, der aus diesem Orte kommt, weil 
Eltern und Gemeindevertreter eher für diesen 
Kandidaten stimmen, unabhängig davon, welcher 
Parteirichtung er angehört, weil sie die anderen in 
einem fünfminütigen Gespräch gar nicht kennen­
lernen können. Ich bin selber durch ein solches 
Hearing gegangen, und ich möchte sagen: Ich 
fürchte mich nicht vor einem solchen Hearing. 
I Bundesrätin Dr. R i es s: Nennen Sie uns doch 
Beispiele.') In unserem Bezirk, in Haus im Enn­
stal, gibt es eine ganze Reihe. Und es wird mehre­
re geben. 

Zum Thema Aufsteigen mit einem "Nichtgenü­
gend": 

Ich möchte zuerst sagen - ich habe das bei 
einer Wortmeldung hier schon getan -, ich be­
kenne mich an und für sich genauso wie bei den 
Studenten zur Leistung. Leistung muß an vorder­
ster Stelle stehen. Ich bin gegen das Tachinieren 
und gegen solche Dinge. (Bundesrat Dr. Pu m -
b erg e r: Das ist neu/) Das ist nicht neu, Herr 
Kollege! Sie können meinen Lebensweg verfol­
gen. Ich hoffe, daß ich auch selbst ein Beispiel 
geben könnte. 

Aber nun zur Problemstellung betreffend 
"Nichtgenügend". Es war so, daß ein Schüler 
oder eine Schülerin wegen eines einzigen "Nicht­
genügend" das gesamte Jahr verloren hat, wenn 
sie auch in allen anderen Gegenständen positiv 
waren. Ich kenne einen Fall: Der Schüler hatte 
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Wundstarrkrampf. war drei Monate außer Ge­
fecht, hat aber, Gott sei Dank, überlebt. Er hat es 
dann mit Hilfe der Lehrer auch so geschafft, weil 
man alle Augen zugedrückt hat, daß er aufsteigen 
kann, weil er ja nicht dumm war. 

Und es gibt eine ganze Reihe solcher Fälle, 
wenn etwa irgend jemand aus familiären Gründen 
- beide Eltern sterben beispielsweise bei einem 
Autounfall - einen Einbruch erleidet und in ei­
nem Gegenstand versagt. 

Sogar sehr viele berühmte Männer sagen das 
immer wieder, wenn sie interviewt werden: Dort 
habe ich einen "Fleck" gehabt, aber aus mir ist 
trotzdem etwas geworden. 

Wir wissen um das Problem der Noten und der 
Qualifikation des Menschen und seines weiteren 
Lebensweges. Der Zustand bisher war so, daß ein 
Aufsteigen mit einem "Nichtgenügend" - einmal 
nur, übrigens! - nur mit Zustimmung der Klas­
senkonferenz möglich war. Das heißt aber nun 
nicht, daß die Mathematiklehrer beim Fach Eng­
lisch oder Deutsch, wo es eben ein ,.Nichtgenü­
gend" gab, dreingeredet haben, sondern es wurde 
beurteilt. wie die gesamte Leistungsfähigkeit die­
ses Schülers war. Hatte er etwa noch weitere acht 
Vierer, so war sein Aufsteigen mit einem Nicht 
genügend in Anbetracht des schwierigeren Stoffes 
des nächsten Schuljahres wahrscheinlich eher 
nicht zu verantworten. - Ich meine. nur darum 
geht es. 

Wenn man den Lehrern zuviel Gewalt zu­
schreibt und meint, daß sie bösartigerweise diesen 
armen Schüler nun nicht aufsteigen haben lassen. 
dann werden Sie den Lehrern jetzt auch unterstel­
len, daß sie eventuell auch in der Lage wären. ein 
zweites "Nichtgenügend" zu geben, denn dann 
kann der Schüler ja auch nicht aufsteigen. Da 
müssen wir die Lehrer auf jeden Fall verteidigen. 
So stimmt das nicht. 

Es gäbe in der SchulverwaItung sicherlich eini­
ges zu verbessern. Sie zitieren hier den Rech­
nungshofbericht betreffend niederösterreichi­
schen Landesschulrat, was ja nicht unbedingt der 
Herr Minister zu verantworten hat. (Bundesrat 
B i e r i n ger: Das ist eine Bundesbehörde.') 
Schon. Aber welche Formulare der Landesschul­
rat bei der Durchführung von Wandertagen, 
Schulveranstaltungen, Schitagen, berufsprakti­
schen Tagen vorschreibt, das wird wohl geregelt 
auf der unteren Ebene. und dort ließe sich man­
ches verbessern, zum Beispiel auch bei der Ver­
wendung der automationsunterstützten Daten­
verarbeitung, worüber ich schon einmal eine An­
frage gemacht habe. Der Bund hat bereits eine 
Datei für die Verwaltung der Schulen. Die Lan­
desschulräte haben das noch nicht, und die einzel­
nen Schulen haben das auch noch nicht. (Bundes-

rat Mag. G u den u s: Da ist ein kleiner Fehler da­
bei!) 

Sie von der FPÖ schreiben: Landesschulrat und 
Bezirksschulrat abschaffen. So leicht geht das 
meiner Ansicht nach nicht, denn gerade dort sind 
Eltern, auch solche, die nicht irgendwelche Par­
teifunktionen innehaben - ich kenne eine ganze 
Reihe, die aus irgendwelchen Vereinen kommen, 
egal, ob das der Familienverband oder etwas an­
deres ist -, die absolut keine parteipolitischen 
Interessen haben, vertreten, vor allem auf der 
Ebene der Bezirksschulräte. Man kann auch da 
durchaus über Änderungen sprechen, aber ich 
glaube nicht, daß man diese Gremien abschaffen 
sollte. 

Nun einige Worte zum Hauptschulsektor: Ich 
habe schon vorhin gesagt, daß es dort kein solches 
Fiasko gibt. Warum hat die Hauptschule in gewis­
sen Gebieten an Attraktivität verloren, vor allem 
in Städten, in Ballungszentren? - Es ist von un­
serem Schulsystem her eine ganze Reihe anderer 
Möglichkeiten geboten worden. Wenn ich mich 
an meine Jugend zurückerinnere: Ich komme aus 
Bad Aussee, und die nächsten öffentlichen Gym­
nasien waren in Leoben und in Gmunden, und in 
Admont war ein Stiftsgymnasium. Von meinem 
Jahrgang haben drei ein Gymnasium nach der 
Volksschule besucht. - Dann gab es den Slogan: 
Jedem Bezirk seine höhere Schule. Es sind inzwi­
schen Gott sei Dank mehr geworden, wobei auch 
elie aufgezählten Minister .... ihre Meriten haben, 
aber nicht nur sie als Person, sondern der Staat 
überhaupt. Das muß man unterstreichen. Es gab 
also dann andere Möglichkeiten. 

Hand aufs Herz, meine Damen und Herren: 
Wenn man ein Kind hat, das zehn Jahre alt und 
halbwegs begabt ist, in Wien, Graz, Linz, Salz­
burg oeler in einer anderen größeren Stadt lebt, 
wo es die Langform einer AHS und die Haupt­
schule gibt, dann ist es eine psychologische Sache 
unserer Gesellschaft, daß die Eltern sagen: Mein 
Kind soll Matura machen, ich schicke es statt in 
die Hauptschule gleich in die Langform der AHS! 

Ob das im einzelnen Fall nun richtig ist, ob es 
nicht für das Kind besser wäre, eine andere Schu­
le zu besuchen, sei in Frage gestellt. Das hat nun 
in den Ballungszentren dazu geführt, daß die 
Hauptschulen nicht mehr alle Schüler umfaßt ha­
ben. Dort, wo es diese Form oder ein Oberstufen:. 
Realgymnasium - auch eine neugeschaffene 
Schulform, wenn man in die Vergangenheit zu­
rückblickt - nicht gibt, ist die Hauptschule sehr 
wohl gleichzusetzen mit einer vollwertigen Un­
terstufe der AHS, mit der Einschränkung, daß in 
diese Hauptschule alle hineingehen müssen. 

Es kamen dann die beiden Klassenzüge, der er­
ste und der zweite Klassenzug, und das schwierig­
ste für einen Menschen ist wohl, andere Men-
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sehen, junge Menschen, einzuteilen und zu sagen: 
Du bist nicht mehr reif für den ersten Klassenzug, 
du mußt in den zweiten Klassenzug gehen. Es 
gibt diesbezüglich eindeutige Entscheidungen, 
aber auch sehr viele Grenzfälle. 

Eine weitere Überlegung war dann, daß die 
Hauptgegenstände die wichtigsten sind. Wir ha­
ben heute von Englisch gesprochen, Fremdspra­
chen sind ungeheuer wichtig, es kam dann zur 
Schaffung von Leistungsgruppen, und ich be­
haupte hier, daß die Absolventen der ersten Lei­
stungsgruppe einer Schule, wo es keine AHS­
Konkurrenz gibt, vollwertig mit der Unterstufe 
der AHS mithalten können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die AHS hat es nur insofern leichter, als sie in 
ihrer Unterstufe diese Dreiteilung in drei Lei­
stungsgruppen nicht treffen muß. Und so kann 
natürlich auch über die Leistungsgruppen disku­
tiert werden. Auch die Leistungsgruppen haben 
gewisse Nachteile, aber es stimmt sicher nicht -
um auf Ihre Anfrage zurückzukommen -, daß es 
in diesem System weder gelungen ist, Spitzenbe­
gabungen zu fördern, noch Minderbegabungen 
entsprechend zu fördern. Es ist zweifellos beides 
in einem bestimmten Ausmaß geschehen. 

Zum Polytechnischen Lehrgang nur einige An­
merkungen: Auch hier hängt es davon ab, welche 
anderen Schulen in der Nähe sind. In Bad Aussee 
geht kein Mädchen mehr in den Polytechnischen 
Lehrgang, es gibt einen einjährigen Lehrgang, 
eine dreijährige Fachschule für wirtschaftliche 
Frauenberufe und nicht weit weg davon eine 
fünf jährige Schule für wirtschaftliche Frauenbe­
rufe. Aber es hat sich immer eine Reihe von 
Schülern gefunden, die den Polytechnischen 
Lehrgang besucht hat; für die berufspraktische 
Woche hat er sich zum Beispiel als sehr günstig 
erwiesen. 

Auch über die Schulbuchaktion kann man re­
den, auch über die Finanzen. Daß die Bücher je­
des Jahr teurer werden, scheint an der Zeit und 
an den inflationären Steigerungen zu liegen, das 
ist klar. Daß der Staat spart, das verlangen wir 
von ihm. 

Ich sage Ihnen folgendes: Wir machen es so, 
daß wir jene Bücher, die wieder verwendbar sind 
und die die Schüler am Ende des Schuljahres weg­
werfen würden, soweit wir dazu in der Lage sind, 
auf freiwilliger Basis einsammeln lassen, zum Bei­
spiel Lesebücher, bis wir eben einen kompletten 
Jahrgang gesammelt haben. Dann ersparen wir 
uns im darauffolgenden Jahr die Anschaffung 
von Lesebüchern und können etwa Musikbücher, 
die auch sehr schön und nützlich sind, oder Wör­
terbücher dafür anschaffen. Ich würde wirklich 
vorschlagen, mit dem Herrn Minister in dieser 
Richtung die Schulbuchaktion, deren Grundsätze 
des Zugangs jedes Schülers zum Buch nicht geän-

dert werden sollen, einmal zu diskutieren. (Allge­
meiner Beifall.) Ich danke für Ihren Applaus. 

Man kann über alles reden. (Bundesrat Dr. K a -
pr a I: Sie wollen sparen! Das ist wichtig!) Ich hof­
fe, Sie haben auch meinen Zusatz gehört, daß die 
Grundtendenzen nicht über Bord geworfen wer­
den sollen: Jeder Schüler soll sein Buch haben. 
Ich habe es immer von meinem Vorgänger ge­
kauft und habe schon jemanden hinter mir ge­
habt, dem ich es weitergegeben habe. Ich habe 
aber nicht immer die schönsten Bücher gehabt, 
das muß ich auch sagen. 

Sagen Sie das bitte auch dem Buchhandel, auch 
jenen, die in FPÖ-Zeitungen inserieren, denn die 
wenden sich vehement gegen jegliche Einsparung 
auf dem Schulbuchsektor. Für die sind wir aber 
nicht in erster Linie da, sondern für die Schüler. 
Das möchte ich dazu sagen. (BeifaLL bei der SPÖ.) 

Stichwort "Schulautonomie": Es ließe sich -
meine Redezeit ist leider beschränkt - auch dazu 
sehr viel sagen. Man kann der einzelnen Schule 
zweifellos mehr Autonomie geben. Man muß das 
definieren, und man muß das auch finanziell fest­
legen. Damit meine ich, daß Autonomie nicht so 
ausschauen darf, daß das finanziell ausufert - da 
sind wir wieder beim Spargedanken -, sie darf 
allerdings finanziell mit Stundenkontingentie­
rung und ähnlichem nicht so eng sein, daß man 
Dinge, die man in der Schule für notwendig er­
achtet, vernachlässigt, wie etwa Freigegenstände, 
zum Beispiel eine zweite Fremdsprache oder mu­
sische Fächer etwa. Darüber muß man noch dis­
kutieren, wie die Freiheit der Autonomie aus­
schauen soll. 

Zur Ferienordnung kurz einige Anmerkungen: 
Diese sollte in erster Linie nach schulischen An­
forderungen gestaltet werden, wobei ich zugeste­
he, daß auch die Wirtschaft ihre Wünsche äußert. 
Eine sinnvolle Staffelung, wie etwa bei den Seme­
sterferien derzeit in einem dreiteiligen Rhythmus, 
ist durchaus angebracht. Obwohl es hier Schwie­
rigkeiten gibt, wenn einer mehrere Kinder hat. 
Das eine Kind geht im eigenen Bundesland zur 
Schule, das andere im Nachbar-Bundesland, dann 
haben sie nicht miteinander Ferien. Das kann 
auch bei den Sommerferien der Fall sein. Fragen 
Sie dazu wirklich einmal Eltern und Lehrer, die 
Pflichtschüler kann man da ja nicht fragen, denn 
die möchten schulfrei haben, und vielleicht auch 
viele AHS-Schüler, das ist menschlich, nicht, weil 
sie faul sind. 

Aber man sollte Ferien nicht nur ansetzen, weil 
es zu diesem Zeitpunkt noch keine gibt. 

Zu Herbstferien möchte ich folgendes anmer­
ken: Der Herbst vom Schulbeginn bis zu den 
Weihnachtsferien ist eigentlich im Schuljahr der 
einzige geschlossene Block zum Unterrichten. 
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Wenn er durch eine Woche unterbrochen ist, 
würde es einige Tage dauern, bis die Schüler wie­
der in ihren Lernrhythmus hineinkommen. (Bun­
desrat Dr. Sc h a m b eck: Das stimmt. das sage 
ich auch!) Ich möchte davor warnen, zu sagen: 
Vom 26. Oktober bis 2. November haben wir au­
tomatisch frei. Es ergeben sich natürlich dort 
schon einige Ferientage, aber wir werden ja se­
hen, was bei dieser Umfrage, in der die Fragen 
sehr einfach gestellt wurden, herauskommt. Man 
könnte das zweifellos wissenschaftlicher gestalten 
und 28 Fragen stellen. Aber was hätten dann die 
Schulgemeinschaftsausschüsse gesagt? 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat! Ich darf Sie aufmerksam machen: Ihre 
Redezeit von 20 Minuten ist erschöpft. (Bundes­
rat Dr. 5 c h am be c k: Aber er spricht neu! Man 
hört ihm gerne zu!) 

Bundesrat Erhard Meier (fonsetzend): Danke. 
- Ich bin auch schon erschöpft. 

Eine Minute noch als Schlußwort: Die Sprach­
ausbildung und ihre Notwendigkeit habe ich 
schon unterstrichen. Man sollte den Schülern 
vielleicht mehr Gelegenheit geben, ins Ausland 
zu fahren, nicht nur, damit sie ein Land sehen, 
sondern damit sie auch eine Woche mit den Schü­
lern dieses Landes Sprachunterricht haben. 

Die Ausbildung der Lehrer ist wichtig, nicht 
nur in bezug auf die EG: diesbezüglich stimme 
ich Ihnen zu. Die gesellschaftliche Umwelt wird 
für die Schule schwieriger. Es gibt verhaltensge­
störte, schwerer anpassungsfähige Schüler. Sie se­
hen zuviel fern und all diese Dinge, die ich jetzt 
nicht mehr aufzählen kann. Mit diesen Proble­
men hat die Schule fertigzuwerden. Aber es gibt 
eine Reihe von Ansätzen, das Teamteaching, spe­
zielle Gruppen und so weiter. die auch da helfen 
können. Aber wo immer wir Einteilungen treffen 
werden. zwischen den Schülern ... 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat! Ich muß Sie unterbrechen. 21 Mi­
nuten sind um, ich bitte Sie jetzt, zum Schluß zu 
kommen. 

Bundesrat Erhard Meier (fortsetzend): Man 
kann doch nicht für alles den Minister verant­
wortlich machen! - Danke schön. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 17.56 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Mag. Tusek. Ich erteile 
ihm das Wort. 

17.56 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek (ÖVP, Ober­

österreich): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister! Geschätzte Damen und Herren! 
Wenn wir heute die dringliche Anfrage der Frei­
heitlichen Partei behandeln, so ist es angebracht, 

einerseits nach den Hintergründen, nach dem 
"Warum" dieser Dringlichen zu fragen und ande­
rerseits Widersprüche und falsche Behauptungen 
ins rechte Licht zu rücken. (Vizepräsidem Dr. 
Sc h am b eck übernimmt den Vorsitz.) 

Es ist eine dringliche Anfrage ein legitimes In­
strument der Opposition, und in diesem Fall 
möchte ich es auch so sehen. 

Ich glaube, es gibt aber auch einen zweiten Hin­
tergrund, Herr Kollege Lakner. Ich weiß nicht, ob 
es allen Damen und Herren des Bundesrates be­
kannt ist: Kollege Lakner wurde am 29. Februar 
dieses Jahres zum Obmann des freiheitlichen 
Lehrerverbandes gewählt, wozu ich recht herzlich 
gratuliere. Aber natürlich ist mit einer solchen 
Funktion auch verbunden, daß man sich profilie­
ren möchte. 

Kollege Lakner hat bereits am 5. März pro­
biert, diese dringliche Anfrage einzubringen, und 
er hat sie dann, aufgrund der Ereignisse an die­
sem 5. März, wieder zurückgezogen. (Bundesrätin 
Dr. Kar [ s s on: Sie müssen die Ideen vom Herrn 
Minister holen!) 

Trotz Übereinstimmung in eInIgen Detailfra­
gen kann ich einige von Ihnen, Kollege Lakner, 
angeführte Behauptungen, vor allem in der Be­
gründung, nicht unwidersprochen lassen. 

Meine Damen und Herren! Keine Angst, ich 
werde nicht auf alle 26 Fragen eingehen. (Bun­
desrätin Dr. Kar l s s ° n: Das ist nett.') Das hat 
der Herr Minister in vortrefflicher Art und Weise 
für uns gemacht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte nur zum Grundsätzlichen Stellung 
beziehen, vor allem zu dem, was mir nicht gefal­
len hat. Kollege Lakner! Sie haben ein sehr nega­
tives Bild von der Schulpolitik gezeichnet. Ich 
glaube, es ist an der Zeit, diesem Negativbild auch 
positive Seiten unserer Schulpolitik entgegenzu­
stellen. (BeifaLl bei ÖVP und SPÖ. - Zwischen­
ruf des Bundesrates Mag. G II den u s.) 

Ich komme schon darauf zu sprechen, Kollege 
Gudenus, ich komme schon zu einigen Punkten. 
Wenn Sie von der Freiheitlichen Partei anführen, 
daß die Kompetenzen in der Bildungspolitik aus 
partei politischen Gründen auf zwei Bundesmini­
sterien aufgeteilt wurden, so ist diese Behauptung 
falsch: Die Geschichte zeigt uns, daß diese Be­
hauptung falsch sein muß, denn die Teilung in ein 
Wissenschafts- und in ein Unterrichtsministerium 
erfolgte im Jahre 1970 unter einer sozialistischen 
- damals noch - Alleinregierung, einer Minder­
heitsregierung, die von Ihrem Parteiobmann 
Friedrich Peter unterstützt wurde. Und ich glau­
be, Sie können uns viel vorwerfen, aber den da­
maligen Bundesministern, Mag. Leopold Gratz 
und Dr. Herta Firnberg, können Sie keine partei-

551. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 97 von 105

www.parlament.gv.at



26070 Bundesrat - 551. Sitzung - 19. März 1992 

Mag. Gerhard Tusek 

politischen Gründe der Teil~.ng vorwerfen. (Hei­
terkeit und Beifall bei der SPO.) 

Darüber hinaus sei angemerkt, daß die Forde­
rung nach einem einheitlichen Bildungsministeri­
um - und ich habe gesagt, in manchen Detailfra­
gen stimme ich Ihnen durchaus zu - zu den 
Grundforderungen der Österreichischen Volks­
partei gehört, aber in einer Koalitionsregierung 
ist eben nicht jede Forderung zu verwirklichen, 
und das müßten auch Sie von der freiheitlichen 
Seite aufgrund Ihrer Erfahrungen aus den Jah­
ren 1983 bis 1986 durchaus wissen. 

Als zweite Begründung für diese Dringliche 
führen Sie die heute schon mehrmals von Vorred­
nern erwähnte Zweidrittelmehrheit bei der Ver­
abschiedung von Schulgesetzen an und stellen 
diese als Ursache für Fehlentwicklungen dar. Ich 
möchte darauf erwidern, daß die Zweidrittel­
mehrheit wichtig ist und war, denn dadurch wird 
gewährleistet, daß eine Gruppierung allein nicht 
in der Lage ist, entscheidende Maßnahmen auf 
dem - und auch das wurde heute mehrmals be­
tont - so wichtigen und zukunftsweisenden Ge­
biet der Bildung zu setzen. 

Es war die Österreichische Volkspartei, die 
durch ihre klare bildungspolitische Position wäh­
rend der Zeit der sozialistischen Alleinregierung 
die Einführung der gemeinsamen Schule der 10-
bis 14jährigen verhindert hat, und daß das auch 
heute noch das Bestreben ist, haben die Worte des 
Herrn Bundesministers und des Herrn Kollegen 
Meier gezeigt. 

Die bildungspolitischen Grundsätze der Öster­
reichischen Volkspartei seien in kurzer Form hier 
an dieser Stelle nochmals dargelegt: Wir wollen 
die Bildungsvielfalt, damit möglichst jeder Schü­
ler die für ihn - oder sie - passende Schulform 
besuchen kann, und wir lehnen einen bildungspo­
litischen Eintopf ab. Wir von der ÖVP sind aus 
diesem Grunde für die Langform der allgemein­
bildenden höheren Schule neben einer gesunden 
Hauptschule. 

Auch da möchte ich dem Negativbild dieser 
dringlichen Anfrage widersprechen: Herr Kollege 
Lakner, Sie haben pauschaliert, und in dieser 
Pauschalierung sind auch Unwahrheiten enthal­
ten. Im ländlichen Bereich - und ich spreche 
jetzt, weil ich die konkreten Zahlen davon habe, 
vom Bezirk Rohrbach in Oberösterreich 
möchte ich die Hauptschule als gesund, ja als 
mehr als gesund bezeichnen. 

Mir liegen bereits aus diesem ländlich struktu­
rierten Bezirk die neuesten Anmeldungszahlen 
für das Schuljahr 1992/93 vor. 85,5 Prozent wer­
den in diesem ländlich strukturierten Bezirk die 
Hauptschule besuchen, und nur 14,5 Prozent der 
Zehnjährigen haben sich für ein Gymnasium an-

gemeldet. Ich kann kein Fiasko und kein Versa­
gen der Neuen Hauptschule sehen, so wie Sie es 
formuliert haben. 

Wir von der ÖVP sind für Typenvielfalt in der 
AHS, für Wahlmöglichkeiten bei den Oberstu­
fenformen, aber auch für eine Vielfalt auf dem 
Gebiet des berufsbildenden mittleren und höhe­
ren Schulwesens. 

Nach dieser Darlegung der Grundpositionen 
werde ich mich wieder einem konkreten Vorwurf 
der Dringlichen zuwenden. Ich zitiere: "Die poli­
tischen Parteien verfügen über einen erschrek­
kend großen Einfluß" und so weiter. Diese Stelle 
wurde heute schon mehrmals angesprochen. 

Es ist dies ein Lieblingsthema der Mandatare 
der Freiheitlichen Partei. doch auf dem Sektor 
der Schule - ich spreche jetzt von Oberöster­
reich - ist dieser Vorwurf ebenfalls unrichtig. 
Falls Sie es nicht wissen: In Oberösterreich gibt es 
seit etwa 20 Jahren die Objektivierung, und ich 
hoffe, daß der Herr Bundesminister bei bundes­
weiten Objektivierungsgesetzen, die er angespro­
chen hat, auch auf diese Erfahrungen in Ober­
österreich zurückgreift. (Bundesrat Mag. 
L a k n e r: Die Punkte werden doch wieder abge­
schafft in Oberösterreich.' J Sie werden nicht abge­
schafft, Herr Kollege Lakner, nur weiterentwik­
kelt. Ein System der Objektivierung kann nicht 
einmal beschlossen werden und dann für alle Zei­
ten gelten, sondern es muß das den jeweiligen 
Verhältnissen angepaßt werden. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

In Oberösterreich gibt es seit 20 Jahren die Er­
fahrung - und es ist so -, daß jede Anstellung 
eines Junglehrers, jedes Ansuchen um eine schul­
feste Stelle und jedes Ansuchen um einen Direk­
torsposten in ein Objektivierungsverfahren gehen 
muß und daß da objektive Kriterien entscheidend 
sind. 

Ich habe allerdings gehört, daß in Kärnten der 
damalige Landeshauptmann, dem man heute 
schon Schwäche bei den Erledigungen vorgewor­
fen hat, auf dem Schulsektor doch einiges erledigt 
und sich besonders dafür eingesetzt haben soll, 
daß die FPÖ-Mitglieder im Schulwesen in füh­
renden Positionen untergebracht werden. (Zwi­
schenrufe bei der FPÖ.) 

Wenn Sie solche Mißstände abschaffen wollen, 
meine Herren - es sind nur mehr Herren da -
von der Freiheitlichen Partei, biete ich Ihnen ger­
ne meine Unterstützung an, und ich bin auch ger­
ne bereit, Ihnen Erfahrungen mit der Objektivie­
rung in Oberösterreich zur Kenntnis zu bringen. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Las­
sen Sie mich noch auf die Problematik der Auf-
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stiegsautomatik und dem damit verbundenen 
Entschließungsantrag der Freiheitlichen Partei zu 
sprechen kommen. Die Aufstiegsautomatik hängt 
letztlich mit dem § 25 Abs. 2c zusammen, und 
dieser Paragraph hat seit Bestehen dieses Geset­
zes - es ist im Jahre 1974 entstanden - zu ge­
wissen Schwierigkeiten geführt. Er hat Probleme 
gemacht, er hat vor allem deswegen Probleme ge­
macht, weil bei der Klassenkonferenz Lehrer mit­
entscheiden mußten, die den Schüler nicht ken­
nen, beispielsweise über ein Mädchen, wenn der 
Kollege Knabenturnen unterrichtet, oder ähnli­
ches. Nach diesem Gesetz ist es im Moment noch 
so, daß jeder, der in einer Klasse unterrichtet, der 
Klassenkonferenz angehört, und das sind Proble­
me, die diese Auslegung verursacht hat. (Bundes­
rat Mag. La k n e r: Religion bei Abmeldung.'} 
Richtig! Religion bei Abmeldung. Jetzt durch die 
Oberstufenreform, wo sich jeder im großen und 
ganzen seine Form selbst wählt, wird es dadurch 
zu noch größeren Problemen kommen, beim La­
teiner zum Beispiel bei solchen. die Französisch 
gewählt haben. und ähnliches mehr. 

Meine Herren von der Freiheitlichen Partei! 
Ihr Entschließungsantrag, den Sie heute einge­
bracht haben. zielt darauf ab, daß sich der Herr 
Bundesminister mit dieser Frage nicht mehr be­
schäftigen möge. Ich halte den Vorschlag, sich 
nicht mehr damit zu beschäftigen, für falsch! Ich 
glaube, Probleme sind da, damit wir sie lösen und 
nicht vertagen oder uns nicht mit ihnen beschäfti­
gen. 

Und ich sehe einen zweiten Grund, warum Ihr 
Entschließungsantrag, der möglicherweise am 
5. März, wo Sie ihn geplant haben, noch Bedeu­
tung gehabt hätte und auch sinnvoll gewesen hät­
te sein können, heute nicht mehr sinnvoll ist. Ich 
habe den neuesten Entwurf des Bundesgesetzes, 
mit dem das Schulunterrichtsgesetz geändert 
wird, und zwar vom 9. März 1992, und ich ersehe 
aus diesem Entwurf, daß man nicht mehr vor hat, 
den § 25 zu verändern. Aus diesem Grund ist Ihr 
Entschließungsantrag überholt, und die Österrei­
chische Volkspartei wird einem überholten Ent­
schließungsantrag nicht ihre Zustimmung geben. 

Allerdings - und ich darf aus dieser Vorlage 
weiters zitieren - ist ein ganz wesentliches Merk­
mal schon drinnen. - Kollege Meier, das ist ge­
nau das, was du auch gesagt hast. - Es ist darin 
vorgesehen, daß der § 57 Abs. 7 noch den Satz 
hinzugefügt bekommt: "In Klassenkonferenzen" 
und so weiter "kommt das Stimmrecht nur jenen 
Mitgliedern zu, die den Schüler im betreffenden 
Schuljahr zumindest vier Wochen unterrichtet 
haben." 

Ich meine, das ist bei der von mir geforderten 
Lösung von Problemen ein ganz wichtiger 
Sch!.itt! - Danke schön. (Beifall bei Ö VP und 
SPO.J /8.10 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister Dr. 
Scholten. Ich erteile es ihm. 

18.10 
Bundesminister für Unterricht und Kunst Dr. 

Rudolf Scholten: Sehr geehrter Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte auf die Frage 
eingehen, wie im Schulsystem im Rahmen des Fa­
ches Politische Bildung auf diverse Formen der 
Rechtsradikalismen reagiert wurde. 

Wir haben kurz nach Auftauchen dieser sich 
dann bereits im Bereich der Kriminalität bewe­
genden Erscheinungen gemeinsam mit dem 00-
kumentationsarchiv des Österreichischen Wider­
standes und Herrn lng. Wiesenthai eine wissen­
schaftlich sehr präzis dokumentierte Arbeit her­
ausgegeben und diese sämtlichen österreichischen 
Schulen zur Verfügung gestellt, die sich mit dem 
Thema, das ich jetzt sehr verkürzt mit der Über­
schrift "Auschwitz-Lüge" versehen möchte, be­
schäftigt. Die Nachfrage, die diese Arbeit an den 
Schulen gefunden hat. ist so groß, daß wir jetzt 
bereits die nächste Auflage in Auftrag gegeben 
haben und diesbezüglich eine ganze Reihe noch 
unbefriedigter Wünsche zu verzeichnen haben, 
die allerdings dann erfüllt werden können. 

Das Interessante dabei ist - ich halte diese Dis­
kussion auch für sehr wertvoll -, daß offensicht­
lich an den Schulen eine ganze Fülle von Initiati­
ven im Zusammenhang mit dieser Arbeit entstan­
den sind, Initiativen, die sich diesem Thema wid­
men und die dem hohen Engagement, das die 
Lehrerinnen und Lehrer zu dieser Frage haben, 
ein gutes Zeugnis ausstellen. Ich glaube, daß da­
durch eine Diskussion in Gang gesetzt wurde, die 
wichtig und politisch wertvoll ist. 

Ein zweiter Punkt ist, daß wir versucht haben, 
neuerlich jenen Kreis von Zeitzeugen, die sich im 
wesentlichen aus ehemaligen Widerstandskämp­
fern zusammensetzen, den Schulen zu nennen, 
sodaß dementsprechende Diskussionen und Ein­
ladungen ausgesprochen werden können. Auch 
da ist festzustellen, daß die Nachfrage die Mög­
lichkeiten, sie - unter Anführungszeichen - "zu 
bedienen", bei weitem übersteigt. (Bundesrat 
S ( r u l zen b erg e r: Das ist das. was die FPÖ 
abgelehnt hat im Burgenland!) Ich kann Sie beru­
higen: Auch burgenländische Schulen haben das 
sehr stark in Anspruch genommen. - Wir haben 
eher das Problem, daß einfach durch Zeitablauf 
immer weniger Zeitzeugen zur Verfügung stehen. 
Wir versuchen daher, möglichst viel an Vermitt­
lungsarbeit zu leisten und diese Referentenmög­
lichkeit anzubieten. 

Ein dritter Punkt ist, daß die Anlagen des KZ 
Mauthausen pädagogisch neu ausgestaltet wer­
den, weil dort ein Schülerkreis von etwa 
ISO 000 Schülern pro Jahr einen Besuch abstattet 

551. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 99 von 105

www.parlament.gv.at



26072 Bundesrat - 551. Sitzung - 19. März 1992 

Bundesminister für Unterricht und Kunst Dr. Rudolf Scholten 

und wir den Eindruck haben, daß eine pädagogi­
sche Aktualisierung notwendig ist, um auch poli­
tisch deutlich zu machen, worum es dabei geht. 
Diese Bemühung wird zusammen mit dem Innen­
ministerium betrieben, und ich glaube, daß wir 
nach den Schulferien diesbezüglich schon zu Er­
gebnissen gelangen können. 

Ich habe heute vormittag die Koordinatoren 
des Faches PoHtische Bildung an den Berufsschu­
len bei mir gehabt, das heißt, die Koordinatoren 
pro Bundesland, und wir haben auch für diesen 
Kreis, der, wie ich meine, von diesen Erscheinun­
gen besonders erfaßt ist, ein Programm bespro­
chen, das an den Berufsschulen, die ja der Schul­
typ sind, an dem Politische Bildung ein eigenes 
Fach darstellt, ein wirksames Vorgehen sicher­
stellen soll. 

Im übrigen läßt sich nach Auskunft der Län­
derkoordinatoren eindeutig ablesen, daß in jenen 
Bundesländern, wo die Ausländerdiskussion in 
unerfreulicher Form geführt wurde, diese Er­
scheinungen von Schmieraktionen bis zu eindeu­
tig rein kriminellen Handlungen deutlich stärker 
sind als in jenen Bundesländern, in denen im poli­
tischen Kontext mit der Frage von in Österreich 
lebenden Ausländern sensibel und vorsichtig um­
gegangen wurde. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte noch kurz auf zwei Punkte einge­
hen, die mir im Interesse sozusagen des Rückgrats 
des österreichischen Schulwesens wesentlich zu 
sein scheinen. Der eine ist der Elite-Begriff. 

Herr Bundesrat Gudenus! Ich habe keinen Ehr­
geiz, Definitionen bezüglich Elite mit Ihnen ab­
zugleichen. Ich bekenne, daß wir diesbezüglich 
unterschiedliche Auffassungen haben, und ich 
möchte auch keinen Versuch unternehmen, diese 
Unterschiede zu verkürzen. 

Mein Ziel ist ein Schulsystem, in dem in mög­
lichst breiter Form Zukunftschancen vermittelt 
werden und ein möglichst dem Anspruch auf 
Chancengleichheit Genüge tuendes System ein 
breites Bildungsniveau sicherstellt. Dieses System 
mag durchaus eliteschädigend sein, wenn man 
dann davon ausgeht, daß Sie sagen, die Domesti­
kenzahl sinkt: Ich will es, und Sie wollen es wahr­
scheinlich nicht. (Beifall bei der SPÖ und bei 
Bundesräten der ÖVP.) 

Der Ausdruck, daß "Eliten in gewisser Weise" 
auch bei Hilfsarbeitern anwendbar sind, soll mir 
hier eigentlich sozusagen Zeugenschaft ablegen. 

Der zweite Punkt, den ich auch nur gleichsam, 
um es gesagt zu haben, deponieren möchte, ist 
dieser Begriff "Sprache der Gosse". In diesem 
Sinn bin ich froh, wenn an den österreichischen 
Schulen eine Sprache herrscht, die mit der Ihnen 
eigenen Hochsprache nicht identisch ist. Ich finde 

es gut, wenn an Schulen anders gesprochen wird 
als bei Ihren Ausführungen hier. 

Ich möchte eindeutig feststellen, daß ich es für 
einen Wert einer liberalen Schule halte, den Men­
schen ihre Sprache nicht zu nehmen. Ich glaube, 
daß es ganz falsch ist, wenn wir uns nur in irgend­
einer Form einem System nähern sollten, das ei­
nem zentralen Anspruch von falscher Einheit­
Hchkeit und von falschem Differenzieren das 
Wort redet. Für mich heißt Differenzieren dann 
richtig handeln, wenn wir auf Begabungen Rück­
sicht nehmen. wenn wir unterschiedliche Her­
kunft berücksichtigen, auch in speziellen Förde­
rungsprogrammen, wenn wir darauf Rücksicht 
nehmen, daß Kinder eben unter sehr unterschied­
lichen Bedingungen aufwachsen und leben. Für 
mich ist die Differenzierung dann nicht richtig, 
wenn das Ziel der Schulpolitik die Differenzie­
rung im Ergebnis der Schule sein soll. - Ich dan­
ke sehr. (BeifaLL bei SPÖ und ÖVP.) 18.17 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Erich Moser. 
Ich erteile es ihm. 

/8./8 
Bundesrat Erich Moser (SPÖ, Steiermark): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
ist heute schon sehr viel im speziellen über die 
Schule diskutiert worden. Lassen Sie mich kurz 
noch einmal zusammenfassen. 

Folgendes, glaube ich. darf man auch nach die­
ser heutigen Diskussion sicherlich sagen: Die 
österreichische Schule, die Ausbildung unserer 
Jugend hat nicht nur einen ausgezeichneten Ruf, 
sondern ist sicherlich auch Vorbild für viele Län­
der, die an einer Verbesserung ihres Ausbildungs­
systems arbeiten. Österreichs Facharbeiter. öster­
reichische Lehrer. Ingenieure und Wissenschafter 
genießen weltweit hohes Ansehen. Dieses hohe 
Ansehen österreichischer Fachkräfte im In- und 
Ausland gilt es zu wahren. ja vielleicht noch aus­
zubauen. Dies wird jedoch nur dann möglich sein, 
wenn es uns gelingt, die Ausbildung unserer Ju­
gend aus partei politischem Alltagsstreit herauszu­
halten. 

Die Ausbildung unserer Kinder muß es uns 
ganz einfach wert sein, daß sich die besten Kräfte 
aller dafür Verantwortlichen an einen Tisch set­
zen, um Ausbildungsmodelle, die den Anforde­
rungen der nächsten Jahre entsprechen sollen, zu 
erarbeiten. Den Stein der Weisen zu finden wird 
sehr schwierig, ja wohl unmöglich sein - davon 
abgesehen, daß finanzielle Mittel nicht unbe­
schränkt zur Verfügung stehen. 

Der Großteil der Lehrer beschäftigt sich sehr 
ausführlich und sehr engagiert mit Problemen 
unseres Schulsystems. Ich glaube, höhere Gehäl-
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ter und Stundenkürzungen stehen dabei sicher­
lich nicht im Mittelpunkt der Diskussion. Dem 
überwiegenden Teil der Lehrer in Österreich ist 
es ein ernstes Anliegen, die Schule den geänder­
ten Erfordernissen unserer schnellebigen Zeit an­
zupassen. 

Die große Zahl der laufenden Sch.ulversuche 
sind eindrucksvolle Beweise dafür - Beweise 
wohl auch dafür, daß die Lehrerschaft die Wich­
tigkeit ständiger Anpassungen an die Erfordernis­
se der Zeit seit langem erkannt hat. 

Bundesminister Scholten hat vieles auf höch­
ster Ebene in Schwung gebracht. worüber in der 
Öffentlichkeit ausführlich diskutiert wird. Ich 
darf dazu nur einige Beispiele nennen: Autono­
mie der Schule, Fachhochschulen, Lehrplanum­
gestaltung, neue Ferienordnung, Fünftagewoche, 
Fremdsprachenunterricht. 

Zur Schulautonomie: Die Möglichkeit des selb­
ständigen Handeins in bestimmten Freiräumen 
wird es jeder Schule ermöglichen, besondere 
Schwerpunkte zu setzen, Schwerpunkte, die von 
Ort zu Ort, von Region zu Region verschieden 
sein können und unsere Pflichtschule sicherlich 
attraktiver machen werden. 

Die Einführung von Fachhochschulen, die es 
bisher in unserem Bildungssystem nicht gegeben 
hat, bedarf vieler guter Überlegungen und Bera­
tungen. Modelle aus anderen Ländern nur zu 
übernehmen, wäre nicht zielführend und nicht 
verantwortbar. 

Eine Überarbeitung der Lehrpläne in vielen 
Bereichen ist sicherlich dringend erforderlich; das 
ist aber auch in den letzten Jahren immer wieder 
geschehen. 

Die Änderung der schulfreien Zeit. der Ferien, 
ist gerade vom jetzigen Bundesminister auf eine 
breite Diskussionsbasis gestellt worden. Wenn 
man die unterschiedlichen Ergebnisse in Stadt 
und Land in den verschiedenen Schultypen inner­
halb der Elternschaft und auch in der Wirtschaft 
betrachtet, so muß man verstehen, daß dies nicht 
von heute auf morgen geändert werden kann. 

Die Fünftagewoche ist im Volksschulbereich 
großteils verwirklicht. Im Hauptschulbereich 
wird es mit der Schulautonomie verstärkt zur 
Einführung der Fünftagewoche kommen. Eine 
generelle Einführung im Pflichtschulbereich wird 
aber aus verschiedensten Gründen kaum möglich 
sein, und das wird wiederum auch sehr stark von 
den örtlichen Gegebenheiten einer Schule abhän­
gen. 

In einem Leitartikel hat Bundesminister Schol­
ten im Dezember des Vorjahres geschrieben -
ich zitiere -: "Eine Autonomisierung ohne De­
mokratisierung auf der Schulebene ist nicht denk-

bar, denn soll Autonomisierung keine von oben 
verordnete Maßnahme, sondern tatsächlich auf 
der Schulebene angesetzt werden können, sollen 
Möglichkeiten der direkten Entscheidungsfin­
dung tatsächlich vorhanden sein, so müssen die 
Möglichkeiten der direkten Einflußnahme durch 
die direkt Betroffenen an den Schulen entspre­
chend ausgebaut werden." - Zitatende. 

Mehr Autonomie und mehr Demokratie an un­
seren Schulen werden sicherlich von Eltern, Leh­
rern und Schülerl'l. gerne angenommen und sollen 
in unserem Bestreben, auch die Schule den Erfor­
dernissen eines modernen Europa anzupassen, 
höchste Priorität erhalten. - Danke schön. (Bei­
faLL bei SPÖ und ÖVP und Beifall des Bundesrates 
Gac~sler.) 18.23 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Vlag. John Gudenus, den ich darauf aufmerksam 
mache, daß er, da er heute schon einmal gespro­
chen hat, noch eine restliche Redezeit von 13 Mi­
nuten hat. 

18.23 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Herr Minister! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Bundesminister ging ein wenig 
auf meine Ausführungen ein. Ich danke ihm da­
für. Ich werde versuchen. allfällige Mißverständ­
nisse, die vielleicht aufgetaucht sind, zumindest 
klarzustellen. - Ob ich sie ausräumen kann, weiß 
ich nicht. 

Bezüglich Sprache, wo mir der Herr Bundesmi­
nister vorwirft, daß ich versuche, irgendwelche 
Künstlichkeiten da hineinzubringen. Die Antwort 
von Ihnen, Herr Bundesminister, bezog sich ja 
darauf, daß ich in einer schriftlichen Anfrage ein 
sehr groß affichiertes Theaterstück mit dem Titel 
"Wir wurden in die Welt gevögelt und können 
nicht fliegen" kritisiert hatte. Darauf haben Sie 
geantwortet, daß es wohl schockieren mag, aber 
es ist nicht zu leugnen, daß die Umgangssprache 
von Jugendlichen und jungen Menschen den Vor­
stellungen älterer Generationen nicht entspricht. 

Ich gebe durchaus zu, daß ein solcher Ton un­
ter den Jugendlichen herrscht, nicht nur immer 
dort. Aber ich gehe davon aus, daß in der Schul­
bildung doch der Unterschied getroffen werden 
soll zwischen dem, was man vielleicht in der Pau­
se sagt, und dem, was man im Unterricht sagt, 
oder auch dem, was man dann im politischen Le­
ben anwendet. 

Daher meine ich, daß Theaterstücke. die mit 
solchen Schlagzeilen, mit solchen blickfangenden 
Plakaten propagiert werden, und das mit staatli­
cher Subvention auch Ihres Hauses, diesem Bil­
dungsziel nicht gerecht werden. Ich meine, daß 
die Europareife mit einem schöneren Deutsch 
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eher erreicht werden kann. Das ist das, was ich 
einzig sagen will. Dieses Bildungsziel muß sicher­
lich auch eine Ausbildung zu einer Moral, zu ei­
ner Ethik beinhalten, von der wir - unbeschadet 
der Weltanschauungen und Gläubigkeiten - der 
Meinung sind. daß wir einen Minimalkonsens auf 
großer Breite finden können. (Bundesrätin Dr. 
Kar l s s 0 n: Ohne diesen Vorgang wären Sie 
nicht auf der WeLt.') 

Ebenso trifft es nicht zu, wenn Sie mir vorhal­
ten meine Meinung zu Eliten, wobei ich das Wort 
"Elite" in einer gemäß der Hochkultur verstande­
nen Art und Weise verwenden möchte. Ich habe 
ausdrücklich gesagt, es muß gute Arbeiter geben, 
es muß gute Handwerker geben - ich möchte 
jetzt nicht alle Berufsgruppen aufzählen - sowie 
auch gute Lehrer. Und diese sind dann Eliten in­
nerhalb einer Berufsgruppe! Insgesamt ist es aber 
damit möglich, eine Volkswirtschaft europareif 
zu machen, weil sie dann weitestgehend, so hoffe 
ich, elitären Ansprüchen - das im besten Sinne 
des Wortes und nicht im reaktionären Sinne ge­
bracht - gerecht werden kann. Ich meine, daß 
damit der Vorwurf, daß man irgendwelche Do­
mestiken haben möchte, durchaus ungerechtfer­
tigt ist. Ich glaube, wir beide haben nicht mehr 
Domestiken: weder Sie, Herr Minister, noch ich. 
(Beifall bei der FPÖ.) /8.27 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Professor 
Mag. Lakner. Ich erteile es ihm. 

18.27 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ. Salz­
burg): Herr Präsident! Herr Minister! Hohes 
Haus! Ich werde meine 20 Minuten Redezeit, die 
ich noch habe, nicht ausschöpfen. Über folgendes 
dürfen wir nicht hinwegsehen: Wir wollen alle 
eine gute Schule, und wir wollen alle gute Lehrer. 
Und wir wollen alle brave Kinder und so weiter. 
(Bundesrätin Dr. Kar Iss 0 n: Nein, ich mag auch 
schlimme Kinder!) Frau Kollegin Karlsson, vor 
mir aus liebenswerte Kinder oder entwicklungsfä­
hige Kinder. Dieses .. gut" war wieder einmal pau­
schal; das ist mir schon klar. 

Kritik zeigt manchmal mehr noch von Liebe 
und Zuneigung als die Nachsicht. Natürlich ha­
ben wir das Schulwesen - naturgegeben - sehr 
scharf kritisiert, aber daraus kann man nicht able­
sen, daß wir Freiheitlichen kein gutes Schulwest;!l 
wollen. Ganz im Gegenteil! (Ruf bei der SPO: 
Das war eine wichtige Feststellung.') Weiß ich 
nicht. (Bundesrat S t r u tz e n b erg er: An wel­
ches Schulwesen denken Sie. das da gilt war?) 

Ich schicke Ihnen, Herr Präsident, gerne unser 
Bildungskonzept zu. Das vereinfacht die Sache. 
(Bundesrat S t r Li tz e n b erg e r: Sie sagen. das 
jetzige ist nicht gut, Sie wollen ein anderes.') 

Habe ich "ordentlich" gesagt, oder was? Ich 
gehe nicht jeden Tag in der Früh in mich und 
denke nach, ob ich ein Wort verwendet habe, das 
ich vielleicht nicht verwenden dürfte. 

Zum Vorwurf des Pauschalierens. Herr Mini­
ster: Natürlich waren darunter pauschale Vorwür­
fe. das geht aber doch in der kurzen Zeit gar nicht 
anders. Wenn ich das detailliert hätte erklären 
und ausführen sollen, dann säßen wir alle morgen 
um diese Zeit noch hier. Denken Sie an Sitzungen 
der Schulreformkommissionen, da dauert das ja 
auch entsprechend lang. Sie haben mir ja ohnehin 
mit barer Münze heimgezahlt. Auf Pauschalvor­
würfe gab es Pauschalantworten. Also wir sind 
uns da in nichts nachgestanden. Ich führe nur an 
die Worte "zynische Feststellungen", "politisches 
Kleingeld" oder "Rückgrat". Was ist denn das an­
deres als pauschal. 

Herr Kollege Tusek! Die Unzufriedenheit ist 
größer, als wir vielleicht glauben. Sie sind auch 
Lehrer, nehme ich an. Vielleicht haben Sie das 
Glück, in einer "Wonneschule" zu sitzen. Ich 
komme doch einigermaßen viel herum, bin akti­
ver Lehrer, aber eitle Wonne herrscht nicht in der 
Schule, muß ich sagen. 

Mit einer repräsentativen Umfrage kann ich 
nicht aufwarten. Aber ich merke nur immer, die 
Unzufriedenheit ist groß. Mir liegt die Schule am 
Herzen, und ich bedauere immer wieder, wenn 
ich große Unzufriedenheit feststellen muß. Es ist 
unser Bemühen ein ehrliches, auch wenn mir da 
jetzt etwas anderes unterstellt wird. 

Der Fleiß wird selbstverständlich nicht durch 
die Zahl der Nummern - das meine ich jetzt 
nicht zweideutig, Frau Kollegin Karlsson (ironi­
sche Heiterkeit) - dokumentiert. 

Wenn wir schon einmal den Minister hier ha­
ben, dann wollen wir den Herrn Minister natür­
lich auch eingehend befragen. Ich glaube, es wäre 
auch nicht in Ihrem Sinn, in jeder Sitzung eine 
Dringliche mit einer Frage zu machen. 

Ich bin neugierig auf die Dringliche, von der 
Sie sagen, die war notwendig. Eine solche wird es 
in Ihren Augen nie von uns geben. Aber in unse­
ren Augen ist sie eben notwendig, und das ist für 
mich Rechtfertigung genug, auch die Verschie­
bung um diese 14 Tage. (Bundesrätin Dr. 
Kar Iss on: Warum sie für Sie notwendig ist, ha­
ben wir gehört: weil Sie gewählt worden sind.') Für 
mich? Im Lehrerverband? Also ich hätte die An­
frage gestellt, ob Lehrerverbandsobmann oder 
nicht, weil mir die Schule ein Anliegen ist. Das 
hat damit nichts zu tun. Ich glaube, das sind Fra­
gen, die man Gott sei Dank um 14 Tage ver~chie­
ben konnte, ohne daß ... (Ruf bei der SPO: Mit 
einem Wort: Diese Fragen laufen nicht davon!) 
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Die Schule hat jetzt ungefähr 40 Jahre gehalten, 
die 14 Tage hat sie auch überstanden. 

Herr Minister! Zur PV-Umfrage: Es gab eine 
Personalvertretungsumfrage; es gab eigentlich 
sehr viele Umfragen. Ich habe oft schon nicht 
mehr überblicken können, wer eine Umfrage ge­
macht hat: die Personalvertretung, der Fachaus­
schuß oder Ihr Ministerium? Schüler haben auch 
eine Umfrage gemacht, und der Elternverein hat 
eine Umfrage gemacht. Manchmal war es wirk­
lich schon undurchsichtig, von wo eine Umfrage 
kam. Ein Umfrageergebnis habe ich gelesen. das 
war von der Personal vertretung in Salzburg, und 
da waren weit über 80 Prozent AHS-Lehrer ge­
gen diese Aufstiegsautomatik. Da gab es nicht 
"Ihre" drei Möglichkeiten, sondern fünf Möglich­
keiten, und die waren mit 82 und noch was Pro­
zent für eine Verschärfung. Es wurde sogar noch 
ein Notendurchschnitt verlangt, wenn man mit ei­
nem Nichtgenügend aufsteigen kann. 

Irgendwie ist es ja auch verständlich. Noch ein­
mal: Bei einem Nichtgenügend dürfte es keine 
Aufstiegsautomatik geben. Wenn ich ein ver­
ständnisvoller Lehrer bin und es Gründe gibt, 
dann muß ich ja kein Nichtgenügend geben. 
Wenn es doch eine Möglichkeit gibt, jemanden 
aufsteigen zu lassen, kann ich ja auch ein Genü­
g.end geben. Aber ein Nichtgenügend muß meiner 
Uberzeugung nach Aussagekraft haben. 

Herr Minister! Dieses Nichtgenügend, diese 
"Fast-Automatik", die es manchmal gibt - ich 
bin auch unzufrieden, wenn es in der einen Schu­
le anders gehandhabt wird als in der anderen et 
cetera pp -, hat ja eine Rückwirkung. Die Schü­
ler gehen - ich weiß nicht, welcher Kollege das 
gesagt hat - nicht so gern in die Hauptschule, 
weil sie dort in Leistungsgruppen kommen. Da 
gibt es eine Einstufungsprüfung, und da unterlie­
gen sie der Gefahr, nicht in die erste Leistungs­
gruppe zu kommen, sondern in die zweite oder 
sogar in die dritte, oder nach einer gewissen Zeit 
abgestuft zu werden. All diesen Schwierigkeiten 
entkommen sie, wenn sie in die AHS gehen. Da 
werden sie nicht abgestuft, mit einem Nichtge­
nügend steigen sie wahrscheinlich sogar mehr­
mals auf und kommen auf diese Weise in der 
AHS "billig.er" durch. Und das stört mich. (Ruf 
bei der SPO: Es ... ist jeder Bürgermeister froh. 
daß weniger in die Hauptschule gehen, weil sich 
die Gemeinde Geld erspart.') Ja, das ist mir schon 
klar, aber das werden Sie, Herr Bürgermeister, 
hoffentlich nicht zum Postulat erheben! (Weitere 
Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wenn daran etwas 
geändert wird, wird sie sich hoffentlich bessern, 
aber ich hoffe, diesen Zusammenhang sehen Sie 
ein. 

Sie haben, Herr Minister, von der Akzeptanz 
gesprochen: 58 bis 62 Prozent, haben aber dann 
selbst eingeschränkt auf die Ballungsräume. Ich 

habe mich da nicht mehr ausgekannt: Ist die Ak­
zeptanz jetzt nur österreichweit schlechter, länd­
lich entsprechend besser. Groß ist sie ja auch 
nicht mit 60 Prozent. Aber, bitte, wenn Sie damit 
zufrieden sind. 

Die Umfrage habe ich, glaube ich. schon ange­
deutet. Ich weiß nicht. ob auch Ihre Umfragen 
gesichert waren, die sind an den Schulgemein­
schaftsausschuß gekommen, kamen aber von dort 
natürlich auch weiter, weil die ja Rückfragen ge­
steilt haben. Da gab es aber natürlich Einflußnah­
men. Da gab es die AKS, Aktion kritischer Schü­
ler - ich gehe jetzt nicht auf diese los, die ande­
ren waren nicht besser -. die versucht hat, das zu 
manipulieren, indem sie sagte: Fünf-Tage-Wo­
ehe, habt ihr euch schon ausgerechnet, was dann 
die Folge ist? Daher der Zweifel an der Umfrage, 
weil es natürlich Einflußnahmen und vielleicht 
auch Manipulationen gab. - Ganz aus der Luft 
gegriffen ist der Zweifel an der Schlüssigkeit, 
glaube ich, nicht. 

Zu Schulbüchern. Natürlich, es ist mir schon 
aufgefallen, daß es da eine Divergenz gibt. Ko­
stenbewußt ja, sollte man natürlich sein, anderer­
seits gibt es aber eine Verteuerung und eine Ver­
mehrung der Zahl der Schulbücher durch diffizi­
lere und mehr Gegenstände. Das bekommt man 
halt so schwer unter einen Hut. Da müßte man 
halt irgendein System finden - Kollege Meier hat 
ja vorhin ein paar Andeutungen in diese Richtung 
gemacht -, daß jener Schule. die spart. das Er­
sparte bei den Unterrichtsmitteln zugute kommt. 
Ich weiß schon, das liegt nicht ganz in Ihrer Kom­
petenz. aber irgendeinen Einfluß haben .?ie. neh­
me ich an, auch darauf. (Ruf bei der SPO: Das ist 
die Schulauwnomie.') Mag sein! Wenn das eine 
Lösung ist, dann soll sie nur kommen. 

Zum Thema Objektivität. Ich gebe zu, ich war 
anfangs vom oberösterreichischen Objektivie­
rungssystem begeistert. Das war ein ausgefeiltes 
Punktesystem, es schien mir, das kann gar nicht 
mißbraucht werden. Aber es hat nicht lange ge­
dauert. Herr Kollege, bis es mißbraucht wurde. 
(Bundesrat 5 t r U I zell be r ger: Von Haus allS.') 
Ist es kein Mißbrauch, wenn ein Lehrer Punkte 
bekommt, weil er dort einen Kurs hält oder eine 
Arbeitsgruppe leitet? Wer schickt ihn denn dort­
hin, um einen Kurs zu halten oder eine Arbeits­
gruppe zu leiten? (Ruf bei der ÖVP: Was wollen 
Sie beim Lehrer sonst messen?) 

Ich weiß, wir kommen jetzt vom Hundertsten 
ins Tausendste, aber was mir fehlt, sind Anforde­
rungsprofile. Herr Minister, kennen Sie ein An­
forderungsprofil an den Lehrer, an eine schulfe­
ste Stelle, an den Direktor, also konkrete Anfor­
derungsprofile, mit denen man arbeiten kann? 
Ich kenne derzeit keine. Es gibt die Beratungsfir­
men, die dann bei den Landesschulinspektoren 
rückfragen, was ja irgendwo eine Perversion ist, 

551. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 103 von 105

www.parlament.gv.at



26076 Bundesrat - 55 I. Sitzung - 19. März 1992 

Mag. Georg Lakner 

denn dann kann man gleich die Landesschulin­
spektoren einsetzen. 

Zum Ergebnis der Personalvertretungswahlen: 
Natürlich war dieses Ergebnis nicht so glänzend 
wie manches andere unserer Wahlergebnisse, 
aber man muß bedenken, daß es da sehr verschie­
dene Gruppen gegeben hat - wir haben nicht 
immer unter dem gleichen Namen kandidiert -
und daß es bei der Kandidatur Schwierigkeiten 
gibt. Man muß Unterschriften sammeln, nicht 
wenige! Diese sind nicht immer so leicht zu be­
kommen, weil ja die Herren Direktoren einem 
auch nicht Tür und Tor aufmachen und sagen: 
Herr Kollege, kommen Sie nur, ich helfe Ihnen, 
da bekommen Sie ein paar Unterschriften! (Bllfl­
desrat SIr LI tz e n be r ger: Wie ~t'ird das bei 
euch gemacht? Braucht ihr einen Direktor zur Un­
terschrift für eine Kandidatur?) Nein, nein, das 
brauchen wir nicht! Aber ich weiß nicht, wo die 
Lehrer wohnen. Ich muß in die Schule hineinge­
hen, Herr Präsident. (Bundesrat S t r u tz e n -
be r g c r: Nchnzcn Sie sich das Geselz her und 
schauen Sie sich an, wie Inan zur Ulllersclzrift 
kommt.') 

Es gab Dienststellenversammlungen, wo alle 
Kandidaten dabei waren. Obwohl ich kandidiert 
habe, hat man mich nicht eingeladen. Also auch 
da gibt es Diskriminierungen. Die Sache mit mei­
ner Schwester habe ich schon einmal geschildert, 
nämlich daß ihr, weil sie kandidiert hat, eine Be­
lohnung entzogen wurde. (Bundesrat S t ru l -

zen be r ger: Sie sind ein besonders Geschädig­
ter. in der ganzen Familie. was Personalvertretung 
anbelangt.') Es schaut so aus! 

Zum Nutzen der Bezirksschulräte. - Na ja, es 
ist eigenartig: In Kärnten ist es zum Beispiel so, 
daß der Bezirksschulrat für die allgemeinen 
Pflichtschulen einen Dreiervorschlag erstellt, und 
dieser geht dann direkt an die Landesregierung. 
In allen anderen Bundesländern gibt es, wenn ich 
richtig informiert bin, noch einen Dreiervor­
schlag im Landesschulrat. Also wenn es solche 
Unterschiede gibt, wird man sich schon ihre Sinn­
haftigkeit überlegen und sich fragen müssen, ob 
man das nicht vereinheitlichen könnte. 

Zur Schulsprache hat, glaube ich, Kollege Gu­
denus genug gesagt. Als Deutschlehrer liegt mir 
das natürlich auch am Herzen. Sie haben auch 
eine sehr gewählte Sprache, Herr Minister. Das 
stelle ich durchaus anerkennend fest. Wahr­
scheinlich eine gewähltere, als ich sie normaler­
weise verwende. Aber irgendwo sind wir doch 
ganz froh, daß es den Luther gegeben hat und die 
deutsche Sprache. Und jetzt sollen wir das wieder 
fallenlassen? Gegen Dialekte hat ja niemand et­
was einzuwenden. Vielleicht haben Sie das ge­
meint. Aber Kollege Gudenus hat ja unflätige 
Ausdrücke und ähnliches gemeint. Diese muß 
man nicht unbedingt verwenden. (Zwischenrufe 

bei der SPÖ.J Ich sehe schon, die Sprache stellt 
ein Problem dar. Aber ich darf dazu eine Randbe­
merkung machen: Ich hoffe, Deutsch bleibt schon 
noch unsere Unterrichtssprache. Es gibt ja schon 
Anzeichen, daß Deutsch als Unterrichtssprache 
zumindest diskutiert wird. Und da ist der Punkt. 
Herr Minister. wo wir nicht über den Jordan ge­
hen. 

Sie haben weiters gesprochen von "Chancen­
gleichheit". Das ist eigentlich, wenn ich das so 
sagen darf, ein verräterisches Wort. Wir hören 
das von der "Chancengleichheit" gar nicht gerne. 
Wir haben dafür - Sie werden das ohnehin ken­
nen - ein ganz anderes Wort, nämlich "Chan­
cengerechtigkeit". Chancengerechtigkeit liegt uns 
Freiheitlichen am Herzen, nicht aber Chancen­
gleichheit. Natürlich sind wir alle gleich, aber es 
gibt gleichere und so weiter. Das brauche ich, 
glaube ich, nicht entsprechend auszuführen. 

Ich meine, nur mit Chancengerechtigkeit kom­
men wir weiter, aber die gemeinsame Schule der 
10- bis 14jährigen wäre eher ein Schritt zu Chan­
cengleichheit, aber nicht zu Chancengerechtig­
keit. 

Herr Kollege Tusek! Ich darf zum Schluß kom­
men. Sie haben ein bißchen ... 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Herr 
Kollege! Sie haben noch 6,5 Minuten Zeit. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (j'orcsetzendJ: 
Na großartig, da werde ich das noch aufklären 
können. 

Herr Kollege Tusek! Sie haben sich ganz gut 
aus unserem Entschließungsantrag hinausgestoh­
len. Wir hatten ja ursprünglich - ich darf ehrlich 
sein - ein anderes Modell vorgesehen, das einer 
gewissen Automatik gar nicht so ablehnend ge­
genüberstand. Ich habe mich dan~ aber vom Prä­
sidenten Schäffer - das ist der OVP-Schulspre­
cher - überzeugen lassen, daß es einem Lehrer 
nicht zumutbar ist, daß sozusagen die Lehrerent­
scheidung nach hinten gedrängt wird und statt 
dieser eine Automatik zum Tragen kommt. Und 
daher verstehe ich Ihre Argumentation nicht. 

Wir haben gesagt - umso besser, wenn das 
schon gefallen ist -, der Herr Minister möge die­
se Aufstiegsautomatik bei einem .,Nichtgenü­
gend" in die nächsthöhere Schulstufe nicht wei­
terverfolgen. Das gilt ja für die Zukunft auch, das 
gilt ja nicht nur für dieses Papier, und daher finde 
ich das durchaus aktuell. Aber ich glaube, Sie 
wollen sich aus dem gemeinsamen Antrag hinaus­
stehlen, damit Sie in der Koalition keine Schwie­
rigkeiten bekommen. - Vielen Dank. (Beifall bei 
der FPÖ.) 18.42 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 
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Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Es liegt der Antrag der Bundesräte Dr. Kapral, 
Mag. Lakner, Mag. Gudenus und Kollegen betref­
fend Ablehnung der Aufstiegsautomatik bei ei­
nem "Nichtgenügend" vor. 

Ich lasse über diesen Entschließungsantrag 
ab s tim m e n. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, um ein Handzeichen. -
Es ist dies S tim m e n m i n der h e i 1. 

Der Antrag ist daher ab gel eh nt. 

Ich gebe noch bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung zwei Anfragen, 852/1 und 853/1, eingebracht 
wurden. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol­
gen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, der 
9. April 1992,9 Uhr in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen in Betracht, die der Nationalrat bis 
dahin verabschiedet haben wird, soweit sie dem 
Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim­
mungsrecht des Bundesrates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Dienstag, 
den 7. April 1992, ab 14 Uhr vorgesehen. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 43 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 920147 
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